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Die Agentur für Erneuerbare Energien wird  
getragen von Unternehmen und Verbänden der 
Erneuerbaren-Energien-Branche und gefördert 
durch die Bundesministerien für Umwelt und 
für Landwirtschaft.

Aufgabe ist es, über die Chancen und Vorteile  
einer nachhaltigen Energieversorgung auf  
Basis Erneuerbarer Energien aufzuklären – 
vom Klimaschutz über eine sichere Energiever-
sorgung bis zu Arbeitsplätzen, wirtschaftlicher 
Entwicklung und Innovationen. Die Agentur für 
Erneuerbare Energien e. V. arbeitet bundesweit 
partei- und gesellschaftsübergreifend.
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Die Bundesländer sorgen damit für Einheit in der 
Vielfalt, zeigen aber auch selbst, wie wichtig und 
notwendig die jeweils unterschiedlichen Charak-
teristika sind. Denn ebenso wie die Energiewen-
de nur im Zusammenspiel aller Erneuerbaren 
Energien – von der Wind- über die Solar- und 
Bioenergie bis hin zur Geothermie und Wasser-
kraft – funktionieren kann, wird diese Umstellung 
auch nur gelingen, wenn alle Bundesländer ihre 
individuellen Stärken einbringen. 

Vorliegende Publikation beleuchtet daher die 
Energiewende auf Länderebene, zeigt die bisheri-
gen Fortschritte und macht die jeweiligen Erfolge 
beim Ausbau Erneuerbarer Energien sichtbar.

Ich wünsche Ihnen eine informative und span-
nende Lektüre. 

Ihr

Philipp Vohrer, Geschäftsführer der Agentur  
für Erneuerbare Energien e.V.

Die Energiewende ist kein einfacher Prozess, 
denn es geht um nichts weniger als eine kom-
plette Umorganisation unseres bisherigen Versor-
gungssystems. Nichtsdestotrotz ist der Umstieg 
auf Erneuerbare Energien lohnend, denn er ver-
spricht nicht nur eine saubere und  sichere Ener-
gieversorgung aus heimischen Quellen, sondern 
auch eine, die im Einklang mit den Wünschen der 
Bürgerinnen und Bürger steht.

Die Energiewende ist auch deshalb kein einfacher 
Prozess, weil es viele Interessen unter einen Hut 
zu bekommen gilt. Dies ist aber gleichzeitig auch 
die große Chance der Energiewende. Durch die 
kleinräumige und dezentrale Struktur einer Ener-
gieversorgung auf Basis Erneuerbarer Energien 
rückt die Erzeugung von Strom und Wärme näher 
zu den Menschen, sie können sich engagieren, 
daran partizpieren und davon profitieren.

Deutschland hat mit seiner föderalen Struktur 
ideale Voraussetzungen, die notwendige Vielfalt 
der Energiekonzepte zu koordinieren und in ei-
nem übergeordneten Ziel zusammenfließen zu 
lassen. Den Bundesländern kommt dabei eine 
ganz entscheidende Rolle zu, da sie das Schar-
nier zwischen dem dynamischen Ausbau Erneu-
erbarer Energien vor Ort und der Koordinierung 
hinsichtlich der Ziele auf Bundesebene bilden.

Die föderale Energiewende – 
gemeinsam zu einer sauberen 
Energiezukunft!
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Einführung: 
Erneuerbare 
Energien in 
Deutschland
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Die Energieversorgung auf Basis von Erdöl, Koh-
le und Erdgas lässt die Konzentration des Treib-
hausgases Kohlendioxid in der Erdatmosphäre 
steigen. Die Wissenschaft ist sich einig, dass das 
Verbrennen fossiler Brennstoffe das globale Kli-
ma aufheizt: Das Intergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC) warnt vor einem Tempe-
raturanstieg von zwei bis fünf Grad Celsius ge-
genüber dem vorindustriellen Niveau bis zum 
Jahr 2100. Seit der Industrialisierung hat sich die 
Konzentration von CO2 in der Atmosphäre um 40 
Prozent erhöht. 2013 wurde erstmals seit Beste-
hen des Menschen die CO2-Konzentration von 
400 ppm (parts per million/CO2-Moleküle pro 
eine Million Luftmoleküle) im Tagesmittel über-
schritten. Der Durchschnitt lag in den vergange-
nen 10.000 Jahren nur bei etwa 280 ppm. Die 
Klimawissenschaft geht davon aus, dass ab dem 
Schwellenwert von 450 ppm das 2-Grad-Ziel mit 
einer Wahrscheinlichkeit von mindestens 50 
Prozent nicht mehr einzuhalten ist.

Die Folgen des Klimawandels für Mensch und 
Natur sind verheerend. Extreme Wetterereig-
nisse wie Hitzewellen, Stürme und starke Re-
genfälle mit Dürren und Überschwemmungen 
als Folge werden mit steigender Intensität wei-
ter zunehmen.  

Untätigkeit ist teurer als handeln
Laut Analysen des weltweit anerkannten briti-
schen Ökonomen Nicholas Stern müssten jähr-
lich zwei Prozent des weltweiten Bruttoinlands-
produkts (BIP) für den Klimaschutz ausgegeben 
werden, um den Klimawandel einzudämmen. 
Passiert dies nicht, drohen Schäden von bis zu 
25 Prozent des BIP im Jahr 2200. In Deutsch-
land rechnet das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) mit möglichen Klima-
schäden bis 2100 in Höhe von 3.000 Milliarden 
Euro. 

Endlichkeit fossiler und nuklearer Ressourcen
Wie lange Erdöl, Erdgas, Kohle und Uran abge-
baut und genutzt werden können, hängt von Art 
und Umfang ihrer Vorkommen sowie vom Stand 
der Technik und den Preisen ab. Man unter-
scheidet bei fossilen Energievorräten zwischen 
Ressourcen und Reserven. Ressourcen sind 
zwar geologisch nachgewiesen, aber technisch 
beziehungsweise wirtschaftlich zum gegebenen 
Zeitpunkt nicht erschließbar. Ebenfalls werden 
Mengen, die noch nicht nachgewiesen sind, 
aber aus geologischen Gründen in dem betref-
fenden Gebiet erwartet werden können, als 
Ressourcen bezeichnet. Reserven sind diejeni-
gen Vorkommen, die bereits erfasst sind und 

Deutschlands Energieversorgung:  
wirtschaftlich, umweltverträglich und sicher?

Im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) ist das Ziel festgelegt eine „möglichst sichere, preisgünstige, 
verbraucherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche“ Energieversorgung in Deutschland zu 
erreichen. Die Ziele Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit stehen 
gleichberechtigt nebeneinander. Die Energieversorgung Deutschlands basiert heute noch erheblich 
auf fossilen Brennstoffen und Atomenergie. Die konventionellen Energieträger Kohle, Erdöl, Erd-
gas und Uran werden größtenteils in politisch instabilen Regionen unter fatalen Bedingungen für 
Mensch und Umwelt abgebaut und über weite Strecken nach Deutschland exportiert. Die Haupt-
brennstoffe der Energieerzeugung in Deutschland kommen also mit einem schweren sozialen und 
ökologischen Ballast zu uns – bevor sie in Deutschland mit weiteren Umwelt- und Gesundheitsbe-
lastungen in Energie umgewandelt werden. Diese externen Kosten für Umwelt- und Gesundheits-
schäden werden auf die Allgemeinheit abgewälzt. Ein auf fossilen und nuklearen Quellen beruhen-
des Energiesystem widerspricht daher allen drei im EnWG festgelegten Zieldimensionen.
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auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
gefördert werden können. Ein steigender Ener-
giepreis oder neue Fördertechniken können 
dazu führen, dass aus bloßen Ressourcen nutz-
bare Reserven werden.

Atomstrom etwa ersetzen können. Der Strom-
exportüberschuss hat sich damit zwar 2011 ge-
genüber 2010 etwas verringert, von 17,7 auf 6,3 
TWh. Deutschland ist jedoch nach wie vor Net-
tostromexporteur. Im Jahr 2012 exportierte 
Deutschland mit 23 TWh sogar so viel Strom 
wie nie zuvor. Die Behauptung, ausländische 
Atomenergie habe die deutsche ersetzt, ist 
nicht haltbar.

Im Rahmen des europäischen Stromaustauschs 
importiert Deutschland natürlich auch zeitwei-
lig Strom, in Summe überwiegen die Exporte 
jedoch bei Weitem. Der Stromeinkauf aus dem 
Ausland ist jedoch keine Folge fehlender eige-
ner Kapazitäten, sondern marktgetrieben; das 
heißt Stromhändler kaufen Strom dort, wo er 
am günstigsten ist. Das ist im liberalisierten 
europäischen Strommarkt normal. Die inländi-
sche Versorgungssicherheit ist also nicht ge-
fährdet und die Abschaltung der AK W in 
Deutschland wird durch den Stromaustausch 
mit Nachbarländern wie Frankreich oder 
Tschechien auch nicht konterkariert.

Die Monatsberechnungen der Import- und Ex-
portdaten seit 2003 zeigen deutliche jahreszeit-
liche Schwankungen. In den vergangenen zehn 
Jahren exportierte Deutschland in den Winter-
monaten Strom und importierte im Sommer. 
Gleichzeitig ist aber die Stromnachfrage im 

www.energie-studien.de
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Entwicklung der jährlichen Stromimporte und -exporte 
Deutschlands von 1990 bis September 2012   

Stromaustausch mit den Nachbarländern

Seit 2003 haben die Stromexporte aus Deutschland deutlich zugenommen. 
Die im Vergleich zu den Vorjahren etwas höheren Importe im Jahr 2011 sind im 
Jahr 2012 wieder deutlich zurückgegangen. Da die Wintermonate traditionell 
von Exportüberschüssen gekennzeichnet sind, wird für das Gesamtjahr 2012 
mit einem hohen Exportüberschuss gerechnet.  

Quelle: Öko-Institut: Auswirkungen des deutschen Kernenergie-Ausstiegs 
auf den Stromaustausch mit den Nachbarländern. Januar 2013    
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Deutschlands Importabhängigkeit von fossilen Rohstoffen

Fakt ist, dass die fossilen und nuklearen 
Brennstoffe immer teurer werden und endlich 
sind. Denn auch wenn neue Fördermethoden 
wie Fracking oder die Nutzung von Teersanden 
die fossilen Energiereserven erweitern, kommt 
es beim Weltmarktpreis und der Versorgungs-
sicherheit weniger auf das Volumen der ver-
fügbaren Reserven an, sondern vielmehr dar-
auf, ob die Reserven schnell genug gefördert 
werden können, um die steigende Nachfrage 
zu decken. Die Förderung von unkonventionel-
lem Erdgas und Erdöl kann laut dem Energie-
experten Werner Zittel von der Lüdwig-Böl-
kow-Stiftung als Beweis gedeutet werden, 
dass die leicht erschließbaren Vorräte zu Nei-
ge gehen.  

Importiert Deutschland seit der Abschaltung 
der ersten Atomkraftwerke mehr Strom?
Die Abschaltung acht deutscher Atomkraftwer-
ke im Jahr 2011 hat keinen Anstieg von Strom-
importen aus dem Ausland zur Folge gehabt. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine Studie des Öko-
Instituts vom Januar 2013. Der deutsche Kraft-
werkspark verfügt über mehr als genug Kapa-
zitäten, um auch ohne die acht vom Netz ge-
nommenen AKW die Stromnachfrage zu de-
cken. Durch die Abschaltung der acht AKW ist 
die Atomstromproduktion von 141 Terwattstun-
den (TWh; 1 TWh entspricht einer Milliarden 
Kilowattstunden) im Jahr 2010 auf 108 TWh im 
Jahr 2011 gesunken. Die Erneuerbaren Energien 
(plus 20 TWh) und die Reduzierung des Strom-
exports (minus 11 TWh) haben den wegfallenden 
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Stromerzeugung in das europäische Stromnetz 
zu integrieren.   

Die Niederlande, Schweiz, Österreich, Luxem-
burg und Polen waren von 2003 bis heute Im-
porteure von Strom aus Deutschland. Aus 
Frankreich und Tschechien ist im Jahressaldo 
hingegen stets Strom nach Deutschland einge-
führt worden. Aus Frankreich hat Deutschland 
im Jahr 2011 knapp 6 TWh mehr Strom bezo-
gen, verglichen mit dem Durchschnitt der Jah-
re 2003 bis 2010. Bis September 2012 ist der 
Import jedoch wieder um dieselbe Menge zu-
rückgegangen. Der deutsche Importsaldo aus 
Tschechien lag im Jahr 2011 auf zweitniedrigs-
ter Stufe seit 2003. Analysen der Stromhan-
dels- und Stromtransportmengen zwischen 
Frankreich und Deutschland zeigen, dass mehr 
Strom physikalisch transportiert als tatsäch-
lich gehandelt wird. Eine wesentliche Ursache 
dafür ist, dass Deutschland nur Transitland für 
Stromexporte von Frankreich in die Schweiz 
und Italien ist. Zwischen Frankreich und der 
Schweiz gibt es nicht genügend Netze. Deshalb 
nimmt der Strom den Umweg über Deutsch-
land. Solche Ring- oder Transitflüsse treten 
auch mit den östlichen Nachbarstaaten auf. 
Aus Nordostdeutschland fließt Strom nach 
Süddeutschland über den Umweg Polen und 
Tschechien.

Winter am höchsten und im Sommer am nied-
rigsten. Die Importe sind daher nicht mit zu ge-
ringer inländischer Erzeugungskapazität zu 
erklären, sondern sie sind vor allem Folge jah-
reszeitlicher Effekte – wie Schneeschmelze in 
den Alpen und in Skandinavien. Außerdem wird 
Strom aus den AKW in Frankreich, der im Win-
ter von den Stromheizungen französischer 
Haushalte abgenommen wird, im Sommer nicht 
mehr gebraucht. Durch das Überangebot sinkt 
der Preis auf dem europäischen Strommarkt 
und billiger Atomstrom aus Frankreich sowie 
günstige Wasserkraft aus Skandinavien ver-
drängen teuren fossil erzeugten Strom in 
Deutschland. Umgekehrt muss Frankreich im 
Winter Strom aus Deutschland importieren, da 
die Leistung der dortigen AKW nicht ausreicht. 
Im Jahr 2012 wurde erstmals Strom im Sommer 
aus Deutschland exportiert. Grund dafür ist vor 
allem der starke Zuwachs der Photovoltaik. 
Wenn die schwerfälligen deutschen Kohlekraft-
werke auch bei hoher Solarstromeinspeisung 
nicht heruntergefahren werden, kommt es zu 
Produktionsüberschüssen, die dann ins Aus-
land exportiert werden. 

www.energie-studien.de
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Jährlicher Importsaldo Deutschlands nach Ländern 
von 2003 bis September 2012

Stromaustausch mit den Nachbarländern

Die Jahresbilanzen der physikalischen Stromflüsse zeigen, dass Deutschland 
regelmäßig Stromnettoexporteur ist für die Niederlande, die Schweiz, 
Österreich und Polen. Umgekehrt importiert Deutschland in der jährlichen 
Nettobilanz Strommengen aus Frankreich und Tschechien. Im Austausch mit 
Dänemark und Schweden dominieren mal die Importe und mal die Exporte. 
Insgesamt ist Deutschland seit 2003 Stromnettoexporteur.

Quelle: Öko-Institut: Auswirkungen des deutschen Kernenergie-Ausstiegs 
auf den Stromaustausch mit den Nachbarländern. Januar 2013    
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Energien. Er ermöglicht mehr Flexibilität, um 
den fluktuierenden Anteil der regenerativen 
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Erneuerbare Stromerzeugung
Im Stromsektor ist die Energiewende bereits am 
Weitesten fortgeschritten. Seit das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) das Stromeinspeisege-
setz im Jahr 2000 ablöste, hat sich der Anteil an 
der Stromerzeugung von etwa 7 Prozent auf rund 
22 Prozent im Jahr 2012 mehr als verdreifacht. 
Die Bruttostromerzeugung stieg von 37,9 Milliar-
den Kilowattstunden (kWh) auf 136 Millliarden 
kWh im Jahr 2012. Kern des Erfolgs waren die im 
EEG festgeschriebenen Prinzipien der garantier-
ten Einspeisevergütung und des Einspeisevor-
rangs der Erneuerbaren Energien. Diese schaff-
ten die notwendige Planungssicherheit für Inves-
titionen in den Ausbau der Erneuerbaren Energi-
en. Auch im Jahr 2012 wuchs die Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien dynamisch, gegen-
über 2011 stieg die Stromerzeugung aus Sonne, 
Wind, Biomasse, Geothermie und Wasserkraft 
um zehn Prozent. 

Durch dieses Wachstum waren die Erneuerbaren 
Energien im Jahr 2012 nach der Braunkohle (26 
Prozent) bereits der zweitwichtigste Energieträ-
ger. Die Windenergie trug mit 7,4 Prozent den 
größten Anteil unter den regenerativen Quellen 
bei, wobei Solarenergie, Wasserkraft und Bio-
masse im Vergleich zum Vorjahr aufholten. Am 
schnellsten stieg der Anteil der Photovoltaik. Sie 
konnte ihren Anteil von nur einem Prozent im 
Jahr 2009 auf 4,5 Prozent im Jahr 2012 steigern. 
Im Jahr 2011 lag sie noch gleichauf mit der Was-
serkraft bei drei Prozent. Die Stromerzeugung 
aus Windenergie ging, trotz der deutlichen Zu-
nahme der installierten Leistung von knapp 
28.872 MW auf 31.308 MW, wetterbedingt leicht 
zurück (46 Milliarden kWh gegenüber 48 Milliar-
den kWh im Jahr 2011). 

Die ostdeutschen Länder sind beim Ausbau der 
Erneuerbaren Energien schon besonders weit vo-
rangeschritten. Unter den fünf Ländern mit dem 
größten Anteil Erneuerbarer Energien an der 
Bruttostromerzeugung belegen sie drei Plätze. 
Die Länder Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt, Thüringen und Brandenburg wissen die 
Chancen der Energiewende für sich zu nutzen. Sie 
sind beim Ökostromanteil und bei der Bedeutung 
der von der Branche geschaffenen Arbeitsplätze 
im Land führend. Aber auch westdeutsche Länder 
mit hohen Anteilen Erneuerbarer Energien an der 
Stromerzeugung wie Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen oder Bayern profitieren überdurch-
schnittlich von den ökonomischen Vorteilen.

Strom, Wärme, Mobilität – Stand und Ausblick

Die Energiewende steht nicht nur für den Umbau der Stromversorgung auf Erneuerbare Energien. 
Auch im Wärmebereich und im Verkehrssektor muss sie schneller aus den Startlöchern kommen. 
Sonne, Wind, Biomasse, Wasser und Geothermie sind heimische Energiequellen, die umfangreich 
und nach menschlichem Ermessen unendlich zur Verfügung stehen. Im Jahr 2012 deckten sie je-
doch erst 12,6 Prozent des Endenergieverbrauchs in Deutschland. Es besteht also noch ein großer 
Ausbaubedarf. In Zukunft werden die drei Bereiche Strom, Wärme und Mobilität zunehmend zu-
sammenwachsen. Elektroautos werden erneuerbaren Strom tanken und Wasserstoffautos mit 
Windgas fahren, was die deutsche Fahrzeugflotte klimafreundlicher machen wird. Wärmepumpen 
erzeugen heute schon mit Hilfe von Strom umweltfreundliche Heizenergie aus Erd- oder Umge-
bungswärme. Über Entwicklungen und den aktuellen Stand in den Bereichen Strom, Wärme und 
Mobilität informiert der folgende Abschnitt. 

Photovoltaik
28 Mrd. kWh 
(4,5%)

Wasserkraft
21 Mrd. kWh 
(3,4%)

Der Strommix in Deutschland im Jahr 2012
Mit 136 Milliarden Kilowattstunden lieferten Erneuerbare Energien 
22 Prozent der Bruttostromerzeugung.

Kernenergie: 
100 Mrd. kWh 
(16%)

Steinkohle: 
118 Mrd. kWh 
(19%)

Erdgas: 
70 Mrd. kWh (11%)

Erneuerbare 
Energien:  
136 Mrd. kWh (22%)Quelle: AG Energiebilanzen, BMU

Stand: 3/2013 

gesamt 
618 Mrd. kWh

Braunkohle: 
159 Mrd. kWh (26%)

Biomasse
(inkl. biogenem 
Müll): 
41 Mrd. kWh 
(6,6%)

Windenergie
46 Mrd. kWh 
(7,4%)

Sonstige: 
35 Mrd. kWh 
(6%)
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Sachsen-Anhalt (7,2 Prozent). Die mit Abstand 
größten Strommengen (Biomasse ohne Abfall) 
produzierten im Jahr 2011 allerdings die großen 
Flächenländer Bayern (5.927 Milliarden kWh) 
und Niedersachsen (5.679 Milliarden kWh). Bun-
desweit nahm die Stromerzeugung von 38 Milli-
arden kWh auf 41 Milliarden kWh zu. Verantwort-
lich für den weiteren Aufwind im Jahr 2012 war 
vor allem der Biogasausbau. Allerdings verlang-
samte sich der Zubau an Biogasleistung gegen-
über dem Jahr 2011. Der Zubau an Erzeugungs-
kapazitäten aus fester Biomasse lag konstant 
auf Vorjahresniveau, die Stromerzeugung aus 
flüssiger Biomasse ging dagegen aufgrund von 
Kraftwerksstillegungen wieder etwas zurück. 

Die Wasserkraft hatte durch hohe Nieder-
schlagsmengen und Schneeschmelze im Jahr 
2012 gegenüber dem Vorjahr günstige Bedingun-
gen. Deshalb stieg die Stromerzeugung aus 
Wasserkraftwerken trotz geringem Zubau an in-
stallierter Leistung von 18 auf 21 Milliarden kWh. 
Die Wasserkraftnutzung konzentriert sich vor-
wiegend auf die Alpenländer. Bayern und Baden-
Württemberg erzeugten zusammen circa 80 Pro-
zent des gesamten Wasserkraftstroms. Die Geo-
thermie konnte ihren Ertrag um beachtliche 35 
Prozent steigern, spielt aber mit 25 Millionen 
kWh im gesamten Strommix immer noch eine 
kleine Nebenrolle.    

Erneuerbare Wärme     
Das Bereitstellen von Wärme fällt beim Energie-
verbrauch in Deutschland am stärksten ins Ge-
wicht. Etwa die Hälfte des gesamten Endener-
gieverbrauchs (Strom, Wärme, Mobilität) entfällt 
auf den Wärmesektor. Den größten Teil macht 
das Heizen von Gebäuden, Warmwasser und die 
Bereitstellung von Prozesswärme für die Indus-
trie aus. Die Wärmeversorgung in Deutschland 
wird immer noch weitgehend mit fossilen 
Brennstoffen gedeckt – vor allem mit Erdgas 
und Heizöl. Der Treibhausgasausstoß ist dem-
entsprechend hoch. Rund 40 Prozent der ener-
giebedingten CO2-Emissionen stammen aus der 
Wärmeerzeugung. Die Potenziale zur Energie-
einsparung sind gewaltig. Die Emissionen kön-
nen durch Gebäudedämmung und den Aus-
tausch veralteter, ineffizienter Heizungsanlagen 
gesenkt werden. 

Der Ausbau der Windenergie ging 2012 grund-
sätzlich gut voran. Neue Anlagen mit insgesamt 
2.440 MW Leistung gingen ans Netz und 541 MW 
kamen durch Repowering-Maßnahmen hinzu, 
während nur 196 MW abgebaut wurden. 

Bei der Windenergie sind die nördlichen Bundes-
länder klar führend. Das überrascht nicht, ver-
fügt der Norden doch über das größere Windauf-
kommen. Zudem haben die Nordländer schon 
früh auf die Windenergie gesetzt und entspre-
chend Flächen für die Windenergienutzung aus-
gewiesen. Spitzenreiter blieb im Jahr 2012 das 
Land Niedersachsen mit 7.338 MW installierter 
Leistung. Es folgten Brandenburg (4.814 MW), 
Sachsen-Anhalt (3.813 MW) und Schleswig-Hol-
stein (3.588 MW). Trotz dieser eindrucksvollen 
Zahlen gibt es immer noch viel Potenzial für ei-
nen weiteren Ausbau. Der Süden holt inzwischen 
auf. Denn das Potenzial ist auch hier enorm. In 
Bayern legte die installierte Leistung im Ver-
gleich zum Vorjahr um 28,9 Prozent bundesweit 
am schnellsten zu, gefolgt vom Saarland (24,5 
Prozent). Auch Baden-Württemberg will von sei-
nem vorletzten Platz bei der installierten Leis-
tung weiter nach oben und mit neuer Gesetzge-
bung die entscheidenden Bremsen lösen.

Die Photovoltaik konnte 2012 einen neuen Zubau-
rekord verzeichnen. 7.604 MW kamen binnen 
Jahresfrist hinzu und erhöhten damit die instal-
lierte Leistung auf insgesamt 32.643 MW. Die 
Stromerzeugung stieg im Vergleich zu 2011 um 45 
Prozent, von 19,3 Milliarden kWh auf 28 Milliarden 
kWh. Seit 2012 ist die Photovoltaik nun nach Wind 
und Biomasse die drittgrößte erneuerbare Strom-
quelle. Unter den Bundesländern führt der Süden 
bei der Stromerzeugung aus Solarenergie mit 
klarem Vorsprung. In Bayern trug die Photovolta-
ik 2011 bereits acht Prozent zur gesamten Strom-
erzeugung bei. In Baden-Württemberg waren es 
beachtliche 5,5 Prozent, in Rheinland-Pfalz sogar 
schon 5,9 Prozent. 

Die Biomasse spielt bei den Anteilen an der 
Stromerzeugung hauptsächlich in den dünn be-
siedelten Bundesländern eine prägende Rolle. 
Führend sind hier die Länder Thüringen (19,3 
Prozent), Mecklenburg-Vorpommern (18,7 Pro-
zent), Schleswig-Holstein (7,9 Prozent) und 



13

D
eu

ts
ch

la
nd

Jahresreport Föderal-Erneuerbar 2013

www.foederal-erneuerbar.deQuelle: BDEW, Statistische Landesämter, StBA, AGEB. Berechnung durch ZSW  |  Stand: 04/13

Bruttostromerzeugung und Anteile der Erneuerbaren Energien in den Bundesländern
Bruttostromerzeugung und Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien 2011

Niedersachsen

2,1 %

0,3 %

7,9 %

16,8 %

Sachsen-Anhalt
Brandenburg

Mecklenburg-Vorpommern

213 Mio. kWh
8.330 Mio. kWh

262 Mio. kWh
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8.795 Mio. kWh

23.360 Mio. kWh

Stromerzeugung EE
Bruttostromerzeugung
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Erneuerbare Energien

Windenergie
  

Wasserkraft
 

Photovoltaik

Bioenergie 

Strom aus 
Braun- und 
Steinkohle, 
Erdgas und 
Kernenergie*

Anteile der Energieträger an der Bruttostrom-
erzeugung 2011 in den Bundesländern 

*Aufgrund von Datenschutzgründen 
geben die Statistischen Landesämter 
keine detaillierten Daten zum Anteil 
der fossilen und nuklearen Energien 
an der Stromerzeugung an.
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und der Geothermie wächst stetig. Die Wärmebe-
reitstellung aus Solarenergie wuchs von 5,6 auf 
6,1 Milliarden kWh, die oberflächennahe Erdwär-
me von 6,0 auf 6,7 Milliarden kWh. Zusammen 
kommen sie auf neun Prozent der Wärmeerzeu-
gung aus Erneuerbaren Energien. Die Solarkol-
lektorfläche wuchs in den vergangenen Jahren 
jeweils um über eine Million Quadratmeter (m²) 
und hat im Jahr 2012 über 16 Millionen m² er-
reicht. An der gesamten Wärmebereitstellung 
erreichte die Solarthermie allerdings erst einen 
Anteil von 0,4 Prozent. Hierbei ist also noch viel 
Luft nach oben. Insgesamt könnten auf Dächern 
von Wohn- und Nichtwohngebäuden etwa 812 Mil-
lionen m² Solarkollektorfläche installiert werden. 
Von den 460.000 im Jahr 2012 installierten Wär-
mepumpen kamen alleine 2012 59.500 hinzu, und 
somit noch mehr als im Vorjahr (53.700). 

�Der Wärmebereich gilt als der „schlafende Rie-
se“ im Klimaschutz, den es zu wecken gilt – 
durch Energieeffizienz, Energieeinsparung und 
verstärkten Einsatz Erneuerbarer Energien. 
Nicht ganz so dynamisch wie die regenerative 
Stromerzeugung, aber immer noch deutlich, 
stieg die Wärmebereitstellung aus Erneuerbaren 
Energien 2012. Gegenüber dem Vorjahr wuchs 
die Wärmeerzeugung von 135 Milliarden kWh auf 
144 Milliarden kWh. Im Jahr 2012 konnten die Er-
neuerbaren Energien so bereits 40 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente einsparen. 
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www.unendlich-viel-energie.deQuelle: BMWi; Stand: 11/2012

Endenergieverbrauch der privaten Haushalte 
Deutschlands 2011
Der größte Teil des Energiebedarfs deutscher Privathaushalte entfällt auf die Wärme -
versorgung. Nicht enthalten ist der Energieverbrauch für Mobilität, da der Verkehrs-
sektor statistisch separat erfasst wird.

82 % 
Wärmeverbrauch
(498,7 Mrd. kWh)

13,7 % 
Stromverbrauch
(110,8 Mrd. kWh)

Gesamt: 609,5 
Milliarden

Kilowattstunden

Der Anteil der Erneuerbaren Energien am ge-
samten Wärmebedarf belief sich im Jahr 2012 
auf 10,4 Prozent. Gegenüber 2011 (10,2 Prozent) 
konnte keine signifikante Steigerung des Erneu-
erbare-Energien-Anteils verzeichnet werden, 
was vor allem an einem höheren Gesamtener-
gieverbrauch als Folge eines kalten Winters lag. 

Innerhalb des erneuerbaren Anteils am Wärme-
markt stellt die feste Biomasse mit 80 Prozent 
den überwiegenden Teil des Angebots. Aufgrund 
des kalten Wetters ist der Holzverbrauch für 
Heizöfen in den privaten Haushalten im Jahr 2012 
gegenüber 2011 angestiegen. Zusätzlich zum 
klassischen Scheitholz stieg auch der Verbrauch 
von Holzpellets. Die Wärmeerzeugung aus Pellet-
heizungen legte von 3,5 Milliarden auf 4,3 Milliar-
den kWh pro Jahr zu. Zählt man die flüssige Bio-
masse und Biogas hinzu, hat die Bioenergie einen 
Anteil an der  erneuerbaren Wärme von über 90 
Prozent. Die Zunahme der Wärme aus Biogas 
ging mit dem Anstieg der Stromerzeugung aus 
Biogasanlagen einher, die oft in Kraft-Wärme-
Kopplung Strom und Wärme gleichzeitig produ-
zieren. Doch auch der Beitrag der Solarthermie 

www.unendlich-viel-energie.deQuelle: BMU; Stand: 2/2013

Wärme aus Erneuerbaren Energien 2012
Bioenergie ist wichtigste Quelle erneuerbarer Wärme, die 9,5 % des 
deutschen Wärmeverbrauchs deckte.

Gesamt: 144 Milliarden 
Kilowattstunden

erneuerbare Wärme
 (entspricht 10,4 % des 

Wärmeverbrauchs 
Deutschlands 2012) 4,6 % (6,7 Mrd. kWh)

Oberflächennahe 
Geothermie und 
Umweltwärme

0,2 % (0,3 Mrd. kWh)
Tiefengeothermie

4,2 % (6,1 Mrd. kWh)
Solarthermie 

1,9 % (2,7 Mrd. kWh)
Flüssige Biomasse 
(Pflanzenöl, 
Schwarzlauge)

8,8 % (12,7 Mrd. kWh)
Biogas, Klärgas und 
Deponiegas

80,3 %
(115,9 Mrd. kWh)
Feste Biomasse
(Holz, Abfall)

In der Hälfte der zwischen den Jahren 2009 und 
2011 errichteten Neubauten wurden Erneuerba-
re-Wärme-Anlagen installiert. Am häufigsten 
kamen Wärmepumpen zur Anwendung (in 27 
Prozent der Neubauten), gefolgt von Solarther-
mieanlagen (in etwa 20 Prozent der Neubauten) 
und von Anlagen zur Nutzung fester Biomasse, 
z.B. Holzpelletheizungen (in etwa 5 bis 7 Prozent 
der Neubauten). Der Neubausektor spielt gegen-
über den Bestandsgebäuden jedoch nur eine re-
lativ geringe Rolle, da nur niedrige Zubauraten 
zu verzeichnen sind. 

Im Wärmesektor ist es Ziel der Bundesregie-
rung, den Anteil der Erneuerbaren Energien bis 
2020 auf 14 Prozent zu erhöhen. Bis 2050 soll der 
gesamte deutsche Gebäudebestand klimaneut-
ral werden. Da der Umstieg auf erneuerbare 
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Wärme bislang nicht in dem Tempo voranschrei-
tet, wie es für das Erreichen der Klimaschutzzie-
le erforderlich wäre, fördert die Bundesregie-
rung die Nutzung Erneuerbarer Energien für die 
Wärmeversorgung mittels verschiedener Instru-
mente. Insbesondere die hohe Anfangsinvestition 
in eine neue Heizungsanlage bildet eine ent-
scheidende Hürde für viele wechselwillige Ei-
genheimbesitzer. Daher sind Zuschüsse oder 
zinsgünstige Kredite aus dem Marktanreizpro-
gramm der Bundesregierung (MAP) die mit Ab-
stand wichtigsten Anreize zur Energiewende im 
Gebäudebestand. Den Einsatz von Erneuerbaren 
Energien im Neubaubereich regelt das Erneuer-
bare-Wärme-Gesetz aus dem Jahr 2009, das ei-
nen Mindestanteil der Wärmegewinnung aus 
Erneuerbaren Energien vorschreibt. 

auch im Verkehrsbereich. Auch hier kann die 
Nutzung Erneuerbarer Energien die Importab-
hängigkeit von fossilen Kraftstoffen reduzieren, 
das Klima schützen, Innovationen hervorbrin-
gen und die lokale Wertschöpfung stärken. In 
Zukunft werden Elektrofahrzeuge, Wasserstoff-
autos, Bio-, Wind- und Solargas sowie Biokraft-
stoffe mehr und mehr die Verfeuerung von fos-
silem Benzin und Diesel ersetzen. Um den 
Treibhausgasausstoß im Verkehr deutlich zu 
senken und um alle Verkehrsbereiche umstel-
len zu können, braucht es den Einsatz aller er-
neuerbaren Techniken.  

Biokraftstoffe
Im Jahr 2012 kamen rund 3,8 Millionen Tonnen 
Biokraftstoffe zum Einsatz. Damit ist der Markt 
für Biokraftstoffe gegenüber dem Vorjahresni-
veau leicht gewachsen. Der Biodieselabsatz stieg 
leicht an, von 2,4 Millionen Tonnen auf rund 2,5 
Millionen Tonnen. Einen kleinen Zuwachs konnte 
auch der Einsatz von Bioethanol verzeichnen. Im 
Jahr 2012 wurden 1,25 Millionen Tonnen abge-
setzt, gegenüber 1,23 Millionen Tonnen im Jahr 
2011. Durch die Konsolidierung des Verkaufs von 
E10-Benzin konnte der Absatz stabil gehalten 
werden. Reines Pflanzenöl spielt mit 25 Tausend 
Tonnen dagegen kaum mehr eine Rolle im Kraft-
stoffbereich, genauso wenig wie reiner Biodiesel 
(B100) mit 131.000 Tonnen oder E 85 (Bioethanol) 
mit 21.000 Tonnen. Nach einem starken Absatz-
einbruch in den Vorjahren konnte der Abwärts-
trend der reinen Biokraftstoffe aber insgesamt 
gestoppt werden. 

Der Biokraftstoffmarkt in Deutschland durchlief 
in Vergangenheit und Gegenwart gegenläufige 

2011 wurden nach Angaben des Statistischen Bun-
desamtes deutschlandweit 186.332 neue Gebäude 
errichtet. Demgegenüber umfasst der Gebäude-
bestand mehr als 18 Millionen Wohngebäude. 
Diese sind nicht von der Nutzungspflicht des Er-
neuerbare-Energien-Wärmegesetzes  betroffen. 
Auch bei einer Sanierung ist der Umstieg auf eine 
erneuerbare und/oder effizientere Heizung nicht 
zwingend vorgeschrieben. Die Folge ist ein Mo-
dernisierungsstau bei den Heizungsanlagen, ob-
wohl unterschiedliche, technisch ausgereifte und 
erprobte regenerative Wärmesysteme zur Verfü-
gung stehen, die den Nutzern in vielen Fällen so-
gar bares Geld sparen. Es besteht daher weiter 
Handlungsbedarf, um die Nutzung Erneuerbarer 
Energien im Wärmebereich zu beschleunigen.

Erneuerbare Energien im Verkehr
Die Energiewende muss nicht nur im Strom- 
und Wärmesektor umgesetzt werden, sondern 

Biokraftstoffe und fossiler Kraftstoffverbrauch 
in Deutschland 2012

fossiler Diesel 
31,3 Mio. t

Biokraftstoffe 3,8 Mio. t
Anteil Biokraftstoffe am Gesamt-
kraftstoffverbrauch 2012: 5,7 % 
(energetisch)

fossiles 
Benzin 
18,5 Mio. t

(ohne Luftverkehr, Erdgas und Biomethan)
Quelle: BAFA, BMU, Stand: 4/2013

Biodiesel 
2,5 Mio. t

Pflanzenöl 
0,03 Mio. t

Bioethanol 
1,3 Mio. t

www.unendlich-viel-energie.deQuelle: BDEW/statistische Landesämter, Stand 2012

Beheizungsstruktur neuer Wohnungen
Heizsysteme in zum Bau genehmigten Wohneinheiten
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Benzin oder Diesel. Durch den Einsatz von Bio-
methan, also von CO2 gereinigtem Biogas, würde 
sich die Klimabilanz dieser Antriebsart noch ein-
mal deutlich steigern. Zudem können entspre-
chend angetriebene Autos nicht nur auf Bioener-
gie als regenerativen Energieträger zurückgrei-
fen, auch das beim Power-to-Gas-Verfahren aus 
überschüssigem Wind- oder Solarstrom gewon-
nene Methangas kann in entsprechend motori-
sierten Fahrzeugen für eine weitgehend kli-
maneutrale Fortbewegung sorgen.

Elektromobilität
Elektromobilität gibt es in vielen Spielarten: Ne-
ben rein batterieelektrischen Fahrzeugen, die 
als einzige Energiequelle den zuvor in einer Bat-
terie gespeicherten Strom verwenden, gibt es 
etwa Wasserstofffahrzeuge. Diese werden zwar 
auch über Elektromotoren angetrieben, den da-
für notwendigen Strom erzeugen sie aber erst 
an Bord mittels einer Brennstoffzelle im Fahr-
zeug. Zudem gibt es in Form der Hybridfahrzeu-
ge viele unterschiedliche Antriebskonzepte, die 
elektrische Antriebe mit klassischen Verbren-
nungsmotoren kombinieren – die Möglichkeiten 
reichen dabei von einer reinen Unterstützung 
des Verbrenners durch den Elektromotor bis hin 
zu rein elektrisch angetriebenen Fahrzeugen, bei 
denen der Verbrennungsmotor bei leerer Batte-
rie als sogenannter Range Extender den Strom 
für den Vortrieb liefert. 

Entwicklungen, die die deutsche Förderpolitik 
widerspiegeln. Nachdem zuvor gewährte Steue-
rerleichterungen seit 2007 schrittweise ausge-
laufen sind, konnten Pflanzenöl und reiner Bio-
diesel (B100) nicht mehr konkurrenzfähig gegen-
über fossilem Diesel angeboten werden. Dies 
führte zu einem deutlichen Absatzrückgang bei 
diesen Arten von Reinbiokraftstoffen. Kraftstoffe 
aus Biomasse werden aktuell vorrangig über das 
seit 2007 gültige Biokraftstoffquotengesetz ge-
fördert. Dieses Gesetz regelt die Beimischung 
von Biokraftstoffen zu Benzin und Diesel. In 
Deutschland gilt seit 2010 eine feste Beimi-
schungsquote von 6,25 Prozent (energetisch). 
Zum Erreichen dieser Quote wird fossilem Diesel 
aktuell 7 Prozent Biodiesel beigemischt. Bei 
Benzinprodukten ist neben dem konventionellen 
Superbezin, dem 5 Prozent Bioethanol beige-
mischt sind, seit Anfang 2011 auch das so ge-
nannte E10 im Angebot, bei welchem der Anteil 
an Bioethanol doppelt so hoch ist.

Eine Zäsur im deutschen Biokraftstoffmarkt bil-
det die Anwendung der EU-Nachhaltigkeitsvor-
schriften. Deutschland hat diese neuen Umwelt-
vorschriften für Bioenergie als erster Mitglieds-
staat umgesetzt. Biokraftstoffe müssen demnach 
mindestens 35 Prozent an Treibhausgasen ge-
genüber fossilen Kraftstoffen einsparen. Von 2017 
an steigt der Wert auf 50 Prozent und 2018 auf 60 
Prozent. Weil sich in Deutschland die Biokraft-
stoffquote von 2015 an nicht mehr an der auf dem 
Markt abgesetzten Menge, sondern an der Netto-
Treibhausgasreduktion des verkauften Kraftstoffs 
orientiert, entsteht durch die Höhe der eingespar-
ten Emissionen ein echter Wettbewerbsvorteil von 
besonders klimaschonenden Biokraftstofftechno-
logien. Dann gilt: Je höher der Klimaschutzbei-
trag, desto stärker die Anrechnung auf die Quote. 
In der Erneuerbare-Energien-Richtlinie haben 
sich die EU-Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, bis 
2020 zehn Prozent des Bruttoendenergiever-
brauchs im Verkehrssektor aus Erneuerbaren 
Energien zu decken. Hierfür kommen aber nicht 
nur die Bioenergie, sondern auch elektrisch oder 
mit Biogas betriebene Fahrzeuge in Frage.  

Der Erdgasantrieb ist als prinzipiell ausgereifte 
Technik schon heute im Einsatz und klimafreund-
licher als die Verbrennung von konventionellem 
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Bundesregierung und EU-Kommission sehen in 
der breiten Markteinführung von Elektromobilität 
ein bedeutendes Potenzial zur Senkung der Treib-
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hausgasemissionen im Verkehrssektor. Auch 
strombetriebene Fahrzeuge sollen einen Anteil 
zum EU-Ziel von zehn Prozent Erneuerbaren 
Energien im Verkehrssektor bis 2020 beisteuern. 
Allerdings lassen sich die Treibhausgasemissio-
nen im Verkehr nur senken, wenn der Strom (oder 
der Wasserstoff für Brennstoffzellenfahrzeuge) 
für die Elektrofahrzeuge aus Erneuerbaren Ener-
gien stammt. Mit konventionell erzeugtem Strom, 

ganz überwiegenden Teil importiert werden müs-
sen, überkompensiert.

Neben der Umweltbilanz sprechen auch die Mög-
lichkeiten zur Verknüpfung von Elektromobilität 
und Ökostromproduktion für einen breiten Ein-
satz. Mit Hilfe einer intelligenten Ladeinfrastruk-
tur könnten die Ladephasen der Batterien an 
Zeiten mit hoher Einspeisung fluktuierender Son-
nen- und Windenergie angepasst werden und so 
helfen, Stromproduktion und –verbrauch in Ein-
klang zu bringen. Eine Studie des Energie Impuls 
OWL von 2010 beziffert das Speichervolumen von 
einer Million Elektrofahrzeuge auf 15 Millionen 
kWh. Dies würde zwar nur für eine kurzzeitige 
Speicherung reichen – insbesondere wenn man 
berücksichtigt, dass die Batterien nur zu einem 
gewissen Grad dem zentral gesteuerten Lastma-
nagement zur Verfügung stehen. Die kumulierte 
Anschlussleistung der Elektroautoflotte liegt mit 
insgesamt 10.000 MW dagegen sehr hoch. Selbst 
wenn nur die Hälfte der Fahrzeuge am Netz wä-
ren, entspricht dies etwa 70 Prozent der deut-
schen Pumpspeicherleistung. Damit eignen sich 
die Fahrzeuge hervorragend zum kurzfristigen 
Abdämpfen von Erzeugungs- und Lastspitzen so-
wie zur Bereitstellung von Regelenergie – sofern 
bidirektionale Lastflüsse ermöglicht werden.

Die Entwicklung im Elektroautomarkt verläuft 
trotz wachsender Dynamik aktuell noch relativ 
schleppend. Während sich bei zweirädrigen 
Fahrzeugen mit Elektromotor, insbesondere bei 
Pedelecs – also Fahrrädern mit Elektrounter-
stützung – schon ein großer und wachsender 
Markt entwickelt hat, sind die Zulassungszahlen 
von Elektro- oder Hybrid-Pkw noch überschau-
bar: Nach Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes 
sind im Jahr 2012 knapp 3.000 (2011: ca. 2.150) 
neue Elektrofahrzeuge hinzugekommen. Insge-
samt sind 7.500 Elektroautos auf den deutschen 
Straßen unterwegs. Damit haben sie einen Anteil 
von nur 0,1 Promille. Auch bei Hybrid-Autos sieht 
es nur geringfügig besser aus: Anfang 2013 wa-
ren knapp 65.000 Fahrzeuge mit kombinierten 
Batterie- und Verbrennungsantrieben auf 
Deutschlands Straßen unterwegs. Um das Ziel 
der Bundesregierung von einer Million zugelas-
senen Elektrofahrzeugen 2020 zu erreichen, ist 
es also noch ein weiter Weg.  

www.unendlich-viel-energie.de

Erneuerbare Elektromobilität: 
Wenig Strom für viele Fahrzeuge
Erzeugung bzw. Bedarf von Strom aus Erneuerbaren Energien
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nose 2020, Stand: 7/2009
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der mehrheitlich aus Kohlekraftwerken stammt, 
verursachen die Fahrzeuge ähnlich viel oder so-
gar mehr Emissionen als ein Verbrennungsmotor. 
Für einen großflächigen und nachhaltigen Einsatz 
von Elektromobilität müssen daher zusätzliche 
Erneuerbare-Energien-Anlagen errichtet werden, 
um den dort anfallenden Energiebedarf zu de-
cken. Allerdings hält dieser sich in Grenzen: Für 
den Betrieb der von der deutschen Bundesregie-
rung angestrebten eine Million Elektrofahrzeugen 
im Jahr 2020 sind gerade einmal 0,3 Prozent des 
Bruttostrombedarfs von 2009 notwendig. Dieser 
Mehrbedarf an Elektrizität kann bei einem ambi-
tionierten Ausbau Erneuerbarer Energien prob-
lemlos gedeckt werden. Gesamtwirtschaftlich 
verbessert sich die Energiebilanz sogar: Da Elek-
troantriebe die gespeicherte Energie sehr direkt 
in Vortrieb umwandeln, haben sie einen deutlich 
höheren Wirkungsgrad als fossil betriebene Fahr-
zeuge, bei denen ein erheblicher Teil der im Ver-
brennungsprozess umgewandelten Energie als 
Wärme verloren geht. Der für den Ausbau der 
Elektromobilität zusätzlich erforderliche Strom 
wird energetisch also (bei gleichbleibenden Fahr-
leistungen) durch die Einsparungen beim Ver-
brauch von Mineralölprodukten, die zudem zum 
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Das Energiekonzept
Im März 2011 ereignete sich die Atomkatastrophe 
von Fukushima. Als Reaktion darauf verkündete 
die Bundesregierung, die kurz zuvor beschlosse-
ne Laufzeitverlängerung für die deutschen 
Atomkraftwerke teilweise rückgängig zu machen 
und die sieben ältesten Atomkraftwerke plus das 
Kraftwerk Krümmel sofort vom Netz zu nehmen. 
Im Juni 2011 beschloss die Regierung den end-
gültigen Atomausstieg bis 2022. 

Das Ziel der Bundesregierung ist es, den Anteil 
der Erneuerbaren Energien am Stromverbrauch 
bis zum Jahr 2020 auf mindestens 35 Prozent 
und bis 2050 auf 80 Prozent zu erhöhen. Die 
durch den Atomausstieg wegfallende Strommen-
ge soll durch Erneuerbare Energien kompensiert 
werden. Dafür sollen auch die Verteil- und Über-
tragungsnetze ausgebaut werden, um den Strom 
von den Erzeugungs- zu den Verbrauchsschwer-
punkten zu bringen. Bei der Wärmeversorgung 
soll der Anteil der Erneuerbaren Energien bis 
2020 auf 14 Prozent steigen.  

Eine Auswahl an wichtigen Gesetzen und Pro-
grammen zur Förderung der Erneuerbaren 
Energien wird im Folgenden vorgestellt.

Strom 
Obwohl die Energiewende mehr ist als der Um-
bau der Stromversorgung auf Erneuerbare Ener-
gien, nimmt der Strombereich den größten Teil 
der öffentlichen Diskussion ein. Das liegt unter 
anderem daran, dass der Ausbau der Erneuerba-

Der politische Instrumentenkasten der Energiewende

Eine Energieversorgung auf Basis von fossilen Rohstoffen und Uran ist mit dem Zieldreieck des 
Energiewirtschaftsgesetzes aus Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit und Nachhaltigkeit auf 
Dauer nicht vereinbar. Alle drei Kriterien können langfristig nur die Erneuerbaren Energien erfül-
len. In Artikel 20a des Grundgesetzes hat sich der deutsche Staat dazu verpflichtet „auch in Ver-
antwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen“ zu schützen. Damit 
die Erneuerbaren Energien im Sinne der Generationengerechtigkeit die Energieversorgung immer 
weiter übernehmen können, hat Deutschland eine Reihe von Gesetzen, Verordnungen und Pro-
grammen zu deren Förderung beschlossen. Wie jede neue Energieform benötigen auch die Erneu-
erbaren Energien eine Anschubfinanzierung, die sich langfristig bezahlt macht. Bereits heute ist 
zu sehen, wie die Kosten der regenerativen Energien sinken. 

Status 
quo 

Ziele

2012 2020 2030 2040 2050

Anteil EE am 
Bruttoendener-
gieverbrauch 

12,6 % 18 % 30 % 45 % 60 %

Anteil EE am 
Bruttostrom-
verbrauch

22,9 % mind. 
35 %

mind. 
50 %

mind. 
65 %

mind. 
80 %

Anteil Biokraft-
stoffe im 
Verkehrssektor

5,7 %1) 10 %

Anteil EE an 
Wärmebereit-
stellung

10,4 % 14 %

Endenergiever-
brauch im 
Verkehrssektor, 
verglichen mit 
2005

–1,8 %2) –10 % –40 %

Stromver-
brauch, vergli-
chen mit 2008

–3,3 % –10 % –25 %

Treibhausgas-
ausstoß, vergli-
chen mit 1990 

–25,5 % 
(Kyoto Ziel 
(–21%) ab 

2007 
erfüllt)

–40 % –55 % –70 % –80 % 
bis  

–95 %

Senkung des 
PEV, verglichen 
mit 2008;
daraus folgt:  
Energieproduk-
tivität 2000-
2011

–5,1 % –20 % –50 %

+ 2,1 %/
Jahr

+ 2,0 %/
Jahr

Wärmebedarf 
im Gebäude-
sektor 

–20 %

PEV im 
Gebäudesektor

–80 %

1) ohne Flugbenzin; 2) 2011 (2012 noch nicht verfügbar)
Quelle: Energiekonzept, mit den Beschlüssen der Bundesregierung und 
den Gesetzen zur Energiewende, Richtline 2009/28/EG, Beschlüsse des 
Energiewendepakets vom Juni/Juli 2011, IEKP, BMU, UBA, AGEB.
Stand: 2013
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ren Energien in diesem Bereich schon am weites-
ten vorangeschritten ist. Gleichzeitig verursacht 
die Stromerzeugung immer noch den mit Abstand 
größten Teil der deutschen Treibhausgasemissi-
onen. 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
Der Motor und das wichtigste Instrument für den 
Ausbau Erneuerbarer Energien im Stromsektor 
ist das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Im 
Jahr 2000 etablierte Deutschland mit dem EEG 
ein nationales Förderinstrument, das ein ver-
bindliches Ausbauziel für sauberen Strom aus 
Erneuerbaren Energien festlegte und eine siche-
re Investitionsgrundlage schuf. Die Kernelemen-

voltaik, Wind und Bioenergie zunehmend den 
Gestehungskosten des konventionellen Kraft-
werksparks nähern. Windenergie an Land ist oft 
bereits kostengünstiger als konventionell er-
zeugter Strom. Zunehmend etablieren sich da-
her auch Vermarktungsmodelle für erneuerba-
ren Strom außerhalb des EEGs. Die Photovoltaik 
hat mittlerweile die sogenannte Netzparität er-
reicht. Das bedeutet, dass die Gestehungskosten 
schon deutlich unter dem Haushaltsstrompreis 
liegen, so dass sich für viele Besitzer neuer So-
larstromanlagen der Eigenverbrauch des Stroms 
vom Hausdach lohnt. Die Degression führt zu-
dem zu einem ständigen Ausbau von neuen An-
lagen. Schließlich treffen Investoren ihre Investi-

tionsentscheidungen 
aufgrund der ständig 
sinkenden Vergütung zü-
gig statt abwartend. Die 
vom EEG ausgelöste 
Wachstumsdynamik hat 
es den Herstellern von 
Erneuerbare-Energien-
Anlagen ermöglicht, ihre 
Kosten beständig zu 
senken. Grund hierfür 
sind die industrielle 
Massenproduktion sowie 
Lerneffekte.  

Das EEG wird in der For-
schung als ein sehr effektives und effizientes 
politisches Instrument angesehen, um Investiti-
onen in Erneuerbare Energien zu mobilisieren 
und einen raschen Ausbau zu erzielen. Anfang 
2013 hatten 71 Länder und 28 Bundesstaaten 
oder Provinzen weltweit ein an das deutsche EEG 
angelehntes Fördersystem übernommen. 

Programm zur Förderung von  
Batteriespeichern
Von Mai 2013 an erhalten Betreiber von Photovol-
taikanlagen, die sich zusätzlich einen Batterie-
speicher anschaffen wollen, eine finanzielle För-
derung. Sie erhalten über die KfW ein zinsgüns-
tiges Darlehen mit einem Tilgungszuschuss. 
Gefördert werden sowohl neu zu installierende 
Solaranlagen in Verbindung mit dem Speicher 
als auch bestehende Anlagen, die mit einem 
Speicher nachgerüstet werden. Die Anlage darf 

www.unendlich-viel-energie.de

Milliarden Kilowattstunden (in Klammern: Anteil am gesamten Stromverbrauch in Prozent) 
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April 2000:
Das Gesetz für den Vorrang 

Erneuerbarer Energien 
(EEG) tritt in Kraft

August 2004:
1. Novelle 

des EEG 

Januar 2012:
3. Novelle 

des EEG 

1990:
17,1
(3,1 %)

1991:
Verabschiedung des 
Stromeinspeise- 
gesetzes (StrEG)

Januar 2009:
2. Novelle 

des EEG 

2012: 136,1
(22,9 %)

te des EEG bestehen bis heute aus dem Einspei-
sevorrang für Strom aus erneuerbaren Energie-
quellen gegenüber Strom aus Kohle, Gas oder 
Atom sowie der festen, nach Technologien diffe-
renzierten Einspeisevergütung für die Anlagen-
betreiber. Diese beiden Hebel haben eine enor-
me Entwicklungsdynamik beim Ausbau der Er-
neuerbaren Energien ausgelöst. Der Anteil der 
Erneuerbaren Energien am Bruttostromver-
brauch stieg von 6,5 Prozent im Jahr 2000 auf 23 
Prozent im Jahr 2012. 

Das Gesetz schuf für Investoren die nötige Plan-
barkeit und Investitionssicherheit. Ein weiteres 
Kernelement des EEG ist die Degression der Ver-
gütung, das heißt deren schrittweises und konti-
nuierliches Absenken. Die Degression übt Druck 
auf die Hersteller aus, die Kosten zu senken. 
Kontinuierliche Kostensenkungen lassen Photo-
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Technologie zum Einsatz kommt: Bei Solarther-
mie sind es mindestens 15 Prozent, bei Biogas 
mindestens 30 Prozent und bei Geothermie und 
Umweltwärme (z.B. Wärmepumpen) sowie fes-
ter und flüssiger Biomasse (z.B. Holzpellets 
oder Pflanzenöl) mindestens 50 Prozent. Alter-
nativ können sich die „Häuslebauer“ auch zu-
sätzliche Dämmmaßnahmen oder die Wärme-
versorgung aus Fernwärmenetzen, Abwärme 
oder Kraft-Wärme-Kopplung anrechnen lassen. 
Seit Mai 2011 verpflichtet das Gesetz auch die 
Eigentümer öffentlicher Bestandsgebäude bei 
einer grundlegenden Sanierung zum Einsatz Er-
neuerbarer Energien. Die Bundesländer können 
eigene, über die Vorgaben des EEWärmeG hin-
ausgehende Gesetze erlassen. In Baden-Würt-
temberg gilt im Gebäudebestand z.B. weiterhin 
das bereits am 01. Januar 2008 eingeführte ba-
den-württembergische Erneuerbare-Wärme-
Gesetz. Dort müssen auch beim Austausch der 
Heizungsanlage in einem bestehenden Gebäude 
erneuerbare Energiequellen zur Wärmeerzeu-
gung genutzt werden. 

Das Marktanreizprogramm 
Das Programm zur Förderung von Maßnahmen 
zur Nutzung Erneuerbarer Energien im Wärme-
markt (Marktanreizprogramm, MAP) soll dazu 
führen, die Nutzung klimafreundlicher regenera-
tiver Technologien auszuweiten. Das MAP um-
fasst zwei Förderteile: den Zuschuss des Bun-
desamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) für kleinere Anlagen auf Basis Erneuer-
barer Energien (z.B. Solaranlagen, Pelletkessel, 
Wärmepumpen) und zinsgünstige Darlehen mit 
Tilgungszuschüssen für Großanlagen der KfW 
(z.B. Nahwärmenetze, große Biomasseanlagen, 
Tiefengeothermie). Das erste Angebot zielt zu-
meist auf private Investoren im Ein- und Zweifa-
milienhausbereich. Das Zweite kommt häufig im 
gewerblich-kommunalen Bereich zum Einsatz. 
Das MAP fördert außerdem Maßnahmen im Neu-
bau, die über die gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestmaßnahmen hinausgehen. Inzwischen 
können auch solarthermische Anlagen in neu 
errichteten Mehrfamilienhäusern oder in neuen 
Gewerbegebäuden bezuschusst werden. Bei Ver-
wendung solarer Prozesswärme in Gewerbe und 
Industrie werden bis zu 50 Prozent der Nettoin-
vestitionskosten erstattet. Außerdem unterstützt 

eine Leistung von maximal 30 kWp nicht über-
schreiten. Pro Kilowatt Leistung gibt es bis zu 
660 Euro. Überschüssiger Strom muss ins Netz 
eingespeist werden. Insellösungen erhalten kei-
ne Förderung. Als Fördersumme stellt die Bun-
desregierung 25 Millionen Euro bereit. Die So-
larbranche erhofft sich davon sinkende Kosten 
aufgrund von Skalen- und Lerneffekten.

Förderprogramm „Offshore Windenergie“ 
Die KfW stellt fünf Milliarden Euro als Darlehen 
für die Realisierung der ersten zehn Offshore-
Windparks zur Verfügung. Dadurch sollen inno-
vative Technologien weiterentwickelt werden und 
wichtige Erfahrungen für folgende Offshore-Pro-
jekte gesammelt werden. Die Investitionsrisiken 
sind bei der Offshore-Windenergie wegen der 
Installation weit vor der Küste sehr hoch, wes-
halb die Banken bei der Kreditvergabe zögern. 
Dieses Sonderprogramm verschafft Investoren 
in Offshore-Projekte Kredite mit Zinsen in 
marktüblicher Höhe und soll auch kleinen und 
mittleren Unternehmen Teilhabemöglichkeiten 
an der Offshore-Windkraft bieten.

Wärme
Die Bundesregierung fördert die Nutzung Erneu-
erbarer Energien im Wärmebereich für Heizung 
und Warmwasser mittels verschiedener Instru-
mente. Die Anfangsinvestitionen in eine regene-
rative Heizungsanlage liegen oft sehr hoch und 
stellen für viele Hausbesitzer, die ihre Wärme-
versorgung umstellen wollen, eine hohe Hürde 
dar. Investitionszuschüsse und zinsgünstige Kre-
dite sind daher wichtige Instrumente, um die An-
schaffung von modernen, erneuerbaren Hei-
zungsanlagen anzureizen. Wichtige Impulse im 
Gebäudebestand setzt das Marktanreizprogramm 
(MAP). Die Anwendung klimafreundlicher Tech-
nologien bei Neubauten regelt eine gesetzliche 
Vorschr i f t ,  das  Er neuer bare-Energ ien-
Wärmegesetz (EEWärmeG). Danach muss ein 
gewisser Mindestanteil der Wärmeversorgung 
durch Erneuerbare Energien gedeckt werden.

Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
Jeder Bauherr muss seit 2009 seinen Wärme- 
und Kälteenergiebedarf zu einem bestimmten 
Anteil mit erneuerbaren Energiequellen decken. 
Der Prozentsatz ist abhängig davon, welche 
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der Gesetzgeber Stadtwerke und Energiedienst-
leister, wenn sie ihre Kunden im Rahmen von 
Contracting mit Wärme aus solarthermischen 
Anlagen, Biomasseanlagen oder Wärmepumpen 
versorgen. Neben der Basisförderung stehen 
auch noch Bonusförderungen zur Verfügung. 
Diese werden für besonders innovative oder effi-
ziente Anwendungen gewährt. Zum Beispiel er-
halten Hauseigentümer bei der Kombination 
zweier Technologien, wie einer Wärmepumpe 
zusammen mit einer Solarthermieanlage, einen 
regenerativen Kombinationsbonus. 

Das MAP ist das einzige Förderprogramm für er-
neuerbare Wärme im Gebäudebestand, das im 
gesamten Bundesgebiet gilt. In der Vergangen-
heit wurden die Mittel im MAP jedoch aufgrund 
von Haushaltsengpässen immer wieder redu-
ziert oder gänzlich gesperrt. Diese Schwankun-
gen verunsichern Investoren und bremsen den 
Umstieg auf erneuerbare Wärme. Im Gegensatz 
dazu ist im Bereich der KfW-Förderung eine ste-
tige Entwicklung zu beobachten. Diese Erfahrung 
macht deutlich, dass nur eine verlässliche und 
planbare Förderung eine effektive, stetige Markt-
entwicklung ermöglicht. 

Gerade im Gebäudebestand besteht ein hoher 
Modernisierungsbedarf. Nicht einmal ein Viertel 
aller Heizungsanlagen ist jünger als zehn Jahre. 
Fast jede fünfte Ölheizung und annähernd jede 
siebte Gasheizung ist länger als 20 Jahre in Be-
trieb. Das sind die Ergebnisse einer Erhebung 
des Bundesverbands des Schornsteinfegerhand-
werks aus dem Jahr 2011. Das bedeutet viel un-
genutztes Potenzial für den Klimaschutz, denn 
die Technik ist heute schon weit vorangeschrit-

ten und könnte daher eine große Menge Treibh-
ausgase und Kosten einsparen. 

Im Jahr 2012 wurden über das BAFA 144 Millionen 
Euro für die Förderung Erneuerbarer Wärme 
über das MAP ausgegeben. Gegenüber 2011 stieg 
die Summe um 32 Millionen Euro. Allerdings sind 
die Förderzahlen immer noch weit entfernt von 
den Investitionen in 2008 und 2009, bevor die 
Nachfrage am MAP aufgrund des Förderstopps 
in 2010 deutlich zurückging. 2012 hat sich vor al-
lem die Förderung von Biomasseanlagen gegen-
über dem Vorjahr enorm gesteigert. Die Zuschüs-
se und die Zahl der geförderten Anlagen haben 
sich fast verdoppelt. Auch Solaranlagen nahmen 

Marktanreizprogramm für Erneuerbare Energien
Teil KfW: Programm Erneuerbare Energien (Premium)
Volumen zugesagter Darlehen mit Tilgungszuschuss in Mio. € nach Verwendungszwecken
(Anzahl zugesagter Darlehen mit Tilgungszuschuss nach Verwendungszwecken)

Wärmenetze
272,6
(1.827)

Biomasseanlagen 
Wärmeerzeugung 46,4 (580)

Solarkollektor-
anlagen 7,6 (83)

Biogasleitungen 3,2 (14)

Wärmespeicher 7,8 (184)

Biomasseanlagen Kraft-
Wärme-Kopplung 5,6 (23)

Tiefengeothermie 12,2 (4)

Aufbereitung, Einspeisung 
von Biogas 8,4 (5)

Große Wärmepumpen 0,9 (4)

Quelle: BMU 2013
Stand: 1/2013

gesamt 
rd. 365 Mio. €

Marktanreizprogramm für Erneuerbare Energien
Teil BAFA: Förderung mit Investitionszuschüssen. 
Gezahlte Zuschüsse in Mio. € nach Fördersegmenten.
(Anzahl geförderter Maßnahmen nach Fördersegmenten)

Solarthermie-
anlagen
62,6 Mio € 
(37.645)

Biomasseanlagen
63,7 Mio € 
(30.635)

Wärmepumpen
11,3 Mio € (4.919)

Innovationsförderung 
Solar 5,2 Mio € (992)

Innovationsförderung 
Biomasse 
0,05 Mio € (72)

Visualisierungsmaß-
nahmen 1,1 Mio € (516)

Quelle: BMU 2013
Stand: 1/2013

gesamt 
144 Mio. €
(74.779 €)

leicht zu. Gesunken ist dagegen der Ausbau von 
Wärmepumpen mit MAP-Förderung. Nach Anga-
ben des BAFA löst ein Euro Fördergeld Investitio-
nen in Höhe von ca. neun Euro aus. Das MAP 
sorgt für lokale Wertschöpfung bei der Fertigung, 
Vertrieb und Installation der Heizungstechniken. 
Dadurch bringt es mehr Steuereinnahmen, als es 
den Staatshaushalt kostet. 

Politik und Verbände wollen eine Verstetigung 
des MAP erreichen, das mit bis zu 500 Millionen 
Euro pro Jahr ausgestattet sein soll. Seit 2012 
fließen Mittel des Energie- und Klimafonds (EKF), 
der sich aus den Einnahmen des EU-Emissions-
handels speist, in das MAP. Zwar ist das staatli-
che Förderprogramm damit nicht mehr an 
schwankende Steuereinnahmen gekoppelt, aber 
von stabilen Preisen der CO2-Zertifikate abhän-
gig. Der Preisverfall der Emissionsrechte entzieht 
dem MAP momentan erneut eine verlässliche Fi-
nanzierungsbasis.  
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180 Millionen Euro bereit. Insbesondere wird die 
Kopplung von Elektrofahrzeugen an Erneuerbare 
Energien in der Praxis getestet. Denn nur so 
dient die E-Mobilität wirklich dem Klimaschutz. 
Die Förderbeiträge lösen als Hebel Investitionen 
der teilnehmenden Unternehmen aus. Außer-
dem investiert die Bundesregierung in einem 
Forschungsprogramm in die Weiterentwicklung 
der Elektrofahrzeuge, der Batterien und Zellen 
sowie der Ladeinfrastruktur.

Themenübergreifende Instrumente

Der Energie- und Klimafonds
Der Energie- und Klimafonds (EKF) dient der Fi-
nanzierung von Maßnahmen im Bereich des Kli-
maschutzes, der Energieeffizienz und der Erneu-
erbaren Energien – wie die Förderung der Elekt-
romobilität, der Kraft-Wärme-Kopplung, von 
Energiespeichern oder der Gebäudesanierung. 

Der EKF wird aus den Einnahmen des europäi-
schen Emissionshandels gespeist. Da die CO2-

Preise derzeit viel niedriger als 
geplant liegen, fehlen dem 
Fonds wichtige Einnahmequel-
len und er drohte Anfang 2013 
bereits auszutrocknen. Glückli-
cherweise hat sich die Bundes-
regierung zunächst auf die wei-
tere Finanzierung der laufen-
den, über den EKF finanzierten 
Programme geeinigt.  

Forschungsförderung
Das Energieforschungspro-
gramm der Bundesregierung 
„Forschung für eine umwelt-
schonende, zuverlässige und 
bezahlbare Energieversorgung“ 
stellt durch die teilnehmenden 

Bundesministerien (BMU, BMWi, BMELV, BMBF) 
3,4 Milliarden Euro für den Zeitraum 2011 bis 
2014 zur Erforschung und Entwicklung von inno-
vativen Energietechnologien bereit. Gefördert 
werden sollen Technologien mit hohem Treibh-
ausgasminderungs-, Ausbau- und Innovations-
potenzial. Da die Einnahmen dafür aus dem EKF 
stammen sollen, ist die dauerhafte Finanzierung 
unsicher.

Mobilität

Biokraftstoffquotengesetz
Das Biokraftstoffquotengesetz schreibt die Bei-
mischung von Biokraftstoffen vor. Benzin und 
Diesel müssen Bioethanol bzw. Biodiesel bein-
halten, um die Klimabilanz der Treibstoffe zu 
verbessern. Reine Biokraftstoffe werden bei der 
Berechnung der Quote ebenfalls berücksichtigt. 
Auch die Importabhängigkeit von Mineralöl soll 
durch die Regelung vermindert werden. Das Ge-
setz setzt eine Richtlinie der EU zur Förderung 
von Biokraftstoffen im Verkehrssektor um. Bis 
2015 sollen acht Prozent und bis 2020 zehn Pro-
zent des Energiegehalts der im Verkehr ver-
brauchten Kraftstoffe aus Biomasse stammen. 
Von 2015 an wird die Beimischungsquote durch 
ein Treibhausgasminderungsziel ersetzt. Zum 
Erreichen der Klimaziele im Verkehr wird der 
Bioenergie weiterhin eine Schlüsselrolle zukom-
men. Die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverord-
nung soll eine nachhaltige und umweltverträgli-
che Nutzung von Biokraftstoffen sicherstellen.
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www.unendlich-viel-energie.de

1ISCC: International Sustainability and Carbon Certification; 2RSB: Roundtable on Sustainable Biofuels; 
3 Erneuerbare-Energien-Gesetz; Quellen: BLE, UFOP; Stand: 11/11

Nachhaltige Bioenergie 
Wie funktioniert die Zertifizierung? 

Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung

Zertifizierungssystem
Standards, Normen, 

Treibhausgas-Bilanzierung
z. B. ISCC1, REDcert, RSB2

Zertifizierungsstellen
z. B. TÜV und andere Zertifizierer

Anerkennung

Umsetzung

Zertifizierung
Überwachung

Überwachung

Anbau Schnittstellen
VerarbeitungTransport/Handel Transport/Handel Biokraftstoffhersteller,

Stromerzeuger nach EEG3

Verbrauch

Ausstellung
Nachhaltigkeits-
nachweis

Anerkennung Über-
wachung

Förderprogramm Schaufenster Elektromobilität
In „Schaufenstern“, die auf den zuvor aus dem 
Konjunkturprogramm geförderten Modellregio-
nen aufbauen, sollen innovative Entwicklungen 
in der Elektromobilität vorangetrieben werden. 
Demonstrations- und Pilotprojekte schließen 
sich regional zusammen, um ihre Vorhaben zu 
bündeln und die nationale und internationale 
Sichtbarkeit zu stärken. Dafür stellt der Bund 
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Institutionen
An der Energiewende sind mehrere Ministerien 
beteiligt: Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU), das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi), das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS), das Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) und das Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF). Außerdem hat das Bundeskanzleramt 
eigene Referate, die sich mit den Erneuerbaren 
Energien und der Energiewende befassen. Auch 
nachgeordnete Behörden spielen eine wichtige 
Rolle, allen voran die Bundesnetzagentur (BNet-
zA), welche dem Wirtschaftsministerium unter-
geordnet ist und für das deutsche Stromnetz zu-
ständig ist. Für eine natur- und umweltverträgli-
che Energiewende setzen sich das Umweltbun-
desamt  (UBA)  und  das  Bundesamt  für 
Naturschutz (BfN) ein. Neben institutionellen 
Strukturen haben sich auch eine Reihe von Platt-
formen, Dialogforen und Arbeitsgruppen gebil-
det. Vor allem die Bund-Länder-Koordination soll 
die Energiewende in die richtigen Bahnen len-
ken. 

Bund-Länder-Energiegipfel
Das Bundeskanzleramt lädt regelmäßig im Halb-
jahresrhythmus zum Energiegipfel in Berlin ein. 
Die wichtigsten Fragen in Zusammenhang mit 
dem Ausbau der Erneuerbaren Energien werden 
hier zwischen Bund und Ländern verhandelt. So 
berieten die Bundesregierung und die Länderre-
gierungen im März 2013 über die von Bundesum-
weltminister Altmaier vorgeschlagene Strom-
preisbremse und über den beschleunigten 
Stromnetzausbau unter der Leitung der Bundes-
netzagentur. Im November 2012 bestärkten Bund 
und Länder ihr gemeinsames Bekenntnis zur 
Offshore-Windenergie. Auch energiepolitische 
Interessenkonflikte zwischen Nord- und Südlän-

dern werden hier behandelt. Denn die Nordlän-
der wollen in Zukunft Windstrom in die großen 
Verbrauchszentren im Süden exportieren. Die 
Südländer wollen dagegen möglichst viel erneu-
erbaren Strom selbst produzieren.   

Bund-Länder-Gesprächskreis  
auf Ministerebene
Auf der Umweltministerkonferenz im November 
2012 wurde die Einrichtung eines Gesprächskrei-
ses zwischen den Umweltministern des Bundes 
und der Länder vereinbart. Darin sollen eine ge-
meinsame Ausbaustrategie für die Erneuerbaren 
Energien und Eckpunkte für eine EEG-Reform 
erarbeitet werden.  

EEG-Dialogforum
Zur Weiterentwicklung des EEG hat das Bundes-
umweltministerium im November 2012 den EEG-
Dialog eröffnet. Darin tauschen sich Experten 
und die Öffentlichkeit über Probleme und Inter-
essenkonflikte aus und diskutieren über ver-
schiedene Möglichkeiten der EEG-Reform. Ins-
gesamt sind sechs Veranstaltungen geplant. Das 
vorerst letzte Forum fand im März 2013 statt. 

Plattform Erneuerbare Energien
In der Plattform Erneuerbare Energien arbeiten 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft an der Wei-
terentwicklung des Energiesystems mit einem 
zunehmenden Anteil Erneuerbarer Energien. 
Dieses Forum wurde auf der Grundlage des 
Energiekonzepts der Bundesregierung einge-
richtet. Einen Schwerpunkt bildet auch die Ab-
stimmung des Bundes mit den Ländern über die 
Ausbauziele. Dafür sollen der Ausbau neuer Er-
zeugungsanlagen, die Netze und die Flexibilisie-
rungsmaßnahmen koordiniert werden. Die Inte-
ressen der Länder an der regionalen Wertschöp-
fung durch die Erneuerbaren Energien sollen 
dabei berücksichtigt werden.  

Institutionelle Rahmenbedingungen der Energiewende

Die deutsche Energiewende ist in ein komplexes Geflecht aus staatlichen Institutionen, Parteien, 
Interessenverbänden sowie vertikalen und horizontalen Kompetenzverteilungen eingebettet. Die 
Länder spielen mit ihren eigenen Interessen und Kompetenzen eine entscheidende Rolle bei der 
Gestaltung Transformation des Energiesystems. 



24

D
eu

ts
ch

la
nd

Bundesländer mit neuer Energie

Beschäftigung
Im Bereich der Erneuerbaren Energien waren 
im Jahr 2012 etwa 378.000 Menschen und damit 
fast so viele wie im Vorjahr beschäftigt. Nicht 
nur in Deutschland, sondern auch weltweit führt 
ein konsequenter Ausbau der Erneuerbaren 
Energien zu positiven Impulsen für den Arbeits-
markt. In nahezu allen wissenschaftlichen Sze-
narien schafft der Ausbau der Erneuerbaren 
Energien mehr Arbeitsplätze als die auf dauer-
hafter Nutzung von konventionellen Energien 
basierenden Referenzszenarien. Die Solarener-
gie bot im Jahr 2012 über 100.000 Arbeitsplätze, 
vor allem durch Produktion, aber auch durch In-
stallation und Wartung der Photovoltaik- und 
Solarthermieanlagen. In der Windenergie arbei-
teten knapp 118.000 Menschen direkt und indi-
rekt in der Produktion und Wartung der Anlagen. 
Im Bereich Bioenergie waren etwa 129.000 Men-
schen in Anlagenherstellung und -wartung so-
wie in der Brennstoffbereitstellung tätig. Die 
Geothermie trug mit ca. 14.000 und die Wasser-

kraft mit 7.200 Arbeitsplätzen zur Beschäfti-
gungswirkung der Erneuerbaren-Branche bei. 
Hinzu kommen Arbeitsplätze in der Forschung 
und Verwaltung. 

Gegenüber 2011 gab es einen leichten Rückgang 
an Arbeitsplätzen, vor allem wegen der Krise in 
der Solarindustrie. Insolvenzen und Übernahmen 
im Bereich der Produktion von Photovoltaikmo-
dulen und -zellen führten zu einem Rückgang 
der Arbeitsplatzzahlen. Die Beschäftigung in der 
Installation und Projektplanung blieb dennoch 
auf hohem Niveau. Der Rückgang von Arbeits-
plätzen in der Photovoltaikproduktion wurde je-
doch fast vollständig durch Beschäftigungs-
wachstum in der Bio- und vor allem in der Wind-
energiebranche aufgefangen.

Seit 2004 konnten die Arbeitsplatzzahlen im Be-
reich Erneuerbare Energien um mehr als 135 
Prozent gesteigert werden. In absoluten Zahlen 
wurden in der Bioenergiebranche und in der So-
larenergie – trotz des Rückgangs im letzten Jahr 
– die meisten neuen Stellen geschaffen. Aber 
auch die Windenergie, die 2004 schon gut entwi-
ckelt war und damals die meisten Stellen in der 
Erneuerbaren-Branche verzeichnete, konnte die 
Beschäftigtenzahlen seitdem fast noch einmal 
verdoppeln.

Inzwischen arbeitet im Durchschnitt jeder hun-
dertste Deutsche im Bereich der Erneuerbaren 
Energien. Vor allem in den Bundesländern im 
Norden und im Osten haben die Arbeitsplätze in 
diesem Bereich eine hohe relative Bedeutung. 

Wirtschaftliche Effekte der Erneuerbaren Energien

Unter Experten herrscht Einigkeit darüber, dass es volkswirtschaftlich günstiger ist, heute in Kli-
maschutzmaßnahmen zu investieren als in Zukunft die Folgeschäden zu bewältigen. Deutschland 
kann anspruchsvolle Klimaschutzziele nur erreichen, wenn Erneuerbare Energien den überwiegen-
den Teil der Energieversorgung übernehmen. Die Anschubfinanzierung der Erneuerbaren Energien 
bringt zunächst gesamtwirtschaftliche Kosten mit sich. Demgegenüber steht aber der wirtschaftli-
che Nutzen, der bereits heute spürbar ist: Erneuerbare Energien sorgen für Investitionen in der 
deutschen Großindustrie und in mittelständischen Betrieben, schaffen zukunftsträchtige Arbeits-
plätze und reduzieren die Abhängigkeit von Energieimporten aus Weltregionen, wo Menschenrech-
te missachtet sowie fatale Arbeitsbedingungen und schwache Umweltstandards herrschen. 

www.unendlich-viel-energie.de
Quelle: DLR/DIW/ZSW/GWS/Prognos
Stand: 3/2013

Erneuerbare Energien: 378.000 Arbeitsplätze 
im Jahr 2012
Zahl der Arbeitsplätze nach Branchen

Gesamt:
377.800

Arbeitsplätze

Bioenergie
128.900 (34%)

Solarenergie
100.500 (27%)

Windenergie
117.900 (31%)

Wasserkraft
7.200 (2%)

Geothermie
13.900 (4%)

öffentliche/
gemeinnützige Mittel 

9.400 (2%)
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rückzuführen ist: Trotz Abnahme des Investiti-
onsvolumens um etwa ein Viertel konnte der 
Kapazitätszubau leicht gesteigert werden. Die 
Investitionen in Wind und Biomasse sind dage-
gen gestiegen.

Allein ein Viertel der Bruttobeschäftigung ent-
fällt auf die ostdeutschen Bundesländer. Die 
größte Rolle spielen die Erneuerbaren Energien 
im Arbeitsmarkt Sachsen-Anhalts, gefolgt von 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern. 
Dort ist der Anteil der Arbeitnehmer in der Er-
neuerbare-Energien-Branche an der Gesamtzahl 
der Beschäftigten am höchsten. Die prozentual 
gesehen geringste beschäftigungspolitische Rol-
le spielen die Erneuerbare Energien in Berlin, 
dem Saarland und Nordrhein-Westfalen.  

In absoluten Zahlen waren 2012 die mit Abstand 
meisten Menschen in der Erneuerbare-Energi-
en-Branche in Bayern tätig (rd. 66.400). Danach 
folgen Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Baden-Württemberg. 

Bis 2030 rechnet das BMU mit einem möglichen 
Anstieg der Beschäftigung auf 520.000 bis 
640.000. Der nationale und der internationale 
Markt für Erneuerbare-Energien-Technologien 
weist eine erhebliche Dynamik auf. Eine derart 
rasante Zunahme wie zwischen 2004 und 2012 ist 
allerdings nicht mehr zu erwarten. Die Zuwächse 
flachen aufgrund einer zunehmenden Automati-
sierung und Produktivitätssteigerung in allen 
Bereichen ab. 

Investitionen
Im Jahr 2012 wurden nach Angaben des BMU 
insgesamt 19,49 Milliarden Euro in die Errich-
tung neuer Erneuerbare-Energien-Anlagen in 
Deutschland investiert. Die Summe ist damit seit 
zwei Jahren rückläufig, was vor allem auf die 
schnell sinkenden Preise der Photovoltaik zu-

Bruttobeschäftigung durch Erneuerbare Energien pro 1.000 Arbeitnehmer.

Die Erneuerbare-Energien-Branche hat eine große
Bedeutung für den Arbeitsmarkt in Ostdeutschland 

www.unendlich-viel-energie.deQuelle: GWS 2013; Stand: 06/13
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Die Hersteller von Anlagen und Komponenten 
mussten im Jahr 2012 erstmals seit 2004 Um-
satzeinbußen verzeichnen. Am größten fiel der 
Rückgang im Bereich der Photovoltaik und beim 
Biogas aus. Unternehmen aus der Solarther-
miebranche mussten ebenfalls Rückgänge hin-
nehmen. Steigende Umsatzraten verzeichneten 
hingegen die Windenergie und die Nutzung fes-
ter Biomasse.

An den Investitionstätigkeiten sieht man, dass 
die Energiewende ein Bürgerprojekt ist. Der 
größte Anteil der Investitionen in Erneuerbare-
Energien-Anlagen stammt von Privatpersonen. 
Sie tragen zu mehr als einem Drittel zum Fort-
schritt der Energiewende bei. Aber auch Land-
wirte, Gewerbetreibende und Banken erkennen 
die wirtschaftlichen Chancen der Investitionen 
in Erneuerbare Energien. Die großen vier Ener-
gieversorger spielen mit fünf Prozent hingegen 
nur eine geringe Rolle beim Aufbau einer klima-
verträglichen und risikoarmen Energieversor-
gung.  

Wertschöpfung
Im Jahr 2011 entstanden durch die Erneuerbaren 
Energien etwa neun Milliarden Euro an kommu-
naler Wertschöpfung. Anders als bei Kohle, Öl, 
Atom und Gas wird der Ausbau der Erneuerba-
ren Energien größtenteils von den Bürgerinnen 
und Bürgern in Deutschland getragen. Auch 
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Stadtwerke setzen immer mehr auf Erneuerbare 
Energien. Das kommt den Kommunen und den 
Bürgern vor Ort zu Gute. In den Gemeinden ent-
stehen Arbeitsplätze und Steuereinnahmen aus 
Unternehmensgewinnen; Einkommen und 
Pachteinnahmen spülen Geld in die Kassen der 
kommunalen Haushalte. Die Wertschöpfungs-
kette der Erneuerbaren Energien umfasst die 
Produktion der Anlagen, deren Planung und Ins-
tallation, Anlagenbetrieb und –wartung sowie die 
Betreibergesellschaft. Auf jeder Stufe dieser 
Wertschöpfungskette werden wirtschaftliche 
Leistungen erbracht und bezahlt. Die Steuerein-
nahmen sind davon abhängig, welche Teile der 
Wertschöpfungskette vor Ort ansässig sind. Den 
Löwenanteil machen die Gewinne der Betreiber-
gesellschaft aus, so dass die Kommune – selbst 
wenn die Anlage in einer anderen Region oder 
im Ausland produziert wurde – immer noch er-
heblich profitiert. 

Auch Bürger, die weder in einer Stufe der Wert-
schöpfungskette arbeiten, noch Besitzer einer 
Solaranlage oder Anteilseigner eines Bürger-
windparks sind, profitieren häufig vom Ausbau 
der Erneuerbaren Energien. Denn dank der ver-
schiedenen Steuereinnahmen aus Produktion 
und Betrieb der Erneuerbare-Energien-Anlagen 
kann die Kommune zum Beispiel in Bildung, Inf-
rastruktur und Kultur investieren. Die Kommune 
kann davon ihre Kindergärten sanieren, Bil-
dungsangebote ausweiten oder örtliche Vereine 
fördern. 

Gerade in strukturschwachen Regionen – wie 
etwa dem äußersten Osten und Norden Bayerns, 
in den dünn besiedelten Gebieten Brandenburgs, 
Mecklenburg-Vorpommerns oder an der Nord-
seeküste in Niedersachsen – bieten die Erneuer-
baren Energien ein neues und nachhaltiges wirt-
schaftliches Standbein. Landwirte werden 
gleichzeitig Energiewirte, Betriebe schaffen neue 
Arbeitsplätze und die Kaufkraft in der Region 
steigt. Vor allem der ländliche Raum profitiert 
von dem dezentralen Ausbau der Erneuerbaren 
Energien. Gerade hier werden oft neue Arbeits-
plätze, langfristige wirtschaftliche Perspektiven 
und Einnahmequellen für die Kommunen drin-
gend gebraucht.

Unter www.kommunal-erneuerbar.de können Kom-
munen ihre tatsächliche Wertschöpfung errechnen 
oder ihre Potenziale erörtern. 

Einsparung fossiler Energieimporte
Unsere Wirtschaft ist hochgradig abhängig von 
den stetig teurer werdenden Ressourcen Erdöl, 
Erdgas, Kohle und Uran. Diese Energieträger 
stammen oft aus den politisch instabilen Regio-
nen der Welt und werden unter Bedingungen 
abgebaut, die massive Schäden für Mensch und 
Umwelt nach sich ziehen. 

Im Jahr 2012 gab Deutschland ca. 93 Milliarden 
Euro für den Import von Kohle, Öl und Gas aus. 
Die Erneuerbaren Energien sparten im selben 
Jahr bereits knapp 10 Milliarden Euro an Import-
kosten ein.   

Im Vergleich zur Energiebereitstellung aus nuk-
learen und fossilen Energieträgern reduzieren 
die Erneuerbaren Energien nicht nur die Impor-
tabhängigkeit, sondern auch die Emissionen von 
klimaschädlichen Treibhausgasen, Luftschad-
stoffen sowie radioaktive atomare Altlasten. Die 
regenerativen Quellen leisten so einen wesentli-
chen Beitrag zum Umweltschutz mit großem 
volkswirtschaftlichem Nutzen. Rechnete man die 
externen Kosten der konventionellen Energien 
auf den Strompreis an, wären die Erneuerbaren 
Energien schon heute größtenteils günstiger.
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Quelle: BAFA; Stand: 3/2013

Ausgaben Deutschlands für den Import fossiler 
Energieträger von 2000 bis 2012
Im Jahr 2012 hat Deutschland 10,2 Milliarden Euro mehr für fossile 
Energieimporte ausgegeben als im Vorjahr. Gegenüber dem Jahr 2000 
haben sich die Ausgaben etwa verdreifacht.
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Das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft 
(FÖS) hat in einer Studie diese externen Kosten 
zusammengefasst und so versucht, die Preise 
konventioneller Energien transparenter zu ma-
chen. Ergebnis: Zur Deckung der nicht im Markt-
preis enthaltenen Kosten müsste pro Kilowatt-
stunde eine Umlage von etwa 10 Cent gezahlt 
werden, die sich vor allem aus den verursachten 
Umwelt- und Klimaschäden ergibt. Zum Ver-
gleich: Die Umlage zur Förderung der Stromer-
zeugung aus Erneuerbaren Energien liegt 2013 
bei 5,3 Cent.

Erneuerbare Energien haben im Vergleich zu nu-
klearen oder fossilen Energieträgern dagegen 
keine oder nur geringe externe Kosten. Der Um-
stieg auf regenerative Energiequellen sorgt da-
her nicht nur für eine größere Transparenz am 
Energiemarkt, sondern spart auch gesellschaft-
liche Folgekosten. Die Energiewende zahlt sich 
so nicht nur ökologisch, sondern auch ökono-
misch aus.

Externe Kosten der Energieerzeugung
In einem funktionierenden Markt, wo die Preise 
alle mit dem Produkt verbundenen Kosten ab-
decken, können die Verbraucher rationale Kauf-
entscheidungen treffen. Die Marktpreise sind 
idealerweise transparent und vergleichbar. Für 
den Energiemarkt ist das allerdings nur Theorie. 
Die zur Energiebereitstellung erforderlichen 
oder belasteten Güter sind nicht alle mit Preisen 
versehen. Deshalb spiegelt sich der Verbrauch 
bzw. die Schädigung dieser scheinbar „kosten-
freien“ Ressourcen auch nicht im Marktpreis 
wider.

Insbesondere gemeinschaftlich genutzte Güter 
wie Luft, Wasser und Erde, aber auch individuel-
le Güter wie die eigene Gesundheit sind nicht 
oder nur unvollständig in die Marktmechanis-
men integriert. Werden diese Güter im Produk-
tionsprozess verbraucht oder geschädigt, 
schlägt sich das nicht auf die Marktpreise nie-
der. 

Studien zu den wirtschaftlichen Vorteilen der Erneu-
erbaren Energien finden Sie in der Online-Bibliothek 
unter www.energie-studien.de 

Strom
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Vermiedene Treibhausgas-Emissionen durch die 
Nutzung Erneuerbarer Energien in Deutschland 2012
in Mio. t CO2-Äq.
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Der Haushaltsstrompreis im Jahr 2012 unter
Berücksichtigung staatlicher Förderungen und
externer Kosten konventioneller Energien

Was Strom wirklich kostet

Würden die Finanzhilfen und Steuervergünstigungen für die Stromerzeugung 
aus konventionellen Energien sowie deren Umwelt- und Klimaschadenskosten 
über eine „Konventionelle-Energien-Umlage“ in die Stromrechnung mit 
einfließen, müssten Stromkunden nach den Berechnungen des FÖS rund
10 Cent pro Kilowattstunde mehr zahlen.

Quelle: FÖS/BWE/Greenpeace Energy: Was Strom wirklich kostet. August 2012

Externe Kosten durch
Umwelt- und Klimaschäden

Staatliche Förderungen:
Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen

EEG-Umlage

Kosten für Erzeugung,
Transport, Vertrieb und Steuern

Tatsächlicher
Haushaltsstrompreis

Haushaltsstrompreis
plus Zusatzkosten

konventioneller
Energieträger

So verursacht der Abbau von Braun- und Stein-
kohle in Deutschland jährlich Kosten in Höhe von 
circa 500 Millionen Euro durch Bergschäden, die 
Sanierung von Tagebauen und das Abpumpen 
von Grundwasser. Der Betrieb von Kohlekraft-
werken verursacht gesundheitsschädliche Emis-
sionen von Schadstoffen wie Feinstaub, Blei, 
Quecksilber, Cadmium und Arsen. Auch der Be-
trieb von Atomanlagen kann die menschliche 
Gesundheit schädigen. Der sichere Abschluss 
von radioaktiven Abfällen von der Umwelt über 
mehrere tausend Jahre wird in Zukunft weitere 
Kosten verursachen - nicht umsonst wird die po-
litische Lösung der Endlagerfrage so kontrovers 
diskutiert.



28

D
eu

ts
ch

la
nd

Bundesländer mit neuer Energie

Energieträger in repräsentativen Umfragen ver-
schiedener Institute sehr hohe Zustimmungsra-
ten. In einer Umfrage von TNS Infratest aus dem 
Sommer 2012 ordneten 93 Prozent der Befragten 
den verstärkten Ausbau Erneuerbarer Energien 
als wichtig oder sogar sehr wichtig ein. Insbe-
sondere Nachhaltigkeits- und Klimaschutzgrün-
de nehmen die Bürger für die Erneuerbaren ein, 
aber auch wirtschaftliche Aspekte sehen die Be-
fragten als Vorteil einer Energieversorgung auf 
Basis von Sonne, Wind, Biomasse, Wasserkraft 
und Geothermie.

Bei den Umfrageergebnissen handelt es sich 
nicht nur um abstrakte Zustimmung, die die ge-
nerelle Haltung der Bevölkerung gegenüber der 
einen oder anderen Art der Energieversorgung 
ausdrücken würde. Die Diskrepanz zwischen er-
neuerbarer und nuklearer bzw. fossiler Energie-
erzeugung zeigt sich nämlich auch bei der Frage, 
welche Art von Anlagen die Bürger in der eige-
nen Nachbarschaft (im Umkreis von fünf Kilome-
tern zum eigenen Wohnort) bevorzugen würden. 
Während etwa zwei Drittel der Bevölkerung kein 
Problem mit Erneuerbaren-Anlagen in der Woh-
numgebung haben, kommen Kohle- und Atom-
kraftwerke nur auf Zustimmungsraten im ein-
stelligen Bereich. Sofern die Befragten Vorerfah-
rungen mit den verschiedenen regenerativen 
Energietechnologien haben, steigen die Zustim-
mungsraten sogar noch. 

Auch beim Thema Netzausbau, welches unter 
Akzeptanzgesichtspunkten ebenfalls kontrovers 
diskutiert wird, zeigt sich die Affinität der Bürger 
zu Erneuerbaren Energien. Eine deutliche Mehr-
heit der Befragten akzeptiert einen zusätzlichen 

Akzeptanz Erneuerbarer Energien
Neben ökonomischen, ökologischen und techni-
schen Aspekten gibt es bei der Gestaltung des 
Energieversorgungssystems eines Landes ein 
weiteres Ziel zu beachten, nämlich die Akzeptanz 
durch die Bevölkerung. Die deutsche Energie-
wende mit den Beschlüssen zum endgültigen 
Atomausstieg sowie zum verstärkten Ausbau Er-
neuerbarer Energien vom März bzw. Juni 2011 
wurde zwar zu diesem Zeitpunkt auf Grund man-
gelnden Vertrauens in die technische Sicherheit 
der Nuklearenergie gefällt. Sie ist aber auch 
Ausdruck einer schon lange vorherrschenden 
Stimmung in der Bevölkerung, die der Atom-
energie kritisch gegenübersteht und die etwa zu 
dem ersten Atomausstiegsbeschluss aus dem 
Jahr 2001 führte. Die Gestaltung der Energiever-
sorgung kann also dauerhaft nur im Einklang mit 
den Interessen und Wünschen der Bürger und 
Verbraucher geschehen.

Darum ist der Umstieg auf Erneuerbare Energi-
en auch unter dem Gesichtspunkt der Akzeptanz 
sinnvoll: Regelmäßig bekommen erneuerbare 

Die Bürgerenergiewende – Akzeptanz und Beteiligung

Der wachsende Anteil der Erneuerbaren Energien an der Energieversorgung geht mit einer erhöh-
ten Zahl von Energieerzeugungsanlagen einher. Kleine, dezentrale Kraftwerke rücken näher an die 
Bürger heran. Trotzdem begrüßt eine breite Mehrheit in der Gesellschaft die Neuausrichtung der 
Energieversorgung. In Umfragen erfreuen sich die Erneuerbaren Energien einer großen Beliebt-
heit. Allerdings gibt es vor Ort teilweise auch Proteste von Anwohnern gegen Windparks, Biogas-
anlagen oder neue Hochspannungsleitungen. Auch die Kosten des Ausbaus regenerativer Energien 
werden kontrovers diskutiert. Wie kann die Akzeptanz also weiter gefördert werden? Ein möglicher 
Weg liegt in der finanziellen Beteiligung der Bürger an Anlagen und Netzen. 

www.unendlich-viel-energie.de

Zustimmung zu Erneuerbare-Energien-Anlagen
in der Umgebung des eigenen Wohnorts
Zur Stromerzeugung in der Nachbarschaft finden sehr gut bzw. gut...

Quelle: Umfrage von TNS Infratest 2012, 4.060 Befragte,
im Auftrag der Agentur für Erneuerbare Energien. Stand: 10/2012

Mit Vorerfahrung steigt die Akzeptanz für Erneuerbare Energien 
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Netzausbau, sofern dieser für eine Vollversor-
gung mit Erneuerbaren Energien oder für den 
Abtransport von lokal erzeugtem Ökostrom not-
wendig ist.

Trotz dieser hohen Akzeptanzwerte sind teilwei-
se Widerstände gegen Erneuerbare-Energien-
Projekte vorhanden. Großteils ist jedoch auch bei 
Gruppen, die bestimmte Projekte ablehnen, eine 
prinzipielle Befürwortung der Energiewende und 
des Ausbaus Erneuerbarer Energien zu messen. 
In den wenigsten Fällen ist eine grundlegende 
Ablehnung gegenüber der jeweiligen Erneuerba-
re-Energien-Technologie vorhanden. Der Wider-
stand gegen konkrete Projekte hat daher zumeist 
lokale Gründe, etwa Befürchtungen hinsichtlich 
der Emissionsentwicklung (Lärm, Schatten, 
elektromagnetische Strahlung oder Geruch) oder 
einer Beeinträchtigung des Landschaftbildes, 
insbesondere bei Windenergieanlagen. Oft las-
sen sich durch frühzeitige Einbindung der Bür-
ger und transparente Planung Widerstände ab-
bauen, wozu die Erneuerbaren Energien durch 
Ihren dezentralen Charakter einzigartige Mög-
lichkeiten bieten.

Beteiligung an Erneuerbaren Energien
Der im Vergleich zu konventionellen Kraftwerken 
relativ geringe Kapitalbedarf von Erneuerbare-
Energien-Anlagen bietet neben der grundlegen-
den Akzeptanz des Energiesystems auf Basis 
Erneuerbarer Energien einen weiteren Vorteil, 
nämlich die Möglichkeit zum Besitz und zur Be-
teiligung an den Erzeugungsanlagen. In der Pra-
xis hat sich dabei eine Vielzahl unterschiedlichs-
ter Modelle entwickelt: So kann die Beteiligung 
beispielsweise rein organisatorischer Natur sein, 

indem die jeweiligen Kommunen oder Anwohner 
als Fachleute in den Planungsprozess einbezo-
gen werden und so eine optimale und konfliktar-
me Umsetzung des Projektes garantieren. Eine 
weitere Beteiligungsvariante sind Modelle, bei 
denen vor Ort erzeugter Strom oder Wärme aus 
Erneuerbaren Energien direkt zu einem günsti-
gen Preis an die Anwohner verkauft wird. Die 
Beteiligung kann aber auch noch weiter reichen, 
indem die Gemeinden oder Bürger zum Anteils-
eigner an den vor Ort realisierten Anlagen wer-
den und damit auch selbst direkt finanziell von 
der Erzeugung sauberer Energie profitieren. Das 
am weitesten verbreitete Beispiel sind die schon 
auf vielen Häusern glitzernden Photovoltaikanla-
gen. Aber auch über Bürgerwindparks, Energie-
genossenschaften, Solar- oder Windfonds und 
weitere Varianten wird die Energieerzeugung aus 
Bürgerhand weiter ausgebaut. 2012 war knapp 
die Hälfte der bis dato installierten Leistung aus 
Erneuerbaren Energien in der Hand von Privat-
personen und Landwirten. Auch daran sieht 
man, dass die Bürger der Energiewende nicht 
nur positiv gegenüberstehen, sondern diese 
auch aktiv vorantreiben. Durch dieses Engage-
ment wird die Energieversorgung nicht nur sau-
berer, sondern auch demokratischer.

Quelle: trend research; Stand: 04/2013

Erneuerbare Energien in Bürgerhand 
Verteilung der Eigentümer an der bundesweit installierten Leistung zur 
Stromerzeugung aus Erneuerbaren-Energien-Anlagen 2012 (72.900 MW).  
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Entwicklung von Energiegenossenschaften in 
Deutschland
In den letzten drei Jahren gab es eine Vervierfachung der Energiegenossenschaften 
in Deutschland. 
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Immer größerer Beliebtheit bei der Finanzie-
rung von Erneuerbare-Energien-Projekten er-
freuen sich Energiegenossenschaften. Die meis-
ten dieser gemeinschaftlichen Bürgerenergie-
anlagen sind im Süden Deutschlands zu finden. 
Schwerpunkt der genossenschaftlichen Tätig-
keit sind Photovoltaik-Projekte, rund 43 Prozent 
der Energiegenossenschaften sind in diesem 
Bereich aktiv. 
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Kohlekraftwerke und die überfällige Modernisie-
rung erfordern den Netzausbau. Nicht zuletzt 
müssen auch für die Realisierung des europäi-
schen Ziels eines gemeinsamen Strombinnen-
marktes zusätzliche internationale Netzverbin-
dungen geschaffen werden.

Im April 2013 hat der Deutsche Bundestag dem 
Bundesbedarfsplangesetz zugestimmt, das die 
vordringlichen Ausbauvorhaben im Bereich der 
Übertragungsnetze festschreibt. Darin wurden 
die unmittelbar notwendigen Maßnahmen der 
nächsten zehn Jahre bestimmt. Auf dessen Basis 
soll die konkrete Planung des Baus von Übertra-
gungsleitungen beginnen.

Im Bundesbedarfsplan sind 36 Vorhaben defi-
niert, die vordringlich umzusetzen sind. Die 
Grundlage hierfür bildete der Netzentwicklungs-
plan 2012 der Übertragungsnetzbetreiber. Bun-
desweit soll das Stromnetz in den kommenden 
zehn Jahren um 2.800 Kilometer erweitert wer-
den. Weitere 2.900 Kilometer sollen verstärkt 
und verbessert werden. Im Gesetz sind die An-
fangs- und Endpunkte der Stromleitungen fest-
gelegt. Im nächsten Schritt werden die Korridore 
mit einer Breite von bis zu 1.000 Metern und 
schließlich der Verlauf der Leitungen bestimmt. 
Es werden auch neue Technologien getestet, z.B. 
Hochtemperaturleitungen oder verlustarme 
Gleichstromleitungen. Bei der Planung des Kor-
ridorverlaufs sind nicht nur technische Anforde-
rungen, sondern auch ökonomische und ökologi-
sche Kriterien sowie die Belange der Bevölke-
rung zu berücksichtigen. 

Modernisierungsstau in den Stromnetzen
Das deutsche Stromnetz steht seit einiger Zeit 
vor einem erheblichen Investitionsbedarf. Nach 
Angaben der Bundesnetzagentur sind die 
Höchstspannungsleitungen mit 380 Kilovolt 
durchschnittlich über 30 Jahre alt, die Leitungen 
mit 220 Kilovolt über 50 Jahre. Viele Leitungs-
masten stehen sogar schon seit 90 Jahren. 

Trotz des hohen Alters der Stromleitungen ha-
ben sich die Investitionen der Netzbetreiber zwi-
schen 1995 und 2003 mehr als halbiert. Die Li-
beralisierung der Energiemärkte im Jahr 1998 
ließ die Investitionen auf Tiefstände sinken. Erst 
seit 2005 steigen sie wieder an und haben seit 
2010 wieder das Niveau der 1990er Jahre er-
reicht.  

Netzausbau

Das deutsche Stromnetz war bisher auf eine zentralisierte Erzeugung aus regelbaren Großkraft-
werken ausgerichtet. Für den Ausbau der dezentralen und fluktuierenden Erneuerbaren Energien 
müssen die Stromleitungen angepasst und teilweise ausgebaut werden. Die Netzinfrastruktur gilt 
als „Nadelöhr“ der Energiewende im Stromsektor und der Ausbau der Übertragungs- und Verteil-
netze als dringend erforderlich für zunehmende Anteile Erneuerbarer Energien. Neben den Er-
neuerbaren Energien erfordert vor allem der gemeinsame europäische Strombinnenmarkt einen 
Aus- und Umbau der Stromnetze. Wie viele neue Leitungen notwendig sind, welche Alternativen es 
gibt und wie die Verfahren beschleunigt werden können, darüber gibt es deutliche Meinungsver-
schiedenheiten. Deshalb ist ein höchstmögliches Maß an Transparenz und Öffentlichkeitsbeteili-
gung notwendig.  
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Künftig ist mit steigenden Investitionen in die 
Netzinfrastruktur zu rechnen. Grund hierfür sind 
nicht allein die Erneuerbaren Energien. Auch der 
Bau bereits geplanter und genehmigter neuer 
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Die Bundesländer können bei der Netzausbau-
planung mitentscheiden. Alle Leitungen, die 
Bundesländergrenzen überschreiten oder 
Deutschland mit den ausländischen Nachbarn 
verbinden, liegen in der Zuständigkeit der Bun-
desnetzagentur. Für den Fall, dass von einem 
Netzausbauvorhaben nur ein Bundesland betrof-
fen ist und die Trassen keine Ländergrenzen 
überschreiten, ist die Landesregulierungsbehör-
de zuständig.

Regulierung der Netzentgelte
Nicht nur beim Netzausbau, sondern auch bei der 
Regulierung der Netzentgelte teilen sich die Län-

der Zuständigkeiten mit dem Bund. Alle Netze, 
die an mehr als 100.000 Stromkunden ange-
schlossen sind oder Landesgrenzen überschrei-
ten, unterliegen der Zuständigkeit der Bundes-
netzagentur. Alle Restlichen fallen unter die Zu-
ständigkeit der Landesregulierungsbehörden. Bei 
der Festsetzung der Nutzungsentgelte liegen die 
Regulierungsbehörden im Spannungsfeld zwi-
schen dem Wunsch nach niedrigen Netznut-
zungsentgelten, da diese ein Bestandteil des 
Strompreises des Endverbrauchers sind, und er-
forderlichen Einnahmen der Netzbetreiber, die 
mit den Einnahmen aus den Entgelten in den 
Ausbau der Netzinfrastruktur investieren sollen. 
     

www.unendlich-viel-energie.deQuellen: Bundesnetzagentur; Stand: 2012

Das fünfstufige Netzausbauverfahren
Die zunehmende Einspeisung von Strom aus Erneuerbaren Energien erfordert den Ausbau und die 
Optimierung des Stromnetzes. Wie viele neue Leitungen tatsächlich gebraucht werden und wo diese 
verlaufen sollen, wird in einem gesetzlich festgelegten mehrstufigen Verfahren erörtert und beschlossen.

Leitungsverlauf und Planfeststellungsverfahren
Auf Grundlage der Korridore beginnt das Planfeststellungsverfahren. Die 
Netzbetreiber schlagen verschiedene Alternativen vor, wie die Leitungen 
verlaufen sollen. Die Vorschläge stehen zur öffentlichen Diskussion und werden 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen. Das Verfahren schließt mit 
einem Planfeststellungsbeschluss ab.

Trassenkorridore und Bundesfachplanung
Im vorletzten Schritt schlagen die Netzbetreiber Korridore vor, innerhalb derer die 
Leitungen gebaut werden sollen. Liegt der Korridor innerhalb eines Bundeslan-
des, entscheidet die Landesregulierungsbehörde über den Verlauf. Ländergrenzen 
überschreitende Korridore liegen in der Verantwortung der Bundesnetzagentur. 
Diese überprüft den Korridor im Rahmen der Bundesfachplanung.

5

4
Bundesbedarfsplan

Aus dem Netzentwicklungsplan und dem Umweltbericht entsteht der 
Bundesbedarfsplan. Er enthält eine konkrete Liste mit neuen und zu 
optimierenden Leitungen. Bei den neuen Leitungen werden die Start- und 
Endpunkte festgelegt. Der Bundestag beschließt den Plan per Gesetz.3

Netzentwicklungsplan und Umweltprüfung
Auf der Basis der Szenarien ermitteln die Übertragungsnetzbetreiber den 
Netzausbaubedarf für die nächsten zehn Jahre. Daraus entsteht der 
Netzentwicklungsplan. Wieder muss die Bundesnetzagentur dem Plan 
zustimmen und die daraus resultierenden Umweltbelastungen in einem 
gesonderten Bericht darlegen. 

2
Szenariorahmen

Am Anfang stehen Szenarien der Übertragungsnetzbetreiber über die 
zukünftige Energielandschaft. Die Netzbetreiber stellen Prognosen über die 
Größe und Verteilung des deutschen Kraftwerksparks, die Stromerzeugung und 
den Stromverbrauch sowie über den Stromaustausch mit dem Ausland auf. 
Die Bundesnetzagentur genehmigt den Szenariorahmen.

1
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gesetz und gilt einheitlich in allen Ländern. Die 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das 
EEG ergibt sich aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG (Luft-
reinhaltung), der Klimaschutz als Bestandteil 
der Luftreinhaltung ist Ziel des Gesetzes. Die 
Bundesländer können hier über ihre Mitbestim-
mungsrechte im Bundesrat Einfluss auf das Ge-
setzgebungsverfahren nehmen. 

Die Länder verfügen über eigenständige Kom-
petenzen, mit denen sie Recht mit Bezug auf 
Erneuerbare Energien setzen und mit politi-
schen Programmen die Erneuerbaren fördern 
können. Das Energiewirtschafts-, Bauord-
nungs-, Raumordnungs-, Landesplanung- und 
Kommunalrecht bietet den Ländern viele Spiel-
räume in Vollzug und Gestaltung. Das Energie-
wirtschaftsgesetz (EnWG) des Bundes umfasst 
lediglich die netzgebundene Strom- und Gasver-
sorgung, in denen natürliche Monopole zu regu-
lieren sind. Die Wärmeversorgung ist darin aber 
nicht geregelt. Damit steht die Gesetzgebungs-
kompetenz auf diesem Feld den Ländern offen. 
Sie können eigene Regelungen zur Nutzung er-
neuerbarer Wärme treffen, soweit der Bund hier 
nicht bereits durch andere Instrumente wie das 
Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz regelnd 
tätig geworden ist. Was die Wärmeversorgung 
von Gebäuden betrifft, erlauben entsprechende 
Klauseln des EEWärmeG den Ländern, eigene 
Regelungen zu erlassen, um beispielsweise Ei-
gentümern bestehender Gebäude die Nutzung 
eines bestimmten Anteils Erneuerbarer Energi-
en für Wärme und Kühlung vorzuschreiben. So 
erließ Baden-Württemberg eine solche Nut-

Deutschland ist ein föderaler Bundesstaat. So 
haben die Länder auch in der Energiepolitik ei-
nen erheblichen Handlungsspielraum. Das Sub-
sidiaritätsprinzip gilt auch hier. Planung und Ge-
nehmigung findet also vor Ort statt. Fast alle 
Länder verfolgen folglich auch eigenständige 
Ausbauziele, die wiederum die Grundlage für 
ihre eigenen Energiepolitiken bilden.

Die Länder verfolgen nicht nur eigene Ziele, son-
dern setzen auch die Rahmenbedingungen für 
den Ausbau der Erneuerbaren Energien im Ord-
nungs- und Verwaltungsrecht. Sie forcieren den 
Ausbau mit eigenen Förderprogrammen, inves-
tieren in die Forschung und bestimmen die 
Raumplanung sowie die Genehmigungsverfah-
ren. So kommt es, dass manche Länder bei der 
Energiewende schneller vorankommen als an-
dere.

Gleichzeitig ist eine enge Abstimmung zwischen 
Bund und Ländern unerlässlich. Im Laufe des 
Jahres 2013 soll ein Vorschlag über einen institu-
tionellen, politischen Rahmen der Bund-Länder-
Koordinierung entwickelt werden. Auf der Minis-
terpräsidentenkonferenz im Oktober 2012 einig-
ten sich die Länder darauf, ihre eigenen Ziele so 
anzupassen, dass sie sich mit den Zielen der 
Bundesregierung zu einem Bild fügen.

Kompetenzen der Länder beim  
Ausbau der Erneuerbaren Energien
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das 
wichtigste Gesetz für den Ausbau der regenera-
tiven Energien im Strombereich, ist ein Bundes-

Erneuerbare Energien in den Bundesländern

Die Energiewende wird maßgeblich in den Bundesländern und Kommunen umgesetzt. Der dezen-
trale Ausbau der Erneuerbaren Energien gehört zu den Wesensmerkmalen der Energiewende. 
Deshalb spielt die Raum- und Regionalplanung eine entscheidende Rolle bei der Planung und Um-
setzung von EE-Anlagen. Für den Ausbau Erneuerbarer Energien bedarf es außerdem der Akzep-
tanz vor Ort. Die Bundesländer sind somit Scharnier zwischen Vorgaben des Bundes und der loka-
len Umsetzung. Die Festlegung eines energiepolitischen Ziels und einer entsprechenden Program-
matik auf Länderebene ist dabei eine wichtige Weichenstellung. Landeseigene Gesetze wie das 
Erneuerbare-Wärme-Gesetz in Baden-Württemberg, umfangreiche Maßnahmenpakete oder Ver-
einfachungen der Regionalplanung helfen, diese Ziele umzusetzen.
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Viele Länder haben bereits ein eigenes Landes-
energiegesetz verabschiedet, in dem sie ihre 
energiepolitischen Ziele und Wege zum Ausbau 
der Erneuerbaren Energien festhalten. Detail-
lierte Einzelregelungen können auch in der Bau-
ordnung verankert werden. Das Bauordnungs-
recht ermöglicht es den Ländern zum Beispiel, 
energetische Anforderungen an Gebäudeneu-
bauten zu stellen – wie die Installation von rege-
nerativen Energiequellen und Effizienzmaßnah-
men. Des Weiteren regelt die Bauordnung Ge-
nehmigungsverfahren für den Bau von Erneuer-
bare-Energien-Anlagen. 

Das Kommunalrecht liegt, abgesehen von ver-
fassungsrechtlichen Fragen, in der Verantwor-
tung der Länder. Besondere Bedeutung haben 
die Bestimmungen zur sogenannten kommunal-
wirtschaftlichen Betätigung und zum Anschluss- 
und Benutzungszwang. Die Nutzung Erneuerba-
rer Energien kann hier durch gesetzliche Er-
leichterungen für die Kommunen beschleunigt 
werden. Die Länder können es den Kommunen 
beispielsweise ermöglichen, beim Ausbau eines 
erneuerbaren Wärmenetzes eine Nutzungs-
pflicht festzulegen. 

Eine relativ neue Entwicklung bei der Schaffung 
gesetzlicher Rahmenbedingungen ist der Erlass 
eines Klimaschutzgesetzes, mit dem die Ziele 
zur Treibhausgasreduktion – und idealerweise 
Etappenziele auf dem Weg dahin – Gesetzeskraft 
erlangen. Auf diese Art und Weise bekommt die 
Überprüfung der energiepolitischen Auswirkun-
gen politischer Vorhaben der jeweiligen Landes-
regierung  Verbindlichkeit. Nordrhein-Westfalen 
hat bislang als einziges Land schon ein Klima-
schutzgesetz verabschiedet, in Baden-Württem-
berg liegt ein konkreter Entwurf des Kabinetts 
vor. Auch weitere Länder planen die Verabschie-
dung entsprechender Regelwerke.

zungspflicht und geht damit einen Schritt weiter 
als der Bund, der einen Erneuerbare-Energien-
Anteil nur für grundlegend renovierte öffentliche 
Gebäude vorschreibt.

Der wichtigste Hebel der Länder ist oft die 
Raumordnung. Sie spielt eine Schlüsselrolle 
beim Umbau der Energieversorgung, vor allem 
beim Ausbau der Windenergie. Aber auch solare 
Freiflächenanlagen, Geothermie, Biomasse, 
Wasserkraftwerke, Netzausbau oder Pumpspei-
cherkraftwerke beanspruchen Raum und kon-
kurrieren mit anderen Nutzungsmöglichkeiten, 
wie Wohnraum, Erholungs- oder Naturschutzge-
bieten. Jegliches raumrelevantes Vorhaben, das 
von überörtlicher Bedeutung ist, fällt unter das 
Raumordnungsrecht. Die Anlagenstandorte kön-
nen so gezielt gesteuert und „Wildwuchs“ ver-
hindert werden. Sensible Gebiete wie Natur-
schutzgebiete können kategorisch ausgeschlos-
sen werden. Die Raumordnung unterliegt nach 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG der konkurrierenden Ge-
setzgebung. Nach Art. 72 Abs. 3 Nr. 4 GG können 
die Länder hier, auch wenn der Bund von seiner 
Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht 
hat, abweichende Regelungen erlassen. Die Län-
der können im Rahmen der Raumordnung und 
der Landesplanung Vorrang-, Eignungs- und 
Ausschlussflächen für Windenergieanlagen aus-
weisen. Einige Länder nutzten ihren Spielraum, 
um auf ihrem Gebiet Waldflächen für die Wind-
energie freizugeben oder pauschale Höhenbe-
grenzungen und Abstandsregeln aufzuheben. 
Auch die Planung von Stromnetzen, regionalen 
Wärmenetzen, Offshore-Anbindungen sowie die 
Raumplanung zur Nutzung der Geothermie oder 
Wasserkraft fallen in den Bereich des Raumord-
nungsrechts. 

In der Regel wird das nationale Raumordnungs-
gesetz in den Landesplanungsgesetzen konkre-
tisiert. Seit der Föderalismusreform im Jahr 
2006 können Landesplanungsgesetze auch als 
Vollgesetz erlassen werden, die dann das Raum-
ordnungsgesetz des Bundes in Teilen oder in 
Gänze ersetzen. Bayern hat sich beispielsweise 
für diesen Weg entschieden und mit dem Bayeri-
schen Landesplanungsgesetz ein Vollgesetz er-
lassen, das seit Juli 2012 das Raumordnungsge-
setz fast vollständig ersetzt. 

Mehr zum Thema finden Sie im Renews Spezial, Aus-
gabe 62 / Dezember 2012 „Planungsrecht & Erneuer-
bare Energien“ unter www.unendlich-viel-energie.de
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BW BY B BB HB HH HE MV NI NRW RLP SL SN ST SH TH

PEV (EE) X X X

Biomasse X X

Windenergie X

Solarenergie X

(Tiefen-)Geothermie X

Wasserkraft X

EEV (EE) X X X X X

Biomasse X X

Windenergie X

Solarenergie X X

(Tiefen-)Geothermie X X

Wasserkraft X

Strom X X X X X X X X X X X X

Wasserkraft X X X X

Bioenergie X X X X X X

Photovoltaik X X X X X X X X

Windenergie X X X X X X X X X X

Geothermie X X

Wärme X X X X

Biomasse X X

Solarthermie X X

Geothermie X X

Ziele Effizienz

Energieproduktivität X X

KWK X X X X X X X X

Stromverbrauch X X X X

PEV X

EEV X X X X

Ziele THG- bzw. 
CO2-Reduktion

X X X X X X X X X X X X

Quelle: Eigene Recherchen, Stand: 06/13

Energiekonzepte der Bundesländer im Überblick
Die Bundesländer haben jeweils individuelle Strategien zur Umsetzung der Energiewende. In folgender Tabelle wird mittels 
eines Kreuzes dargestellt, für welche Kenngrößen die Länder im Rahmen eines aktuellen Energiekonzepts oder -programms 
konkrete Ziele anstreben.
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Baden-Württemberg

Landeshauptstadt Stuttgart

Fläche 2011 35.751,48 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

45,7 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

38,3 %

Bevölkerungsdichte 2011 302 Einwohner pro km²

BIP 2012 389,5 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 3,9 %

Schulden 2011 61,6 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien B’90/Grüne und SPD

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach der Abgeordnetenhauswahl 2011

SPD 35 Sitze (23,1 %)

GRÜNE 36 Sitze (24,2 %)

FDP 7 Sitze (5,3 %)

CDU 60 Sitze (39 %)

 

Nächste Wahl Frühjahr 2016

Regierungsvorsitzender Winfried Kretschmann

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft:
www.um.baden-wuerttem-
berg.de
Minister: Franz Untersteller 
(B’90/Grüne)

Baden-Württemberg ist sowohl hinsichtlich 
der Fläche als auch nach der Einwohnerzahl 
das drittgrößte Bundesland. Die Menschen im 
Ländle gelten als fleißig und geschäftstüchtig 
– so zumindest lautet das Klischee. Tatsächlich 
meldeten Baden-Württembergs Tüftler im Zeit-
raum 2008 bis 2011 304 Patente im Bereich der 
Erneuerbaren Energien an. Nirgendwo sonst in 
Deutschland werden mehr neue Erfindungen für 
die Energiewende gemacht. Das durchschnitt-
liche Einkommen liegt deutlich höher als der 
bundesdeutsche Durchschnitt, die Arbeitslo-
senquote von 4,3 Prozent (Februar 2013) ist die 
niedrigste in Deutschland. Besonders im Bereich 
der industriellen Hochtechnologie sowie der 
Forschung und Entwicklung gilt Baden-Würt-
temberg als eine der innovativsten Regionen in 
der Europäischen Union. Die wichtigsten Wirt-
schaftszweige sind die Automobilindustrie und 
der Maschinenbau. Weltkonzerne wie Bosch, 
Porsche, DaimlerChrysler oder SAP sind hier 
zu Hause, aber auch viele hochspezialisierte 
mittelständische Weltmarktführer. Letztere pro-
fitieren verstärkt vom Ausbau der Windenergie. 
Die Herstellung von Maschinen, Komponenten, 
Elektronik sowie die Planung, Wartung und An-
lagenunterhalten werden zu einem zunehmend 
bedeutenden Wirtschaftsfaktor.

Baden Württemberg hat seit dem Jahr 2003 
seinen Primärenergieverbrauch aus Stein- und 
Braunkohle sowie Mineralöl reduziert und die 
Erneuerbaren Energien ausgebaut. Der An-
teil der regenerativen Energiequellen am Pri-
märenergieverbrauch lag im Jahr 2009 mit 9,3 
Prozent über dem bundesweiten Durchschnitt. 
Der Anteil der Erneuerbaren Energien am End-
energieverbrauch soll nach dem Entwurf des 
Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzepts 
bis 2020 auf 25 Prozent steigen, bis 2050 sollen 
Wind, Sonne, Biomasse, Wasser und Geother-
mie sogar 78 Prozent des Verbrauchs decken. 
Im Strombereich will die Landesregierung bis 
2020 einen Anteil von 38 Prozent erneuerbaren 
Stroms realisieren. Mithilfe von 110 Maßnahmen 
sollen die energiepolitischen Ziele erreicht wer-
den. Das Konzept steht offen für die Beteiligung 
der Bürger. 
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Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/
is/104508/Erneuerbare_Energien_2012_Erste_Abs-
chaetzung_interaktiv.pdf

Klimaschutzziele für die Zukunft
Arbeitsentwurf 6 für ein „Integriertes Energie- und 
Klimaschutzkonzept (IEKK)“ vom Dezember 2012

Ziel Endenergieverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 25 % 

Ziele Stromerzeugung 2020

Anteil Erneuerbare Energien  38 % 

Solarenergie 12 %

Windenergie 10 %

Bioenergie 8 %

Wasserkraft 8 %

(2009: 14,4 %)

Ziele Wärmeversorgung 2020

EE-Anteil 21 %

Biomasse 16,6 %

Solarthermie 2,9 %

Geothermie 1,5� %

Ziele Effizienz 2020

Verringerung des Endenergiever-
brauchs gegenüber 2010

16 %

Anteil der Kraft-Wärme-Kopplung an 
der Stromerzeugung

20 %

Ziel Treibhausgasemissionen 

Reduktion der Treibhausgas
emissionen (jeweils gegenüber 1990)

- 25% bis 2020
- 90% bis 2050

Quelle: Arbeitsentwurf 6 zum Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2009)

12,3 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

9,3 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

60,7 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

501,6 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts
fläche (2011)

15,7 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

4.133 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

987

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

2.498 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

41.060

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

69 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Baden-Württemberg 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2009

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (1,56 Mio. TJ) 

533.521
374.969

271.185
154.097

144.194
3.860

Baden-Württemberg

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2009 (1,55 Mio. TJ) 

639.309
427.686

248.556
174.893

43.039

2,8 (2000)
9,3 (2009)

3.344

Deutschland
2,9 (2000)

8,9 (2009)
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Wasserkraft

Stromerzeugung
Die geographisch günstige Lage ver-
schafft dem Land reichlich Strom aus 
Wasserkraft. Sie hat einen Anteil von  
7,5 Prozent an der gesamten Brutto-
stromerzeugung. Insgesamt gibt es in 
Baden-Württemberg bereits 1.700  
Wasserkraftanalgen – darunter sind nur  
65 Großkraftwerke mit mehr als einem 
MW Leistung. 

4.113 Mio. kWh

2011

Erneuerbare-Energien-
Technologien

Patente
Baden-Württemberg ist bekannt für  
seinen Erfindergeist. Sowohl zu Hause in 
der Garage als auch in Unternehmen der 
Hochtechnologie wird fleißig getüftelt und 
geforscht. Deshalb verwundert es nicht, 
dass die Baden und Schwaben mit 345 
Patenten im Bereich der Erneuerbaren 
Energien in den letzten Jahren bundes-
weiter Spitzenreiter waren. 

345
2009–2012

Erdwärme 

MAP-geförderte 
Leistung
Baden-Württembergs Bewohner gelten 
als bodenständig. Und die Erdwärme 
unter ihren Füßen wissen sie als günsti-
ge und klimaschonende Energie zu  
nutzen. Mit 413 durch das MAP geför-
derten Erdwärmepumpen befindet sich 
Baden-Württemberg in der Spitzen-
gruppe.

6.842 kW

2011
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Dass die Sonne über Baden-Württem-
berg besonders häufig scheint, wissen 
nicht nur die Weinliebhaber. Sie wirkt 
sich nicht nur positiv auf die Traubenle-
se, sondern auch auf die Solarernte aus. 
Da ist es natürlich naheliegend, dass im 
Jahr 2011 solarthermische Anlagen mit 
2,9 Mio. m² Kollektorfläche und im Jahr 
2012 4,4 GW Photovoltaikleistung im 
Ländle installiert waren.

1.100 Mio. kWh

 2009

1.212 Mio. kWh

 2010

1.318 Mio. kWh

 2011

Photovoltaik

Stromerzeugung

Solarthermie

Wärmeerzeugung

Beschäftigung

Arbeitsplätze 
Windenergie
Wer hätte das gedacht? Obwohl sich in 
Baden-Württemberg bislang noch  
wenige Windräder drehen, arbeiteten im 
Jahr 2012  9.220 Beschäftigte in der  
Windenergiebranche – vor allem in den  
zahlreichen mittelständischen Zuliefer-
unternehmen. 9.220  Beschäftigte

 2012

1.366 Mio. kWh

2009

3.272 Mio. kWh

2011

2.079 Mio. kWh

2010
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Die Entwicklung Baden-Würt-
tembergs zur „führenden 
Energie- und Klimaschutz-
region“ braucht ihre Zeit. Die 
grün-rote Landesregierung 
will das in Gang gebrachte 
Klimaschutzgesetz noch 2013 
verabschieden. Mit zahlrei-
chen Maßnahmen wie For-
schungsprogrammen, Unter-
nehmens-Wettbewerben und 
Bürgerbeteilungen soll nun 
der Sprung in die Erste Liga 
der EE-Länder gelingen.

Herr Minister Untersteller, 
wie wollen Sie das selbst-
verordnete 38 Prozent-Ziel 
- Stromproduktion aus Erneu-
erbaren - bis 2020 erreichen? 
Um unser ambitioniertes Ziel 
zu erreichen, haben wir die 
Haushaltsmittel für die Um-
setzung der Energiewende 
und Energieforschung im 
Land seit dem Jahr 2012 auf 
über 20 Millionen Euro jährlich 
mehr als verdoppelt. Wir ha-
ben einen Potenzialatlas für 
Erneuerbare Energien veröf-
fentlicht, und wir haben die 
Verhinderungsplanung der 
Vorgängerregierung in Sachen 
Windkraft korrigiert, indem 
wir das Landesplanungsge-
setz novelliert, einen Wind-
energieerlass und Planungs-
karten für Windkraftanlagen 
veröffentlicht haben. Weitere 
Planungshilfen, zum Beispiel 
zu Vorkommen von Fleder-

mäusen oder windkraftsen-
siblen Vogelarten, sind in Vor-
bereitung.

Außerdem haben wir bei den 
Regierungspräsidien sowie 
der Landesanstalt für Umwelt, 
Messungen und Naturschutz 
Baden-Württemberg Kompe-
tenzzentren für den Ausbau 
der Erneuerbaren Energien 
eingerichtet. Ich gehe davon 
aus, dass der Anteil der Wind-
kraft an der Stromerzeugung 
bis zum Jahr 2020 auf etwa 
zehn Prozent gesteigert wer-
den kann, der Anteil der Pho-
tovoltaik auf rund zwölf Pro-
z e n t .  W a s s e r k r a f t  u n d 
Biomasse können etwa je acht 
Prozent liefern.

Durch die Änderung des Lan-
desplanungsgesetzes besteht 
seit 2013 für die Städte, Ge-
meinden und kommunalen 
Planungsträger die Mög-
lichkeit, die Windkraftnut-
zung planerisch zu steuern. 
Bringt das den Ausbau der 
Windenergie nachweislich in 
Schwung? 
Die Vorgängerregierung hatte 
dafür gesorgt, dass Baden-
Württemberg in Sachen Wind-
kraft das Schlusslicht unter 
den Flächenländern ist. Inzwi-
schen haben wir die Voraus-
setzungen geschaffen, dass 
momentan im ganzen Land 
nach geeigneten Standorten 

„Die Zahl der Windkraftanlagen  
wird ab 2014 rapide steigen.“

	 Interview mit Franz Untersteller (Grüne), Minister für Umwelt,  
Klima und Energiewirtschaft in Baden-Württemberg

gesucht wird und bereits zahl-
reiche Planungen für konkrete 
Projekte begonnen haben. Die 
Standortsuche, Planung, Ge-
nehmigung und schließlich 
der Bau einer Anlage brau-
chen jedoch einfach eine ge-
wisse Zeit. Ich bin überzeugt, 
dass die Zahl der Windkraft-
anlagen ab dem Jahr 2014 ra-
pide ansteigen wird.

Auf welche Weise stärkt die 
Landesregierung den For-
schungsstandort, die Techno-
logie- und Nachwuchsförde-
rung?
Wir messen der Umweltfor-
schung allgemein und speziell 
im Bereich der Erneuerbaren 
Energien einen sehr hohen 
Stellenwert bei. Schwerpunk-
te bilden hierbei die Geother-
mie, die Wasserstoffinfra-
s t r u k t u r  u n d  v o r  a l l e m 
Energiespeicher. Für mich 
hängt das Gelingen der Ener-
giewende auch davon ab, ob 
wir es schaffen, Energie aus 
erneuerbaren Quellen wirt-
schaftlich zwischen-zuspei-
chern und die Speicher in die 
Netze zwischen Erzeugern 
und Verbrauchern wirkungs-
voll einzubinden. Um hier Lö-
sungen zu finden, haben wir 
im le t z ten Jahr  e in  For-
schungsprogramm ins Leben 
gerufen und dafür rund sechs 
Millionen Euro bis zum Jahr 
2015 zur Verfügung gestellt.
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trägt. Mehrere positive Bür-
gerentscheide pro Windkraft 
aus den letzten Jahren, gera-
de auch in stark touristisch 
g e p r ä g t e n  G e b i e t e n  i m 
Schwarzwald, stimmen mich 
sehr zuversichtlich, dass die 
Bürgerinnen und Bürger in 
Baden-Württemberg die neu-
en Technologien akzeptieren 
werden. Entscheidend ist, 
dass wir die Betroffenen früh-
zeitig einbeziehen, sie beteili-
gen und umfassend informie-
ren. Wir planen hierzu eigens 
eine Kommunikations- und 
Akzeptanzkampagne. Wir ha-
ben dazu am 11.5.2013 die Öf-
fentlichkeitskampagne „Ener-
giewende – machen wir!“ 
gestartet. Mit ihr wollen wir 
den Menschen im Land die 
Elemente und Hintergründe 
der Energiewende nahe brin-
gen, auf Zusammenhänge 
hinweisen und sie zum mit-
machen motivieren. Eines ist 
klar, die Energiewende kann 
nur gelingen wenn möglichst 
alle dabei mitmachen, die 
Bürgerinnen und Bürger, die 
Gesellschaft, die Wirtschaft 
und die Politik. Daneben un-
terstützen wir, dass Bürger
i n n e n  u n d  B ü r g e r  d u r c h  
Beteiligungen an Bürgerener
gieanlagen selbst zum Strom-
erzeuger werden und ganz 
persönlich und finanziell von 
der Energiewende profitieren. 
In Baden-Württemberg gibt 

es schon jetzt über 120 Bürge-
renergiegenossenschaften.

Ihr Umweltministerium hat 
außerdem eine Bürger- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
zum geplanten »Integrierten 
Energie- und Klimaschutzkon-
zept« (IEKK) gestartet. Was 
bringt diese Initiative?
Mehr als 7.000 Bürgerinnen 
und Bürger haben sich über 
das Internet mit der künftigen 
Energie- und Klimaschutzpo-
litik des Landes beschäftigt. 
Über 82.000 Bewer tungen 
möglicher Maßnahmen zur 
Verlangsamung des Klima-
wandels und viele kompetente 
Kommentare sind bei uns ein-
gegangen. Wir haben über 400 
Bewerbungen für die Teilnah-
me an einem „Bürgertisch“ 
erhalten, deswegen haben wir 
schließlich 50 Teilnehmer 
hierzu eingeladen anstatt der 
ursprünglich vorgesehenen 
25. Diese Zahlen zeigen auf 
überwältigende Art und Wei-
se, dass die Menschen im 
Land erkannt haben, wie wich-
tig Klimaschutz und Energie-
wende für unsere Zukunf t 
sind. Für uns ist das Ansporn 
und Auftrag zugleich. Wir wer-
den uns alles ansehen, und die 
Anregungen und Bewertungen 
werden ins weitere Verfahren 
einfließen.

Ich bin außerdem davon über-
zeugt, dass mittelfristig nur 
wettbewerbsfähig bleiben 
kann, wer die immer knapper 
werdenden natürlichen Res-
sourcen möglichst sparsam 
und effizient einsetzt. Um die 
Zukunftsfähigkeit der Unter-
nehmen im Land weiter zu 
stärken und Baden-Württem-
berg in die Spitze des ressour-
censchonenden und umwelt-
verträglichen Wirtschaftens 
zu führen, fördert die Landes-
regierung mit dem Wettbe-
werb „Ressourceneffiziente 
Technologien Baden-Würt-
temberg – ReTech BW“ mit 
600.000 EUR Investitionen in 
innovative, besonders res-
sourceneffiziente Produkti-
onstechniken.

Waldstandorte mit hohen 
Windenergieanlagen – drin-
gend erforderlicher Netz-
ausbau – große Pumpspei-
cherkraftwerke – auf welche 
Weise fördern Sie die Akzep-
tanz all dieser einschneiden-
den Maßnahmen bei der Be-
völkerung?
Natürlich kann die Energie-
wende nur gelingen, wenn 
auch die Bevölkerung sie mit-
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Nach jahrelangem Stillstand und Festhalten an 
der Atomkraft, drückt Baden-Württemberg seit 
dem Regierungswechsel 2011 aufs Tempo bei 
der Energiewende. Das Ziel: bis 2050 sollen 50 
Prozent Energie eingespart, 80 Prozent des ver-
bleibenden Energiebedarfs aus Erneuerbaren 
Energien gedeckt und so 90 Prozent CO2 ein-
gespart werden.  Baden-Württemberg ist nach 
wie vor das einzige Bundesland, das ein eigenes 
Erneuerbare-Wärme-Gesetz auf Länderebe-
ne erlassen hat. Eine Novelle mit dem Ziel, das 
Gesetz auf Nichtwohngebäude auszudehnen, ist 
in Vorbereitung. Nach Nordrhein-Westfalen soll 
der Klimaschutz nun auch in Baden-Württem-
berg Gesetzesrang bekommen. Der Entwurf des 
kommenden Klimaschutzgesetzes sieht vor, die 
Gesamtsumme der Treibhausgasemissionen in 
Baden-Württemberg schon bis zum Jahr 2020 
um mindestens 25 Prozent zu verringern. Bezo-
gen auf das Jahr 1990. „Baden-Württemberg als 
moderne Industrieregion hat in unseren Augen 
eine besondere Verantwortung, seinen Beitrag 
zur Reduzierung der Treibhausgase zu leisten. 
Mit dem neuen Gesetz wollen wir Klimaschutz 
erstmals als verbindlichen Wert im politischen 
Handeln verankern“, sagte Umweltminister 
Untersteller. Laut dem bereits veröffentlichten 
Entwurf zum Integrierten Energie- und Klima-
schutzkonzept (IEKK) sollen Sonne und Wind im 
Jahr 2020 12 bzw. 10 Prozent des Stroms liefern, 
Wasserkraft und Bioenergie jeweils 8 Prozent. 
Mit gezielten Förderprogrammen deckt Baden-
Württemberg fast alle Technologien – von Bio-
energie bis Windstrom – und alle Antragsberech-
tigte – von Privatpersonen bis Kommunen – ab.

Bei der Windenergie trägt Baden-Württemberg 
zusammen mit dem kleinen Saarland noch die 
rote Laterne aller Flächenstaaten. Lediglich 
neun Windenergieanlagen kamen 2012 hinzu. Bis 
2020 sollen 1.200 neue 3-MW-Windenergieanla-
gen errichtet werden, die zusammen mit den 
Bestehenden sieben Terawattstunden Strom pro 

Landesenergieagentur

Klimaschutz- und Energieagentur 
Baden-Württemberg (KEA) GmbH 
•	 www.kea-bw.de
•	 Gegründet: 1994

In Baden-Württemberg gibt es über 30 regionale 
Energieagenturen. Eine Übersicht finden Sie auf den 
Seiten der Landesenergieagentur.

Energiepolitik unter der Lupe: 
Auf dem Weg zum Musterländle

Jahr erzeugen könnten. Die Hürden beim Bau 
von neuen Anlagen baute das neue Landespla-
nungsgesetz ab. Bis zur Gesetzesnovelle hat-
te gegolten: Flächen mussten für den Bau von 
Windenergieanlagen ausdrücklich freigegeben 
werden, sonst waren sie verboten. Ausschluss-
gebiete für Windkraftanlagen wurden im neu-
en Gesetz abgeschafft. Der von der Landesre-
gierung im Jahr 2011 veröffentlichte Windatlas 
zeigt, dass geeignete Flächen in ausreichendem 
Maß vorhanden sind. Doch Planung, Genehmi-
gung und Bau brauchen Zeit. Deswegen rechnet 
Baden-Württemberg erst von 2014 an mit einem 
schnelleren Zubau. 

Neben dem Landesplanungsgesetz ist mit dem 
Windenergieerlass ein weiteres Instrument zum 
Ausbau der Windenergie im Jahr 2012 in Kraft 
getreten. Darin sind die planerischen und recht-
lichen Anforderungen zusammengefasst. Eine 
wichtige Rolle spielt die Einbeziehung der Be-
völkerung schon in den frühen Planungsphasen. 
Auch über finanzielle Beteiligungsmöglichkeiten 
informiert der Erlass. 

Um die neuen Ziele und politischen Beschlüsse 
institutionell weiter zu untermauern, richtete 
die Landesregierung in den vier Regierungs-
präsidien „Kompetenzzentren Energie“ und bei 
der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 
Naturschutz ein zentrales „Kompetenzzentrum 
Windenergie“ ein.
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Eine nachhaltige und heimische zukünftige Ener-
gieerzeugung wird im Strombereich vor allem 
von den fluktuierenden Energieträgern Wind und 
Sonne abhängen. Damit auch in einem solchen 
System Elektrizität bedarfsgerecht zur Verfügung 
steht, braucht es neben zusätzlichen Transport-
kapazitäten auch Speicher, die überschüssig pro-
duzierte Energie aufnehmen und diese in Zeiten 
geringer Solar- und Windstromproduktion wieder 
abgeben können. Einer der vielversprechendsten 

Baden-Württemberg fördert die Kleinwasserkraft

Das Ländle hat die zweithöchste Wasserkraftnutzung 
und produziert alleine so viel Strom wie der Rest der 
Länder zusammen, Bayern ausgenommen. Obwohl 
bei großen Anlagen das Potenzial weitgehend er-
schöpft ist, kann die Wasserkraft insbesondere mit 
den 1700 im Land vorhandenen Kleinanlagen noch 
einen erheblichen Beitrag zu sauberer, regional er-
zeugter Energie leisten. Daher hat die Landesregie-
rung im April 2013 ein Förderprogramm aufgelegt, 
mit welchem die Optimierung und Modernisierung be-
stehender Kleinwasserkraftanlagen wie auch die Er-
probung innovativer Technologien unterstützt werden. 

www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/102570/

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Speicher für die Energiewende

aus Sonne und Wind umgehen – eine entschei-
dende Voraussetzung zur Nutzung der prinzipiell 
schon lange erprobten Technik der Elektrolyse 
als Speicher im Rahmen der Energiewende.

Aber auch andere Aspekte des Ausgleichs fluktu-
ierender Erneuerbarer Energien werden in Ba-
den-Württemberg bearbeitet: So hat das Um-
weltministerium im Januar 2013 die Förderung 
von fünf Forschungsvorhaben zu Energiespei-
chertechnologien bekannt gemacht, welche mit 3 
Millionen Euro gefördert werden. In dem Pro-
gramm sollen unter anderem dynamische Aus-
bauszenarien einer erneuerbaren Stromversor-
gung erforscht werden, um dann überhaupt den 
Bedarf an Kurz-und Langzeitspeichern einschät-
zen zu können. Auch der stromgeführte Betrieb 
von KWK-Anlagen mit kombinierter intelligenter 
Wärmespeicherung wird getestet. Ein weiteres 
Projekt untersucht den flexiblen Einsatz von Bio-
energie, um so die bei Wind- und Solarenergie 
auftretenden Schwankungen bei der Stromerzeu-
gung ausgleichen zu können. ����

Die für die Energiewende erforderlichen Speicher 
marktreif zu machen, ist noch eine große Her-
ausforderung – aber eine, an der in Baden-Würt-
temberg schon umfassend geforscht und getüf-
telt wird.

Ansätze für Langzeitspeicher ist dabei die so ge-
nannte Power-to-Gas-Technologie. Erneuerbar 
erzeugtes Methan kann dann problemlos und be-
darfsgerecht in BHKW oder Gaskraftwerken wie-
der zu Strom rückverwandelt werden. 

Das ZSW-Baden-Württemberg hat im Herbst 
2012 die mit einer Anschlussleistung von 250 kW 
und einer möglichen Methanproduktion von 300 
m³ pro Tag aktuell weltweit größte Forschungs-
anlage zu dieser Speichertechnik errichtet. Die in 
Stuttgart realisierte Anlage ist nicht nur zehnmal 
größer als die vorherige Forschungsanlage, son-
dern kann durch die dynamische Regelung auch 
erstmals mit dem schwankenden Stromangebot 

Power-to-Gas nah an der industriellen Nutzung: Die neue 
250-Kilowatt-Anlage am ZSW. Links: ZSW-Forscher bei der 
Kontrolle der Gasmischung. Im Hintergrund die Methanisie-
rungsanlage. Rechts: Elektrolyse zur Wasserstoffherstellung.
Quelle: Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-
Württemberg (ZSW)
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Bayern

Landeshauptstadt München

Fläche 2011 70.550,11 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

49,3 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

35 %

Bevölkerungsdichte 2011 179 Einwohner pro km²

BIP 2012 465,5 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 3,7 %

Schulden 2011 28,7 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien CSU und FDP

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil  
nach der Abgeordnetenhauswahl 2008

FW 21 Sitze (10,2 %)

SPD 39 Sitze (18,6 %)

GRÜNE 19 Sitze (9,4 %)

FDP 15 Sitze (8 %)

Fraktionslos 1 Sitz

CSU 92 Sitze (43,4 %)

Nächste Wahl Herbst 2013

Regierungsvorsitzender Horst Seehofer

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Bayerisches Staats- 
ministerium für Wirtschaft,  
Infrastruktur, Verkehr und  
Technologie: 
www.stmwivt.bayern.de
Minister: Martin Zeil (FDP)

Bayern ist das flächenmäßig größte Bundesland. 
Es hat die zweithöchste Einwohnerzahl und ist 
auch gemessen am gesamten erwirtschafteten 
Bruttoinlandsprodukt nach Nordrhein-Westfa-
len an zweiter Stelle in Deutschland. Der Frei-
staat ist traditionell landwirtschaftlich geprägt 
und der größte Nahrungsmittelproduzent in 
Deutschland. Bayern hat die meisten landwirt-
schaftlichen Betriebe, über 300.000 Menschen 
arbeiten im Agrarsektor. Gleichzeitig ist der 
Freistaat auch ein sehr High-Tech-orientiertes 
Land. Mehr als neun Prozent der Beschäftigten 
arbeiten in den zahlreichen Unternehmen der 
Spitzentechnologie. Das ist ein Spitzenwert im 
europäischen Vergleich. Auch als Forschungs-
standort kann sich Bayern sehen lassen: Neun 
staatliche Universitäten, 17 Fachhochschulen, 
14 Institute und Einrichtungen der Max-Planck-
Gesellschaft, neun Einrichtungen der Fraunho-
fer-Gesellschaft sowie Großforschungseinrich-
tungen wie das Deutsche Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt e.V. (DLR) befinden sich hier.

Erneuerbare Energien spielen in Bayern traditio-
nell eine große Rolle. Biomasse und Wasserkraft 
werden schon seit Jahrhunderten genutzt. Folg-
lich ist der Anteil der regenerativen Energiequel-
len am Primärenergieverbrauch mit 12,9 Prozent 
im Jahr 2010 größer als im bundesweiten Durch-
schnitt. Die starke Landwirtschaft Bayerns bietet 
eine ideale Voraussetzung für die Produktion von 
Bioenergie. 2.372 Biogasanlagen, etwa ein Drittel 
aller Anlagen deutschlandweit, stehen in Bayern. 
Bis 2021 will Bayern seinen Stromverbrauch zur 
Hälfte aus Erneuerbaren Energien decken.

Bayern ist der Sonnenkönig unter den deutschen 
Ländern. Mit 9.624 Megawatt installierter Pho-
tovoltaikleistung (2012) sind die Bayern nicht nur 
in Deutschland Primus, sondern wären auch 
weltweit nach Italien das Land mit der größten 
installierten Solarleistung. Bei der Windener-
gie kann Bayern noch aufholen. Mit fortschrei-
tender technischer Entwicklung im Bereich der 
Windenergieanlagen hat der Binnenstandort 
Bayern mit seinen vergleichsweise niedrigen 
Windgeschwindigkeiten und unregelmäßigen 
Strömungsverhältnissen zuletzt zugelegt und 
bei den Neuinstallationen die Plätze 5 und 6 im 
Länderranking der Jahre 2011 und 2012 belegt. 
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Energie innovativ“ vom Mai 2011

Ziel Primärenergieverbrauch 2021

Anteil Biomasse rd. 50 Mrd. kWh/a
(2009: 42 Mrd. kWh) 

Ziel Endenergieverbrauch 2021 

Anteil Erneuerbare Energien 20 %

Bioenergie 9 % (2010: rd. 7 %) 

Solarthermie und 
Umgebungswärme

rd. 4 %
(2010: rd. 0,5 %) 

Tiefengeothermie rd. 1 % (2010: kl. als 0,2 %) 

Ziele Stromverbrauch 2021

Anteil Erneuerbare Energien 50 % (2010: rd. 25 %)

Wasserkraft rd. 17 % bzw. 14,5 Mrd. kWh
(2010: rd. 15 % bzw. 12,5 Mrd. kWh)

Photovoltaik über 16 % bzw. 14 GW
(2010: ca. 6–7 % bzw. 6,4 GW)

Windenergie 6 –10 % bzw. 5,1-8,5 Mrd. kWh
(2010: rd. 0,6 % bzw. 0,6 Mrd. kWh)

Biomasse 10 % bzw. rd. 8 Mrd. kWh  
(2010: rd. 6 % bzw. rd. 5,8 Mrd. kWh)

Tiefengeothermie rd. 0,6 % (2010: weniger als 0,1 %)

Ziele Effizienz 2020*

Anteil der Kraft-Wärme-Kopplung an 
der Stromerzeugung 

20 %

Energieproduktivität Steigerung um 30 % bis 2020

Quelle: Bayerisches Energiekonzept „Energie innovativ“  
* Klimaprogramm Bayern 2020

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.energie.bayern.de

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2009)

24,6 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2010)

12,9 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

120,2 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

868,89 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

19,4 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

10.693 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

1253

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

2.046,7 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

66.430

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

75 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Bayern 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (2,0 Mio. TJ) 

427.986

51.615
8.807

Bayern

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (2,1 Mio. TJ) 

784.599
516.844

269.359

907.298
540.772

324.849

96.072

6,4 (2000)
12,9 (2010)

35.500

129.445

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Solarenergie

Stromeinspeisung 
Photovoltaik
Wenn die Sonne über Bayern lacht, freu-
en sich auch die vielen Besitzer einer 
eigenen Photovoltaikanlage. Nicht nur, 
dass die Dächer Bayerns mit Abstand 
am meisten Solarstrom einspeisen, die 
Erzeugung konnte von 2010 auf 2011  
sogar um über 60 Prozent gesteigert 
werden.

2.605 Mio. kWh

2009

4.251 Mio. kWh

2010

7.161 Mio. kWh

2011

Bioenergie

Anzahl der 
Biogasanlagen   
In Bayern ist die Landwirtschaft tra-
ditionell stark. Das macht sich auch in 
der Biogasproduktion bemerkbar. „Von 
Kirchturm zu Kirchturm“ könne man ei-
nem bayerischen Sprichwort zufolge auf 
dem Land blicken. Soweit ist es mit den 
Biogasanlagen noch nicht, doch mit 68,2 
Anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche liegt Bayern in Deutschland an 
der Spitze.

Strom aus Wasserkraft 2011

Wasserkraft

Anteil an der 
Stromerzeugung 
Bayern verfügt über einen enormen 
Wasserreichtum und starke Gefälle. Aus 
den Alpen fließen „Iller, Lech, Isar, Inn 
rechts zur Donau hin und Wörnitz,  
Altmühl, Naab und Regen kommen ihr 
von links (aus den bayerischen Mittelge-
birgen) entgegen“. Bayern hat 2011  
10,6 Mio. kWh Strom aus Wasserkraft 
gewonnen und damit mehr als alle an-
deren Bundesländer zusammen.

2.372
2011
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Windenergie

Neu installierte 
Leistung
In Bayern als größtem Flächenland be-
steht natürlich viel Potenzial zum Auf-
stellen von Windenergieanlagen. Inzwi-
schen ist sich das Land auch dieser 
Möglichkeiten zur sauberen Energiege-
winnung bewusst und beginnt, das Feld 
von hinten aufzurollen: Mit über 200 MW 
neuer Windleistung allein 2012 lag das 
Land in dieser Kategorie schon auf dem 
sechsten Platz. 

200,5 M
W

2012
4.212 Mio. kWh/a

2011 in Deutschland

Biomasse

Wärmeerzeugung 
durch Pellets 
Knapp 40 Prozent der Wärme aus  
Pelletheizungen in Deutschland wird in 
Bayern erzeugt. Doch auch Hackschnit-
zel- und handbeschickte Feuerungsan-
lagen mit Holz erfreuen sich immer 
größerer Beliebtheit. Zwischen 2007-
2011 wurde 704.761,4 kW Leistung zuge-
baut – ein klarer Spitzenwert.

75 % 
2012

Erneuerbare Energien 
Akzeptanz in der 
Nachbarschaft
Das Sankt-Florians-Prinzip (oder auf 
Neudeutsch das NIMBY-Prinzip: not in 
my backyard) scheint den Bayern fern zu  
liegen. Drei Viertel der Bayern haben 
keine Einwände gegen Erneuerbare-
Energien-Anlagen in der Nachbarschaft.

1.650 Mio. kWh/a
2011 in Bayern
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Deutschlands flächengrößtes 
Bundesland war 2012 Spitze in 
der dynamischen Entwicklung 
bei Zubau und Nutzung Erneu-
erbarer Energien. Bis 2022 
das letzte Kernkraftwerk ab-
geschaltet wird, müssen laut 
Energieminister Martin Zeil 
zusätzliche Kraftwerkskapa-
zitäten in Höhe von 3.500 MW 
bereitgestellt werden. Die Re-
gierung setzt in der Entwick-
lung unter anderem auf die 
landeseigene Energieagentur 
„ENERGIE INNOVATIV“, auf ei-
nen neuen Netzentwicklungs-
plan, Gaskraftwerke und die 
Speicherforschung.

Herr Minister Zeil, Bayern war 
2012 Aufsteiger beim LEIT-
STERN 2012 – dem Bundes-
länderpreis für Erneuerbare 
Energien. Wie wird Bayern die 
Nummer 1? 
Die Auszeichnung zeigt: Unse-
re Anstrengungen zum Umbau 
der Energieversorgung gehen 
in die richtige Richtung. Seit 
der letzten Preisverleihung vor 
zwei Jahren ist Bayern im Ge-
samtranking um fünf Plätze 
nach oben geklettert. Bayern 
hat innerhalb kürzester Zeit im 
Mai 2011 ein eigenes Energie-
konzept vorgelegt. Bei unserer 
Energieagentur „ENERGIE IN-
NOVATIV“ laufen alle Fäden 
für den Umstieg Bayerns in ein 
neues Energie-Zeitalter zu-
sammen. Wir haben für die 

nächsten fünf Jahre über eine 
Milliarde Euro für den Umbau 
der Energieversorgung und für 
Klimaschutz bereitgestellt. 
Der Fortschrittsbericht von 
„ENERGIE INNOVATIV“ vom 
Dezember 2012 macht deut-
lich: Die Entscheidungs- und 
Förderstrukturen im Freistaat 
stehen. Alle wesentlichen Wei-
chenstellungen haben wir auf 
Landesebene in Rekordtempo 
vorgenommen. 

Bayern und seine Bürger pro-
fitieren vergleichsweise am 
meisten von den EEG-Zahlun-
gen – warum wollen Sie die-
ses insbesondere aus Landes-
sicht so erfolgreiche Modell 
abschaffen? 
Eine schnelle und vollständige 
Reform des EEG hin zu einem 
europakompatiblen Mengen-
steuerungsmodell ist notwen-
dig und vordringlich, um die 
Ausbaudynamik insbesondere 
bei der Photovoltaik und den 
weiteren Anstieg der Förder-
kosten nachhaltig zu dämpfen. 
Ein Zuwar ten und Hinaus-
schieben der umfassenden Re-
form wird zu weiter steigenden 
Förderkosten, Strompreisen 
und Netzproblemen führen.

Anstelle staatlich garantierter 
Festpreise für Strom aus Er-
neuerbaren Energien über 20 
Jahre sollen die Energiever-
sorger dazu verpflichtet wer-

„Über eine Milliarde Euro für den Umbau  
der Energieversorgung und den Klimaschutz...“

	 Interview mit Martin Zeil (FDP), Wirtschafts- und Energieminister in Bayern

den, eine bestimmte Menge 
ihres Stroms aus Erneuerba-
ren zu decken – ohne Festle-
gung auf e ine best immte 
Technologie und ohne gesetz-
liche Preisvor teile. Dieses 
Modell kann mit den geplan-
ten Kapazitätsmechanismen 
für flexible Kraftwerke zu-
sammengeführt werden. Zu-
dem führt an einem Mix aus 
kleinen, mittleren und großen 
Gaskraftwerken zur Gewähr-
leistung der Versorgungssi-
cherheit kein Weg vorbei. Der 
Bund muss deshalb schleu-
nigst die Rahmenbedingungen 
schaffen, um den Investitions-
stau bei neuen, gesicherten 
Kraftwerkskapazitäten aufzu-
lösen.

Zur Versorgung der großen 
Industriegebiete im Süden 
Deutschlands mit Windener-
gie aus dem Norden sind neue 
Übertragungsleitungen un-
verzichtbar. Was unternimmt 
Bayern beim Netzausbau?
Ende November 2012 wurde 
der Netzentwicklungsplan ver-
abschiedet, der Grundlage für 
das Bedarfsplangesetz ist, das 
wir zur Planungssicherheit 
zum Ausbau der Über tra-
gungsnetze dringend brau-
chen. Die wichtigen bayeri-
schen Vorhaben sind darin 
enthalten. Wir werden gegen-
über dem Bund weiter darauf 
drängen, dass das Bedarfs-
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Speicherung und weiterer 
Kostendegression volkswirt-
schaftlich nicht vertretbar. Mit 
dem Bedeutungszuwachs geht 
für die Solarstromerzeuger 
auch die Verpflichtung einher, 
sich am Strommarkt dem 
Wettbewerb zu stellen. Die 
Dauersubventionierung ein-
zelner Technologiez weige 
muss jedenfalls so schnell wie 
möglich abgebaut werden. 

Bei der installierten Leis-
tung von Windenergieanlagen 
bleibt Bayern noch hinter an-
deren Ländern zurück. Wie 
wird hier die Bilanz 2013/2014 
aussehen?
Mit einer Zubauleistung von 
188 MW im Jahr 2012 l iegt 
Bayern auf dem 6. Rang im 
Ländervergleich. Bayern hat 
damit eine kumulierte Wind-
energieanlagen-Leistung von 
869 MW. Unserem Ziel , bis 
2021 etwa 1.000 bis 1.500 neue 
Anlagen in Bayern zu errich-
ten, sind wir damit deutlich 
näher gekommen. 

Und wir strengen uns an, damit 
wir dieses Ziel auch tatsäch-
lich erreichen: Mit unserem 
Windenergieerlass wollen wir 
die erforderlichen Genehmi-
gungsverfahren beschleunigen 
und vereinheitlichen. Mit der 
Gebietskulisse Windkraft stel-
len wir den Kommunen eine 
wichtige Planungshilfe zur 

Verfügung. Und 16 von 18 regi-
onalen Planungsverbänden 
sind dabei, in den Regionalplä-
nen räumliche Steuerungskon-
zepte für die Windkraft zu ent-
wickeln oder zu überarbeiten. 
Letztlich bleibt es aber in der 
ureigenen Entscheidung des 
Kapitalinvestors, eine Wind-
energieanlage zu errichten 
und zu betreiben.

Mit welchem Ziel investiert 
der Freistaat rund 30 Millio-
nen Euro in das Forschungs-
projekt „Dezentrale stationäre 
Batteriespeicher“?
Das Forschungsprojekt soll ei-
nen produktions- und markt
fähigen, dezentralen Energie
z w i s c h e n s p e i c h e r  f ü r 
Solar- und Windstrom entwi-
ckeln. Das verringert die An
forderungen an die Stromnetze 
und macht die regenerativen 
Energien grundlastfähiger. 
Aufgrund ihrer spezifischen Ei-
genschaften eignen sich unter 
anderem auch Lithium-Ionen-
Batteriesysteme für diese An-
wendungen. Entwicklungsziele 
des unter Leitung der Techni-
schen Universität München 
durchgeführten Projekts sind 
neue Zellsysteme, die Verbes-
serung von Batteriezellen hin-
sichtlich der Speicherkapa
z i t ä t ,  L a n g l e b i g ke i t  u n d 
Sicherheit, sowie die Entwick-
lung geeigneter Batteriema-
nagementsysteme.

plangesetz bis zum Sommer 
2013 verabschiedet wird. Bay-
ern sorgt für die zügige und 
konstruktive Durchführung 
der notwendigen Genehmi-
gungsverfahren für die Lei-
tungsbauprojekte, etwa für 
den bayerischen Abschnitt der 
„Thüringer Strombrücke“, die 
für den Erhalt der Stromver-
sorgungssicherheit in Bayern 
besonders wichtig ist. 

Photovoltaik spielt in Ihrer 
Energiepolitik eine große Rol-
le. Hat sich der erwartete Re-
kordzubau 2012 eingestellt?
Ende 2012 waren in Bayern be-
reits knapp 10.000 MW Photo-
voltaik am Netz. Unsere Prog-
nosewer te w ur den damit 
sogar noch übertroffen. Wir 
gehen davon aus, dass die im 
Bayerischen Energiekonzept 
angestrebten 14.000 MW bis 
2021 erreicht werden. Dieser 
Zielwert liegt selbst bei Be-
rücksichtigung des Gleichzei-
tigkeitsfaktors – denn es sind 
nie al le Anlagen in voller 
Peak-Leistung zugleich in Be-
trieb – bereits deutlich höher 
als die zu deckende Last im 
Sommer. Ein darüber hinaus-
gehender Ausbau ist deshalb 
ohne Einspeisesteuerung bzw. 
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Bayern rollt das Feld von hinten auf. Der Freistaat 
erhielt 2012 den LEITSTERN der Agentur für Er-
neuerbare Energien für den größten Sprung 
nach vorne. Die Weichen für einen konsequenten 
Ausbau der Erneuerbaren Energien sind also ge-
stellt. Den Atomstromanteil von etwa 50 Prozent 
sollen bis 2022 die Erneuerbaren Energien und 
flexible Gaskraftwerke übernehmen. Bayern will 
zusätzlich zu den bestehenden Förderprogram-
men des Bundes bis 2016 eine Milliarde Euro in 
den Umbau der Energieversorgung investieren. 
Die Energieforschung und ‑technologieentwick-
lung steht dabei im Mittelpunkt: Für FuE-Maß-
nahmen zur Energieeffizienz, neue Energietech-
nologien, Speicher und intelligente Netze stehen 
rund 500 Mio. Euro zur Verfügung.  

Die Ziele sind ambitioniert: Der Anteil erneuer-
baren Stroms soll bis zum Jahr 2021 von derzeit 
25 auf 50 Prozent steigen. Den größten Anteil 
mit 17 Prozent wird dann immer noch die Was-
serkraft beisteuern, dicht gefolgt von der Pho-
tovoltaik mit 16 Prozent. Auch die Windenergie 
soll ausgebaut werden und dann sechs bis zehn 
Prozent ausmachen. Die Staatsforsten wurden 
bereits für den geplanten Bau von Windparks 
geöffnet. 11,4 Prozent der Landesfläche sind 
mit Wäldern in staatlichem Besitz bedeckt. Die 
Regierung des Freistaats hat zudem Ende 2011 
das Landesplanungsgesetz für einen zügigen 
Windausbau angepasst. 

Bayern setzt aufgrund seiner günstigen geogra-
phischen Lage auf die Nutzung der Tiefengeo-
thermie. Deshalb verlängerte die Landesregie-
rung das im Jahr 2009 gestartete Programm zur 
Förderung des Ausbaus von Wärmenetzen bis 
Mitte 2014. Möglichst viele Verbraucher sollen 
an ein geothermisches Fernwärmenetz ange-
schlossen werden. 

Kommunen und Bürger sollen bei der Energie-
wende eine tragende Rolle spielen. Das neue 

Förderprogramm „Nachhaltige Stromerzeu-
gung durch Kommunen und Bürgeranlagen“ 
unterstützt die Bürger dabei ihre Energieversor-
gung in die eigene Hand zu nehmen. So sollen 
wirtschaftliche und technische Vorprüfungen so-
wie die Beratung über die passende Rechtsform 
für die Anlagen gefördert werden.  

Die Flächen von alten Mülldeponien will die bay-
erische Landesregierung nicht brachliegen las-
sen, Konversionsflächen sind günstige Stand-
orte für Photovoltaik. Seit August 2012 wird die 
Nutzung von Altlastflächen für den Bau von So-
larkraftwerken mit rund zwei Millionen Euro pro 
Jahr gefördert.   

Um die Stromproduktion aus Wasserkraft um 
zwei Milliarden Kilowattstunden pro Jahr und 
den Anteil an der Stromerzeugung von 15 auf 
17 Prozent zu erhöhen veröffentlichte Bayern 
in einem 10-Punkte-Fahrplan eine eigene Was-
serkraftstrategie. Allein durch eine Modernisie-
rung und Aufrüstung der bestehenden Anlagen 
können 70 Prozent des erschließbaren Gesamt-
potenzials umgesetzt werden. Eingriffe in die 
Ökosysteme der Gewässer sind dabei nicht not-
wendig. Bereits bestehende Querbauwerke sol-
len nun auch energetisch genutzt werden. Da 
das EEG hohe Anforderungen an den Gewässer-
schutz stellt, würde die Natur mit energetischer 
Nutzung sogar besser geschützt als ohne.

Landesenergieagentur

•	� Bayerische Energieagentur „ENERGIE INNOVATIV“. 
Die im September 2011 gegründete Agentur ist 
beim Bayerischen Wirtschaftsministerium angesie-
delt.

	 www.energie-innovativ.de

Regionale Energieagenturen finden Sie unter www.
energieagenturen.info

Energiepolitik unter der Lupe: 
Große Potenziale, ehrgeizige Ziele
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Das süddeutsche Molassebecken bietet sehr 
günstige Voraussetzungen für die Geothermie. 
Das heiße Thermalwasser wird aus dem Boden 
gepumpt und erzeugt sauberen Strom und kli-
mafreundliche Wärme.  

In den Gemeinden Taufkirchen und Oberhaching 
südlich von München entsteht gerade ein hoch-

EnergieGewinner! Bürger-Energie:  
Vorteile, Potenziale und Gewinne

Die Broschüre des bayerischen Wirtschaftsministe-
riums informiert die Bürger über die Möglichkeiten, 
eigene Bürgerenergieanlagen zu gründen und wie 
diese zu finanzieren und zu betreiben sind. Sie bietet 
außerdem eine Anleitung über die Wahl der geeig-
neten Rechtsform, um die Risiken der Investition in 
Erneuerbare Energien zu minimieren. Eine Auswahl 
an Best-Practice-Beispielen zeigt, wie die Bürger die 
Energiewende selbst in die Hand nehmen können. 

Die Broschüre ist erhältlich unter: 
www.energie-innovativ.de 

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Erneuerbare Wärme und Strom aus der Tiefe

Bohrturm eines Tiefengeothermieprojekts in Taufkirchen bei 
München 
Quelle: Daldrup & Söhne AG

im Bereich der Geothermie. Zukünftig sollen bis 
zu 30 Millionen Kilowattstunden (kWh) Strom im 
Jahr fließen. Die Anlage soll an das Fernwär-
menetz in Taufkirchen und Oberhaching ange-
schlossen werden und jährlich 21 Millionen kWh 
Wärme produzieren. Dadurch senkt das Kraft-
werk den Treibhausgasausstoß um 18.000 Ton-
nen pro Jahr. Der Wärmebedarf der Gemeinden 
kann damit komplett aus Erneuerbaren Energi-
en gedeckt werden. 65 Millionen Euro ließen sich 
die Projektfinanzierer das Kraftwerk kosten. 

Innovativ ist hierbei auch die Auskopplung von 
Wärme mit niedrigerer Temperatur (85 Grad) 
aus dem Kalinaprozess in den Sommermonaten, 
die sich in Kombination mit der variablen Vor-
lauftemperatur des modernen oberhachinger 
Fernwärmenetzes positiv auf die Stromerzeu-
gung auswirkt.

Das Thermalwasser wird mit einer siedend hei-
ßen Temperatur von 135 Grad Celsius aus 3.800 
Metern Tiefe nach oben befördert. 120 Liter pro 
Sekunde pumpt das Kraftwerk nach oben. Nach-
dem das Wasser die Wärme an der Oberfläche 
abgegeben hat, wird das abgekühlte Wasser 
wieder in die Tiefe gepumpt und durch die na-
türliche Wärme des Erdinneren wieder erhitzt. 
Somit entsteht ein geschlossener Kreislauf, der 
umweltschonend und nachhaltig ist.

effizientes geothermisches Kraftwerk – eines 
der modernsten in Deutschland. 40 MW Wärme 
und 4,3 MW Strom wird das Kraftwerk leisten. 
Damit wird es nach Eröffnung das leistungs-
stärkste Geothermiekraftwerk zur Stromerzeu-
gung mit Wärmeauskopplung in Deutschland 
sein. Zudem ist es das erste ÖPP-Projekt (Öf-
fentlich Private Partnerschaft) in Deutschland 
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Berlin

Landeshauptstadt Berlin

Fläche 2011 887,7 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

4,2 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

18,4 %

Bevölkerungsdichte 2011 3.945 Einwohner pro km²

BIP 2012 103,6 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 12,3 %

Schulden 2011 61,4 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD und CDU

Sitzverteilung im Abgeordnetenhaus und Stimmenanteil 
nach der Abgeordnetenhauswahl 2011

GRÜNE 29 Sitze (17,6 %)

CDU 38 Sitze (23,3 %)

Die LINKE 19 Sitze (11,7 %)

PIRATEN 15 Sitze (8,9 %)

SPD 47 Sitze (28,3 %)

Nächste Wahl Herbst 2016

Regierungsvorsitzender Klaus Wowereit

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung und Umwelt: 
www.stadtentwicklung.
berlin.de
Senator: Michael Müller 
(SPD)

Berlin ist nicht nur politische Hauptstadt, son-
dern auch ein wirtschaftliches, kulturelles und 
wissenschaftliches Zentrum der Bundesrepu-
blik. Gemessen an der Einwohnerzahl ist der 
Stadtstaat ein mittelgroßes Bundesland, mit 
schnell wachsender Bevölkerung. Die Einwoh-
nerdichte ist die höchste in Deutschland. Ber-
lin gehört außerdem zu den Ländern mit dem 
geringsten Pro-Kopf-Einkommen, was auch an 
der relativ hohen Arbeitslosenquote von 12,3 
Prozent (Februar 2013) liegt. Dementsprechend 
ist auch der Anteil von Mieterhaushalten relativ 
hoch. Der bedeutendste Wirtschaftszweig in der 
Hauptstadt ist der Dienstleistungssektor. Krea-
tiv- und Kulturwirtschaft, Medien und Kommu-
nikationstechnologie sowie der Tourismus ge-
hören zu den wachsenden Wirtschaftszweigen. 
Aber auch die Biotechnologie und die pharma-
zeutische Industrie zählen zu den größten Ar-
beitgebern.

Die Energieversorgung ist durch einen relativ ho-
hen Erdgasanteil gekennzeichnet (36,5 Prozent 
2009). Bei der Stromerzeugung – größtenteils 
in Kraft-Wärme-Kopplung – steht Steinkohle im 
Vordergrund. Die Bedeutung der Erneuerbaren 
Energien steigt, obgleich ihr Anteil am Primär-
energieverbrauch mit 3,6 Prozent (2009) unter 
dem bundesweiten Durchschnitt liegt. Nur 2,6 
Prozent des Stroms stammte im Jahr 2011 aus 
Erneuerbaren Energien, wobei mit 2,1 Prozent-
punkten der Großteil aus Biomasse stammt. 

Der Senat hat für den weiteren Ausbau der Er-
neuerbaren Energien im „Energiekonzept 2020“ 
vom April 2011 erhebliche Potenziale identifiziert. 
So könnte zum Beispiel der Anteil der erneuer-
baren Wärme elf Prozent betragen. Bis zum Jahr 
2050 will Berlin klimaneutrale Stadt werden. In 
Zusammenarbeit mit dem Nachbarland Bran-
denburg könnte Berlin außerdem mehr erneuer-
baren Strom aus Wind- und Solarenergie sowie 
aus Biogasanlagen aufnehmen und verstärkt als 
Speicher und Lastreserve für überschüssigen 
Strom aus Brandenburg fungieren. 
Nachhaltige Energiepolitik hat in Berlin eine lan-
ge Tradition. Die renommierte „Berliner Ener-
gieagentur“ wurde bereits 1992 gegründet und 
gehört damit zu einer der ältesten Landesener-
gieagenturen deutschlandweit. 
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Energiekonzept 2020“ vom April 2011

Ziel Treibhausgasemissionen 2020

Reduktion der CO2-Emissionen – 40 % (gegenüber 1990)
(Stand 2010: – 26,6 %)

Quelle: Energiekonzept 2020

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt/ 
energie/erneuerbare_energien/index.shtml

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2009)

2,8 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

3,6 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

4,3 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

2 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

0

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

0 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

53

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

701,5 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

6.400

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

64 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Berlin 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2009

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,33 Mio. TJ) 

Berlin

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2009 (0,29 Mio. TJ) 

99.171
103.254

38.054

10.090
13.116

0,7 (2000)
3,6 (2009)

132.802
85.639

83.968

2.455
13.072

Deutschland
2,9 (2000)

8,9 (2009)
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110,2 kWp

2012
Photovoltaik

Installierte  
Leistung pro km²
Geeignete Dachflächen für die Nutzung 
der Solarenergie gibt es in Berlin en 
masse. Konsequenterweise ist hier die 
Dichte an Photovoltaikanlagen beson-
ders hoch. Nur in den sonnenverwöhnten 
Südländern Bayern, Baden-Württemberg 
und dem Saarland ist sie höher. 

Erdwärme

Neue MAP-ge-
förderte Leistung 
pro km²
Auch wenn viele Berliner nicht unbe-
dingt erdnah wohnen, ist die Nutzung 
der Erdwärme ein weit verbreitetes  
Mittel zur Gewinnung von günstiger und 
klimaschonender Wärme. Bezogen auf 
die Landesfläche ist Berlin bei der neu 
installierten Leistung 2011 mit 0,4 kW 
pro km² sogar in der Spitzengruppe.

Bioenergie 

Installierte  
Leistung pro km²
Berlin ist zwar eine relativ grüne  
Großstadt, trotzdem würde man kaum 
an eine weit verbreitete Nutzung von 
Bioenergie denken. Die Zahlen belegen 
aber: Bezogen auf die Landesfläche hat 
Berlin mit die größte install ierte  
Biomasse-Leistung deutschlandweit.

0,4  kW

2011
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Ökostrombezug

Haushalte
Flächenländer haben zwar mehr Poten-
zial bei der Erzeugung erneuerbaren 
Stroms, aber beim Verbrauch zeigen die 
Berliner,  dass sie sauberen, kl i-
mafreundlichen Strom wollen. Laut ei-
ner Umfrage der Agentur für Erneuer-
bare Energien bezieht mehr als jeder 
fünfte Haushalt Ökostrom – deutlich 
mehr als im bundesweiten Durch-
schnitt. 

Mobilität

Anzahl Elektro- 
und Hybrid-Pkw
Die Berliner sind viel unterwegs. Schnell 
und umweltbewusst kommt man in der 
Hauptstadt mit dem Fahrrad oder mit 
den Öffentlichen Verkehrsmitteln voran. 
Aber auch schadstoffarme Elektrofahr-
zeuge werden immer beliebter. Es sind 
zwar nur 0,29 Elektroautos pro 1000 
Fahrzeuge, der Anteil an der Gesamt-
zahl der Pkw ist aber immerhin doppelt 
so hoch wie der deutsche Durchschnitt. 
Bei Hybrid-Autos kommen auf 1000 
Fahrzeuge sogar schon 3,72 Pkw mit ei-
nem solchen zukunftsfähigen Motor. 

22,2 %
 2011

165
2012

3.222
2012

328
2013

4.278
2013

93
2011

Anzahl der Elektroautos

2.545
2011

Anzahl der Hybrid-Autos
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Berlins Möglichkeiten zum 
Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien sind als Stadtstaat ein-
geschränkt. Dennoch gibt es 
Potenziale. Auch der Einsatz 
Erneuerbarer Energien im 
Wärmebereich ist vielschich-
tig möglich. 

Herr Senator Müller, auf wel-
che Weise werden Sie die Po-
tenziale von Windkraft und 
Photovoltaik in der Haupt-
stadt künftig noch mehr nut-
zen? 
In der Tat hat Berlin nur einge-
schr änkte Mögl ichkeiten, 
Energie aus Erneuerbaren 
Energieträgern selbst zu pro-
duzieren. Wir sind vor allem 
Verbraucher. Mit den Berliner 
Stadtgütern produzieren wir in 
geringem Maß Erneuerbare 
Energien auf landeseigenen 
Flächen im Umland. Wir ko-
operieren auch mit Branden-
burg, wo es viel bessere Vor-
aussetzungen für Windkraft 
und ander e Er neuer b ar e 
Energien gibt. Die von mir 
beim Potsdamer Institut für 
Klimaforschung beauftragte 
M a c h b a r ke i t s s t u d i e  K l i -
maneutrales Berlin 2050 wird 
sich auch mit den Möglichkei-
ten der besseren Erschlie-
ßung der Berliner Potentiale 
für Erneuerbare Energien 
auseinandersetzen. Diese 
werden in erster Linie im Be-
reich der Photovoltaik liegen.

Bezahlbarer Wohnraum und 
energetische Modernisierung 
von Gebäuden - können Sie das 
sozialverträglich gestalten?
In der Berliner Klimaschutz-
vereinbarung haben wir mit 
den städtischen Wohnungs-
baugesellschaften vereinbart, 
dass bei Vollsanierung eine 
annähernde Warmmietenneu-
tralität erreicht werden soll. 
Darüber hinaus hat das Land 
Berlin ein Bündnis mit den 
sechs städtischen Wohnungs-
baugesellschaften zur Ge-
währleistung sozial verträgli-
cher Mieten geschlossen. Bei 
den energetischen Sanie-
rungsvorhaben wird auch ge-
prüft, ob der Einsatz Erneuer-
barer Energien im Bereich der 
Wärmeversorgung sinnvoll 
umzusetzen ist.

Damit energetische Sanie-
rungsmaßnahmen auch tat-
sächlich beim Mieter langfris-
tig zu einer Verringerung der 
Kosten führen, setzen wir uns 
auf Bundesebene für eine Wei-
terführung beziehungsweise 
Verstärkung der KfW-Förde-
rung auf möglichst hohem Ni-
veau ein. Im Rahmen der Miet-
rechtsänderung wollen wir 
eine Reduzierung der Moder-
nisierungsumlage von derzeit 
elf auf neun Prozent erreichen.

2013 und 2014 laufen die Kon-
zessionen für die Gas- und 

„Unser Ziel ist eine erfolgreiche  
Energiepartnerschaft beider Länder...“

	 Interview mit Michael Müller (SPD),  
Senator für Stadtentwicklung und Umwelt in Berlin

Stromnetze aus. Wie wird es 
gelingen, die Energienetze in 
Landesbesitz zu bringen und 
ökologisch umzubauen?
Die uns hierfür verbleibende 
Vorbereitungszeit ist sehr 
kurz. Im laufenden Vergabe-
verfahren tritt der von uns ge-
gr ündete Betr ieb „Ber l in 
Energie“ an, um sich in einem 
transparenten und diskrimi-
nierungsfreien Wettbewerbs-
verfahren gegen die aktuellen 
Netzbetreiber GASAG und Vat-
tenfall und andere Bieter 
durchzusetzen. Dazu wird 
„Berlin Energie“ in den kom-
menden Wochen weiter mit 
Know-how und Fachleuten 
ausgestattet.

Derzeit sammelt der „Ber-
liner Energietisch“ Unter-
schriften zum Volksentscheid 
für ein bürgereigenes Stadt-
werk. Zeigt sich hier ein Weg 
zu mehr Einfluss auf kli-
mafreundliche Energieversor-
gung?
Die Chancen stehen gut, in 
Berlin binnen kurzer Zeit eine 
Plattform zu schaffen, die die 
bereits vorhandenen Produk-
tions- und Vertriebskapazitä-
ten im Strom- und Wärmebe-
reich bündelt. Die Berliner 
Energieagentur und andere 
landeseigene Gesellschaften 
verfügen schon heute über 
mehrere Blockheizkraftwerke 
und PV-Anlagen sowie Ver-



B
er

lin

59

Planung befindliche Power-to-
Gas-Projekt der Netzgesell-
schaft Berlin-Brandenburg auf 
dem EUREF-Gelände in Ber-
lin-Schöneberg, der Zwei-MW-
Batteriespeicher von Vattenfall 
in Berlin-Adlershof sowie die 
zahlreichen Elektrofahrzeug-
Initiativen der Hauptstadt.

Die Lage Berlins als Großver-
braucher in der Mit te des 
Energielands Brandenburg 
bietet ideale Voraussetzungen 
für das Zusammenspiel von 
regenerativer Stromerzeu-
gung, intelligentem Netzma-
nagement, Pufferung bzw. 
Zwischenspeicherung. Hier 
kann die vielfältige Nutzung 
von Elektrofahrzeugen mit re-
generativ erzeugter elektri-
scher Energie, vor allem aus 
der Windkraft, erprobt wer-
den. Brandenburg wird in we-
nigen Jahren sicherlich in der 
Lage sein, nicht nur seinen Ei-
genbedarf zu decken, sondern 
auch die Hauptstadt mit Strom 
zu versorgen. Unser Ziel ist 
also eine erfolgreiche Ener-
giepartnerschaft der beiden 
Länder.

Spielen bei der Entwicklung 
der Tempelhofer Freiheit, dem 
ehemaligen Flughafengelän-
de, die Erneuerbaren Energien 
eine Rolle?
Auf der Tempelhofer Freiheit 
sollen an den Rändern neue 

Quar tiere entstehen, ohne 
dass sich die Umweltbedin-
gungen dadurch in der Bilanz 
verschlechtern. In der Koaliti-
onsvereinbarung haben wir 
uns das ehrgeizige Ziel ge-
setzt, in den nächsten Jahren 
dor t mindestens ein Null-
Energie-Quartier zu bauen.

Wie das im Einzelnen zu errei-
chen ist und mit welchen In-
vestitionskosten dies verbun-
d e n  s e i n  w i r d ,  m u s s  i n 
weiteren Schritten untersucht 
werden.

Vor allem muss möglichst 
schnell der Energieverbrauch 
des alten Flughafengebäudes 
gesenkt werden. Das Gebäu-
dedach ist zum Beispiel  ideal 
exponiert für Photovoltaik. 
Eine Machbarkeitsstudie hat 
erbracht, dass unter Beach-
tung des Denkmalschutzes 
und auch der touristischen 
Dachnutzung bis zu 40 Prozent 
des Gesamtstrombedarfs dort 
produziert werden kann.

Wir werden das Thema Erneu-
erbare Energien und Ressour-
ceneffizienz bei allen Pla-
nungsschritten mitreflektieren 
und ich bin zuversichtlich, 
dass die Tempelhofer Freiheit 
auch in Bezug auf Ressour-
ceneffizienz ein Vorzeigequar-
tier werden wird.

triebsstrukturen für Strom, 
Wärme und auch über Ener-
gieberatungskompetenzen. 
Begleitend fasst meine Ver-
waltung die energie- und kli-
maschutzpolitischen Kompe-
tenzen des Landes in einem 
personell verstärkten Sonder-
referat für Klimaschutz und 
Energie zusammen. Dieses 
hat auch die Aufgabe, Szenari-
en für eine Stadtwerksgrün-
dung zu entwickeln.

Berlin übernimmt tendenziell 
eine Rolle als Speicher und 
Lastreserve für das Überan-
gebot an EE-Strom aus dem 
brandenburgischen Umland. 
Was folgt daraus für den 
Stadtstaat?
Brandenburg ist Exporteur von 
erneuerbarem Strom. Berlin 
kann eine sehr wichtige Rolle 
als Speicher und Lastreserve 
für Überschussstrom aus dem 
brandenburgischen Umland 
übernehmen. Die Energiever-
sorger der Stadt haben hierzu 
gemeinsam mit Partnern aus 
der Industrie und Wissen-
schaft mehrere teilweise sehr 
innovative Projekte initiiert 
und erproben diese mit ihren 
Kunden. Hervorzuheben ist 
zum Beispiel das derzeit in 
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Bis zum Jahr 2050 will Berlin klimaneutra-
le Stadt werden. Bis 2020 sollen gegenüber 
1990 40 Prozent weniger CO2 emittiert werden. 
Ihre landeseigenen Gebäude versorgt die Stadt 
schon seit 2010 zu 100 Prozent mit Ökostrom. 
Für den weiteren Ausbau der Erneuerbaren 
Energien setzt die Stadt vor allem auf die Solar-
energie und die Biomasse. Der Senat hat dafür 
im „Energiekonzept 2020“ vom April 2011 er-
hebliche Potenziale identifiziert. So könnte zum 
Beispiel der Anteil der erneubaren Wärme elf 
Prozent und der Anteil des erneuerbaren Stroms 
15 Prozent betragen. Demnach könnte sich die 
Strommenge aus erneuerbaren Energiequellen 
von 213 Millionen Kilowattstunden (kWh) im Jahr 
2011 auf 1.377 Millionen kWh erhöhen.  Bioener-
gie könnte von 171 Millionen kWh (2011) auf 920 
Millionen kWh zulegen, die Stromerzeugung aus 
Photovoltaik von 36 Millionen kWh (2011) auf bis 
zu 173 Millionen kWh. 

Die Möglichkeiten sind in dem dicht besiedelten 
Stadtstaat natürlich begrenzt. Dennoch bestehen 
Potenziale, die es stärker auszuschöpfen gilt. So 
gibt es in Berlin bisher nur eine Windkraftanlage 
im Stadtteil Pankow. Für Photovoltaik sind viele 
Dachflächen prädestiniert. Auch birgt die Nut-
zung von erneuerbarer Wärme durch Holz, Son-
nenkollektoren oder Wärmepumpen Potenziale. 

Die Machbarkeitsstudie „Klimaneutrales Berlin 
2050“, die Anfang 2014 vorliegen wird, wird auf-
zeigen, welchen Beitrag die Berliner Potenziale 
für die Nutzung Erneuerbarer Energien auch im 
Zusammenhang künftiger Energieversorgungs-
strukturen leisten können. Im Rahmen der Stu-
die werden Szenarien und Strategieempfehlun-
gen erarbeitet. Die Ergebnisse des Gutachtens 
fließen in die Erarbeitung klima- und energiepo-
litischer Strategien und Konzepte ein.

Die Solardachbörse, mit der öffentliche Dachflä-
chen potenziellen Investoren zur Nutzung ange-

boten werden, soll weiterentwickelt werden. Ein 
Solaranlagenkataster macht für die Solarener-
gienutzung geeignete Dachflächen im Internet 
sichtbar. Außerdem zeigt eine Potenzialkarte 
für Geothermie, wo erneuerbare Wärme aus 
dem Boden gewonnen werden kann.

Der Senat will den Vollzug des bundesweit gül-
tigen Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes 
(EEWärmeG) im Land Berlin vereinfachen. Dafür 
soll eine konkretisierende Rechtsverordnung ge-
schaffen werden. Durch das EEWärmeG besteht 
schon seit 2009 die Pflicht, bei Neubauten den 
Wärmebedarf anteilig mit erneuerbaren Energi-
en zu decken. Das soll möglichst einfach, kos-
tengünstig und effektiv erfolgen. Künftig sollen 
die Bezirke für den Vollzug des Gesetzes zu-
ständig sein. Da auch die Bauaufsicht Aufgabe 
der Bezirke ist, werden durch die Verknüpfung 
dieser beiden Zuständigkeiten Synergieeffekte 
erwartet. Des Weiteren kann der Senat durch 
die Neufassung des Gesetzes in Fällen einer 
grundlegenden Renovierung bei öffentlichen 
Gebäuden in Zukunft den Anteil der Erneuer-
baren Energien beim Wärme- und Kältebedarf 
abweichend festlegen. Diese Regelung soll der 
Erfüllung der Vorbildfunktion dienen und es er-
möglichen, den Anteil Erneuerbarer Energien zu 
erhöhen.

Landesenergieagentur

Berliner Energieagentur GmbH
•	 www.berliner-e-agentur.de
•	 Gegründet: 1992
•	� Gesellschafter sind zu gleichen Teilen das Land 

Berlin, die Vattenfall Europe Berlin AG & Co. KG, die 
GASAG Berliner Gaswerke Aktiengesellschaft und 
die KfW Bankengruppe (je 25 Prozent).

Energiepolitik unter der Lupe: 
Die Hauptstadt auf dem Weg zur Klimaneutralität
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Die Energiewende bedeutet nicht nur eine Ver-
änderung in der Energieerzeugung, sondern den 
Aufbau eines gänzlich neuen Energiesystems. In 
diesem werden die fluktuierenden Erneuerba-
ren Energien Sonne und Wind die wichtigsten 
Erzeuger sein. Dies erfordert neue Flexibili-
tätsoptionen wie z.B. Lastmanagement, intelli-
gente Netze, Kombikraftwerke und Speicher. Ein 
Beispiel dieser neuen Energielandschaft ist der 
2-Megawatt-Stromspeicher von Vattenfall, der – 
groß wie ein Einfamilienhaus – auf dem Firmen-
gelände in Berlin Treptow steht. Der Speicher 
kann millisekundenschnell Leistung aufnehmen 

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Deutschlands größte Batterie steht in Treptow

2-Megawatt-Batterie zur Speicherung überschüssiger Erneu-
erbarer Energie für ein virtuelles Kraftwerk 
Quelle: Vattenfall Wind und Sonne zusammen, dass sich eine 

versorgungssichere, bedarfsgerechte Lastab-
deckung ergibt. Sie zeigen also schon heute im 
Kleinen, wie die Energieversorgung von morgen 
aussehen wird.  

Der neue Stromspeicher kann Stromüberschüs-
se im Netz aufnehmen und bei großer Nach-
frage und geringem Angebot wieder ins Netz 
einspeisen. „Das ist ein großer Schritt für die 
Energiewende“, lobte Altmaier das Projekt. Der 
Batteriespeicher kann pro Megawatt bis zu 2.500 
Tonnen CO2 einsparen. Die Leistung reicht aus, 
um die Straßenbeleuchtung einer mittelgroßen 
Stadt wie Forst und Luckenwalde in Branden-
burg eine Nacht lang mit Strom zu versorgen.

und wieder abgeben, und ist so ein idealer Er-
gänzungsspieler für die schwankende Energie-
einspeisung aus Sonne und Wind.

Anfang des Jahres 2013 weihte Bundesumwelt-
minister Peter Altmaier den größten Batterie-
stromspeicher Deutschlands ein. Das 2-Me-
gawatt-Speicherkraftwerk ist in ein virtuelles 
Kraftwerk der Firma Vattenfall eingebunden. 
Virtuelle Kraftwerke schalten Speicher, flexible 
Energieformen (z.B. Biogasanlagen oder Block-
heizkraftwerke) sowie flexible Stromabnehmer 
(z.B. Wärmepumpen oder Kühlhäuser) so mit 
den fluktuierenden Erneuerbaren Energien aus 

Über den Dächern von Berlin – Windenergie in der 
Stadt

Windenergie in der Stadt? Das klingt auf den ersten 
Blick unvorstellbar. Doch sie lässt sich durchaus 
auch in der Stadt nutzen – mit kleinen Windrädern 
statt großen Anlagen. Zu diesem Ergebnis kommt 
die Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW) 
Berlin nach Abschluss ihres Projekts „Nutzung klei-
ner Windkraftanlagen auf Gebäuden in städtischen 
Gebieten am Beispiel Berlins“. Das Land Berlin 
förderte das Projekt im Rahmen des Umweltent-
lastungsprogramms (UEP II) mit 190.000 Euro. Ko-
finanziert wurde das Projekt von der Europäischen 
Union. Fünf 1-Kilowatt-Kleinwindräder wurden auf 
Dächern im Berliner Stadtgebiet installiert. Sie sind 
zwischen 4,5 und sieben Meter hoch und wurden in 
unterschiedlichen Höhen (zwischen 13 und 68 Me-
ter) aufgestellt. Die Studie zeigt, wo sich die Anlagen 
lohnen und welche Anlagengröße sinnvoll ist. Im Fe-
bruar 2013 überreichte die HTW ihre ersten in einem 
Leitfaden gebündelten Handlungsempfehlungen an 
das Land Berlin. Die Kleinwindkraftanlagen haben 
im Gegensatz zu üblichen Windenergieanlagen eine 
senkrechte Achse, dadurch sind sie an ihre Standorte 
optimal angepasst. Sie drehen sich immer, unabhän-
gig davon woher der Wind weht und verursachen sie 
weniger Geräusche. Das erhöht die Akzeptanz in der 
Bevölkerung. 

Den Leitfaden „Empfehlung zum Einsatz kleiner 
Windenergieanlagen im urbanen Raum“ gibt es zum 
Download unter: http://kleinwind.htw-berlin.de/web-
site/fileadmin/data/Download/Kleinwind_Handlungs-
empfehlungen_HTW-Berlin.pdf
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Brandenburg

Landeshauptstadt Potsdam

Fläche 2011 29.483,13 km2

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

49,3 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

35,5 %

Bevölkerungsdichte 2011 85 Einwohner pro km2

BIP 2012 57,77 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 10,2 %

Schulden 2011 19,6 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD und Die Linke

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach der Landtagswahl 2009

CDU 19 Sitze (19,8 %)

Die LINKE 25 Sitze (27,2 %)

FDP 7 Sitze (7,2 %)

GRÜNE 5 Sitze (5,7 %)

SPD 30 Sitze (33 %)

Fraktionslos 2 Sitze

Nächste Wahl Herbst 2014

Regierungsvorsitzender Matthias Platzeck

Für Erneuerbare Energien 
zuständige Ministerien

Ministerium für Wirtschaft 
und Europaangelegenheiten
www.mwe.brandenburg.de
Minister: Ralf Christoffers 
(Die Linke)
und  
Ministerium für Umwelt, 
Gesundheit und Verbrau-
cherschutz
www.mugv.brandenburg.de
Ministerin: Anita Tack  
(DIE LINKE)

Brandenburg ist flächenmäßig das größte der 
neuen Bundesländer. Die Einwohnerzahl ist trotz 
der Größe sehr niedrig. Potsdam und Cottbus 
sind die einzigen Großstädte. Das preußische 
Kerngebiet zwischen Oder und Elbe ist sowohl 
reich an prunkvollen Hohenzollern-Schlössern 
als auch an Seen und Flüssen. Der Wasser- und 
Waldreichtum prägt Brandenburgs Landschaft 
und sorgt für eine hohe Anziehungskraft bei 
vielen Touristen. Die wirtschaftliche Struktur 
ist sehr durchmischt. Neben den prosperieren-
den Regionen rund um die Landeshauptstadt 
Potsdam und dem Gravitationszentrum Berlin, 
gibt es insbesondere in den Randgebieten auch 
strukturschwache Gebiete mit abnehmender Be-
völkerung und hoher Arbeitslosigkeit. Unter den 
Brandenburger Unternehmen finden sich viele 
Firmen aus der klassischen Schwerindustrie, 
beispielsweise die Metallverarbeitung und Che-
mie. Auch jüngere Wirtschaftsbranchen haben 
sich in Brandenburg etabliert, etwa aus der Um-
welttechnik oder der Biotechnologie. Branden-
burgs Universitäten in Cottbus, Frankfurt/Oder 
und Potsdam, die Hochschule für Film und Fern-
sehen in Babelsberg sowie die Fachhochschulen 
und Technologiezentren ergeben zusammen mit 
den wissenschaftlichen Einrichtungen Berlins 
die dichteste Forschungslandschaft Deutsch-
lands.  

Die Energieversorgung Brandenburgs wird mehr 
und mehr aus regenerativen Quellen gedeckt. 
Das Land hat für seinen fortschreitenden Aus-
bau der Erneuerbaren Energien bereits drei Mal 
in Folge den Bundesländerpreis LEITSTERN der 
Agentur für Erneuerbare Energien erhalten. Ziel 
ist, bis zum Jahr 2020 20 Prozent des Primär-
energieverbrauchs aus erneuerbaren Quellen 
zu decken. Bis 2030 soll der Anteil der Erneu-
erbaren Energien am Primärenergieverbrauch 
laut der „Energiestrategie 2030“ auf 32 Prozent 
steigen. Brandenburg konnte hier bereits hohe 
Wachstumsraten verzeichnen. So stieg der An-
teil zwischen 2005 und 2009 von 6,8 Prozent auf 
14,7 Prozent. 
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Energiestrategie 2020 des Landes Brandenburg“ 
vom Mai 2008 und „Energiestrategie 2030 des 
Landes Brandenburg“ vom Februar 2012

Ziele Primärenergieverbrauch 2020 / 2030

Anteil Erneuerbare Energien 20 % / 32 %
(2008: 13,2 %)

Windenergie 9,2 % / 15,6 %

Biomasse 8,2 % / 11,1 %

Solarenergie 1,8 % / 4,1 %

Sonstige (Deponie- und Klärgas, 
Wärmepumpen, Geothermie, 
Wasserkraft)

0,8 % / 1,2 %

Ziel Stromverbrauch 2020 / 2030

Anteil Erneuerbare Energien 90 % / 100 %  
+ rd. 60 PJ Export

Ziel Effizienz 2020* / 2030

Reduktion Endenergieverbrauch – 13 % / – 23 %
(gegenüber 2004 / 2007) 

Ziel Treibhausgasemissionen 2020* / 2030

Reduktion der CO2-Emissionen – 40 % / – 72 %
(gegenüber 1990)

Quelle: Energiestrategie 2020 des Landes Brandenburg, Energiestrate-
gie 2030 des Landes Brandenburg nebst Katalog der strategischen 
Maßnahen vom Februar 2012 
 * Maßnahmenkatalog zum Klimaschutz und zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/
bb1.c.295361.de
www.energie.brandenburg.de

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2009)

43 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

14,7 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

389,1 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

4.814,4 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

10,9 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

17 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

257

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

374,4 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

20.100

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

61 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Brandenburg 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2009

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,62 Mio. TJ) 

Brandenburg

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2009 (0,62 Mio. TJ) 

197.487

90.814
22.772

91.349

304.578

3,5 (2000)
14,7 (2009)

198.358
104.636

32.156
10.941

355.140

Deutschland
2,9 (2000)

8,9 (2009)
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Ziel Primärenergieverbrauch

Anteil Erneuer-
barer Energien
Viel Wind, viel Sonne, viel Biomasse – 
Brandenburg ist Vorreiter bei der  
Energiewende. Der Anteil der Erneuer-
baren Energien ist hoch und soll auch in 
Zukunft steigen – bis zum Jahr 2030 auf 
32 Prozent. Fast die Hälfte des Weges 
ist schon zurückgelegt.

14,7 %
2009

32 %
2030

 

20 %
2020

254,9  kWp

2010

649,3  kWp

2011

1.038,2  kWp

2012

Photovoltaik

Installierte  
Leistung pro 
1.000 Einwohner 
Die südlichen Bundesländer sind bei der 
Stromproduktion aus Solarenergie klar 
führend. Wenn man aber die installierte 
Leistung der Photovoltaik ins Verhältnis 
zur Einwohnerzahl setzt, ist Branden-
burg in Deutschland Spitzenreiter. Die 
meisten PV-Anlagenbetreiber sind  
Privatpersonen. Deshalb kann sich 
Brandenburg – mit Rücksicht auf die ge-
ringe Einwohnerzahl – berechtigterwei-
se als führendes Solarland sehen. Auch 
gemessen an der Wirtschaftskraft weist 
Brandenburg beeindruckende Zahlen 
auf. Im Verhältnis zum Bruttoinlands-
produkt war die in Brandenburg instal-
lierte Leistung mit 29,4 kWp pro Million 
Euro BIP dreimal so hoch wie im deut-
schen Durchschnitt.

Erdwärme

Neue MAP- 
geförderte  
Leistung pro km² 
Wohnfläche
Brandenburg weiß die von der Natur zur 
Verfügung gestellte Energie zu nutzen. 
Zwar zapfte das Land in absoluten Zah-
len weniger Erdwärme an als andere 
Länder. Berücksichtig man jedoch die 
Wohnfläche, ist Brandenburg ganz vor-
ne dabei. So treibt Brandenburg die 
Energiewende auch im Wärmebereich 
voran. 

762,6 kW/km²

2010
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Windenergie 
pro 1.000 Einwohner

Installierte 
Leistung
Brandenburg verfügt zwar über viele 
Wasserflächen, ein Meer sucht man  
darunter aber vergeblich. Dass sich aber 
auch ohne Küstenwind ganz hervorra-
gend Windenergie ernten lässt, beweisen 
die Brandenburger ganz eindrucksvoll: 
Mit inzwischen fast 2 MW Windleistung 
pro 1000 Einwohner sind sie bundesweit 
Spitzenreiter.

kW

1.842

1.929

1.758

1.660

1.493
1.325

1.228

1.024

849

2011 20122010200920082007200620052004

Beschäftigung

EE-Arbeitsplätze 
pro 1.000  
Beschäftigte
Die Erneuerbaren Energien sind als 
Wirtschaftsfaktor in Brandenburg kaum 
mehr wegzudenken. Die Menschen im 
Land nutzen und installieren die Erneu-
erbaren Energien also nicht nur, sondern 
stellen sie auch selber her. Insgesamt 
sind es rund  20.000 Beschäftigte, die im 
Land für eine regenerative Energiezu-
kunft arbeiten.  

2012
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Brandenburg hat dreimal in 
Folge den Leitstern im Län-
dervergleich gewonnen. Die 
rot-rote Regierung will den 
Spitzenplatz stabilisieren und 
sieht ihr weiteres Engage-
ment in Sachen Erneuerbare 
Energien unter anderem im 
Rahmen der gemeinsamen 
Innovationsstrategie mit dem 
Land Berlin - der ersten Stra-
tegie dieser Art, die zwischen 
zwei Bundesländern verein-
bart wurde. Die zuverlässige 
Verfügbarkeit von Strom aus 
Sonne und Wind steht ganz 
oben auf der Agenda.  

Herr Minister Christoffers, 
Brandenburg baut darauf, 
dass der hier erzeugte Strom 
nicht nur die Hauptstadtregion 
beliefert, sondern auch in den 
Süden transportiert wird. Was 
tut Brandenburg aktiv für den 
Netzausbau? 
Brandenburg hat bereits eine 
Reihe von Bundesratsinitiati-
ven zum Netzausbau gestar-
tet. Denn in Zusammenarbeit 
mit den anderen Bundeslän-
dern wollen wir diese Projekte 
beschleunigen. Die in Bran-
denburg wesentlichsten Vor-
haben im Übertragungsnetz 
befinden sich bereits im Plan-
feststellungsverfahren, das 
sind die sogenannte Ucker-
markleitung und der Nordring 
Berlin. 

Der Akzeptanzaspekt unserer 
Energiestrategie spielt bei der 
Vermittlung der Vorhaben im 
Netzbereich eine große Rolle. 
Im Hinblick auf Transparenz 
und Beteiligung bemühen wir 
uns darum, die verfügbaren 
Informationen und Kontakte 
für Interessierte leicht er-
reichbar anzubieten. Dies tun 
wir auf der Internetplattform 
„Energieland Brandenburg“, 
auf der Onlinedialogplattform 
„direktzu“, mit dem monatlich 
erscheinenden Newsletter 
„Energieland Brandenburg“. 
Und schließlich möchte ich 
noch auf unser Netzausbaufo-
rum verweisen, in dem regel-
mäßig alle Akteure aus die-
sem Bereich über aktuelle 
Themen sprechen. 

Haben die Bemühungen Bran-
denburgs für mehr Akzeptanz 
gefruchtet?
Wir haben das Thema Akzep-
tanz zu einem zentralen Ele-
ment unserer Energiestrategie 
gemacht und verschiedene In-
strumente der Öffentlichkeits-
arbeit aufgebaut, um den Dia-
log mit den Bürgerinnen und 
Bürgern herzustellen. Außer-
dem haben wir es durch die 
Unterstützung bei der Erarbei-
tung von regionalen Energie-
konzepten geschafft, dass sich 
nunmehr alle brandenburgi-
schen Regionen des Energie-
themas annehmen. Dies ist für 

„Akzeptanz ist zentrales Element  
unserer Energiestrategie.“

	 Interview mit Ralf Christoffers (DIE LINKE), Minister für  
Wirtschaft und Europaangelegenheiten in Brandenburg

andere Bundesländer inzwi-
schen zum Vorbild geworden, 
landesweit alle Akteure der 
Energiewirtschaft und -politik 
einzubinden.

Beim Solarzubau 2012 belegt 
Brandenburg nach Bayern 
den zweiten Platz, obwohl es 
ja nicht gerade im Süden liegt. 
Gleichzeitig durchlebt die 
Solarindustrie im Land eine 
handfeste Krise. Wie erklären 
Sie sich diese Aktivität und 
wie kann das auch der hiesi-
gen Wirtschaft wieder stärker 
zugute kommen?
Während die installierte Leis-
tung im Jahr 2008 bei rund 61 
MW lag, waren es 2012 nahezu 
2.200 MW. Diese sprunghafte 
Steigerung ist in erster Linie 
den Freiflächenanlagen zuzu-
rechnen, von denen viele auf 
ehemaligen Militärflächen er-
richtet worden sind. Mittler-
weile werden Freiflächenanla-
g e n  m i t  m e h r  a l s  z e h n 
Megawatt Leistung bedauerli-
cherweise nicht mehr im Rah-
men des Erneuerbare-Energi-
en-Gesetzes vergütet. Damit 
gehen wichtige Einnahmen für 
die Munitionsberäumung auf 
den ehemaligen Militärflächen 
verloren. 

Ich werbe deshalb bei der 
Bundesregierung für Ausnah-
meregelungen, die weiterhin 
den Bau von PV-Anlagen mit 
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Unsere Förderprogramme für 
die Errichtung entsprechen-
der Anlagen werden bislang 
wenig genutzt.

Wie gestalten Sie den weite-
ren Ausbau der Bioenergie 
nachhaltig?
Bioenergie ist eine wichtige 
Komponente der Energiewen-
de, wir setzen aber angesichts 
begrenzter Ressourcen stär-
ker auf den Ausbau von Wind- 
und Solarenergie. So soll sich 
der Anteil an Biomasse am 
Primärenergieverbrauch Er-
neuerbarer Energien bis 2030 
verringern. 

Darauf deuten in Brandenburg 
auch die stagnierenden An-
bauflächen an Silomais und 
Grünmais von 2012 im Ver-
gleich zu 2011 hin. 

Es wird zukünftig darauf an-
ko m m e n ,  B io g a s a nl a g e n 
energieeffizienter zu betrei-
ben, beispielsweise durch eine 
verbesserte Verfahrenstech-
nik, durch Wärmenutzung vor 
Ort. Wichtig ist es auch, pers-
pektivisch andere Pflanzen als 
Mais einzusetzen oder den 
Einsatz von Bioabfällen und 
Landschaftspflegegut zu ver-
stärken. Bedeutend wird Bio-
gas auf jeden Fall bleiben, 
denn es kann dazu beitragen, 
W i n d  u n d  S o n n e n s t r o m 
speicherbar zu machen.

Energiewende made in Bran-
denburg heißt auch: Projekte 
in Sachen Speicherung. Wel-
che Schritte unternehmen Sie 
hier in Sachen Forschung?
Damit Sonne und Wind künftig 
einen verlässlichen Beitrag zur 
Strombereitstellung leisten 
können, müssen sie „gepuf-
fert“ werden. Die Speicherung 
über das Medium Wasserstoff 
ist dabei eine von mehreren 
Möglichkeiten. Mit dem Hyb-
ridkraftwerk in Prenzlau als 
erstem Pilotprojekt wird unter 
Beweis gestellt, dass über-
schüssiger Strom aus Wind 
m i t t e l s  E l e k t r o l y s e  i n 
speicherbaren Wasserstoff 
umgewandelt werden kann. 
Ein zweites Projekt, das Was-
serstoff als Medium nutzt, wird 
derzeit in Falkenhagen von der 
E:ON Gas Storage GmbH er-
richtet. Hierbei soll durch 
Windstrom erzeugter Wasser-
stoff direkt in das vorhandene 
Erdgasnetz eingespeist wer-
den. An der BTU Cottbus wur-
de ein Wasser stof f-  For-
schungszentrum etabliert, das 
die Elektrolysetechnik optimie-
ren soll, damit diese auch in 
verschiedenen Lastbereichen 
funktioniert. Eine andere Spei-
cher technologie für über-
schüssigen Wind- und Photo-
voltaikstrom sind stationäre 
Großbatterien. Erste Projekte 
in Brandenburg befinden sich 
in der Planungsphase.

mehr als zehn MW auf Kon-
versionsflächen ermöglichen.

Auch wenn es im letzten Jahr 
durch den Preisdruck der asi-
atischen Hersteller von PV-
Modulen zu Schließungen bei 
den heimischen Anlagenher-
stellern kam, kann die bran-
denburgische Wirtschaft den-
n o c h  v o m  A u s b a u  d e r 
Photovoltaik profitieren, da 
entlang der Wertschöpfungs-
kette bei Zulieferern und Ins-
tallateuren sowie in den Be-
reichen Betrieb, Reparatur 
und Wartung Arbeitsplätze 
bestehen.

Kann in Brandenburg die So-
larthermie noch besser ge-
nutzt werden?
Die Wärmebereitstellung für 
Heizzwecke und Warmwasser 
mittels solarthermischen An-
lagen ist auch ein Baustein 
unserer Energiestr ategie 
2030. Der Ausbaustand der 
Solarthermie betrug im Jahr 
2 0 11  r und 10 7 M W, damit 
konnten 90.825 MWh Wärme 
erzeugt werden, das ist im 
Vergleich zu anderen Bundes-
ländern ein geringer Wert. 
Brandenburg hat in diesem 
Bereich noch große Reserven. 



68

Bundesländer mit neuer Energie
B

ra
nd

en
bu

rg

Brandenburg weiß die enorme Bedeutung der 
Erneuerbaren Energien, gerade in den Bundes-
ländern mit vielen strukturschwachen Regionen, 
zu schätzen. Deshalb hat das Bundesland als 
erstes Land von allen fünf brandenburgischen 
Regionalverbänden eigene regionale Energie-
strategien erstellen lassen. „Diese regionalen 
Energiekonzepte sind ein wesentlicher Erfolgs-
faktor in der Umsetzung unserer Energiestrate-
gie“, stellt der brandenburgische Wirtschafts- 
und Europaminister Ralf Christoffers fest. Die 
Konzepte lassen sich in lokal angepasste Hand-
lungsschwerpunkte übersetzen. Ein Schwer-
punkt dieser regional ausgerichteten Strategie 
ist außerdem Förderung der Akzeptanz der Be-
völkerung vor Ort. 

Brandenburg konnte seinen Anteil der Erneu-
erbaren Energien am Primärenergieverbrauch 
in den vergangenen Jahren deutlich steigern. 
Von 5,3 Prozent im Jahr 2003 hat er sich mit 14,7 
Prozent (2009) schon fast verdreifacht. Nach der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg 
aus dem Jahr 2012 sollen die Erneuerbaren ih-
ren Anteil am Primärenergieverbrauch bis 2020 
auf 20 und bis 2030 auf 32 Prozent erhöhen. Da-
für müssen laut der Strategie der Netzausbau 
und die Entwicklung von Speichertechnologien 
schneller vorankommen. 

Die Landesregierung rechnet damit, dass Bran-
denburg bis 2020 rein rechnerisch seinen eigenen 
Strombedarf zu 100 Prozent aus Erneuerbaren 
Energien decken kann und bis 2030 zusätzlich 
noch den von Berlin. Den größten Beitrag soll 
die Windenergie leisten (auf netto nutzbaren 585 
km² oder 2 Prozent der Landesfläche). Die Nut-
zung der Windenergie ist schon vergleichsweise 
weit vorangeschritten, 24 Prozent der möglichen 
Stromerzeugung werden bereits ausgeschöpft. 
Einen raum- und umweltverträglichen Ausbau 
sollen regionalplanerische Windeignungsgebiete 
sicherstellen. Die Genehmigungsprozesse sollen 

durch einen Aufstockung des Verwaltungsper-
sonals, die Vereinfachung des Prüfprozesses, 
flexiblere Zulassungsverfahren und bessere In-
formation der Antragsteller beschleunigt wer-
den. Den zweitgrößten Beitrag soll die Bioener-
gie beisteuern. Laut der Biomassestrategie des 
Landes Brandenburg können unter Rücksicht auf 
die Ernährungssicherheit und den Bodenschutz 
30 Prozent der Ackerfläche für die Energiegewin-
nung bewirtschaftet werden. Außerdem bilden 
die Mobilisierung der Restholzreserven aus dem 
Privatwald und die Verwertung von Reststoffen 
ein weiter steigerbares Potenzial. 
  
Die aus der Energiestrategie abgeleiteten Maß-
nahmen für den Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien hat Brandenburg in einem nach Technolo-
gien aufgeschlüsselten Maßnahmenkatalog im 
Februar 2012 der Öffentlichkeit dargelegt. Für 
die Solarenergie soll es beispielsweise eine 
Solarbörse geben und entlang von Fernstraßen 
mehr Photovoltaikmodule mit Lärmschutzfunk-
tion aufgestellt werden.

Die Energiewirtschaft in Brandenburg ist bisher 
noch sehr von der Braunkohle geprägt. Der kli-
maschädlichste Brennstoff verursacht immer 
noch etwa die Hälfte des Primärenergiever-
brauchs. Die Landesregierung hält weiter am 
Abbau der Braunkohle fest und will diesen auch 
zukünftig fortsetzen. Deshalb setzt Brandenburg 
seine Forschungsprojekte zur Abscheidung und 
Speicherung von CO2 weiter fort.

Landesenergieagentur

ZukunftsAgentur Brandenburg 
•	 www.zab-brandenburg.de
•	 Gegründet: 2001
•	� Das Wirtschaftsministerium ist Hauptgesellschaf-

ter (> 50 Prozent), weitere Gesellschafter sind die 
Industrie- und Handelskammern, die Handwerks-
kammern sowie die Vereinigung der Unterneh-
mensverbände in Berlin und Brandenburg (UVB).

Energiepolitik unter der Lupe: 
Aus Eins mach Fünf
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Im April 2013 wurde in Templin in der Uckermark 
die größte und modernste Dünnschicht Freiflä-
chen-Solaranlage Europas ans Netz angeschlos-
sen. Das 128 MWp-Kraftwerk steht auf dem 
ehemaligen russischen Militärflughafen Gross 
Dölln. Nicht nur Brandenburg, sondern auch der 
Großraum Berlin soll mit dem klimafreundlichen 
Solarstrom versorgt werden.

Der neue Solarpark bringt Brandenburg nicht 
nur ein weiteres Sonnenkraftwerk, sondern 
ergänzt das Land auch um einen weiteren Sys-
tembaustein der Energiewende: Eine Neuerung 

Auf der Suche nach einem Langzeitspeicher für 
Wind- und Sonnenstrom – Das Wasserstoff-For-
schungszentrum in Cottbus

Das Wasserstoffforschungszentrum an der Techni-
schen Universität Cottbus (BTU) entwickelt mithilfe 
eines neuartigen Druckelektrolyseverfahrens die 
Speicherung von erneuerbarem Strom durch Pow-
er-to-Gas weiter. Wasserstoff kann überschüssigen 
Strom langfristig speichern. Das sogenannte „Hyb-
ridkraftwerk“, das bereits in Prenzlau in der Ucker-
mark am Netz ist, soll mit dieser neuen Komponen-
te optimiert werden. Das Hybridkraftwerk speist 
überschüssigen Windstrom nicht mehr ins Netz ein, 
sondern verbraucht ihn vor Ort, in dem es Wasser-
stoff herstellt. Durch höheren Druck wird das Gas im 
Forschungszentrum schon während des Produkti-
onsprozesses komprimiert. Dadurch soll Power-to-
Gas günstiger werden. Im konventionellen Verfahren 
muss der Wasserstoff in einem energetisch aufwen-
digen Zwischenschritt verdichtet werden, um ihn in 
Gastanks speichern zu können. Das Projekt wird vom 
Bund und dem Land Brandenburg gefördert.

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Strom plus Systemdienstleistung – Europas modernstes 
Solarkraftwerk in Templin

Bereitstellung von Strom und Systemdienstleistungen in einer 
Photovoltaik-Freiflächeanlage in Templin im Norden Branden-
burgs 
Quelle: Belectric Solarkraftwerke GmbH

zen transportiert und dadurch der Netzausbau 
reduziert werden kann. Die Blindleistung des 
Kraftwerks funktioniert sogar ohne Sonne bei 
Tag und Nacht. Das neue Solarkraftwerk steht 
somit wegweisend für die intelligente Integration 
der Erneuerbaren Energien in das bestehende 
Stromnetz.

In dem Solarpark wurden insgesamt 114 Wech-
selrichter des Herstellers SMA sowie 1,5 Million 
Dünnschichtmodule verbaut. Damit kann das 
umweltfreundliche Kraftwerk 120 Millionen Ki-
lowattstunden Strom erzeugen und den Jahres-
stromverbrauch von knapp 36.000 Haushalten 
decken. Gegenüber der konventionellen Strom-
erzeugung werden 90.000 Tonnen CO2 vermieden.

des Solarkraftwerks ist die integrierte dynami-
sche Blindleistungsregelung. Das erhöht die 
Stabilität des Stromversorgungssystems, denn 
Blindleistung wird gebraucht, um die Spannung 
des Stromnetzes in den vorgegeben Grenzen zu 
halten. Das neue Kraftwerk ist somit ein weite-
rer wichtiger Schritt für die Energiewende. Denn 
je größer die Anteile der Erneuerbaren Energi-
en an der Stromerzeugung werden, desto mehr 
Verantwortung müssen sie auch bei der Bereit-
stellung der sogenannten Systemdienstleistun-
gen, wie Regel- und Blindleistung, übernehmen. 
Die Innovation des Solarkraftwerks sorgt da-
für, dass mehr Strom in den bestehenden Net-
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Bremen

Landeshauptstadt Bremen

Fläche 2011 419,24 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

28,6 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

1,9 %

Bevölkerungsdichte 2011 1.577 Einwohner pro km²

BIP 2012 27,69 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 11,2 %

Schulden 2011 18,9 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD und B’90/Grüne

Sitzverteilung in der Bürgerschaft und Stimmenanteil  
nach Ergebnissen der Bürgerschaftswahl 2011

CDU 20 Sitze (20,4 %)

GRÜNE 21 Sitze (22,5 %)

DIE LINKE 5 Sitze (5,6 %)

BIW 1 Sitz (3,7 %)

SPD 36 Sitze (38,6 %)

Nächste Wahl Frühjahr 2015

Regierungsvorsitzender Jens Böhrnsen

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Senat für Umwelt, Bau und 
Verkehr:
www.bauumwelt.bremen.de
Senator: Dr. Joachim Lohse 
(B’90/Grüne)

Bremen ist mit nur 419 Quadratkilometern und 
661.301 Einwohnern das kleinste und einwoh-
nerschwächste deutsche Bundesland. Es gilt 
als weltoffene und liberale Hansestadt. Das 
Pro-Kopf-Einkommen ist eines der höchsten. Zu 
dem Stadtstaat an der Weser gehört auch das 
geographisch getrennte Bremerhaven. In der 
60 Kilometer nördlich gelegenen Stadt befindet 
sich Deutschlands zweitgrößter Seehafen nach 
Hamburg. Der Hafen ist der größte Wirtschafts-
faktor, er stellt ein Viertel aller Arbeitsplätze. 
Der Schiffbau und die Stahlindustrie mussten 
zwar in den vergangenen Jahren starke Einbrü-
che hinnehmen. Allerdings gewinnt der Standort 
durch die Offshore-Windenergie wieder an Be-
deutung. 

Bremens Blick richtet sich in die Zukunft. Ne-
ben der staatlichen Universität Bremen ent-
stand schon vor über 20 Jahren einer der größ-
ten deutschen Technologieparks, in dem sich 
innovative Unternehmen ansiedelten. Siemens 
und OHB sowie Max-Planck- und Fraunhofer-
institute sind hier zu Hause. Außerdem ist mit 
EADS und Airbus die europäische Luft- und 
Raumfahrt vor Ort. 

Die Energieversorgung Bremens weist einen 
hohen Steinkohle-Anteil auf. Im Jahr 2009 ent-
fiel mehr als die Hälfte des Primärenergiever-
brauchs auf diesen Energieträger. Erneuerba-
re Energien leisten mit 4,9 Prozent noch einen 
bescheidenen Beitrag, konnte aber im Vergleich 
zu 2007 um mehr als einen Prozentpunkt gestei-
gert werden. Damit liegt Bremen aber immer 
noch unter dem bundesweiten Durchschnitt. Die 
Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien 
baut vor allem auf die Windkraft. Etwa 85 Pro-
zent des regenerativ erzeugten Stroms stammt 
aus Windenergieanlagen. Insgesamt deckten die 
Erneuerbaren Energien vier Prozent der Brutto-
stromerzeugung. Das „Klimaschutz- und Ener-
gieprogramm 2020“ verankert im Bereich der 
Windstromerzeugung und der Reduktion der 
Treibhausgasemissionen um 40 Prozent (ohne 
Stahlindustrie) politisch fest vereinbarte Ziele 
für das Jahr 2020.
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Klimaschutz- und Energieprogramm 
(KEP 2020)“ vom Dezember 2009

Ziel Stromerzeugung 2020

Windstromerzeugung 369 bis 488 Mio. kWh/a 
(Stand 2010: 163 Mio. 

kWh/a)

Ziel Treibhausgasemission 2020

Reduktion CO2-Emissionen 
(ohne Stahlindustrie)

– 40 % gegenüber 1990

Quelle: Klimaschutz- und Energieprogramm (KEP 2020) /  
Vierte Fortschreibung des Landesenergieprogramms nach § 13 des 
Bremischen Energiegesetzes

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.umwelt.bremen.de/de/detail.php?gsid=bremen 
179.c.4321.de

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

6,3 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

4,9 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

12,1 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

149,01 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

8,3 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

0 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

6

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

337 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

5.300

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

65 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Bremen 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,17 Mio. TJ) 

8.139

Bremen

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Deutschland

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,17 Mio. TJ) 

27.047
32.717

98.435

269

3.035

1,8 (2000)

2,9 (2000)

4,9 (2010)

9,9 (2010)

41.802
32.979

86.932

129
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Förderung der 
Erneuerbaren Energien 

Unterstützung 
der Bürger
Die Bremer stehen fest hinter den Er-
neuerbaren Energien. Nicht nur der Se-
nat fördert die weitere Entwicklung 
stark, auch die Bürger sind zu 85 Pro-
zent der Meinung, dass die Anschubfi-
nanzierung der Erneuerbaren Energien 
fortgesetzt werden sollte.

Forschung

Förderung  
relativ zum BIP
Sicherlich gibt es Bundesländer, die  
finanziell besser dastehen als Bremen. 
Mit den vorhandenen Mitteln macht  
Bremen aber  zukunf tsgewandte  
Politik – und gibt relativ zum BIP  
bundesweit die meisten Gelder für  
Erneuerbare-Energien-Forschung aus. 
Insgesamt sind es zwei Millionen Euro.

2011

72,6

72,6
EURO Forschungsausgaben 

für Erneuerbare Energien

76,6

76,6EURO
Forschungsausgaben 

für Erneuerbare 

Energien 2010

Beschäftigung

Windenergie-
Arbeitsplätze pro 
1.000 Beschäftig-
ten
Der Bremer Arbeitsmarkt erhält deutli-
chen Rückenwind durch die Erneuerba-
ren Energien. Mehr als jeder achtzigste 
Arbeitnehmer ist in Bremen in der 
Windbranche beschäftigt. Damit steht 
die Hansestadt neben Sachsen-Anhalt 
deutschlandweit an der Spitze.  12,7

2012
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Windenergie

Realisiertes 
Potenzial der 
Stromerzeugung
Der Bundesverband WindEnergie hat in 
einer Potenzialstudie errechnet, wie viel 
Windleistung und –stromerzeugung in 
den Bundesländern bei einer Nutzung 
von zwei Prozent der Landesfläche  
möglich ist. Bremen ist auf diesem Weg 
am weitesten. 2011 waren schon fast 86 
Prozent der unter den Annahmen der 
Studie möglichen Stromerzeugung aus-
geschöpft.

2,0 MW
2012

Windenergie

Durchschnittliche 
Anlagenleistung
So leistungsfähig die Bremer Bürger 
sind, so leistungsfähig sind auch deren 
Windenergieanlagen. Mit zwei Megawatt 
durchschnittlicher Leistung verfügt Bre-
men über die stärksten Anlagen in 
Deutschland. 

85,7 %
2011
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Auch wenn Bremen mit sei-
nen 660 000 Einwohnern 
der kleinste unter den drei 
Stadtstaaten und damit auch 
das kleinste Bundesland ist, 
so unternimmt Bremen mit 
Bremerhaven doch einige An-
strengungen in Richtung Er-
neuerbare Energien. Die rot-
grüne Landesregierung hat 
bis 2050 eine ausschließliche 
Strom- und Wärmeversor-
gung mit Erneuerbaren Ener-
gien zum Ziel erklärt. Bre-
men investiert gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt und im 
Vergleich zu anderen Ländern 
das meiste Geld in die EE-For-
schung. Im Segment Offshore 
vertritt Bremen gemeinsame 
Interessen mit anderen Küs-
tenländern.

Herr Senator Lohse, wie se-
hen konkrete Zwischenschrit-
te zur Erreichung der Energie-
wende-Ziele 2050 aus? 
Sicherlich haben wir noch 
eine gute Strecke des We-
ges vor uns. Aber in vielem 
sind wir in den letzten Jahren 
sehr gut weitergekommen. 
Im „Klima- und Energiepro-
gramm 2020“ hatten wir uns 
2009 Ausbauziele gesteckt 
für Windkraft, Wasserkraft 
und Photovoltaik bis ins Jahr 
2020. Schon jetzt haben wir 
die Zahlen in der Photovoltaik 
mehr als erfüllt.

Beim Wind waren wir Ende 
2011 schon bei ungefähr 80 
Prozent dessen, was wir uns 
vorgenommen hatten.

Aber: Wir müssen uns auch 
die Frage stellen, ob wir rein 
technisch das Ziel - 100 Pro-
zent Erneuerbare bis 2050 
- allein auf Bremer Landes-
fläche realisieren können. Da 
werden wir dann auch über 
Offshore- oder Verbundlösun-
gen mit dem Umland nach-
denken müssen.

Die Offshore-Windenergie in 
Deutschland stockt beim An-
schluss der Windparks an das 
Stromnetz. Wie sehen Sie hier 
die Entwicklung für Bremen?
Im Moment ist leider eine gro-
ße Unsicherheit im Markt, die 
dramatische Auswirkungen 
haben kann. Wir hatten eine 
lange Durststrecke bis Ende 
2011. Es konnten keine Anla-
gen mehr ausgebracht wer-
den, weil man nicht wusste, ob 
anschließend auch die Kabel 
vorhanden sein würden, um 
den Strom an Land zu bringen. 
Da ist Ende letzten Jahres auf 
Bundesebene eine Lösung 
gefunden worden. Wir hat-
ten ein schmales Zeitfenster 
im Januar und Februar 2013, 
wo es einige Anschlüsse für 
neue Projekte gegeben hat. 
Dann ist leider die unglück-
selige Debatte über die so-

„Wir haben alles, was man  
für Großprojekte braucht ...“

	 Interview mit Dr. Joachim Lohse (Grüne),  
Senator für Bau, Umwelt und Verkehr in Bremen

genannte Strompreisbremse 
angestoßen worden mit dem 
fatalen Vorschlag, auch für 
bereits bestehende Anlagen 
die Vergütung rückwirkend 
herabzusetzen. Die nötigen 
Milliardeninvestitionen in Off-
shore-Technik brauchen aber 
dringend verlässliche Rah-
menbedingungen.

Wie läuft die Zusammenarbeit 
mit den anderen Küstenlän-
dern im Bereich Offshore?
B r e m e n ,  N i e d e r s a c h e n , 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Hamburg, Schleswig-Hol-
stein haben gemeinsame In-
teressen beim Ausbau der 
Offshore-Windenergie, stim-
men sich in ihren Positionen 
eng ab und arbeiten mit dem 
Bund im ständigen Ausschuss 
„Offshore-Windenergie“ zu-
sammen.

Wir sind uns über die Parteig-
renzen hinweg einig, dass wir 
für die Energiewende den Aus-
bau der Offshore-Windenergie 
brauchen und dass wir dafür 
die Voraussetzungen schaffen 
müssen.

Wo liegen im Bereich indust-
rie- und technologiepolitische 
Entwicklungenderzeit Ihre 
Schwerpunkte?
Der Bremer Senat hat im De-
zember 2012 entschieden, ein 
neues Offshore-Terminal in 
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auch dort effizientere Anlagen 
installieren kann. 

Welche Energiequellen wollen 
Sie außer Windkraft schwer-
punktmäßig vorantreiben?
Bei der Photovoltaik erleben 
wir gerade einen regelrechten 
Boom, den wir weiter unter-
stützen wollen. Wir sind mo-
mentan bei 31 Megawatt. Pro 
Kopf liegen wir damit bei 47 
Kilowatt pro Einwohner weit 
vor Hamburg und Berlin. Mitte 
2013 werden wir ein Solarka-
taster neu im Internet bereit-
stellen, mit dem interessier-
te Bürger sich leicht ein Bild 
machen können, ob sich ihr 
Gebäude für Photovoltaik oder 
auch für Solarthermie eignet. 
Das neue Weserkraftwerk ist 
2012 ans Netz gegangen. Der 
prognostizierte Ertrag nach 
der Anlaufphase liegt bei 42 
Millionen Kilowattstunden 
mit denen rechnerisch rund 
17 000 bremische Haushalte 
versorgt werden. Wir planen 
außerdem, in Zukunft auch 
Biomethan aus Bioabfall her-
zustellen.

In welche Bereiche der EE-
Forschung investieren Sie be-
sonders?
Im Bereich der Forschung ha-
ben wir das Fraunhofer IWES 
Institut, das mit ForWind und 
dem DLR einen Kooperati-
onsvertrag im Forschungs-

verbund Windenergie unter-
zeichnet hat, in dem mehr als 
600 Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler ihr Know-
how austauschen. Hier haben 
wir internationale Ausstrah-
lungskraft und alles, was man 
zur Entwicklung von Großpro-
jekten braucht.

2,7 Prozent der Studiengänge 
sind aus dem Bereich der Er-
neuerbaren Energien – Bre-
men ist damit auf Rang fünf 
aller Bundesländer. Wir haben 
die Windenergieagentur WAB, 
die rund 500 Institutionen und 
Unternehmen unter ihrem 
Dach vereint, um den Wissen-
stransfer zu fördern. Bei Pa-
tentanmeldungen finden Sie 
Bremen im oberen Mittelfeld.

Sie sind als Senator auch für 
Bau und Verkehr zuständig. 
Wo gibt es Synergien mit den 
Erneuerbaren?
Hier im Haus können wir die 
Dinge gut miteinander ver-
binden. Es gibt diverse För-
derprogramme im Bereich 
energetische Sanierung, so-
wohl für Wohnungsbaugesell-
schaften als auch für Einzel-
hauseigentümer. So wird zum 
Beispiel im Bremer Westen 
ein ganzes Quartier auf einen 
guten Stand gebracht - sowohl 
was den Dämmstandard der 
Gebäude als auch die Energie-
versorgung anbelangt.

Bremerhaven zu bauen für 
rund 180 Millionen Euro - eine 
große Investitionsanstren-
gung für ein kleines Land wie 
Bremen.

Wir sind hier deswegen so 
erfolgreich, weil wir die kom-
plette Wertschöpfungskette – 
angefangen vom Forschungs-
verbund mit einer Reihe von 
Instituten, über die verschie-
denen Fertigungsschritte, bis 
hin zu den produktionsnahen 
Dienstleistungen – vollständig 
in Bremerhaven angesiedelt 
haben.

Was können Sie vom Repowe-
ring an Fortschritten berich-
ten?
Wir können tatsächlich sig-
nifikante Steigerungen des 
Windenergieer trags durch 
Repowering erreichen, zu-
sätzlich sollen aber auch neue 
Anlagen vor allem in den Hä-
fen und in Industrie- und Ge-
werbegebieten errichtet wer-
den. Dazu überarbeiten wir 
derzeit unseren Flächennut-
zungsplan. Wir streben an, die 
planungsrechtlichen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, 
dass die Begrenzung der Na-
benhöhe im Umfeld der Stadt 
künftig wegfällt, damit man 

Quelle: Michael Stephan
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Umweltfreundliche Energie hat in Bremen eine 
lange Tradition. Schon im Jahr 1991 verabschie-
dete die Bürgerschaft das Bremische Energie-
gesetz. Es bildet heute noch die Grundlage für 
eine umwelt- und klimabewusste Energiepolitik. 
Dennoch kann Deutschlands kleinstes Bundes-
land mit vier Prozent Anteil der Erneuerbare 
Energien an der Bruttostromerzeugung im Jahr 
2011 bisher noch keine großen Sprünge beim 
Umbau der Energieversorgung vorweisen. Dafür 
hat das Land im Klimaschutz- und Energiepro-
gramm 2020 (KEP) ambitionierte Ziele gesetzt. 
Darin heißt es, die Emissionen sollen bis 2020 
um 40 Prozent (ohne Stahlindustrie) gegenüber 
1990 sinken. 

Ein Ausbauziel für die Solarenergie wird im KEP 
nicht genannt. Das Land fördert aber die Errich-
tung von Photovoltaikanlagen durch verschie-
dene Instrumente in Einzelprojekten. Zudem 
verfügt Bremen über eine internetgestützte So-
lardachbörse, in die Angebote von Dachflächen-
besitzern und Gesuche von potenziellen PV-Be-
treibern eingestellt werden.

Vor allem Wind und Wasser sollen für bessere 
Zahlen sorgen. Dazu trägt das neue Wasser-
kraftwerk an der Weser bei, das seit Ende 2011 
Strom erzeugt. Rund 42 Millionen Kilowattstun-
den (kWh) trägt es jährlich zum Strommix bei. 
Ende 2012 waren 74 Windenergieanlagen am 
Netz mit einer Gesamtleistung von 146 MW und 
einem Stromerzeugungspotential von jährlich 
rund 318 Mio. kWh. Die Windstromerzeugung 
soll laut dem KEP bis zum Jahr 2020 gegenüber 
dem Ausbaustand des Jahres 2005 (83 Millionen 
kWh) um den Faktor 4 bis 6 (auf 369 bis 488 Mil-
lionen kWh pro Jahr) gesteigert werden. 

Das Land Bremen hat vor einigen Jahren mit 
Masterplänen, Infrastrukturmaßnahmen und 
Innovationsförderung gute Bedingungen für die 
Windenergiebranche geschaffen. Es hofft auf die 

Energieziele der Bundesregierung beim Ausbau 
der Offshore-Windenergie, die in Bremerhaven 
seit der Ansiedlung von Turbinenherstellern wie 
REpower Systems oder Areva Wind (ehemals 
Multibrid) eine sehr dynamische Entwicklung ge-
nommen hatte. Bleibt zu hoffen, dass bald wie-
der mehr Wind in die Segel der in den Startlö-
chern stehenden Offshore-Windindustrie kommt.

In ihrem Koalitionsvertrag haben SPD und die 
Grünen nach den Bürgerschaftswahlen 2011 
dem Klimaschutz einen besonderen Stellenwert 
zugewiesen. Bis 2050 soll die Strom- und Wär-
meversorgung zu 100 Prozent aus Erneuerbaren 
Energien stammen. Im Stromsektor wird vor al-
lem auf die Offshore-Windkraft gesetzt – auch 
als Job- und Innovationsmotor. Entsprechend 
hat Rot-Grün bereits Vorbereitungen getroffen, 
um bei Bedarf die Flächen im Bremerhavener 
Hafenbereich erweitern zu können. Im Verkehrs-
sektor will die Koalition den Radverkehr in der 
Stadt durch verschiedene Instrumente stärken 
und den öffentlichen Nahverkehr mit umwelt-
schonenden Hybridbussen und Elektrofahrzeu-
gen, die erneuerbaren Strom nutzen, ausstat-
ten. Die öffentliche Fahrzeugflotte soll so eine 
Vorbildfunktion einnehmen. Desweiteren ist ge-
plant, einen Modellversuch für Berufspendler zu 
initiieren, um die Nutzung von mit grünem Strom 
beladenen Elektroautos zwischen Wohn- und Ar-
beitsort zu beschleunigen. 

Landesklimaschutzagentur

energiekonsens – die Klimaschützer
•	 www.energiekonsens.de
•	 Gegründet 1997
•	� Gesellschafter sind die Stadt Bremen  

(10,1 Prozent), die swb AG (45 Prozent)  
sowie die EWE Energie AG (44,9 Prozent).

Weitere Energieagenturen
•	 Windenergie-Agentur e. V. (WAB) 
	 www.wab.net

Energiepolitik unter der Lupe: 
Warten auf den Offshore-Wind
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Bremen ist bereits seit Langem ein Kompetenz-
zentrum für Windenergie. Nun kommt noch ein 
weiterer Innovationsmotor hinzu. Das Fraunho-
fer IWES aus Bremerhaven, das Deutsche Zent-
rum für Luft- und Raumfahrt und ForWind (Zent-
rum für Windenergieforschung der Universitäten 
Bremen, Oldenburg und Hannover) schlossen 
sich Anfang des Jahres 2013 zu einem For-
schungsverbund zusammen. Mit diesem geball-
ten aerodynamischen Wissen soll die Forschung 
an neuen Rotorblättern die bisherigen Grenzen 
der Physik noch einmal weiter verschieben. Bis-
her waren Windenergieflügel mit einer Länge 

Schleichende Windräder

Turbulenzen an den Rotorblättern machen Lärm. Ein 
Ende 2012 gestartetes Forschungsvorhaben misst 
Lärm und Luftströmungen, um die Rotorblätter akus-
tisch-aerodynamisch optimieren zu können. In einem 
Großwindkanal der Firma Deutsche Windguard Engi-
neering GmbH in Bremerhaven werden die Rotorblät-
ter getestet. Die Ergebnisse müssen anschließend in 
der Bremer Forschungswindenergieanlage den Pra-
xistest bestehen. Diese Versuchsanlage wurde Anfang 
2012 von der Deutschen WindGuard und der Universi-
tät Bremen in Betrieb genommen. Der Bremer Senat 
für Umwelt, Bau und Verkehr fördert das Projekt über 
das Förderprogramm Angewandte Umweltforschung 
mit Unterstützung des EFRE-Fonds der EU.

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Smart Blades – Intelligente Rotorblätter  
zur Steigerung der Windernte

Entwicklung und Konstruktion intelligenter Rotorblätter in 
Bremerhaven 
Quelle: Fraunhofer IWES

Rotorblätter, bevor sie sich unter starkem Wind 
zu sehr verbiegen. So halten auch längere Blät-
ter starkem Wind stand. Durch eine höhere Zahl 
an Volllaststunden steigt die Effizienz der Wind-
energieanlagen. Windböen können ausgeregelt 
und Leistungsschwankungen verringert werden. 
Bisher mussten die Windräder bei starkem und 
böigem Wind aus dem Wind gedreht werden.

 Auch das Thema Lärm würde weiter verbessert 
werden. Die Optimierung der Rotorblätter macht 
die Anlagen leiser und verbessert somit die Ak-
zeptanz in der Bevölkerung.

Diese neue Generation der Rotorblätter soll im 
Fraunhofer IWES in Bremerhavener entstehen. 
600 Mitarbeiter beschäftigt das Forschungspro-
jekt. Der Technologiestandort Deutschland und 
auch Bremen als ein Zentrum der deutschen 
Windindustrie wird durch das Projekt weiter ge-
stärkt. 

Das Bundesumweltministerium fördert das Pro-
jekt „Smart Blade – Entwicklung und Konstruk-
tion intelligenter Rotorblätter“ mit 12 Millionen 
Euro. Es läuft 39 Monate.

von 80 Metern das Höchstmaß, denn je länger 
die Rotorblätter, desto mehr Angriffsfläche hat 
der Wind: die zuvor produktiv genutzte Kraft des 
Windes würde zuviel werden und die Anlage un-
ter der Last zusammenbrechen. 

Die Rotorblätter sollen nun aerodynamisch zu 
„Smart Blades“ weiterentwickelt werden. Durch 
eine flexiblere Luftströmungsumleitung soll die 
Windenergieernte bei gleichzeitig verringerten 
Belastungen steigen. Das erhöht nicht nur den 
Energieertrag, sondern auch die Lebensdau-
er der Anlagen. „Biegetorsionskupplung“ heißt 
eine der vielversprechenden Neuerungen: Mit 
dieser Technik ausgestattet, verdrehen sich die 
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Hamburg

Landeshauptstadt Hamburg

Fläche 2011 755,16 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

24,5 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

6,4 %

Bevölkerungsdichte 2011 2.382 Einwohner pro km²

BIP 2012 95,82 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 7,5 %

Schulden 2011 24,9 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD

Sitzverteilung in der Bürgerschaft und Stimmenanteil 
nach Ergebnissen der Bürgerschaftswahl 2011

GRÜNE/GAL 14 Sitze (11,2 %)

CDU 28 Sitze (21,9 %)

FDP 9 Sitze (6,7 %)

Die LINKE 8 Sitze (6,4 %)

SPD 62 Sitze (48,4 %)

Nächste Wahl Frühjahr 2015

Regierungsvorsitzender Olaf Scholz

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt:
www.hamburg.de/bsu
Senatorin: Jutta Blankau 
(SPD)

Hamburg ist sowohl die zweitgrößte Stadt 
Deutschlands, als auch das zweitkleinste Bun-
desland. Der Hamburger Hafen gilt als das 
deutsche „Tor zur Welt“. Der größte Seehafen in 
Deutschland ist auch einer der bedeutendsten 
weltweit. Doch Hamburg ist heute mehr als eine 
reine Hafenstadt. Nach Seattle (Boeing) und Tou-
louse (Airbus) ist die Hansestadt die drittgrößte 
Flugzeugbau-Stätte der Welt. Nicht zuletzt bil-
det sie ein modernes Logistik-, Technologie- und 
Dienstleistungszentrum. 

Der Anschluss an die Weltwirtschaft zahlt sich 
aus: Mit 104.343 erwirtschafteten Euro pro Er-
werbstätigem hatten die Hamburger 2011 die 
größte Wirtschaftsleistung in Deutschland. Ein 
großer Teil dieser Wertschöpfung resultiert na-
türlich aus dem Hafen und den damit verbunde-
nen Logistikdienstleistungen. Aber auch Dienst-
leistungsunternehmen wie Banken, Medien und 
Versicherungen sind in Hamburg angesiedelt. 
Weitere bedeutende Wirtschaftszweige sind Che-
mie, Konsumgüter, Elektrotechnik und Maschi-
nenbau. Aber Hamburg hat sich auch zu einem 
wichtigen Standort für Erneuerbare Energien 
entwickelt. Vor allem die Windenergiebranche 
ist hier vertreten. 

Hamburg trägt dabei selbst sein Scherflein 
zum Wachstum der Industrie bei: Die instal-
lierte Windleistung soll sich von 52,8 Megawatt 
im Jahr 2012 auf 100 MW im Jahr 2020 nahe-
zu verdoppeln. Damit wäre das Potenzial von 
300 MW bereits zu einem Drittel ausgeschöpft. 
Insgesamt ist die Nutzung der Erneuerbaren 
Energien in der nördlichen Metropole aber noch 
ausbaufähig. 2010 deckten die Erneuerbaren 
Energien lediglich 4,4 Prozent des Primärener-
gieverbrauchs. Allerdings will Hamburg bis 2020 
einen erheblichen Beitrag zu leisten, um das 
nationale CO2-Minderungsziel von 40 Prozent in 
Bezug auf das Jahr 1990 zu erreichen und wid-
mete sich zuletzt verstärkt der Transformation 
des Energiesystems – unter anderem durch ein 
eigenes Stadtwerk, das nur Strom aus Erneuer-
baren Energien anbietet.
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Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.hamburg.de/energiewende

Klimaschutzziele für die Zukunft
„Hamburger Klimaschutzkonzept 2007–2012“ 
vom Dezember 2009

Ziel Stromerzeugung 2020

Ausbau Windenergie-
nennleistung 

100 MW (2010: 51 MW)

Ziel Treibhausgasemissionen 2020

Senkung CO2-Emissionen – 40 % (gegenüber 1990)

Quelle: Fortschreibung des Hamburger 
Klimaschutzkonzepts 2007–2012

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

2,6 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

4,4 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

4,4 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

52,75 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

5,4 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

1 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

29

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

709,2 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

7.690

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

68 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Hamburg 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2003 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2003 (0,24 Mio. TJ) 

13.359
11.032

Hamburg

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,25 Mio. TJ) 

104.826
69.709

562

7.866

3,3 (2003)
4,4 (2010)

104.782
66.997

13.771

138

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Wind versus Kohle

Akzeptanz in der 
Nachbarschaft 
Kohlekraftwerke sind in Hamburg äu-
ßerst unbeliebt. Nur vier Prozent der 
Bürger hätten kein Problem damit, ein 
Kohlekraftwerk vor der Haustür stehen 
zu haben. Auf eine deutlich höhere Ak-
zeptanz stoßen dagegen Windräder. 65 
Prozent der Bürger stören sich nicht am 
Anblick eines Windrads in der Nachbar-
schaft. Nur in Bayern ist der Abstand in 
der Akzeptanz von Windenergieanlagen 
und Kohlekraftwerken ähnlich hoch.

Bioenergie benötigt viel Fläche. Deshalb 
denkt man bei der Stromproduktion aus 
Biomasse nicht unbedingt an eine dicht-
besiedelte moderne Großstadt wie 
Hamburg. Doch tatsächlich ist Hamburg 
bei der installierten Leistung von Bio-
masse Vorreiter. Bezogen auf die Fläche 
nimmt Hamburg unter den Bundeslän-
dern die Spitzenposition ein. 

65 % 
2012

4 % 
2012

Biomasse pro km2 43,2 kW(el)

2011
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Biodiesel

Herstellungs- 
kapazität
Der Hamburger Hafen ist ein Umschlag-
platz für Ölprodukte aller Art. Bei Bio-
kraftstoffen ist man aber nicht mehr nur 
auf Weiterverarbeitung und Handel  
beschränkt, sondern kann das Produkt 
auch im Land herstellen. Hamburg also 
nicht nur einer Umschlagplatz für  
Rohöl, sondern auch einer der führen-
den Biodiesel-Standorte.

Netzausbau

Akzeptanz für  
100 Prozent EE 
Eine Vollversorgung aus Erneuerbaren 
Energien braucht die entsprechenden 
Netze, damit die fluktuierenden Energien 
effizient verteilt werden können. Dessen 
sind sich die Hamburger bewusst. Nach 
dem Nachbarland Schleswig-Holstein 
erfährt der Netzausbau als Voraus- 
setzung für eine Versorgung mit 100  
Prozent Erneuerbare Energien die zweit-
höchste Zustimmung.

580.000 t/a

2012

Solarthermie

Kollektorfläche 
pro km²  
Sonnenenergie als kostengünstige und 
nachhaltige Wärmequelle erfährt in 
Hamburg eine zunehmende Beliebtheit. 
Sonnenkollektoren mit einer Fläche von 
über 100 Quadratmeter pro Quadratkilo-
meter sind auf Hamburgs Dächern  
installiert. 

102,21 m2/km2

 2011

68,2 %

2012
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D ie  Erschl ießung grüner 
Energiequellen hat laut Senat 
für die Stadt Hamburg her-
ausragende Bedeutung. Der 
Senat strebt die Ausweitung 
der Produktionskapazitäten 
in diesem Bereich an. Ham-
burg investiert in ein neues 
Gas- und Dampfturbinenkraft-
werk und eine Power to Gas-
Pilotanlage. Die Beteiligung 
an den Strom-, Gas- und Wär-
menetzen gilt als wichtiger 
strategischer Schachzug. Die 
Metropolregion Hamburg ist 
internationaler Standort für 
Hersteller und Dienstleister 
der Erneuerbaren.

Frau Senatorin Blankau, wel-
che energiepolitischen Ziele 
formulieren Sie für die Ent-
wicklung der Erneuerbaren 
Energien im Stadtstaat Ham-
burg? 
Hamburg wird Gewinner der 
Energiewende sein und als 
Wirtschaftsstandort auch im 
internationalen Kontext davon 
profitieren. Für die Umsetzung 
der Energiewende nennen wir 
drei Säulen: 

Erstens mehr Energieeffizi-
enz. Denn den Energiever-
brauch zu senken und die 
Strom- und Wärmeversor-
gung der Stadt effizienter zu 
machen, ist der klügste Kli-
maschutz. 

Zweitens zukunftsfähige Net-
ze und Wärmeversorgung. Die 
Netze werden langfristig zu 
Smart Grids umgebaut, dafür 
und für mehr standortpoliti-
schen Einfluss haben wir 25,1 
Prozent an den Strom- und 
Gasnetzen sowie an der Wär-
meversorgung erworben. Da-
neben ist auch ein umfangrei-
ches Investitionsprogramm 
von 1.6 Mrd. Euro in schwer-
punktmäßig „netzfremden“ 
Bereichen vereinbar t mit 
mehr als 40 Einzelmaßnah-
men.

Drittens Ausbau Erneuerbarer 
Energien. Mit der Hamburg 
Energie GmbH (HE) haben wir 
ein eigenes Stadtwerk. HE ist 
in den Bereichen Wärmever-
sorgung, Ausbau Erneuerba-
rer Energien sowie im Vertrieb 
von Ökostrom- und Biogas-
produkten aktiv. Wir planen 
eine Verdoppelung der Wind-
energiekapazitäten auf mehr 
als 100 Megawatt. Die frisch 
eröffnete Internationale Bau-
ausstellung (IBA) zeigt bei-
spielhaft innovative Möglich-
k e i t e n  f ü r  d i e  N u t z u n g 
Erneuerbarer Energien auf - 
vom Energiebunker über den 
Energieberg bis zu Algenfas-
saden an Neubauten. 

Als eines der ehrgeizigstes 
P r o jek te  der  Hambur ger 
Energiewende möchte ich un-

„Die Privatisierung ist Vorbildmodell  
für andere Städte und Gemeinden...“

	 Interview mit Jutta Blankau (SPD), Senatorin  
für Stadtentwicklung und Umwelt in Hamburg

sere Power-to-Gas-Anlage 
nennen, Bereits im zweiten 
Quartal 2013 soll in Hamburg-
Reitbrook der Bau beginnen. 
Das Projekt in Kooperation mit 
verschiedenen Partnern aus 
Industrie und Wirtschaft wird 
das modernste weltweit. Die 
Projektkosten liegen bei 13,5 
Millionen Euro. Diese Pilotan-
lage wird in die Strominfra-
struktur der Windenergiean-
l a g e n  i m  g e s a m t e n 
Hamburger Raum eingebun-
den und kann überschüssige 
Windenergie speichern.

Hamburg hat eine strategi-
sche Beteiligung an den Gas-, 
Strom- und Fernwärmenetzen 
zurückerworben. Ein Erfolgs-
modell für die Energiewende?
Entscheidend ist, dass wir 
nunmehr die Handlungsmög-
lichkeiten und Einflussnahme 
auf allen drei Wer tschöp-
fungsstufen haben; und zwar 
über die kommunalen Unter-
nehmen, insbesondere Ham-
burg Energie sowie über die 
25,1 Prozent -Beteiligung an 
den Energienetzen und der 
Wärmeversorgung. Vor dem 
Hintergrund, dass in Hamburg 
praktisch alle wesentlichen 
energiewirtschaftlichen Tätig-
keiten privatisiert wurden, ist 
das aus Sicht des Senats die 
beste Lösung und ein Vorbild-
modell für andere Städte und 
Gemeinden.
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Wie wollen Sie  die Wärmever-
sorgung zunehmend auf um-
weltschonende Erneuerbare 
Energien umstellen?
Neben dem modernen Innova-
tionskraftwerk gibt es weitere 
Maßnahmen, die wir in den 
Kooperationen mit Vattenfall 
und E.ON vereinbart haben, 
wie den Ausbau der dezentra-
len Wärmeerzeugung sowie 
die Ausweitung der Biomasse- 
und Abwärmenutzung. Ein 
Beispiel hierfür ist die Inbe-
triebnahme der thermischen 
Biomasseverwertung in der 
Müllverbrennungsanlage Bor-
sigstraße. Zusätzlich kommt 
dort Kraft-Wärme-Kopplung 
zum Einsatz, so dass neben 
Fe r n w ä r m e au c h gr ün e r 
Strom erzeugt wird. Mit der 
Auskopplung der Fernwärme 
können damit umgerechnet 
15.000 Wohneinheiten versorgt 
werden. 

Was tut die Stadt, bzw. das 
2010 gegründete EE-Cluster, 
für die weitere Standortent-
wicklung? 
Die Metropolregion Hamburg 
– von Cuxhaven bis Lübeck 
und von Neumünster bis Lü-
neburg – ist bereits heute das 
Zentrum der norddeutschen 
Aktivitäten. Nach einer Prog-
nos-Studie arbeiten r und 
25.000 Menschen hier in der 
regenerativen Energiewirt-
schaft. Die in der Metropolre-

gion ansässigen Unternehmen 
erwarten bis 2015 sogar ein 
weiteres Arbeitsplatzwachs-
tum von rund 40 Prozent. Das 
Branchennetzwerk „Erneuer-
bare Energien Hamburg“ or-
ganisiert die Bündelung der 
Kompetenzen von Unterneh-
men, Forschungseinrichtun-
gen und Institutionen.

Die Technische Universität 
Hamburg-Harburg (TUHH) 
forscht zur Nutzung von Bio-
masse in Wärmekraftanlagen 
und zu Fundamenten für Off-
shore-Windenergieanlagen. 
Die Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften Ham-
burg (HAW) betreibt ein Com-
p e t e n c e  C e n t e r  f ü r 
Erneuerbare Energien und 
Energie-Effizienz, und an der 
Helmut-Schmidt-Universität 
der Bundeswehr wird die Net-
zintegration von Erneuerbaren 
Energieerzeugern untersucht. 

Was versprechen Sie sich vom 
“Innovationskraftwerk We-
del“? 
Das Innovationskraf twerk 
wird zwischen 430 Mio. und 
500 Mio. Euro kosten. Das alte 
Steinkohlekraftwerk wird bis 
zur Heizperiode 2016/17 durch 
ein hochmodernes neues Gas- 
und Dampf-Kombikraftwerk 
ersetzt, das die Wärmeversor-
gung der Stadt künftig an glei-
cher Stelle viel klimaschonen-
d e r  u n d  e f f i z i e n t e r 
bewerkstelligen wird. Es pro-
duziert nur etwa die Hälfte der 
Treibhausgas-Emissionen des 
alten. Heiße Turbinenabgase 
erzeugen zusätzliche Energie; 
G a s -  un d  D a m p f- K o m b i -
Kraftwerke sind so etwas wie 
der letzte Schrei der Kraft-
werkstechnik: In ihnen wer-
den Gas- und Dampfturbinen 
hintereinander geschaltet, um 
die eingesetzte Energie mehr-
fach auszunutzen. Zudem wird 
das Kraftwerk durch einen 
Wärmespeicher ergänzt, der 
die Leistung eines größeren 
Windparks mit etwa 100 Mega-
watt für mehrere Stunden ab-
federn und für die Fernwärme 
nutzbar machen kann. 
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Die ökonomische Stärke Hamburgs geht auch 
mit einem hohen Bedarf an Strom und Wärme 
einher. Deshalb ist der verstärkte Einsatz von 
Erneuerbaren Energien hier besonders wichtig. 
Doch Hamburg sieht in der Transformation des 
Energiesystems keine Last, sondern eine große 
Chance für die Wirtschaft. „Jetzt für die Zukunft“ 
lautet das Motto der Hansestadt Hamburg. Um 
80 Prozent will Hamburg seinen Treibhaus-
gasausstoß bis 2050 senken. Dafür muss noch 
einiges getan werden. Ein Schritt zur „Energie-
wende made in Hamburg“ soll der Erwerb von 
25,1 Prozent der Energienetze sein, obwohl sich 
in einem Volksbegehren 116.000 Bürger für eine 
100-prozentige Übernahme der Strom- und Gas-
netze ausgesprochen hatten. Dadurch könnte 
die Stadt ihre Klimaziele effektiver verfolgen 
und die Energiepolitik schlagkräftiger gestal-
ten. Im Herbst 2013 wird ein Volksentscheid zum 
Rückkauf des Stromnetzes stattfinden. Der neue 
städtische Energieversorger HAMBURG ENER-
GIE liefert bereits ausschließlich 100 Prozent 
Ökostrom und investiert in wegweisende Pro-
jekte, wie in Windenergie auf dem Energieberg 
Georgswerder. Außerdem bietet er Bürgerbetei-
ligungsmodelle bei Photovoltaik-Projekten.

Hamburg ist zwar kein Flächenland. Der Ausbau 
der Erneuerbaren Energien soll dennoch durch 
die Ausweisung neuer Flächen für die Windener-
gie vorankommen. Circa 60 Windkraftanlagen 
mit 100 MW Leistung sollen Hamburg in Zukunft 
mit sauberem Strom versorgen. Das wäre fast 
eine Verdopplung gegenüber dem Jahr 2012. 
Dafür setzt Hamburg auf Repowering. Neue Flä-
chen werden im Hafen oder am Stadtrand für die 
Windenergienutzung erschlossen. Auch für Pho-
tovoltaik und Solarthermie sind erhebliche Zu-
wächse vorgesehen. Die Bioenergie bietet eben-
falls noch Ausbaupotenzial. Das Gras auf dem 
Energieberg Georgswerder, Faulgase aus einer 
Kläranlage und Biomüll werden zu Biogas verar-
beitet. Teile des regenerativ erzeugten Biogases 

werden zum Betrieb von Fahrzeugen verwendet. 
Außerdem wird Hamburg weiterhin vom Bund 
als Modellregionen für Elektromobilität geför-
dert. Bereits heute fahren in Hamburg ca. 400 
Pkw mit Strom aus Erneuerbaren Energien. Die 
Stadt selbst nutzt bereits mehr als 60 Fahrzeuge 
und betreibt so die größte E-Dienstwagenflotte 
Deutschlands. Weitere 120 Fahrzeuge sollen bis 
Ende 2015 hinzukommen.

Speicher werden in Zukunft der Schlüssel zum 
Gelingen der Energiewende sein. Der Erfor-
schung von Langzeitspeichertechnologien hat 
sich jetzt auch Hamburg verschrieben. Die Stadt 
startete ein großes Power-to-Gas-Projekt. Mit 
Strom aus Erneuerbaren Energien soll Wasser-
stoff hergestellt und im städtischen Erdgasnetz 
gespeichert werden. „Power to Gas ist eines der 
ehrgeizigsten Projekte der Hamburger Energie-
wende. Zwei Grundprobleme der Energiewen-
de können damit gelöst werden: zum einen die 
Speicherung von Windenergie und zum anderen 
der Transport der erneuerbaren Energie. Ham-
burg wird so zum Energiedrehkreuz zwischen 
dem windreichem Norden und den Energielei-
tungen in Deutschlands Industrieregionen. 
Damit setzen wir deutschlandweite Akzente“, 
sagt die Senatorin für Stadtentwicklung und 
Umwelt Jutta Blankau. Den Strom für die erste 
Elektrolyse-Anlage der 1-MW-Klasse liefert die 
Gesamtheit der Windenergieanlagen auf Ham-
burger Boden. Sie wird also zu 100 Prozent mit 
regenerativem Strom betrieben.

Energiepolitik unter der Lupe: 
Perle der Innovation
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Es klingt skurril: Ein ehemaliger Flakbunker aus 
dem Zweiten Weltkrieg versorgt eine multikultu-
relle Hamburger Siedlung mit 1.700 Bewohnern 
aus 30 Nationen mit Erneuerbarer Wärme und 
Ökostrom. Möglich wird dies durch die grundle-
gende Sanierung und Erweiterung eines alten 
Hamburger Arbeiterviertels zum „Weltquartier“. 
Die Verwirklichung dieses Modellprojektes wird 
durch einen innovativen Beteiligungsprozess 
flankiert. Seit Anfang 2013 erfolgt bereits eine 
regenerative Wärmeversorgung durch den be-
nachbarten „Energiebunker“. Durch die öffent-
liche Förderung des Projekts bleiben die Mieten 

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Friedliche Nutzung der Fernenergie

Der Hamburger Energiebunker dient heute als regeneratives 
Kraftwerk für Strom und Wärme sowie als Großwärmespei-
cher für ein anliegendes Wohnviertel. 
Quelle: IBA Hamburg GmbH/Martin Kunze

3.000 Wohnungen mit Erneuerbarer Wärme und 
1.000 Haushalte mit Strom aus dem Bunker ver-
sorgt werden. Auch Schulen, Kindergärten und 
Gewerbe werden mit Energie versorgt werden. 
Überschüssiger Strom fließt in das Verteilnetz.

Der Pufferspeicher ist die zentrale Innovation 
des Energiebunkers. Er speichert die Wärme 
und puffert dadurch Bedarfsspitzen ab. Über 
Nacht wird der Speicher aufgeladen und über 
Tag gibt er die Wärme wieder ab. Die Spitzen-
heizlast kann somit um die Hälfte reduziert wer-
den. So ermöglicht der Pufferspeicher eine Wär-
meversorgung im Stadtgebiet rund um die Uhr.

Die intelligente Verknüpfung von Solarenergie, 
Biogas, Holzhackschnitzeln und Abwärme aus 
einem anliegenden Industriebetrieb steht weg-
weisend für Hamburgs Innovationskraft beim 
Umbau der Energieversorgung. Der Energiebun-
ker soll  22.5 Millionen Kilowattstunden Wärme 
und fast drei Millionen Kilowattstunden Strom 
erzeugen. So kann eine verlässliche, wirtschaft-
liche, klimaschonende und dezentrale Energie-
politik aussehen. Es braucht nur ein wenig Kre-
ativität. 

Doch noch ist nicht Schluss: Im Rahmen von 
SMART POWER Hamburg wird an einer Erwei-
terung getüftelt. Im Speicher könnte zukünftig 
überschüssiger Windstrom aus Norddeutsch-
land in Wärme umgewandelt werden (Power to 
Heat) oder in windschwachen und sonnenarmen 
Zeiten Wärme aus einem zusätzlichen Block-
heizkraftwerk eingespeist werden, welches dann 
zur Stromerzeugung genutzt würde.

auf einem günstigen Niveau, sodass es zu kei-
ner Verdrängungen der ursprünglichen Mieter 
kommt.

Die Wohnsiedlung ist ein Vorzeigeprojekt der 
Internationalen Bauausstellung (IBA). Der anlie-
gende Energiebunker erzeugt Strom und Wärme 
aus Solaranlagen und einem Biomasseheizkraft-
werk. Die Wärme wird in einem Tank mit zwei 
Millionen Liter Wasser gespeichert und aus ei-
nem Biomethan-Blockheizkraftwerk (BHKW), 
einer Holzfeuerungsanlage, der größten solar-
thermischen Anlage Deutschlands sowie aus 
der Abwärme eines Industriebetriebes gespeist. 
Über ein Nahwärmenetz kommt die Wärme in 
die Wohnungen des Weltquartiers. Bald sollen 
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Hessen

Landeshauptstadt Wiesbaden

Fläche 2011 21.114,8 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

42,1 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

40,1 %

Bevölkerungsdichte 2011 289 Einwohner pro km²

BIP 2012 229,75 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 6,4 %

Schulden 2011 39,5 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien CDU und FDP

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach der Landtagswahl 2009

FDP 20 Sitze (16,2 %)

SPD 29 Sitze (23,7 %)

GRÜNE 17 Sitze (13,7 %)

DIE LINKE 6 Sitze (5,4 %)

CDU 46 Sitze (37,2 %)

Nächste Wahl Herbst 2013

Regierungsvorsitzender Volker Bouffier

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Umwelt, 
Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz: 
www.hmuelv.hessen.de 
Ministerin: Lucia Puttrich 
(CDU)

Hessen liegt nicht nur in der Mitte Deutschlands, 
sondern bildet auch den geographischen Mittel-
punkt der Europäischen Union. Auch das finanz-
politische Herz der europäischen Währungsuni-
on schlägt mit der Europäischen Zentralbank 
mitten in Frankfurt am Main. Es ist das Land mit 
den meisten innerdeutschen Landesgrenzen. 
Nicht umsonst lautet das Landesmotto: „An Hes-
sen führt kein Weg vorbei.“ Die Siedlungsdichte 
innerhalb Hessens ist sehr unterschiedlich: 
Während in Südhessen im Agglomerationsraum 
Rhein-Main-Gebiet eine der höchsten Bevölke-
rungsdichten Europas herrscht, ist Nord- und 
Mittelhessen eher ländlich und durch waldreiche 
Mittelgebirge geprägt.

Das Bundesland ist eines der führenden Wirt-
schaftszentren Deutschlands und ein internatio-
naler Finanzplatz. Die Deutsche Börse, Opel, die 
Internationale Automobil-Ausstellung und der 
Frankfurter Flughafen stehen stellvertretend für 
den Finanz-, Technologie- und Messestandort 
sowie für einen internationalen Verkehrskno-
tenpunkt. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
ist nach den Stadtstaaten Hamburg und Bremen 
das höchste in Deutschland. Hessen profitiert 
von einer sehr diversifizierten Wertschöpfung: 
So ist in der Rhein-Main-Region die höchste In-
dustriedichte nach dem Ruhrgebiet zu finden, 
die durch Automobilhersteller und Zulieferer wie 
auch durch Chemie und Pharmaunternehmen 
geprägt ist. Es gibt eine starke Logistikbranche 
und im dünner besiedelten Nordhessen ist auch 
die Land- und Forstwirtschaft ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor.  

Die Erneuerbaren Energien sind zwar in der hes-
sischen Energiewirtschaft angekommen, bei der 
Nutzung der regenerativen Energiequellen hat 
Hessen dagegen noch viel Potenzial nach oben. 
Nur 2,4 Prozent des Nettostromverbrauchs 
deckte die Windenergie im Jahr 2011, deutlich 
weniger als im deutschen Durchschnitt. Erst 3,2 
Prozent des möglichen Potenzials wurden aus-
geschöpft. Bisher beruht der hessische Ener-
giemix vor allem noch auf Mineralöl, Erdgas und 
Atomkraft. Dennoch kommt die Energiewende 
in Hessen voran. Die Windenergie legt in großen 
Schritten zu und auch die Solar- und Bioenergie 
verzeichnen solide Wachstumszahlen. 
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Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.energieland.hessen.de

Klimaschutzziele für die Zukunft
„Hessischer Energiegipfel – Umsetzungskonzept 
der Hessischen Landesregierung“ vom Januar 
2012

Ziele Endenergieverbrauch (ohne Verkehr) 2050  

Anteil Erneuerbare Energien 100 %

Windkraft 28 Mrd. kWh

Biomasse 13,4 Mrd. kWh  

Solarenergie 6 Mrd. kWh

Geothermie 0,3 – 0,4 Mrd. kWh

Wasserkraft 0,5 Mrd. kWh  

Quelle: Hessischer Energiegipfel – Umsetzungskonzept der Hessischen 
Landesregierung

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

7,8 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2010)

6,8 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

52,7 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

802,24 MW

Elektrische Leistung der Biogas­
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts­
fläche (2011)

6,9 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

247 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz­
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

307

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

642,2 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

20.460

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

67 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Hessen 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (1,03 Mio. TJ) 

Hessen

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (1,01 Mio. TJ) 

437.552
212.404

66.554
67.868

4.915

2,0 (2000)
6,8 (2010)

505.602

165.197
207.428

82.832
20.157

5.630

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)

167.431
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Photovoltaik

Anteil am Netto­
stromverbrauch
Auch wenn Hessen schon nördlich des 
Weißwurstäquators liegt, scheint dort 
die Sonne ganz ordentlich. Erneuerbare 
Energie ist in Hessen zu einem großen 
Teil Solarenergie. Fast ein Drittel (30,3 
Prozent) des erneuerbaren Stroms 
stammt aus der Photovoltaik. 

2,7 %
2011

Wasserkraft 

Installierte  
Leistung 
Die Nutzung der Wasserkraft wird oft 
nur mit den beiden Südländern verbun-
den. Dass jedoch auch in anderen Län-
dern diese jahrhundertealte Form der 
Energieerzeugung nutzbar ist, zeigt 
Hessen mit seinen 621 Wasserkraftwer-
ken, die insgesamt über 92 MW Leis-
tung verfügen.

621 Wasserkraftwerke 

92 MW

2011

Ökostrom

Haushalte mit 
Ökostrombezug
Bei der Stromerzeugung aus regenera-
tiven Energiequellen gibt es in Hessen 
zwar noch viel Luft nach oben. Doch den 
Verbrauch haben viele Bürger schon 
längst auf erneuerbaren Strom umge-
stellt. Laut einer Umfrage der Agentur 
für Erneuerbare Energien haben 28 Pro-
zent der Stromkunden im Land einen 
Ökostromtarif gewählt. Damit liegen die 
Hessen auf Platz 1.

28,1 %
2011

1. Platz
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Windenergie 

Anzahl Wind­
energieanlagen 
Um das Ziel einer 100%igen Deckung 
des Strombedarfs aus erneuerbaren 
Energien bis zum Jahr 2050 zu errei-
chen müssen alle vorhandenen Res-
sourcen, wie Wind, Sonne, Biomasse 
und Wasser optimal eingesetzt werden. 
In diesem Zusammenhang ist der Aus-
bau der Windkraft zur Stromerzeugung 
von besonderer Bedeutung. In den Jah-
ren 2011 und 2012 hat sich die Zubauin-
tensität gegenüber den vorangegange-
nen Jahren verdoppelt.

Bioenergie

Stromerzeugung 
aus Biomasse
Biomasse ist im waldreichen Hessen ein 
weit verbreiteter Energieträger. Aber 
nicht nur Holz ist ein wichtiger Baustein 
der Bioenergienutzung, auch aus Bio-
gas, Abfällen und Klärgas wird in Hes-
sen immer mehr Strom gewonnen. Von 
2008 bis 2011 wurde die Stromerzeugung 
deutlich gesteigert.

949 Mio.

2008

1097 Mio.

2009

1372 Mio.

2010

1544 Mio.

2011

578 Anlagen

2008

613 Anlagen

2010

710 Anlagen

2012
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Um die Windenergieleistung 
in Hessen voranzubringen, 
wurden im Laufe  des Jahres 
2013 Windvorrangflächen in 
der Größenordnung von zwei 
Prozent ausgewiesen. Zudem 
plant Hessen weitere Pilot­
vorhaben im Bereich Power-
to-Gas-Speichertechnologien. 
Insgesamt heißt die Devise zur 
Energiewende: Informieren 
– Beraten – Fördern. Mit ein 
Grund, warum der Anteil der 
Haushalte mit Ökostrombezug 
im Ländervergleich in Hessen 
am größten ist.

Frau Ministerin Puttrich, was 
tut die Landesregierung, da­
mit die Bürger bei der Ener­
giewende aktiv mitmachen 
können? 
Hessen ist Spitzenreiter beim 
Anteil der privaten Bezieher 
von Ökostrom, ein überdeutli-
ches Bekenntnis der Bürge-
rinnen und Bürger unseres 
Landes zu einer ökologisch 
verträglichen Energieerzeu-
gung. Dies ist nach meinem 
Dafürhalten zu einem wesent-
lichen Teil auf die energiepoli-
tische Linie der Hessischen 
Landesregierung zurückzu-
führen, die konsequent auf den 
Dreiklang „Informieren – Be-
raten – Fördern“ setzt. Wer 
ausreichend informiert ist, 
kann sich selbst an der Ener-
giewende beteiligen, z. B. auch 
durch die energetische Sanie-

rung des Wohnraums, Nut-
zung energieeffizienter Haus-
haltsgeräte. 

Dazu passt auch die 2012 groß 
angelegte Informations- und 
Akzeptanzinitiative zur Um­
setzung der Ziele des Energie­
gipfels. Gibt es bereits Erfolge 
zu vermelden?“
Wir stellen beispielsweise 
über die Zahl von Antragstel-
lungen bei breitenwirksamen 
Fördermaßnahmen ein sehr 
starkes Interesse der Bevöl-
kerung an den von der Initiati-
ve berührten Themengebieten 
fest. Auch werden unsere Be-
ratungsangebote wie z. B. der 
von der Hessischen Energie-
sparaktion im Auftrag des 
Landes ausgestellte „Energie-
pass Hessen“ intensiv nachge-
fragt. Das zeigt, dass unsere 
Maßnahmen in die richtige 
Richtung gehen.

Für Nord- und Osthessen gab 
es Anfang 2013 einen neuen 
Regionalplan, nach dem zwei 
Prozent der Fläche in der Re­
gion vorrangig für Windener­
gie genutzt werden sollen. 
Was bedeutet das für Hessen 
künftig?
Diese Landesvorgaben bilden 
die Basis der energiebezoge-
nen Teilregionalpläne. Über-
tragen auf ganz Hessen bedeu-
tet dies, dass die rechtlichen 
und planerischen Vorausset-

„Die Hochschule spielt für die Ansiedlung  
von Unternehmen eine besondere Rolle…“

	 Interview mit Lucia Puttrich (CDU) Ministerin für Umwelt,  
Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz in Hessen

zungen für eine Windenergie-
nutzung jetzt und zukünftig 
geschaffen wurden. Durch 
strenge naturschutzfachliche 
und genehmigungsrechtliche 
Kriterien wird gewährleistet, 
dass die Auswirkungen auf die 
Umwelt und die Bürgerinnen 
und Bürger weitestgehend re-
duziert werden.

Wie kann der Ausbau der Er­
neuerbaren Energien zwi­
schen dem landwirtschaftlich 
geprägten Norden und dem 
stark verdichteten Süden des 
Bundeslandes in Einklang ge­
bracht werden?“
Aufgrund bestimmter limitie-
render Faktoren, wie zum Bei-
spiel dem Flughafen Frank-
furt, und der eingeschränkten 
Möglichkeiten des Windkraft-
anlagenbaus in diesem Be-
reich, können im Ballungs-
r aum n icht  in  dem Maß e 
Flächenpotenziale für Erneu-
erbare Energien mobilisiert 
werden, wie in den eher länd-
lich geprägten Landesteilen. 

So kommen den unterschied-
lich geprägten Landesteilen 
auch unterschiedliche Aufga-
ben zu. Im Bereich der Strom-
versorgung ist es aufgrund der 
Netzinfrastruktur nicht von 
entscheidender Bedeutung, ob 
eine Erzeugungsanlage in 
Frankfurt oder im Vogelsberg 
installiert ist. Es ist wichtiger, 
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Wirtschaftsförderern höre, 
spielen gerade die guten Ver-
bindungen zur Hochschule für 
die Ansiedlungen von Unter-
nehmen eine besondere Rolle.

34 Prozent aller Biogasan­
lagen in Hessen sind laut 
dem Hessischen Biogas-For­
schungszentrum für die Nut­
zung des Verfahrens Power-
to-Gas (PtG) geeignet. Wie 
können die Erkenntnisse um­
gesetzt werden?
Die Power-to-Gas Technologie 
bietet einen technischen Lö-
sungsansatz zur Langzeitspei-
cherung von Energie. Sie ba-
siert auf der Umwandlung von 
erneuerbarem Strom aus Bio-
gasanlagen in den leicht zu 
speichernden Energieträger 
Methan und ist vielseitig ein-
setzbar. Für die Zukunft ist im 
Rahmen einer Kooperation 
zwischen den Bundesländern 
Hessen und Thüringen sowie 
der Fraunhofer Gesellschaft 
die Erarbeitung von Konzepten 
für jeweils eine Pilotanlage in 
Thüringen und Hessen vorge-
sehen. Auch sollen für diese 
PtG-Anlagen Simulationsmo-
delle zur ökonomischen Opti-
mierung entwickelt werden. 
Insgesamt muss die Technolo-
gie weiter erprobt werden, um 
rechtzeitig anwendbar zu sein, 
wenn es der Energiemarkt er-
fordert. Es wird in den nächs-
ten Jahren daher noch einige 

Pilotvorhaben geben, die auch 
mit staatlicher Unterstützung 
zu fördern sind.

Kann die regenerative Wär­
meerzeugung in Hessen ins­
gesamt noch gesteigert wer­
den?“
Das Land Hessen besitzt einen 
hohen Waldanteil mit entspre-
chenden Potenzialen einer 
Restholznutzung. Die aktuelle 
Biomassepotenzialstudie für 
Hessen bestätigt, dass hier 
noch eine beachtliches Poten-
zial gegeben ist. Gleichwohl 
muss ich an dieser Stelle be-
tonen, dass diesem Ausbau 
klare Grenzen gesetzt sind, da 
die Biomassenutzung nur un-
ter Berücksichtigung strenger 
Nachhaltigkeitskriterien zu 
rechtfertigen ist. Mit den vor-
handenen Ressourcen werden 
wir den hessischen Wärme-
verbrauch von rund 80 Terra-
wattstunden pro Jahr nicht 
decken können, so dass gera-
de im Wärmebereich Ver-
brauchsminderungsmaßnah-
men greifen müssen. Eine 
effiziente Verwendung erfolgt 
beispielsweise über Kraft-
Wärme-Kopplung, die einen 
Schwerpunkt in der Förderak-
tivität des Landes Hessens 
darstellt. In der Erdwärme-
nutzung zur reinen Wärme-
versorgung ebenso wie in der 
Solarwärmenutzung ist das 
Land Hessen ebenfalls aktiv.

den Ausgleich zwischen den 
Regionen zu vermitteln. Aber 
die Wertschöpfung durch die 
Anlagen bringt dem ländlichen 
Raum enorme Potenziale. Die 
Energiewende muss als ein 
gemeinsames Projekt über 
geografische Grenzen hinweg 
verstanden werden.

Wie wollen Sie künftig Unter­
nehmen in Hessen ermuntern, 
die wirtschaftlichen Mög­
lichkeiten der Erneuerbaren 
Energien zu nutzen?“
Wir haben in Hessen ein brei-
tes Portfolio an Hochschulen 
und außeruniversitären Ein-
richtungen, die sich mit Ener-
gieeffizienz und Erneuerbaren 
Energien befassen. Hier sehe 
ich etliche Projekte, die ge-
meinsam mit den Unterneh-
men vorangetrieben werden, 
um neue Produkte, Systemlö-
sungen und Dienstleistungen 
zu schaffen. Gerade die ISH, 
eine internationale Leitmesse, 
hat gezeigt, wie gut Hessen als 
Innovationsstandort positio-
niert ist. Unsere Förderung für 
innovative Materialien und 
Speichertechnologien wird 
auch zu weiteren Start-ups 
und damit Arbeitsplätzen füh-
ren. Wie ich von den regionalen 
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Als Reaktion auf die Atomkatastrophe in Fuku-
shima eröffnete die Landesregierung im Ap-
ril 2011 den Hessischen Energiegipfel. Alle im 
Hessischen Landtag vertretenen politischen 
Parteien und die relevanten gesellschaftlichen 
Gruppen berieten über den Weg in eine neue 
Energiezukunft und präsentierten im November 
2011 die Ergebnisse. 

Bis 2050 will Hessen seinen Endenergiever­
brauch möglichst zu 100 Prozent aus Erneuer-
baren Energien decken und zugleich deutliche 
Energieeinsparungen zu realisieren. 

Dies lässt sich nur durch einen ausgewoge-
nen, ökonomisch und ökologisch verträglichen 
Energiemix bewerkstelligen, der regional un-
terschiedlich sein kann. Daher werden in Hes-
sen alle erneuerbaren Energieträger entwickelt 
und die ermittelten Potenziale systematisch er-
schlossen.

Als wesentliche Planungsgrundlage dient dabei 
ein „Korridor“, der auf der Basis der Potenziale 
und der Ausbaudynamik in der Vergangenheit 
den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien 
in Hessen bis 2050 abschätzt. 

Um die Ziele des Energiegipfels zu erreichen, hat 
die Hessische Landesregierung seit November 
2011 eine Vielzahl von Maßnahmen in den Hand-
lungsfeldern „Gesetzliche Änderungen“, „För-
derpolitik“, „Ausbau der erneuerbaren Energi-
en“, „Energieeffizienz“, sowie „Akzeptanz und 
Information“ in Gang gesetzt.

Bereits in Kraft getreten ist das Hessische Ener­
giezukunftsgesetz und mit dem die Weichen für 
die zukünftige Energiepolitik des Landes gestellt 
worden sind. Freiwilligkeit statt Zwang – unter 
dieser Leitlinie wurden unter anderem Förder-
möglichkeiten angepasst. Darüber hinaus inves-
tiert das Land 160 Millionen  Euro um im eigenen 

Energiepolitik unter der Lupe: 
Technologieoffen in die Zukunft

Gebäudebestand mit Blick auf die hohen Sanie-
rungsziele ein Vorbild zu sein.

Neben der Rechtssicherheit  erfordert die Um-
setzung der Energiewende eine Vielzahl von In-
vestitionen, die Unternehmen und Kommunen 
in gleichem Maße betreffen wie die Bürgerinnen 
und Bürger. Das Land setzt dabei auf die Schaf-
fung von Anreizen statt Zwang und hat dazu um­
fangreiche Förderprogramme aufgelegt. Um 
den Bürgerinnen und Bürgern einen Überblick 
über die Fördermöglichkeiten von Land, Bund 
und EU zu verschaffen, stellt die Hessische Lan-
desregierung mit dem internetbasierten Förder-
kompass ein Instrument zur Verfügung, das die 
Suche nach dem geeigneten Förderprogramm 
erleichtern soll. 

Die Landesregierung informiert Bürger, Kom-
munen und Unternehmen über die Umsetzung 
der Energiewende seit  Anfang des Jahres 2012 
mit der Informations- und Akzeptanzkampagne 
„Bei uns hat Energie Zukunft“, um für ihre Ziele 
der Energiewende zu werben. 

Strategisch sieht die Landesregierung den 
Schlüssel zum Erfolg der Energiewende in der 
Entwicklung und Forschung. Die Innovationside-
en hessischer Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen sind ein entscheidender Motor für 
die Energiewende. Aus diesem Grund hat das 
Land in Umsetzung des Hessischen Energiegip-
fels unter anderem ein Programm zur Förde-
rung energietechnologischer Entwicklungen auf-
gelegt. Die so genannte Technologie-Offensive 
hat ein Budget von 4 Millionen Euro und umfasst 
die Bereiche Energieerzeugung, Energiespei-
cherung, Energietransport und Energieeffizienz. 
Weiterhin läuft eine Schwerpunktförderung im 
Bereich der Wasserstoff- und Speichertechnolo-
gien in Höhe von mehr als 3 Millionen Euro.
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Um die energiepolitischen Zielsetzungen für 
Hessen erreichen zu können, ist es notwendig, 
technische Entwicklungen in den Bereichen 
Energieerzeugung, Energieeinsparung, Ener-
giespeicherung und Energieverteilung unter 
Nutzung der in hessischen Hochschulen, For-
schungseinrichtungen und forschenden Unter-
nehmen vorhandenen Forschungs- und Inno-
vationspotenziale konsequent auszubauen und 
weiter voranzutreiben.

Hierzu dient die „Energietechnologie-Offensive 
Hessen“, ein neues Förderprogramm, das sich 
an kleine und mittlere Unternehmen, die Groß-
industrie und wissenschaftliche Einrichtungen 
richtet und kurzfristig umsetzbare Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben im Bereich der Ener-
gietechnologien mit insgesamt rund 3,4 Millio-
nen Euro unterstützt. 

In diesem Rahmen wird u. a. das Pilotprojekt 
„Speicheroptimierung in lokalen Verteilnetzen“ 
(SolVer) eines kommunalen Energieversorgers 
mit 420.000 Euro gefördert. Ziel ist, bis Juni 2015 
eine Handelsplattform für Speicherdienstleis-
tungen zu entwickeln. 

In Zukunft könnten dann verschiedene Teilneh-
mer am Strommarkt auf die Batteriespeicher 
zugreifen, um einzelne Energiekapazitäten be-
darfsabhängig zu beziehen. 

Eine neu entwickelte Software gibt dabei Daten 
über den Füll- und Ladezustand der Speicher an 
die Handelsplattform weiter. Die Handelsplatt-
form soll helfen, die Netzstabilität auch mit den 
wachsenden Anforderungen weiterhin zu ge-
währleisten. 

Mit Blick auf die Energiewende und die damit 
verbundene kontinuierlich zunehmende fluktu-
ierende Einspeisung regenerativer Energien wird 
der Bedarf an Energiespeichern stark zunehmen. 

Biogas aus Speiseresten

Eigentlich stand der Energiepark Bürstadt, nahe der 
Gemeinde Biblis, schon still. Doch nun geht er wie-
der ans Netz. Die Rettung kam mit der Übernahme 
der beiden Biogasanlagen des Energieparks durch 
die Firma agri.capital GmbH aus Münster. Ein neues 
Standort- und Logistikkonzept bezieht die anliegen-
den Landwirte als Lieferanten der Rohstoffe und als 
Abnehmer der Gärreste ein. Die Anlagen sollen nun 
auf den neuesten Stand der Technik gebracht wer-
den. Eine Aufbereitungsanlage soll das Biogas auf 
Erdgasqualität veredeln, um es in das lokale Erdgas-
netz einspeisen zu können. Die erste Anlage wird mit 
nachwachsenden Rohstoffen betrieben. Die zweite 
erzeugt Strom aus Speiseresten. Zusammen kom-
men die beiden Anlagen auf eine Leistung von über 2 
MW und können jährlich 18 Millionen kWh Strom ins 
Netz einspeisen.

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Ein Pilotprojekt zur optimalen Nutzung  
von Batteriespeichern

Mit Hilfe von Batteriespeichern kann überschüs-
siger Strom bei geringer Nachfrage gespeichert 
und dann genutzt werden, sobald die Nachfrage 
das Angebot übersteigt. Mit der Integration von 
Speichern in die Verteilnetze wird ein weiteres 
wichtiges Puzzleteil in das Gesamtsystem ein-
gefügt, welches einen Beitrag zur Lösung der 
angestrebten Energiewende leistet. 

Mit einer ökonomisch sinnvollen Speichertech-
nologie in Verbindung mit einem optimierten Er-
zeugungs-, Speicher- und Lastmanagement in 
Form einer Handelsplattform steht dem wach-
senden Anteil von regenerativen Energien an der 
Stromproduktion nichts mehr im Wege. 

Um zu prüfen, ob und wie die Kommunikation 
zwischen den beteiligten Komponenten unab-
hängig vom jeweiligen Speichersystem funkti-
oniert, wird das Projektteam unterschiedliche 
Batteriespeicher in die Forschung einbinden.
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Mecklenburg-Vorpommern

Landeshauptstadt Schwerin

Fläche 2011 23.190,76 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

62,6 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

21,8 %

Bevölkerungsdichte 2011 70 Einwohner pro km²

BIP 2012 36,88 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 12,0 %

Schulden 2011 10,2 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD und CDU

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach der Landtagswahl 2011

DIE LINKE 14 Sitze (18,7 %)

CDU 18 Sitze (26,7 %)

GRÜNE 7 Sitze (8,2 %)

NPD 5 Sitze (5,8 %)

SPD 27 Sitze (35,3 %)

Nächste Wahl Herbst 2016

Regierungsvorsitzender Erwin Sellering

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Energie, 
Infrastruktur und Landes-
entwicklung:
www.regierung-mv.de/cms2/
Regierungsportal_prod/
Regierungsportal/de/vm/
Minister: Volker Schlotmann 
(SPD)

Mecklenburg-Vorpommern ist das am dünns-
ten besiedelte Bundesland Deutschlands. Es 
ist eines der größeren Bundesländer, hat aber 
weniger Einwohner als die Stadt Hamburg. Nur 
70 Einwohner kommen hier auf einen Qua-
dratkilometer, deutlich weniger als der EU-
Durchschnitt. Die Natur ist dementsprechend 
unberührt. Der bekannte Maler Caspar David 
Friedrich setzte dem Land und der einmaligen 
Landschaft mit Gemälden wie den „Kreidefelsen 
von Rügen“ oder dem „Eismeer“ ein Denkmal. 
Drei der 14 deutschen Nationalparks liegen hier, 
mehr als in jedem anderen Bundesland.  

Das Pro-Kopf-Einkommen ist hier neben Sach-
sen-Anhalt bundesweit am niedrigsten. Die 
sechs Hansestädte des Landes – Rostock, Wis-
mar, Greifswald, Stralsund, Demmin und An-
klam – zeigen, dass die maritime Wirtschaft hier 
schon seit dem Mittelalter eine vorherrschende 
Stellung inne hat. Auch heute noch sind große 
Unternehmen in der Schifffahrtsbranche wie 
die Deutsche Seerederei, MMG, die Weiße Flot-
te oder Scandlines im Küstenland angesiedelt. 
Daneben gibt es mehrere Werften, die sich ver-
stärkt auf den Ausbau der Offshore-Windenergie 
in der Ostsee vorbereiten.  

Mecklenburg-Vorpommern ist stark von der 
Landwirtschaft geprägt. Weitere wichtige Wirt-
schaftszweige sind der Tourismus, der Schiffs-
bau, die Lebensmittelindustrie sowie die Wind- 
und Solarenergiebranche. Die traditionsreichen 
Universitäten Rostock und Greifswald machen 
das Land zu einem attraktiven Wissenschafts-
standort. 

Mecklenburg-Vorpommern nimmt in vielen Ka-
tegorien im Bereich der Erneuerbaren Energien 
Spitzenpositionen ein. Den Energieverbrauch al-
ler fossilen Energieträger konnte das Land seit 
dem Jahr 2000 deutlich senken und den Anteil 
der Erneuerbaren Energien demgegenüber ent-
sprechend steigern. Mit einem Anteil von deut-
lich über 50 Prozent Erneuerbare Energien am 
Stromverbrauch liegt das Land auf dem ersten 
Platz. Auch der Anteil der regenerativen Ener-
giequellen am Primärenergieverbrauch im Jahr 
2009 von 26,5 Prozent ist ein Spitzenwert. 
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Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/
Regierungsportal/de/vm/_Service/Publikationen/ 
index.jsp

Klimaschutzziele für die Zukunft
„Aktionsplan Klimaschutz Mecklenburg-Vor
pommern 2010,“ vom März 2010 und „Landes
atlas Erneuerbare Energien 2011“ vom April 2011.

Ziele Stromerzeugung 2020

Erneuerbare Energien insgesamt 12.278 Mio. kWh 
(2011: 5.296 Mio. kWh)*

Windenergie 10.137 Mio. kWh
(2011: 3.195 Mio. kWh)*

Biomasse 1.930 Mio. kWh
(2011: 1.237 Mio. kWh)*

Photovoltaik 150 Mio. kWh
(2011: 266 Mio. kWh)*

Ziele Wärmeverbrauch 2020

Erneuerbare Energien insgesamt 2.499 Mio. kWh

Bioenergie 1.782 Mio. kWh
(2009: 662 Mio. kWh) 

Geothermie 439 Mio. kWh
(2009: 124 Mio. kWh) 

Solarthermie 278 Mio. kWh 
(2009: 31 Mio. kWh)

Ziel Treibhausgasemissionen 2020

Reduktion der CO2-Emissionen um mehr als 40 %
(gegenüber 1990) 

Quelle: Aktionsplan Klimaschutz Mecklenburg-Vorpommern 2010
* „Landesatlas Erneuerbare Energien 2011“ vom April 2011.

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2009)

54,7 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

26,5 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

275,3 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

1.950,33 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

11,3 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

9 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und Luft-
wärmepumpen (2011) 

122

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

962,2 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012)* 

12.420

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

70 %

Quelle: www.foederal-erneuerbar.de 
* Laut einer Studie des IÖW für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
sind 4.000 Menschen direkt in der Erneuerbaren-Branche beschäftigt. 
Die oben genannte Zahl beruht auf einer länderübergreifenden Studie 
der GWS und umfasst auch indirekte Beschäftigungseffekte, die in 
ihrer Größenordnung vom Land MV nicht nachvollzogen werden kön-
nen.

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Mecklenburg-Vorpommern 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2009

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,17 Mio. TJ) 

Mecklenburg-Vorpommern

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2009 (0,18 Mio. TJ) 

65.089

48.336
21.886

48.475

1.677

4,5 (2000)
26,5 (2009)

77.753
51.519

22.319
7.557

1.193

Deutschland
2,9 (2000)

8,9 (2009)
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Biogas 

Elektrische  
Leistung pro 
1.000 Einwohner
Mecklenburg-Vorpommern hat als erstes 
Land den dreistelligen Bereich erreicht. 
Auf jeden Einwohner kommen 100 Watt 
installierte elektrische Leistung aus  
Biogas. Das verwundert nicht, denn das 
Bundesland ist dünn besiedelt und seit 
jeher landwirtschaftlich geprägt. 

Klimaschutz-Wirtschaft

Umsätze pro 
1.000 Euro BIP
Dass Klimaschutz nicht nur ökologisch, 
sondern auch ökonomisch sinnvoll ist, 
sollte sich inzwischen herumgespro-
chen haben. In Mecklenburg-Vorpom-
mern ist diese Erkenntnis anscheinend 
besonders verbreitet. Die Umsätze  
liegen hier im Vergleich zum Bruttoin-
landsprodukt bundesweit am höchsten. 
– und sorgen so in dem relativ struktur-
schwachen Bundesland so für eine  
lohnenswerte und nachhaltige wirt-
schaftliche Perspektive.

Photovoltaik

Leistung pro 
1.000 Einwohner
Wind und Biomasse dominieren die 
Stromerzeugung im nordöstlichen Bun-
desland, doch die Photovoltaik holt auf. 
Allein von 2011 auf 2012 kamen pro 1000 
Einwohner circa 275 kWp hinzu. Nur 
Brandenburg schraubte, gemessen an 
der Einwohnerzahl, mehr neue Anlagen 
auf Dächer und Freiflächen.

160,1 kWp

 2010

326,2 kWp

 2011

601,7 kWp

 2012

100,5 kW

2011
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Erneuerbare Energien

Anteil an der 
Bruttostrom- 
erzeugung
Die Zahl spricht für sich. Mecklenburg-
Vorpommern ist schon längst dort an-
gekommen, wo andere Bundesländer 
erst in einigen Jahren sein wollen. 
„Meckpomm“ ist der klare Spitzenreiter 
was den Anteil der Erneuerbaren Ener-
gien an der Stromerzeugung betrifft. 
Schon weit mehr als die Hälfte steuer-
ten die Erneuerbaren im Jahr 2011 bei.  
Wind (35,5 Prozent) und Biomasse (18,7 
Prozent) bilden dabei bisher die größten 
Pfeiler auf dem Weg zu einer nachhalti-
gen Stromproduktion. 

57,7 %
2011

35,5 %
2011

3,1 %
2011

Beschäftigung 

Windenergie-
Arbeitsplätze pro 
1.000 Beschäftig-
ten
Dass die Windenergie in der Energie-
versorgung an der Ostsee eine tragende 
Rolle spielt, ist kein Geheimnis. Weniger 
offensichtlich ist, welch wichtige Säule sie 
auf dem Arbeitsmarkt in Mecklenburg-
Vorpommern darstellt. 4.760 Arbeitneh-
mer gehen einer Beschäftigung  in der 
Windbranche nach. Gemessen an der 
Gesamtzahl der Beschäftigten bewegt 
sich Mecklenburg-Vorpommern in der 
Spitzengruppe.

7,4
2012

18,7 %
2011
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Mecklenburg-Vorpommern 
ist dünn besiedelt und liegt 
an der Küste - ideale Voraus-
setzungen für den Ausbau 
der Erneuerbaren Energi-
en. Die EE-Branche hat hier 
demzufolge auch wirtschaft-
lich einen hohen Stellenwert, 
viele Unternehmen und Ar-
beitsplätze wurden durch den 
Ausbau von Sonne, Wind und 
Co. geschaffen. Mecklenburg-
Vorpommern war das erste 
Bundesland, in dem ein kom-
merzieller Offshore-Windpark 
realisiert werden konnte. Und 
das, laut Energieminister 
Schlotmann, mit Erfolg. Die 
Zukunft sieht er neben Aus-
bau Offshore aber auch in der 
Entwicklung neuer Speicher-
lösungen, der Förderung von 
Geothermie und in Windpark-
sammelleitungen.

Herr Minister Schlotmann, Ihr 
Land hat den höchsten EE-
Anteil am Primärenergiever-
brauch, das heißt auch in den 
Bereichen Wärme und Ver-
kehr. Was hat Ihr Land, was 
andere nicht haben? 
Wir haben einen Standortvor-
teil mit guten natürlichen Vor-
aussetzungen: eine windrei-
che Küstenregion, gute Son-
neneinstrahlungswerte und 
freie Flächen. Das sind die 
Rohstof fe einer modernen 
Energiepolitik. Und mit zügi-

gen Genehmigungsverfahren 
haben wir für einen erfolgrei-
chen Ausbau der EE im Land 
gesorgt. 

Unsere Vorreiterrolle im Be-
reich Erneuerbarer Energien 
haben wir aber auch voraus-
schauendem Handeln zu ver-
danken. Bereits 1997 haben 
wir das erste Klimaschutzkon-
zept erstellt, das war noch vor 
dem Beschluss des Kyoto-
Protokolls. 

Was können Sie künftig zu-
sätzlich für die Branche der 
Erneuerbaren tun, um die po-
sitive wirtschaftliche Entwick-
lung zu stärken?
Weil wir viel tun, sind viele Ar-
beitsplätze entstanden. Ein 
gutes Beispiel dafür ist die 
maritime Wirtschaft. Hier be-
stehen gute Perspektiven in 
der Kooperation von gewach-
sener Tradition im Schiffbau 
mit neuen Offshore-Projek-
ten. Über die deutschlandweit 
einzigartige maritime Raum-
ordnung und entsprechend 
vorausschauender Landes-
planung im Bereich der Ha-
fener weiterung haben wir 
gute Voraussetzungen ge-
schaffen. Auf Rügen entsteht 
etwa  ein Basis-Hafen für 
neue Offshore-Windparks.

In der nächsten Struktur-
fondsperiode sind die Themen 

„Die Erträge übertreffen alle Erwartungen.“

	 Interview mit Volker Schlotmann (SPD), Minister für Energie,  
Infrastruktur und Landesentwicklung in Mecklenburg-Vorpommern

Erneuerbare Energie, Ener-
gieeinsparung und Energie-
speicherung ein wesentlicher 
Bestandteil.

Sie peilen mittelfristig eine 
Verdopplung der Strompro-
duktion aus Windenergiean-
lagen an. Was bedeutet das 
genau? 
In einem ersten Schritt habe 
ich im vergangenen Jahr die 
Richtlinie zur Ausweisung von 
Windeignungsgebieten so ver-
ändert, dass eine Verdopplung 
der W indeignungsf lächen 
möglich wäre. Derzeit prüfen 
die Regionalen Planungsver-
bände die Neuausweisung 
weiterer Eignungsgebiete, die 
im Rahmen von Teilfortschrei-
bungen der Regionalen Raum-
entwicklungsprogramme um-
gesetzt werden soll. So kön-
nen wir Kontinuität im Zubau 
der Windenergieanlagen ge-
währleisten. 

Die Debatte um die Strom-
preisbremse hat allerdings zu 
Verunsicherungen geführt. 
Diesen Vorwurf muss sich Alt-
maier gefallen lassen. Daraus 
resultiert ein zögerliches Ver-
halten bei Banken und auch bei 
Investoren. Und im Ergebnis 
bremsen Investitionshemm-
nisse natürlich den Zubau.

Auch auf See will Mecklen-
burg-Vorpommern Windener-
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zu schon eine zweite Netzstu-
die erarbeiten lassen. Daraus 
ergibt sich, dass künftig ver-
mehrt mehrere Windparks mit 
Windparksammelleitungen 
unmittelbar in die Höchst-
spannungsebene eingebunden 
werden. So erreichen wir eine 
beschleunigte Netzanbindung 
von Windparks und reduzieren 
die Kosten des Ausbaus. 

Speicher sind ein Kernpunkt 
in der Gestaltung der Energie-
wende. Erste anwendungsfä-
hige Speicherlösungen sollen 
über unsere Klimaschutz-
Förderr ichtlinie geförder t 
werden. 

Mit welchen Maßnahmen wol-
len Sie die vorhandenen Po-
tenziale der Bioenergie noch 
besser ausbauen? 
Im Bereich Bioenergie geht es 
am Anfang aller Betrachtun-
gen um eine effiziente Flä-
chen- und Biomassenutzung 
in dem Sinne, dass eine ener-
getische Nutzung auf höchst-
mögliche Netto-Endenergie-
erträge je Hektar ausgerichtet 
werden muss. Dies lässt sich 
durch effiziente Nutzungsket-
ten erreichen. Ein Beispiel da-
für ist die Kraft-Wärme-Kopp-
lung.

Wir fördern daher Machbar-
keitsstudien zur regionalen 
Nutzung regenerativ erzeug-

ter Wärme. Auch notwendige 
Investitionen werden geför-
dert; Nahwärmenetze mit bis 
zu 30 Prozent. 

Welche Bedeutung hat die Ge-
staltung einer bürgernahen 
und sozialverträglichen Ener-
giewende in Mecklenburg-
Vorpommern?
Der Energierat des Landes hat 
eine Arbeitsgruppe zum The-
ma Bürgerbeteiligung beru-
fen. Dabei stehen sowohl wirt-
schaftliche Aspekte wie auch 
eine formelle und informelle 
Bürgerbeteiligung im Fokus. 
Gerade im Bereich der wirt-
schaftlichen Teilhabe sehe ich 
gute Möglichkeiten, die Bürger 
und Kommunen direkt zu be-
teiligen. Damit kann sich die 
Akzeptanz in der Bevölkerung 
verfestigen und deutlich ver-
bessern, da die Vorteile auch 
vor Ort ankommen.

gie ernten. Welche Vorteile 
bringt der Offshore-Ausbau 
für das Land?
Wir waren das erste Bundes-
land, in dem ein kommerziel-
ler Windpark realisiert wer-
den konnte. Erfreulicherweise 
übertreffen die Erträge alle 
Erwartungen. In Kürze wird 
das zweite Projekt im Off-
shore-Bereich begonnen. Da-
bei werden die vielen Erfah-
r u n g e n  d e r  g u t e n  Z u
sammenarbeit zwischen Land 
und Investoren zum Tragen 
kommen. 

Offshore-Windenergie ist für 
mich aktive Industriepolitik 
und schafft neue, gut bezahlte 
Arbeitsplätze.

Wie fördern Sie leistungsfähi-
ge Netze und moderne Spei-
chertechnologien?
Mit der Fertigstellung der so-
genannten „Windsammel-
schiene“ von Schwerin nach 
Krümmel wurde eine wichtige 
Verbindung zur Ableitung von 
Windstrom aus MV realisiert. 

Auch in der Hoch- und Mittel-
spannungsebene sind weitere 
Verstärkungsmaßnahmen er-
forderlich. Das Land hat hier-
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Mecklenburg-Vorpommern führt auf dem Weg 
der Energiewende das Peloton der Bundeslän-
der an. Schon mehr als die Hälfte des Stroms 
(2011) und mehr als ein Viertel des Primärener-
gieverbrauchs (2009) stammte aus Erneuerba-
ren Energien. Sogar von der rechnerischen Voll-
versorgung ist Mecklenburg-Vorpommern im 
Strombereich nicht mehr weit entfernt. 

Die Landesregierung setzt auf eine Doppel
strategie: Große Windparks werden durch klei-
ne dezentrale Einheiten in Form von mit Block-
heizkraftwerken kombinierten Biogasanlagen 
und Solarenergie auf privaten Hausdächern 
ergänzt.

Die Leitlinien setzt das „Energieland 2020“. 
2050 soll die gesamte Strom- und Wärmever-
sorgung aus Erneuerbaren Energien stammen. 
Ergänzt werden diese Leitlinien zum Ausbau der 
Erneuerbaren Energien durch den „Aktionsplan 
Klimaschutz Mecklenburg-Vorpommern 2010“. 
Darin setzt sich die Regierung detaillierte Ziele 
beim Ausbau der einzelnen regenerativen Ener-
gieträger im Strom- und Wärmebereich. Allein 
die Windenergieernte an Land und zur See soll 
bis 2020 rund zehn Milliarden Kilowattstunden 
betragen. Damit hätte das Land sein Potenzial 
schon fast zur Hälfte ausgeschöpft und gegen-
über dem Jahr 2011 mehr als verdreifacht.

Die Solarenergie soll bei neuen Bauvorhaben 
frühzeitig in die Planung einfließen, um nicht bei 
nachträglicher Nutzung höhere Kosten zu verur-
sachen. Nicht zuletzt werden neue Technologi-
en und Innovationen wie Wasserstofferzeugung 
aus Erneuerbaren Energien vorangetrieben. Zur 
besseren Planung der regionalen und zeitlichen 
Strom- und Wärmeproduktion sowie deren Ver-
teilung und Verbrauch wird die Landesregierung 
ein Landesenergiekonzept erstellen. Eine zwei-
te Netzstudie wird in das Energiekonzept ein-
fließen.

Ein Schwerpunkt ist auch die Offshore-Wind-
energie. Im Mai 2011 ging mit Baltic 1 der erste 
Windpark in der Ostsee in Betrieb. 2013 soll mit 
dem Bau von Baltic 2, nördlich der Insel Rügen, 
begonnen werden. 80 Windenergieanlagen mit 
einer Leistung von 288 MW sollen 1,2 Milliarden 
Kilowattstunden Strom pro Jahr produzieren. 
Allein durch dieses Kraftwerk können 340.000 
Haushalte mit Strom versorgt werden.  

In Mecklenburg-Vorpommern werden auf mehr 
als 200.000 Hektar nachwachsende Rohstoffe  
für die Bioenergie produziert. Nach Einschät-
zungen der Landesregierung kann ein Drittel der 
Landwirtschaftsfläche für die Bioenergie genutzt 
werden, ohne die Produktion von Nahrungs- und 
Futtermittel zu gefährden. Mecklenburg-Vorpom-
mern setzt auf die Förderung kleiner Anlagen 
und lokale Kreisläufe statt industrielle Großan-
lagen. 

Die Landesregierung will beim Klimaschutz vo-
rangehen und die Vorbildfunktion der öffentli-
chen Hand stärker wahrnehmen. Deshalb testet 
die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern 
Hybrid-Fahrzeuge, um ihre Dienstwagenflotte 
klimaverträglicher zu machen. Auch im Gebäu-
debereich nimmt Mecklenburg-Vorpommern 
seine Vorbildfunktion zunehmend wahr. Alle 
landeseigenen Gebäude beziehen ihren Strom 
zu 100 Prozent von Ökostromanbietern.

Landesenergiezentren Erneuerbare Energien

Landeszentrum für Erneuerbare Energien 
Mecklenburg-Vorpommern
•	 www.leea-mv.de
•	 Gegründet: Neubau und Betrieb 2012
•	��� Land ist an den Baukosten beteiligt

Energiepolitik unter der Lupe: 
Regenerative Strom-Vollversorgung in Sichtweite
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Die Landwirtschaft Mecklenburg-Vorpommerns 
wirft nicht nur reiche Ernten ab, sondern auch 
viele wertvolle Reststoffe. So lässt sich das Stroh 
von den Feldern energetisch nutzen. In Gülzow 
im Landkreis Rostock entsteht eine Strohhei-
zungsanlage, die durch ein Nahwärme-Con-
tracting-Modell finanziert wird. „Contracting“ 
heißt, die Vertragsnehmer, hier der Betrieb für 
Bau und Liegenschaften M-V und die Gemeinde 
Gülzow-Prüzen, nehmen lediglich die Wärme 
ab. Bau und Betrieb der Anlage übernimmt die 
Landesgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern 
mbH. Dieses Konzept erleichtert der Gemeinde 
die Finanzierung.  

Revolvierender Fonds für Klimaschutzprojekte

Die Landesregierung startete im April 2013 ein ei-
genes Klimaschutz-Darlehensprogramm, das Kli-
maschutz-Projekten in Mecklenburg-Vorpommern 
zinsgünstige Kredite gewährt.
Das Energieministerium will dadurch Unternehmen 
unterstützen, für die Klimaschutz-Projekte unter 
Marktbedingungen nicht finanzierbar sind. Das Pro-
gramm fördert Projekte zur Nutzung und Speiche-
rung Erneuerbarer Energien sowie innovative Pilot-
projekte. Antragsberechtigt sind Körperschaften und 
Anstalten öffentlichen Rechts, Unternehmen, die in 
Mecklenburg-Vorpommern ansässig sind, sowie Ver-
eine, Verbände, gemeinnützige Stiftungen und Ge-
sellschaften. Mittel werden aus dem „Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung“ (EFRE) bereitge-
stellt. Die zurückgezahlten Kredite fließen wiederum 
zurück in einen Fonds, aus dem Darlehen an neue 
Projekte vergeben werden – ein sogenannter „revol-
vierender Fonds“. 

Mehr Informationen zum Klimaschutz-Darlehens
programm unter: http://www.lfi-mv.de.

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Heizen mit Stroh

Der Reststoff Stroh als wertvoller Wärmelieferant in Gülzow 
Quelle: FNR

nen für die Landwirtschaft zusätzliche Einkom-
mensmöglichkeiten erschlossen und positive 
Klimaeffekte erreicht werden“.

„Selbstverständlich wollen auch wir unsere 
Wärmeversorgung durch Erneuerbare Energie 
aus nachwachsenden Rohstoffen sichern“, sag-
te Dr.-Ing. Andreas Schütte, Geschäftsführer der 
FNR. „Die Nutzung nachwachsender Rohstoffe 
leistet einen erheblichen Beitrag zum Klima- 
und Umweltschutz, da der Kohlendioxid-Ausstoß 
gegenüber fossilen Energieträgern erheblich re-
duziert wird.“

Das Stroh zur Verbrennung in dem Heizkraftwerk 
holen sich die Anlagenbetreiber von benachbar-
ten Ackerbaubetrieben. Insgesamt verwertet die 
Anlage etwa 500 bis 600 Tonnen Stroh im Jahr. 
Die Anlage garantiert eine 100-prozentige Wär-
meversorgung über das ganze Jahr. Im Notfall 
springt ein Erdgasheizkessel ein. Ein zentraler 
Baustein sind auch die drei 10.000-Liter Wasser-
speicher als Wärmepuffer. Diese füttern ein 1.000 
Meter langes Nahwärmenetz für die Endkunden. 

Das Heizkraftwerk wird die Fachagentur für 
Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR), öffentli-
che Bürogebäude sowie Privathäuser mit Wärme 
versorgen. In der Nutzung des Energieträgers 
Stroh sieht die Landesregierung noch Ausbaupo-
tenziale. Landwirtschaftsminister Dr. Till Back-
haus betont: „Als Minister für Landwirtschaft 
und Umwelt haben für mich Projekte und Wert-
schöpfungsketten eine hohe Bedeutung, bei de-
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Niedersachsen

Landeshauptstadt Hannover

Fläche 2011 47.612,88 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

60,2 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

21,8 %

Bevölkerungsdichte 2011 166 Einwohner pro km²

BIP 2012 230,02 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 6,6 %

Schulden 2011 56,3 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD und B’90/Grüne

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteile  
nach der Abgeordnetenhauswahl 2013

SPD 49 Sitze (32,6 %)

GRÜNE 20 Sitze (13,7 %)

CDU 54 Sitze (36,0 %)

FDP 14 Sitze (9,9 %)

Nächste Wahl Winter 2018

Regierungsvorsitzender Stephan Weil

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Niedersächsisches  
Ministerium für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz:
www.mu.niedersachsen.de 
Stefan Wenzel (GRÜNE)

Niedersachsen ist nach Bayern das zweitgrößte 
Bundesland Deutschlands. Die Einwohnerdichte 
der beiden Länder ist ähnlich niedrig und un-
ter dem gesamtdeutschen Niveau. Insgesamt 
hat das Bundesland acht Millionen Einwohner. 
Das Bruttoinlandsprodukt liegt leicht unter dem 
deutschen Durchschnitt, die Arbeitslosenquote 
mit 6,9 Prozent im Jahr 2013 etwa im Mittel. Das 
Land zwischen Plattdeutsch und dem „reinsten“ 
Hochdeutsch lebt von seinen Kontrasten. Die 
Wirtschaftsstruktur in Niedersachsen ist einer-
seits landwirtschaftlich geprägt, auf der ande-
ren Seite verfügt es auch über starke industrielle 
Kerne. Insbesondere der Fahrzeugbau in der Re-
gion Wolfsburg-Braunschweig-Hannover sowie 
die Stahlerzeugung in Salzgitter und Peine sind 
wichtige Wirtschaftszweige. Die weltweit führen-
den Messen CeBIT und die Hannover-Messe zie-
hen Besucher aus aller Welt an. Die Universität 
Göttingen kann auf eine Geschichte mit über 40 
deutschen Nobelpreisträgern zurückblicken. 

Weiterhin verfügt das Land über eine lange Küs-
te an der Nordsee, weshalb auch die maritime 
Wirtschaft eine große Bedeutung hat, wie bei-
spielsweise die Meyer-Werft in Papenburg. Auch 
die Erneuerbaren Energien spielen eine wichti-
ge Rolle im Land. In Niedersachsen haben die 
Marktführer der Windenergiebranche wie auch 
der Biogasbranche ihren Sitz.

Die niedersächsische Energieversorgung ist di-
versifiziert. Im Jahr 2009 trugen Erdgas, Mine-
ralöl und Atomkraft große Anteile zum Primär-
energieverbrauch bei. Allerdings ist in Nieder-
sachsen auch  die Nutzung der Erneuerbaren 
Energien weit verbreitet. 2009 haben die Er-
neuerbaren einen Anteil am Primärenergiever-
brauch von 11,1 Prozent erreicht und damit fast 
die Steinkohle eingeholt (11,9 Prozent). Die neue 
Landesregierung verfolgt als politisches Ziel den 
Umbau der Energieversorgung in Niedersachsen 
auf 100 Prozent erneuerbare Energiequellen. Da-
bei setzt Niedersachsen insbesondere auf den 
weiteren Ausbau der Windenergie an Land und 
auf See. Aber auch der Anteil der Stromerzeu-
gung aus Solarenergie soll erheblich gesteigert 
werden.
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Verlässlich, umweltfreundlich, klimaverträglich 
und bezahlbar – Energiepolitik für morgen. Das 
Energiekonzept des Landes Niedersachsen“ 
vom Januar 2012

Ziel Endenergieverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 25 % 

Ziele Stromverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 90 %
(mit Offshore-Wind-

kraft: 150 %) 

Windenergie 28 Mrd. kWh
(mit Offshore-Wind-

energie: 58 Mrd. kWh) 

Biogas 8 Mrd. kWh

Photovoltaik 4 Mrd. kWh

Wasserkraft O,3 Mrd. kWh

Quelle: Verlässlich, umweltfreundlich, klimaverträglich und  
bezahlbar – Energiepolitik für morgen. Das Energiekonzept  
des Landes Niedersachsen

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.erneuerbare-energien-niedersachsen.de/statis-
tik/index.html

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2009)

27 % 

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

11,1 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

95,7 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

7.337,47 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

25,9 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

227 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

384

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

819,5 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

51.290

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

62 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Niedersachsen 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2009

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (1,46 Mio. TJ) 

25.839

Niedersachsen

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2009 (1,43 Mio. TJ) 

372.313
365.203

378.596

162.810
159.415

25.335

1,7 (2000)
11,1 (2009)

47.575

451.494
417.745

368.914
174.127

Deutschland
2,9 (2000)

8,9 (2009)
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Wirtschaft

Beschäftigung in 
der Windbranche
Niedersachsen und Windenergie – das 
ist eine Erfolgsgeschichte. Mehr als ein 
Fünftel der rund 120.000 Arbeitnehmer 
in der deutschen Windbranche war 2012 
in Niedersachsen beschäftigt. Dabei 
wirkt sich nicht nur die Produktion der 
Anlagen aus, etwa 20 Prozent der Be-
schäftigung wurde schon durch Betrieb 
und Wartung der vielen Windparks im 
Land generiert.

Windenergie

Anzahl an 
Windrädern
Etwa ein Viertel (12.145.000.000 Kilo-
wattstunden) des in Deutschland  
erzeugten Windstroms stammt aus  
Niedersachsen. 5.479 Windenergiean-
lagen standen 2011 bereits zwischen  
Ostfriesland und dem Harz. Die Akzep-
tanz von Windrädern in der Nachbar-
schaft hat darunter kaum gelitten.  
61 Prozent der Niedersachsen fühlen 
sich durch Windräder in ihrer unmittel-
baren Nähe nicht belästigt. Damit liegt 
Niedersachsen genau im deutschen 
Durchschnitt.

26.390 
2012

5.479 
2012

Energiegenossenschaften

Anzahl pro Mio. 
Einwohner
Die Energiewende ist ein Bürgerprojekt. 
In Niedersachsen ist der Wille der  
Menschen, ihre Energieversorgung 
selbst in die Hand zu nehmen beson-
ders ausgeprägt. Genossenschaften 
sorgen mit ihren Investitionen in dezen-
trale Erneuerbare Energien für regiona-
le Wertschöpfung und demokratische 
Mitbestimmung. Insgesamt gibt es 102 
Energiegenossenschaften in Nieder-
sachsen.

12,9
2011
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Biogas

Installierte elek-
trische Leistung
Das zweitgrößte Bundesland ist schon 
lange ein Landwirtschaftstandort. Die in 
Nahrungsmittelanbau und Tierzucht  
anfallenden Abfallstoffe können in Bio-
gasanlagen effektiv weiterverwertet 
werden. In Niedersachsen ist etwa ein 
Viertel der deutschen Biogasleistung 
installiert. 

2009

MW(el)

2010 2011

458

743

560

2011 kWh

Förderung

Erneuerbare-
Energien- 
Forschung
Niedersachsen ruht sich nicht auf  
seinen Erfolgen mit den bestehenden 
Technologien aus. Das Land investiert 
auch kräftig in die Forschung, um die 
Erneuerbaren Energien noch besser zu 
machen. Etwa 15 Millionen Euro bzw.  
70 Euro pro Million Euro BIP ließ sich 
Niedersachsen 2010 die Erneuerbare-
Energien-Forschung kosten. Bei beiden 
Werten liegt Niedersachsen in Deutsch-
land an der Spitze.

Erneuerbare Energien

Stromerzeugung
In Niedersachsen wird zwar nicht die 
größte Strommenge aus Erneuerbaren 
Energien insgesamt produziert, aber 
doch die größte Menge an nach dem 
EEG geförderten Strom. Die Zahl zeigt, 
dass das EEG Niedersachsen einen 
enormen Schub hin zu einer nachhalti-
gen Stromversorgung gegeben hat. 

EUR
2010

Forschungsausgaben für Erneuerbare Energien

15.100.000

Fünfzehn Millionen Einhunderttausend
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Niedersachsen hat seit Be-
ginn 2013 eine rot-grüne Re-
gierung. Ihr Ziel ist es, den 
Klimaschutz und die Energie-
wende voranzubringen, den 
Treibhausgas-Ausstoß zu sen-
ken, Energie zu sparen und die 
Energieeffizienz deutlich zu 
steigern. Nach wie vor spielt 
dabei die On- und Offshore-
Windenergie eine herausra-
gende Rolle. Die Landesre-
gierung will den Aufbau einer 
Energieagentur vorantreiben 
und ein Klimaschutzgesetz 
verabschieden, um so schnell 
wie möglich den gesamten 
Strombedarf aus Erneuerba-
ren sicher zu stellen.

Herr Minister Wenzel, Ihre Re-
gierung will die Energiepolitik 
neu ausrichten. Was heißt das 
genau? 
Unser Ziel ist es, schnellst-
möglich den gesamten nieder-
sächsischen Strombedarf mit-
tels Erneuerbarer Energien zu 
erzeugen. Gleichzeitig muss 
die Energieeffizienz deutlich 
gesteigert und der Netzaus-
bau beschleunigt werden.

Um diese Ziele zu erreichen, 
werden wir ein neues Energie-
konzept gemeinsam mit Kom-
munen, Energiewirtschaft und 
Fachverbänden erarbeiten. 
Wir werden verbindliche Ziele 
und konkrete Maßnahmen bis 
2020 sowie eine Zielplanung 

bis 2050 festlegen. Wir wer-
den ein Klimaschutzgesetz 
vorlegen, das konkrete Klima-
schutz- und Energieeffizienz-
ziele für das Land enthalten 
wird. Außerdem haben wir uns 
vorgenommen, eine Landes-
energie- und Klimaschutz-
agentur zu gründen.

Wie wollen Sie die Nutzung 
von On- und Offshore-Wind-
energie in Einklang bringen? 
Was die installierte Windener-
gieleistung an Land betrifft, 
ist Niedersachsen bereits jetzt 
schon bundesweiter Spitzen-
reiter. Diese Position wollen 
wir ausbauen helfen. Wir wol-
len eine Windenergie-Potenzi-
alanalyse auf den Weg brin-
gen. Auch gegenüber dem 
Bund setzen wir uns für ver-
lässliche Rahmenbedingun-
gen für die Förderung der 
Windenergie und der Erneuer-
baren Energien insgesamt ein.
Damit es mit der Windenergie 
auf See kontinuierlich voran-
gehen kann, werden wir die 
Aktivitäten der norddeutschen 
Länder besser koordinieren.
 
Wie sehen Sie die Entwicklung 
im regenerativen Wärmebe-
reich?
Das Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz (EEWärmeG) 
hat sich im Grundsatz positiv  
auf den Einsatz von Erneuer-
baren Energien bei Neubauten 

„Ich mache mich stark für die  
effiziente Nutzung von Wärme...“

	 Interview mit Stefan Wenzel (Grüne), Minister für  
Umwelt, Energie und Klimaschutz in Niedersachsen

an der Wärmeerzeugung aus-
gewirkt. Aber noch immer 
spielen im Wärmebereich die 
Erneuerbaren Energien nicht 
die Rolle, die sie auf Grund ih-
res Potenzials spielen müss-
ten - Heizung und Warmwas-
serbereitung verbrauchen 
rund 40 Prozent der Energie 
und produzieren ein Drittel 
der Treibhausgase.

Der Anteil der Photovoltaik 
soll erheblich gesteigert wer-
den. Wie wollen Sie das errei-
chen?
In Niedersachsen sind im ver-
gangenen Jahr (2012) 740 Me-
gawatt und damit knapp ein 
Zehntel der im Bundesgebiet 
neu installierten Leistung hin-
zugekommen.
Um den bisherigen Ausbau der 
Photovoltaik noch deutlich zu 
steigern, ist als nächster 
Schritt die Zusammenstellung 
eines flächendeckenden So-
larkatasters für Niedersach-
sen geplant. Damit können 
Solarpotenzialwerte für Haus-
dächer ermittelt und die Eig-
nung von Dachflächen sichtbar 
gemacht werden.
 
Welche Perspektiven sehen 
Sie für einen Stromaustausch 
mit den skandinavischen Län-
dern?
Die Verbindung des europäi-
schen mit dem skandinavi-
schen Strommarkt begrüße 
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tungstrassen die unmittelbare 
Nähe zu Siedlungen vermei-
den. Soweit dies nicht möglich 
ist, können nach dem Ener-
gieleitungsausbaugesetz bei 
vier Pilotvorhaben Teilverka-
belungen im Höchstspan-
nungsnetz zum Einsatz kom-
men. Drei dieser Pilotvorha-
b e n  b e f i n d e n  s i c h  i n 
Niedersachsen. Zudem setzt 
sich die neue Landesregie-
rung dafür ein, dass die Mög-
lichkeit von Teilverkabelungen 
auf alle künftigen Netzaus-
bauprojekte ausgeweitet wird 
– auch dies kann die Akzep-
tanz in der Öffentlichkeit erhö-
hen. Die Mehrkosten für die 
Erdverkabelung können die 
Netzbetreiber bereits heute 
als unveränderliche Kosten-
anteile bei den Investitions-
budgets zum Ansatz bringen. 
Diese fließen in die Netzent-
gelte ein.

Sie betreiben in Ihrer Heimat 
Göttingen mit Nachbarn ein 
eigenes Minikraftwerk. Wel-
che Erfahrungen daraus neh-
men Sie mit in ihre Arbeit als 
Minister?
Mit meiner Familie und weite-
ren 27 Menschen lebe ich in 
einem Wohnprojekt mit acht 
Niedrigenergiehäusern, die 
durch ein Blockheizkraftwerk 
mit Wärme und Strom ver-
sorgt werden. Das BHKW hat 
einen Wirkungsgrad von knapp 

90 Prozent und ist damit etwa 
zwei ein halb Mal effizienter 
als ein Großkraftwerk. Unser 
BHKW läuft wärmegesteuert. 
Selbstverständlich betreiben 
wir darüber hinaus eine Photo-
voltaikanlage, mit der wir Son-
nenstrom produzieren.

Wir konnten feststellen, dass 
diese Form der dezentralen 
Energieversorgung umwelt-
freundlich, kostengünstig und 
versorgungssicher ist. Daher 
werde ich mich auch als Nie-
dersächsischer Umweltminis-
ter aus eigener positiver Er-
fahrung für eine Energiewen-
de stark machen, die auf eine 
effiziente Nutzung von Wärme 
und insgesamt mehr Kraft-
Wärme-Kopplung setzt. Der 
Einsatz von Objekt-Blockheiz-
kraftwerken ist aus meiner 
Sicht der richtige Weg, auch 
weil diese BHKWs sich virtuell 
zusammenschalten und so zu 
einem intelligenten Kraftwerk 
vernetzen lassen.

ich ausdrücklich. Mit der Ent-
scheidung des norwegischen 
Netzbetreibers Statnett und 
des Übertragungsnetzbetrei-
bers TenneT, die Verbindung 
Nord.Link als erste der beiden 
geplanten Stromkabelverbin-
d u n g e n  z w i s c h e n  N o r d -
deutschland (Schleswig-Hol-
stein) und Norwegen zu reali-
sieren, wird allerdings nur ein 
kleiner Teil des riesigen Spei-
cherpotenzials für den Strom-
austausch zwischen Deutsch-
land und Norwegen erschlos-
sen. Auch das zweite Projekt 
NorGer zwischen Norwegen 
und Niedersachsen sollte 
zeitnah mit einer Kapazität 
von rund 1.400 Megawatt er-
richtet werden. Durch die rie-
sigen Mengen offshore-er-
zeugten Windstroms, der in 
Nieder s achsen anl andet , 
könnte diese Leitung zudem 
auch einen Beitrag zur Entlas-
tung der Stromübertragungs-
netze leisten.

Ihre Regierung setzt beim 
Netzausbau auf Erdkabel. Wie 
wollen Sie die Mehrkosten ge-
genüber Freileitungen wieder 
reinholen?
Die Landesregierung setzt 
sich dafür ein, dass Freilei-
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Die Energiewende steht ganz oben im Koalitions-
vertrag der neuen Landesregierung. Die neue 
rot-grüne Regierung hat darin ein Klimaschutz-
gesetz vereinbart, in welchem verbindliche Kli-
maschutz- und Energieeffizienzziele verankert 
und der rechtliche Gestaltungsrahmen festge-
steckt werden sollen.    

Die neue Landesregierung sieht die Windener-
gie als Kernbaustein der Energiewende. Sie will 
eine Windpotenzialanalyse erstellen, um zu er-
mitteln wie viel Potenzial für Windstrom in Nie-
dersachsen noch besteht. Damit soll gleichzeitig 
herausgearbeitet werden, welchen quantitativen 
Einfluss einzelne Faktoren wie etwa naturschutz-
fachliche, immissionsschutz- und baurechtliche 
sowie verkehrliche und forstwirtschaftliche Res-
triktionen auf den weiteren Ausbau haben. Eben-
so wird diese Analyse Rückschlüsse zulassen, 
welche Möglichkeiten dabei das sogenannte Re-
powering bietet. Was die Windenergienutzung in 
Wäldern betrifft, wird die Landesregierung  nach 
Fertigstellung der Potenzialanalyse prüfen, ob 
die derzeitigen raumordnerischen Regelungen 
zur Windenergienutzung in Wäldern geändert 
werden sollten. 

Gemäß des im Jahr 2012 novellierten Landes-
Raumordnungsprogramms (LROP), sollen in 
den Regionalen Raumordnungsprogrammen 
grundsätzlich keine Höhenbegrenzungen festge-
legt werden. „Diese sind in der Regel nicht mit 
dem Ziel einer möglichst effizienten Nutzung der 
Windenergie und damit der verfügbaren Flächen 
vereinbar“, heißt es von Seiten der Landesre-
gierung. Des Weiteren wurden Regelungen zur 
möglichen Ausweisung von Vorrang- und Eig-
nungsgebieten speziell für Repowering-Maßnah-
men getroffen. Bei der notwendigen Fortschrei-
bung der Regionalen Raumordnungsprogramme 
sind diese Vorgaben entsprechend zu berück-
sichtigen. Hemmnisse beim weiteren Ausbau der 
Windenergie werden dadurch abgebaut.

Energieagenturen

•	 Klimaschutzagentur Region Hannover GmbH
	 www.klimaschutzagentur.de
•	 Wolfsburger Energieagentur GmbH
	 www.energieagentur-wolfsburg.de
•	 KLIMAWERK Energieagentur GmbH & Co. KG
	 www.klimawerk.net

Weitere Energieagenturen finden Sie bei der  
Kommunalen Umwelt-AktioN U.A.N. e. V. unter  
www.kuk-nds.de

Energiepolitik unter der Lupe: 
Viel Wind um Energie

Die Offshore-Windenergie ist ebenfalls ein 
Schlüssel bei der Umsetzung der Energiewende. 
Niedersachsen will sich dafür einsetzen den Aus-
bau der Offshore-Windkraft durch ein gemeinsa-
mes Vorgehen der norddeutschen Länder effek-
tiver anzupacken. 

Für einen forcierten Umbau der Energieversor-
gung ist ein gemeinsames Energiekonzept von 
Landesregierung, Kommunen, Energieunter-
nehmen und Netzbetreibern vorgesehen. Darü-
ber hinaus soll das Stromnetz in Niedersachsen 
über einen zusätzlichen Interkonnektor (Nor-
Ger) an die großen Speicher-Wasserkraftwerke 
in Norwegen angeschlossen werden. Zugleich 
sollen auch technische Lösungen für Pumpspei-
cherkraftwerke in Niedersachsen vorangebracht 
werden.  

Auch die Solarenergie soll deutlich zulegen. 
Dafür soll ein Solarkataster erstellt werden, um 
die Ausbaupotenziale gezielt zu ermitteln. Einen 
Stillstand könnte es bei der Energieerzeugung 
aus Biogasanlagen geben. Die Landesregierung 
sieht die Belastungsgrenze für das Grundwasser 
und die Landschaft erreicht. In Wasserschutzge-
bieten erfolgt ein sofortiges Verbot für Biogasan-
lagen. Gegen „Vermaisung“ will die Landesregie-
rung durch den vermehrten Einsatz von biogenen 
Reststoffen und alternativen nachwachsenden 
Energiepflanzen vorgehen.
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Biogas aus Niedersachsen könnte bald dazu bei-
tragen die Luftfahrt ein wenig klimafreundlicher 
zu machen. Wissenschaftler testen in dem tra-
ditionellen Bioenergie-Land die Herstellung von 
Kerosin aus Biogas. Ob das machbar ist, wollen 
sie in einem Pilotprojekt im Auftrag des Land-
wirtschaftsministeriums Niedersachsen und 
des Flugzeugbauers Airbus herausfinden. Neue, 
klimaschonende Kraftstoffe zu entwickeln ist 
Chance und Herausforderung zugleich. Die Luft-
fahrtindustrie wird in Zukunft immer intensiver 
nach alternativen Kraftstoffen zum teurer wer-
denden fossilen Kerosin suchen müssen. Bisher 
sind Biokraftstoffe die einzige Option. Für Nie-
dersachsen und die gesamte Bioenergiebranche 
ist das absehbare Ende der fossilen Kraftstoffe 
eine große Chance. Das Land Niedersachsen und 
Airbus steuern jeweils 50.000 Euro zur Machbar-
keitsstudie bei. 

Diese Machbarkeitsstudie soll klären, inwieweit 
die Nutzung von Biogas zur Herstellung von Bio-
kerosin möglich ist: Neben dem schon am Markt 
verfügbaren Biokerosin auf Basis von Pflanzen-
ölen, die meist aus Übersee importiert werden 
müssen, kann Kerosin auch aus Biogas bzw. 
dem daraus herstellbaren Biomethan erzeugt 
werden. Das Niedersächsische Landwirtschafts-
ministerium unterstützt das Projekt, weil Nie-
dersachsen als Deutschlands größter Produzent 
von Biogas dafür ein besonderes Potenzial bie-
tet. Hier wird Biogas in nennenswertem Umfang 
bereits aus Abfall erzeugt. Einen weiteren Vorteil 
bietet das bereits vorhandene, gut ausgebaute 
Erdgas-Netz, das mit nur geringen Investitions-
kosten genutzt werden kann. Somit besteht die 
Chance, mit regionalen Produkten dazu beizutra-
gen, dass sich die Industrie von fossilen Energie-
trägern ein Stück weit lösen kann.

Unter der Leitung der Süderelbe AG sind das In-
stitut für Umwelttechnik und Energiewirtschaft 
(IUE) der Technischen Universität Hamburg-

Erneuerbarer Strom für Energiewende im Verkehr

Mobilität steht ganz oben auf der Niedersächsischen 
Agenda. Die Firma Windwärts aus Hannover unter-
sucht den Einsatz Erneuerbarer Energien für die 
Elektromobilität. Das Unternehmen will den Standort 
Niedersachsen als führendes Windenergieland nut-
zen, um die Versorgung von Elektroautos mit saube-
rem Strom voranzubringen. 40 neue 3-MW-Windräder 
will Windwärts dafür aufstellen. Mit den 225 Millionen 
kWh Windstrom könnten 100.000 Fahrzeuge beladen 
werden. Außerdem will das Unternehmen mit einer 
Photovoltaikanlage herausfinden, wie die Elektroau-
tos als Kurzzeitspeicher bei Lastspitzen dienen kön-
nen und sich Erneuerbare Energien durch wechseln-
des Be- und Entladen der Autobatterien weiter in das 
Stromnetz integrieren lassen.  

Mehr Infos zu dem Projekt unter: www.windwaerts.de 

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Flugzeuge tanken Biosprit aus Niedersachsen

Harburg (TUHH) und das Fachgebiet Nachhal-
tige Energie- und Umwelttechnik (NEUTec) der 
Hochschule für angewandte Wissenschaft und 
Kunst in Göttingen an der Studie beteiligt.

In einem sogenannten Gas-to-Liquid-Verfahren 
(GtL) soll das Biogas in Biomethan und schließ-
lich in Biokerosin umgewandelt werden. Un-
ter Berücksichtigung des Standorts in Nord-
deutschland untersuchen die Beteiligten die 
technische und ökonomische Realisierbarkeit 
und die vollständige Wertschöpfungskette der 
Biokerosin-Produktion. Die aktuelle Diskussion 
um Nutzungskonkurrenzen zwischen Nahrungs-
mittelproduktion und Energiepflanzen bleibt na-
türlich nicht unberücksichtigt. Das Biogas wird 
vor allem aus  landwirtschaftlichen Rückständen 
und Nebenprodukten sowie aus organischen Ab-
fällen stammen. Die gesamte Produktionskette 
wird anhand technischer, ökonomischer und 
ökologischer Kriterien untersucht.
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Nordrhein-Westfalen

Landeshauptstadt Düsseldorf

Fläche 2011 34.092,25 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche 2011

49,0 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche 2011

25,7 %

Bevölkerungsdichte 2011 523 Einwohner pro km²

BIP 2012 582,05 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 8,1 %

Schulden 2011 180,0 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD und B’90/Grüne

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteile  
nach Ergebnissen der Landtagswahl 2012

GRÜNE 29 Sitze (11,3 %)

SPD 99 Sitze (39,1 %)

FDP 22 Sitze (8,6 %)

PIRATEN 20 Sitze (7,8 %)

CDU 67 Sitze (26,3 %)

Nächste Wahl Frühling 2017

Ministerpräsidentin Hannelore Kraft

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen: 
www.umwelt.nrw.de
Minister: Johannes Remmel 
(B’90/Grüne)

Nordrhein-Westfalen (NRW) ist das Land der 
Superlative. Vor Bayern ist es das bevölkerungs-
reichste Bundesland. Im Westen Deutschlands 
ballen sich mit fast 18 Millionen Einwohnern 
gegenüber Bayern etwa 50 Prozent mehr Men-
schen auf der halben Fläche. NRW hat auch die 
meisten Universitäten, den größten Binnenhafen, 
die meisten Bundesligavereine und die größten 
Karnevalsfeiern aller Bundesländer. Innerhalb 
des Landes nimmt das Ruhrgebiet eine Son-
derstellung ein. Diese Region mit ihrer poly-
zentrischen Städtelandschaft entlang der Ruhr 
und der Emscher prägt das Land sowohl durch 
die Bevölkerungszahl als auch durch die Wirt-
schaftsstruktur. Lange Jahre lebte der „Pott“ von 
Kohle und Stahl. Mit dem Niedergang der Koh-
lezechen und der Stahlwerke erlebte Nordrhein-
Westfalen einen einschneidenden Struktur-
wandel, der bis heute im Gange ist. Er ist auch 
Grund für die höchste Arbeitslosenquote der 
westdeutschen Flächenländer. Nichtsdestotrotz 
hat Nordrhein-Westfalen mit 569 Milliarden Euro 
(2011) das in absoluten Zahlen größte Bruttoin-
landsprodukt aller deutschen Länder.

Auch weiterhin sind große Standorte in der 
Montanindustrie vorhanden. ThyssenKrupp ge-
hört noch heute zu einem der größten europäi-
schen Industrieunternehmen. Andere prägende 
Wirtschaftszweige sind der Maschinenbau, die 
Automobil- und Zulieferindustrie und die Elekt-
rotechnik. Aber auch der tertiäre Sektor mit Un-
ternehmen im Finanz- und Medienbereich haben 
ihren Platz in NRW erobert. Nicht zuletzt ist auch 
die Energiewirtschaft zu nennen, da sowohl gro-
ße konventionelle Anbieter als auch Unterneh-
men der Erneuerbaren-Energien-Branche im 
Westen heimisch sind.   

Die Energieversorgung NRWs ist ebenso wie die 
Wirtschaft von der Tradition als Kohleland ge-
prägt. Die Steinkohle ist nach Mineralöl zweit-
wichtigster Energieträger, dicht gefolgt von 
Erdgas und Braunkohle. Die aktuelle Landes-
regierung hat sich jedoch klar zum Ausbau der 
Erneuerbaren Energien bekannt und mit dem 
im Januar 2013 verabschiedeten deutschland-
weit ersten Klimaschutzgesetz bindende Ver-
pflichtungen zur Treibhausgasreduktion verab-
schiedet. 



111

N
or

dr
he

in
-W

es
tf

al
en

Jahresreport Föderal-Erneuerbar 2013

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.umwelt.nrw.de/ministerium/pdf/energiedaten_
nrw_2012_web.pdf

Klimaschutzziele für die Zukunft
„Koalitionsvertrag 2012–2017 Nordrhein-
Westfalen“ vom Juni 2012 und „Gesetz zur För-
derung des Klimaschutzes“ vom Januar 2013 

Ziel Stromverbrauch 2020

Anteil Windenergie 15 % (2009: 3 %)

Ziel Effizienz 2020

Anteil der Kraft-Wärme-Kopp-
lung an der Stromerzeugung

25 % (2009: 10 %)

Ziele Treibhausgasemissionen 2020

Senkung der  
Treibhausgasemissionen

– 25 % (gegenüber 1990)

Quelle: Nordrhein-Westfalen 2012–2017: Verantwortung für ein starkes 
NRW – Miteinander die Zukunft gestalten. Koalitionsvertrag zwischen 
der NRW SPD und Bündnis 90/Die Grünen NRW, Gesetz zur Förde-
rung des Klimaschutzes in Nordrhein-Westfalen

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

7,9 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

4,2 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

44,7 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

3.181,72 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

12,9 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

414 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

1257

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

1.391 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

50.570

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

68 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Nordrhein-Westfalen 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (3,95 Mio. TJ) 

Nordrhein-Westfalen

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (4,41 Mio. TJ) 

1.775.364

865.117
916.599

183.173
764.277

0,9 (2000)
4,2 (2010)

1.263.904

797.683
1.038.243

37.303
785.032

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Pelletheizungen

Wärmeerzeugung
Bei der klassischen Schwerindustrie in 
Nordrhein-Westfalen geht es oft heiß 
her. Zu Hause werden zwar nicht ganz so 
hohe Temperaturen benötigt, aber auch 
hier muss natürlich geheizt werden – und 
das geschieht immer häufiger in Form 
von Holzpellets. 2010 wurden so bereits 
etwa 450 Mio. kWh Wärme erzeugt.

Förderung

Erneuerbare-
Energien- 
Forschung
Der Strukturwandel in Nordrhein- 
Westfalen ist in vollem Gange. Dass die 
Erneuerbaren Energien dabei enorme 
Zukunftschancen bieten, ist der Landes-
regierung nicht verborgen geblieben. 
Nicht umsonst waren die Forschungs-
ausgaben in  d iesem Bereich mit  
12,2 Millionen Euro im Jahr 2010 die 
Zweithöchsten in Deutschland.

Erdwärme

MAP geförderte 
neu installierte 
Leistung
Mit 11,4 Megawatt und damit etwa eine 
Viertel der deutschlandweit neu instal-
lierten Erdwärmeleistung, die durch das 
MAP gefordert wurden, waren die Men-
schen in NRW 2011 Spitze darin, Energie 
aus der Erde zu holen. Inzwischen aber 
umweltfreundlich und ohne Stollenbau.

11.407 kW

2011

407 Mio. kWh/a

2009

449 Mio. kWh/a

2010

503 Mio. kWh/a

2011

12,2 Mio.  EUR

2010
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Forschung

Anzahl EE-Studi-
engänge
Nordrhein-Westfalen hat sich zu einem 
angesehenen Wissenschaftsstandort 
gemausert. Dabei haben inzwischen 
auch die Erneuerbaren Energien ihren 
festen Platz. 2013 wurden an den Uni-
versitäten zwischen Aachen und Minden 
43 Studiengänge aus diesem Bereich 
angeboten – und damit deutschlandweit 
am meisten. 

Solarthermie

Nutzbares Dach-
flächenpotenzial
Klar, dass es im bevölkerungsreichsten 
Bundesland auch viele Häuser gibt. Vie-
le der Hausdächer sind natürlich auch 
für die Gewinnung von Solarwärme 
nutzbar. Insgesamt sind es 157 Millionen 
Quadratmeter (mehr als 20.000 Fußball-
felder) und damit etwa 20 Prozent des 
gesamten deutschen Dachflächenpo-
tenzials.    

Beschäftigung

Erneuerbare-
Energien- 
Arbeitsplätze
Die im Bereich der Erneuerbaren Energien 
neu entstehenden Arbeitsplätze kommen 
Nordrhein-Westfalen sehr zu Gute. 
Schließlich gingen in der Vergangenheit in 
den alten Industriezweigen viele Arbeits-
plätze verloren. Umso wichtiger, dass die 
Chancen der zukunftsträchtigen Erneuer-
bare-Energien-Branche genutzt werden. 
In Nordrhein-Westfalen waren dort 2012 
bereits 50.570 direkt oder indirekt  
beschäftigt – die zweitgrößte Beschäftig-
tenzahl bundesweit.

50.570 
2012

157,1 Mio. m2

 

43 Studiengänge

2013
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Der nordrhein-westfälische 
Landtag hat Anfang 2013 das 
erste deutsche Klimaschutz-
gesetz mit gesetzlichen Kli-
maschutzzielen verabschie-
det. Es benennt konkrete 
Ziele zur Reduktion der Treib-
hausgasemissionen in Nord-
rhein-Westfalen: mindestens 
25 Prozent bis 2020 und min-
destens 80 Prozent bis 2050 
gegenüber dem Niveau von 
1990. NRW hat das Ziel, bis 
2025 mehr als 30 Prozent des 
Stroms aus Erneuerbaren 
Energien zu gewinnen.

Herr Minister Remmel, warum 
hat gerade NRW als größter 
CO2-Emittent unter den Bun-
desländern ein Klimaschutz-
gesetz? 
Auf der nationalen Ebene gibt 
es keine verbindlichen Klima-
schutzziele, auf internationa-
ler Ebene scheitern jedes Jahr 
die Klimaverhandlungen. Un-
sere politische Antwort dar-
auf: NRW ist für ein Drittel der 
deutschen Treibhausgasemis-
sionen verantwortlich. Wenn 
wir keinen relevanten Klima-
schutzbeitrag leisten, werden 
weder Deutschland noch die 
EU ihre Klimaschutzziele er-
reichen. Neben unserer be-
sonderen Verantwortung ha-
ben wir als emissionsreiches 
Bundesland aber auch beson-
ders große Treibhausgas-Ein-
sparpotenziale. 

Ein Klimaschutzplan ist unter 
Beteiligung von 160 Vertretern 
aus allen Bereichen der Ge-
sellschaft in Arbeit. Was kann 
der Klimaschutzplan leisten?
Die inhaltliche Ausgestaltung 
des Klimaschutzgesetzes er-
folgt im Klimaschutzplan. Hier 
werden konkrete Strategien 
und Maßnahmen erarbeitet, 
mit denen wir unsere landes-
weiten Klimaschutzziele er-
reichen wollen. Durch die um-
fassende Beteiligung aller 
relevanten Akteure – mittler-
weile über 400 – soll die Chan-
ce genutzt werden, ihr fachli-
ches K now-how und ihre 
Erfahrungen aus der täglichen 
Arbeit in den Klimaschutzplan 
einfließen zu lassen.

Welche Bedeutung messen Sie 
im Energiemix der Bioenergie 
und den Biokraftstoffen in 
NRW bei?
Das Land Nordrhein-Westfa-
len kann einen bedeutenden 
Beitrag zur effizienten Bio-
m a s s e n u t z u n g  u n d  k l i -
mafreundlichen Mobilität für 
zukünftige Anwendungen im 
Verkehr mit Biokraftstoffen 
leisten. Zwar sind die Möglich-
keiten der Bioenergie auf-
grund der Nutzungskonkur-
renzen hierzulande begrenzt. 
Um Nutzungskonflikte zu be-
seitigen, kann das Land jedoch 
in bedeutendem Maße zur 

„Im Energieland Nummer eins ist bei  
Windenergie enormes Wachstum möglich.“

	 Interview mit Johannes Remmel (Grüne), Minister für Klimaschutz, Umwelt  
und Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz in Nordrhein-Westfalen

Technologieentwicklung bei-
tragen, um sowohl stoffliche 
als auch energetische Bio-
massenutzungen zu ermögli-
chen – zum Beispiel durch 
Kaskadennutzung oder der 
Stärkung einer wissensba-
sier ten Bioökonomie. Das 
schließt die Verwendung von 
Rest- und Abfallstoffen zur 
Produktion von Strom, Wärme 
und Kraftstoffen ein. Regiona-
le Stoffkreisläufe und stand-
or tangepasste Konzepte – 
zum Beispiel Biokraftstoffe in 
der Landwirtschaft – weisen 
ein deutliches Treibhausgas-
Reduktionspotenzial auf und 
sind aus unserer Sicht ein we-
sentlicher Bestandteil einer 
klimaschonenden Mobilität.

Beim Zubau Windenergie be-
legen Sie nur einen mittle-
ren Platz im Ländervergleich 
2012. Woran liegt das?
Die schwarz-gelbe Vorgänger-
regierung hat den Ausbau der 
Windenergie systematisch 
blockiert, und wir mussten 
erst einmal mit der Aufholjagd 
starten. Als ersten Baustein 
haben wir im Juli 2011 den 
Windenergie-Erlass für die 
Planung und Genehmigung 
von Windenergieanlagen und 
damit  die Grundlage geschaf-
fen, den Anteil der Windener-
gienutzung an der Stromer-
zeugung bis zum Jahre 2020 
von derzeit gut vier auf 15 Pro-
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Grundlagendaten für die Pla-
nung und Ausweisung von 
Windenergieflächen zusam-
mengestellt.

Diese werden zusammen mit 
der Potenzialstudie in das 
neue Fachinformationssystem 
„Energieatlas NRW“ einge-
stellt. Herzstück dieses Infor-
mationssystems sind flächen-
deckende Informationen zum 
Windfeld und damit zu den 
möglichen Erträgen für Wind-
energieanlagen für Höhen von 
100  bis 150 Metern. Mit diesen 
Ergebnissen können die Pla-
nungsträger die Studie unter 
Berücksichtigung lokaler As-
pekte und Daten nutzen, um 
konkret Flächen für Wind-
energie auszuweisen. Die 
Städte, Gemeinden, Kreise 
und Regionalplanungsbehör-
den bekommen damit ein bun-
desweit einmaliges Instru-
mentarium an die Hand.

Ist Ihr 250 Mio. Euro-Förder-
programm für die Kraft-Wär-
me-Kopplung erfolgreich?
Mit dem Förderprogramm will 
die Landesregierung auf ihr 
Ziel hinarbeiten, den KWK-ge-
stützten Anteil an der deut-
schen Stromerzeugung von 
heute etwa 13 Prozent auf über 
25 Prozent bis 2020 zu erhö-
hen. Die Voraussetzungen 
hierfür sind gut: Denn gerade 
das dicht besiedelte Nord-

rhein-Westfalen bietet hervor-
ragende Voraussetzungen für 
den Einsatz von KWK. Hier gibt 
es noch große Potenziale. Dies 
hat auch unsere KWK Potenzi-
alstudie NRW belegt. Wir spre-
chen hier von einem Werk-
stattprozess, in den wir die 
Kommunen, die Stadtwerke, 
Verbände und auch Unterneh-
men aktiv einbinden wollen. 
Die Förderbausteine werden 
bisher sehr gut angenommen, 
auf den Projektaufruf „KWK-
Modellkommune“ haben be-
reits rund 50 Kommunen re-
agiert. 

Auf welche Weise kann ein 
klassisches Industrieland wie 
NRW wirtschaftlich von der 
Energiewende profitieren?
Nordrhein-Westfalen kann 
und soll Industriestandort 
bleiben; wir wollen Technolo-
gieführer bei den Erneuerba-
ren Energien werden. Erneu-
erbare Energien schaf fen 
zukunftssichere Arbeitsplätze. 
Bereits heute sind über 36.000 
Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in über 3.500 Un-
ternehmen in NRW in der Er-
neuerbare-Energien-Branche 
beschäftigt – Tendenz stei-
gend. Durch eine weitere Er-
höhung der Energieeffizienz 
und Energieeinsparungen 
kann zudem die Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Unterneh-
men gesteigert werden.

zent anzuheben. Zusätzlich 
haben wir mit dem Leitfaden 
„Windenergie im Wald“ den 
Wald wieder für Windenergie-
anlagen geöffnet. Die Effekte 
unserer Windenergiepolitik 
w er den ab er  er s t  in  den 
nächsten Jahren sichtbar.

Eine aktuelle Potenzialstu-
die für NRW erbrachte, dass 
bis zu 83 TWh/a (Terrawatt-
stunden pro Jahr) relevantes 
Potenzial für den Ausbau der 
Windenergie gegeben sind. 
Wie wollen Sie das nutzen?
Wir werden das machbare Po-
tenzial zwar nicht vollständig 
heben können, aber es zeigt, 
welches enorme Wachstum im 
Energieland Nummer eins bei 
der Windenergie noch möglich 
ist. Mit dem zukünftigen Lan-
desentwicklungsplan werden 
wir zusätzlich mindestens zwei 
Prozent der Fläche des Landes 
für die Nutzung der Windener-
gie als Vorranggebiete sichern.

Die Studie zu den Potenzialen 
der Windenergie liefert zwei 
wesentliche Bausteine zum 
weiteren Ausbau der Wind-
energie in NRW. Zum einen 
w u r d e n  a l l e  r e l e v a n t e n 
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Nordrhein-Westfalen (NRW) hat die Chance der 
ökologischen Erneuerung des Landes erkannt. 
Als erstes deutsches Bundesland hat die Landes-
regierung dem Klimaschutz Gesetzesrang verlie-
hen. Die neue Landesregierung begreift den Um-
stieg auf Erneuerbare Energien als Chance auf 
dem Weg des wirtschaftlichen Wiederaufstiegs 
seiner vom Strukturwandel geprägten Regionen.   

Das im Januar 2013 verabschiedete Klimaschutz-
gesetz erklärt die Senkung der Treibhausgas-
emissionen in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahr 
2020 um mindestens 25 Prozent und bis 2050 
um mindestens 80 Prozent im Vergleich zu 1990 
zum verbindlichen Ziel. Laut Umweltministeri-
um soll bei der Umsetzung auch die besondere 
Verantwortung des Energielandes NRW berück-
sichtigt werden. Die Landesregierung bindet ge-
sellschaftliche Gruppen über die Beteiligung am 
Klimaschutzplan mit ein. Dieser verläuft in einem 
zweistufigen Verfahren. Im ersten Schritt erar-
beiten Experten und Verbände die Vorschläge zur 
Ausgestaltung der Klimaschutzmaßnahmen. Im 
zweiten Schritt dürfen die Bürger und Unterneh-
men ihre Interessen und Ideen einbringen. 

Schon 2011 war NRW bei der Umsetzung der 
Energieziele in der Detailplanung angekommen. 
Der Windenergieerlass soll die Grundlage bil-
den, den Anteil der Windenergie an der Strom-
erzeugung bis 2020 auf 15 Prozent zu erhöhen. 
Hürden für Planung und Investitionen wurden 
abgebaut. In Naturschutzgebieten bleiben Wind-
energieanlagen aber nach wie vor verboten. Er-
leichtert wird dagegen der Bau von Anlagen an 
Bahntrassen und Autobahnen. Restriktive Hö-
hen- und Abstandsregelungen der Vorgänger-
regierung entfallen ganz. Dadurch wird Repow-
ering von Windkraftanlagen ermöglicht, da die 
zulässige Höhe zuvor pauschal auf 100 Meter be-
grenzt war. Der Windenergieerlass wurde durch 
den Leitfaden „Windenergie im Wald“ und die 
Analyse „Wind im Staatswald“ präzisiert. Auf 

Landesenergieagentur

EnergieAgentur.NRW
•	 www.energieagentur.nrw.de
•	 Gegründet: 1990
•	� Die EnergieAgentur.NRW ist Dienstleister des  

Landes NRW für alle Energiefragen und beim 
Wirtschaftsministerium angesiedelt.

Energiepolitik unter der Lupe: 
Klimaschutz konkret

Waldflächen sollen neue Vorrangflächen aus-
gewiesen und auf dem Gebiet des Staatswaldes 
Standorte für Windenergieanlagen erschlossen 
werden. Die Landesregierung rechnet bei einer 
Nutzung von zwei bis drei Prozent der gesamten 
Waldfläche mit einem Leistungszubau von 6.200 
bis 9.300 MW. Um den Kommunen die Arbeit zu 
erleichtern, ist in dem Erlass ein Weg beschrie-
ben, wie sich weitere Flächen für die Windkraft 
ausweisen lassen, ohne dass die gesamte Bau-
leitplanung erneuert werden muss.  

Zur Untermauerung der Ausbauziele ließ das 
Umweltministerium als ersten Teil der Potenzial-
studie Erneuerbare Energien NRW eine Potenzi-
alstudie für Windenergie erstellen. Das Ergebnis: 
71.000 Mio. kWh pro Jahr sind möglich. Das Ziel 
der Landesregierung für 2020 lautet 20.700 Mio. 
kWh pro Jahr und 28.000 Mio. kWh im Jahr 2025.   

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Nutzung der So-
larenergie. Mit dem zweiten Teil der Potenzial-
studie Erneuerbare Energien – Solarenegie liegt 
für NRW seit Anfang Juni 2013 ein umfangreiches 
Basiswerk vor, in dem der aktuelle Beitrag der 
Solarenergie sowie die nicht genutzten Potenzia-
le auf Gemeinde- und Kreisebene ablesbar sind. 
Im Laufe des Jahres 2013 soll zudem der dritte 
Teil der Potenzialstudien für Bioenergie heraus-
gebracht werden. In diesem Zusammenhang soll 
auch eine neue Biomassestrategie für das Land 
NRW entwickelt werden. Die Energieagentur 
stellt ein Informationsportal (www.biomasse.
nrw.de) rund um das Thema Bioenergie bereit.
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In Nordrhein-Westfalen schlummert großes Po-
tenzial zur Nutzung der Erneuerbaren Energien. 
Für die Windenergie liegen die Potenzialdaten 
aus einer ersten Studie des Landesamtes für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz vor, und 
auch für die Solarenergie wurde im Sommer 
2013 eine entsprechende Studie veröffentlicht. 
Wie sich dieses enorme Reservoir an neuen, 
umweltfreundlichen Energiequellen weiter nutz-
bar machen lässt, legt die Landesregierung im 
neuen Energieatlas NRW dar. Er erfasst bereits 
die Potenziale der Windenergie und enthält auch 
detaillierte Planungsgrundlagen für Windener-
gien-Anlagen in ganz Nordrhein-Westfalen. In 
Karten mit hoher Auflösung sind die Windver-
hältnisse in 100, 125, 135 und 150 Metern Höhe 
dargestellt. Die wichtigsten Daten und Hinter-
grundinformationen vereinfachen die Planung 
von Windenergieanlagen. Die Kommunen in 
NRW können geeignete Flächen für den Ausbau 
der Erneuerbaren Energien identifizieren.  

Natürlich sind die Potenzialstudien keine wis-
senschaftliche Trockenübung, sondern bieten 
konkrete Hilfestellungen für die praktische 
Umsetzung. Kommunen und Regionalverbände 
können den Energieatlas als praxistauglichen 
Werkzeugkasten für lokal und regional ange-
passte Klimaschutzkonzepte und Planungen von 
Erneuerbaren-Energien-Anlagen nutzen. Der 
Energieatlas NRW enthält auch weitere Daten, 
die für die Planung unverzichtbar sind, wie die 
Erfassung von Wohngebäuden, Verkehrswegen, 
Wäldern sowie Naturschutz-, Vogelschutz und 
FFH-Gebieten.

Im Moment befindet sich der Energieatlas noch 
in der Aufbauphase und legt deshalb einen ers-
ten Schwerpunkt auf die Windenergie. Doch er 
wird weiter ausgebaut und um alle energie-
wenderelevanten Energieformen und Sektoren 
ergänzt. So kommen im Laufe des Jahres 2013 
Daten und Fakten zum Wärmesektor bei Solar-

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Werkzeugkasten für die kommunale  
Energiewende – Der Energieatlas NRW

Der Energieatlas NRW stellt Daten und Grundlagen zum Aus-
bau der Erneuerbaren Energien bereit 
Quelle: www.energieatlasnrw.de

energie und Bioenergie hinzu. Daten zu Geother-
mie und Wasserkraft werden folgen.

Noch ist viel zu tun: Bis 2020 soll die Windener-
gie 20.700 Millionen Kilowattstunden (kWh) 
Strom erzeugen – mehr als die vierfache Men-
ge des Jahres 2011. 2025 sollen es schon 28.000 
Millionen kWh sein. Nach der Potenzialstudie für 
Windenergie könnte NRW selbst 71.000 Millionen 
kWh netto erzeugen. Das wäre fast die Hälfte der 
Nettostromerzeugung im Jahr 2009. Der Strom-
bedarf der Haushalte könnte komplett aus Wind-
energie gedeckt werden.

Solarsiedlungen im ehemaligen Kohleland

Bereits seit Ende der 90er Jahre gibt es in Nord-
rhein-Westfalen einen Aufruf der Landesregierung 
zum Bau von Solarsiedlungen. Im Unterschied zur 
Nutzung einzelner Photovoltaik- oder Solarthermie-
anlagen verfolgt dieses Leitprojekt der Energieagen-
tur-NRW einen ganzheitlichen Ansatz und will so op-
timale Lösung für die solare Strom- und Wärmever-
sorgung aufzeigen. Bis heute sind bereits 42 
Siedlungen mit etwa 3.900 Wohneinheiten fertigge-
stellt, weitere 8 sind im Bau – europäischer Spitzen-
wert in Sachen Solarsiedlungen.

Weitere Informationen: http://www.energieagentur.
nrw.de/solarsiedlungen/50-solarsiedlungen-in-
nrw-5526.asp
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Rheinland-Pfalz

Landeshauptstadt Mainz

Fläche 19.854,06 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche

41,8 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche

42,0 %

Bevölkerungsdichte 2011 201 Einwohner pro km²

BIP 2012 117,66 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 5,3 %

Schulden 2011 31,9 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD und B’90/Grüne 

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach Ergebnissen der Landtagswahl 2011

GRÜNE 18 Sitze (15,4 %)

CDU 41 Sitze (35,2 %)

SPD 42 Sitze (35,7 %)

Nächste Wahl Frühjahr 2016

Ministerpräsidentin Marie Luise Dreyer

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Wirtschaft, 
Klimaschutz, Energie und 
Landesplanung:
www.mwkel.rlp.de
Ministerin: Eveline Lemke
(B’90/Grüne)

Rheinland-Pfalz ist gemeinsam mit Hessen das 
waldreichste Bundesland und ist geographisch 
durch viele Mittelgebirge wie Eifel, Hunsrück, 
Taunus und Westerwald geprägt. Der größte 
Teil des Landes liegt linksrheinisch. Knapp vier 
Millionen Rheinland-Pfälzer leben im Land. Bal-
lungsgebiete gibt es um die Landeshauptstadt 
Mainz sowie um die weiteren Zentren Koblenz, 
Kaiserslautern, Ludwigshafen und Trier.

Trotz der großen Land- und Forstwirtschafts-
fläche hat Rheinland-Pfalz eine überdurch-
schnittliche Industrieproduktion. Vor allem 
mittelständische Unternehmen prägen die 
Wirtschaftsstruktur. Wichtige Branchen sind die 
chemische Industrie mit dem multinationalen 
Unternehmen BASF als größtem Arbeitgeber 
des Landes, der Fahrzeug- und Maschinenbau 
sowie die Lebensmittelindustrie. Bekannte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse sind vor allem 
Wein und Sekt, und auch die Forstwirtschaft 
spielt eine wichtige Rolle in der rheinland-pfäl-
zischen Wirtschaft. Darüber hinaus profitiert 
das Land auch stark vom Tourismus. Sowohl 
die historischen Stätten in Rheinland-Pfalz als 
auch die Natur des Landes ziehen jährlich viele 
Millionen Gäste in die Regionen zwischen Elsass 
und Eifel.

Die Energieerzeugung des Landes wird in den 
letzten Jahren von einem dynamischen Wachs-
tum Erneuerbarer Energien gekennzeichnet. 
Die Windenergie spielt hier eine immer größere 
Rolle. Aber auch Photovoltaik, Bioenergie und 
Wasserkraft sind wichtige Säulen der regene-
rativen Stromproduktion. 2011 konnten die re-
generativen Energieträger schon einen Anteil 
von beinahe 30 Prozent an der Bruttostromer-
zeugung im eigenen Land erreichen. Die wei-
tere Stromerzeugung des Landes erfolgt vor 
allem aus Gaskraftwerken. Durch den Zubau 
der Erneuerbaren Energien sinkt der Anteil des 
Importstroms kontinuierlich. Es gibt keine gro-
ßen Kohlekraftwerke im Land. Das in Mülheim-
Kärlich gebaute Atomkraftwerk musste Ende der 
achtziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts 
schon nach zweieinhalb Betriebsjahren wegen 
einer fehlerhaften Standortgenehmigung wieder 
vom Netz genommen werden. Seit 2004 wird das 
Atomkraftwerk rückgebaut.
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Den sozial-ökologischen Wandel gestalten – 
Koalitionsvertrag zwischen SPD und 
Bündnis 90/die Grünen“, Mai 2011

Ziel Stromverbrauch 2030

Anteil Erneuerbare Energien 100 % 

Windenergie Verfünffachung 
bis zum Jahr 2020

Photovoltaik 2 Mrd. kWh 
bis zum Jahr 2020

Ziel Treibhausgasemissionen 2020

Reduzierung der CO2-Emissionen – 40 %

Einsparung von CO2-Emissionen 
in der Wärmeversorgung des 
Gebäudesektors 

2 Mio. Tonnen

Quelle: Den sozial-ökologischen Wandel gestalten – 
Koalitionsvertrag zwischen SPD und Bündnis 90/die Grünen

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.mwkel.rlp.de/Klimaschutz,-Energie/Energie-
und-Klimaberichte/Energieberichte

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

15,2 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2010)

9,5 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

92,5 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

1.927,6 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

5,8 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

772 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

289

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

836 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

12.600

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

73 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Rheinland-Pfalz 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,65 Mio. TJ) 

3.245
3.879

Rheinland-Pfalz

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,67 Mio. TJ) 

272.125
262.427

63.732

10.659
12.178

1,9 (2000)
9,5 (2010)

6.754

300.767
237.406

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Akzeptanz

Erneuerbare 
Energien- 
Anlagen in der 
Nachbarschaft 

Die Rheinland-Pfälzer sind nicht nur 
den Saarländern und den Hessen gute 
Nachbarn, auch gegenüber dem Bau 
von Erneuerbare-Energien-Anlagen sind 
sie sehr aufgeschlossen: 73 Prozent der 
Bürger zwischen Elsaß und Eifel haben 
auch in der eigenen Nachbarschaft kein 
Problem mit der Nutzung von Wind-,  
Solar- oder Bioenergie.73  %

2012

Windenergie

Durchschnitt-
liche Leistung 
neuer Anlagen
Wenn die Rheinland-Pfälzer etwas 
anpacken, dann machen sie es auch 
richtig – Beispiel Windenergie: Mit  
einer durchschnittlichen Leistung von 
2,9 MW pro Anlage werden zwischen 
Mainz und Trier die deutschland-
weit stärksten Windenergieanlagen  
aufgestellt.

Tiefengeothermie

Installierte elek-
trische Leistung
Die vulkanischen Böden im Land bieten 
nicht nur einen hervorragenden Nähr-
boden für Weinberge und Wälder, son-
dern können auch als Energielieferant 
dienen. Mit 8,4 MW installierter elektri-
scher Leistung ist Rheinland-Pfalz Vor-
reiter bei der Nutzung von Strom aus 
tiefer Geothermie.8,4 MW(el)

2012

2,9  MW
2012
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Pelletheizungen

Besitz oder  
Beteiligung an 
Pelletheizungen
Manchmal liegt das Gute so nah – wie 
etwa der Rohstoff für eine klimascho-
nende und günstige Wärmeversorgung: 
Schon 9,1 Prozent der Rheinland- 
Pfälzer besitzen eine Holzpelletanlage 
oder eine Beteiligung daran und nutzen 
so Energie aus den heimischen Wäldern 
für Heizung und Warmwasser.

Photovoltaik

Anteil an der 
Bruttostrom-
erzeugung
Die Sonnenenergie macht sich Rhein-
land-Pfalz schon lange zu Nutze – die 
Winzer und Weinkenner wissen die 
kostenlose Energie bei der Trauben-
reife sehr zu schätzen. Dass man 
aus den Sonnenstrahlen aber noch 
mehr herausholen kann, beweist die  
Photovoltaik-Nutzung des Landes: 
Schon fast 6 Prozent der gesam-
ten Stromerzeugung kommen aus  
Solarenergie – Platz zwei im Bundes-
vergleich.

 2011

       9,1 %

 2011

5 , 7 %
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Das relativ kleine und küsten-
ferne Rheinland-Pfalz hat sich 
zum relevanten Windenergie-
Produzenten gemausert. Die 
installierte Leistung wuchs 
2012 um über 287 Megawatt 
und damit um elf Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. Insge-
samt standen Ende 2012 mehr 
als 1.240 Anlagen. Mit der 
Fortschreibung des Landes-
entwicklungsprogramms gibt 
es weitere Potenziale. Verteil-
netzstudie, Dach- und Kon-
versionsflächen und dezent-
rale Entwicklung sind weitere 
Schwerpunkte der rot-grünen 
Regierung.

Frau Ministerin Lemke, Rhein-
land-Pfalz ist eines der wald-
reichsten Bundesländer. Wie 
geht dies mit dem Ausbau der 
Erneuerbaren Energien, ins-
besondere der Windenergie, 
zusammen? 
42 Prozent der Landesfläche 
in Rheinland-Pfalz sind bewal-
det. Die windhöffigsten Stand-
orte, teils mit Windbedingun-
gen wie in Küstennähe, finden 
sich überwiegend auf den be-
waldeten Höhenzügen. Wind-
kraft hier zu konzentrieren hat 
den Vorteil, dass relativ weni-
ge Anlagen eine große Ener-
gieausbeute erzielen - so wird 
eine weitaus größere Anzahl 
von Anlagen an weniger wind-
höffigen Standorten vermie-
den. Der Ausbau der Wind-

energie auf Waldstandorten 
hat sehr früh begonnen. 2011 
standen bereits zehn Prozent 
der Windenergieanlagen im 
Wald und rund Dreiviertel der 
2012 neu errichteten Anlagen 
ebenso. Probleme konnten wir 
minimieren, weil wir oft Na-
delwald, vorbelastete Waldflä-
chen sowie Wälder ohne be-
sondere Schutzfunktionen 
nutzen – diese liegen zudem 
fernab von dichter besiedelten 
Ortslagen. Wir haben das Ziel, 
mindestens zwei Prozent der 
Waldfläche für Windenergie 
vorzusehen und diese auf ge-
eignete, windhöffige Standorte 
zu konzentrieren.

Rheinland-Pfalz setzt im in-
dustriellen Bereich und beim 
Umstieg auf die Erneuerbaren 
Energien auf Kraft-Wärme-
Kopplung. Damit wollen Sie 
Stromexportland werden. Wie 
befördern Sie hierfür Spei-
cher- und Netzausbau? 
Rheinland-Pfalz hat das Ziel, 
bis 2030 den Strombedarf bi-
lanziell durch die Nutzung Er-
neuerbarer Energien zu de-
cken. Da wir den Ausbau der 
regenerativen Stromerzeu-
gung in 2030 mit dem Errei-
chen des 100Prozent-Zieles 
nicht beenden wollen, wird das 
Land ab diesem Zeitpunkt Re-
generativ-Strom exportieren 
– und schon vorher.

„Rheinland-Pfalz gehört bundesweit  
zu den Vorreitern beim KWK-Ausbau...“

	 Interview mit Eveline Lemke (Grüne), Ministerin für Wirtschaft,  
Klimaschutz, Energie und Landesplanung in Rheinland-Pfalz

Wesentliche Beiträge zur Sta-
bilisierung des Stromnetzes 
und zur Gewährleistung der 
Versorgungssicherheit werden 
zukünftig eine verstärkte und 
intelligente Strominfrastruktur 
durch den Ausbau der Über-
tragungs- und Verteilnetze, die 
Energiespeicherung, aber auch 
die Flexibilisierung des Strom-
verbrauchs durch die Einfüh-
rung von Demand-Side-Ma-
nagementsystemen und der 
Ausbau einer flexibel steuer-
baren, hocheffizienten Strom-
erzeugung in Kraft-Wärme-
Kopplung leisten. Mit einem 
Anteil von circa 55 Prozent an 
der Stromerzeugung gehört 
Rheinland-Pfalz bundesweit 
zu den Vorreitern beim KWK-
Ausbau und hat damit bereits 
wichtige energiewirtschaftli-
che Grundlagen gelegt.

Die Ermittlung des Ausbaube-
darfs der Verteilnetze, der im 
Land derzeit und zukünftig 
vorhandenen, wirtschaftlich 
vorteilhaft nutzbaren Lastma-
nagementpotenziale sowie des 
Speicherbedarfs des zukünfti-
gen regenerativen Stromver-
sorgungssystems ist Gegen-
stand einer Verteilnetzstudie, 
die zurzeit im Auftrag des Lan-
des erstellt wird.   

Können Sie ohne den deutli-
chen Ausbau der Bioenergie 
die gewünschte Vollversor-
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sich in vielen Fällen hervorra-
gend für die landschafts- und 
bevölkerungsverträgliche Er-
zeugung regenerativer Energi-
en. Diese Chancen nutzt das 
Energieministerium mit der 
Initiative „Regenerative Ener-
gien und Konversion“. Wir för-
dern derzeit zehn ausgewählte 
Modellvorhaben, in denen es 
um großflächige Energieparks, 
neue Speichertechnologien 
und intelligente Energie- und 
Stoffstromkonzepte in zukünf-
tigen Gewerbegebieten geht. 
Die guten Beispiele sollen wei-
tere Projekte im Land ansto-
ßen.

Wie stärken und erweitern Sie 
die dezentrale Entwicklung 
der Erneuerbaren? 
Für die konstruktive Zusam-
menarbeit mit den Kommu-
nen, den kommunalen Unter-
n e h m e n  s o w i e  d e n 
kommunalen Spitzenverbän-
den für die Energiewende bin 
ich sehr dankbar. Die Landes-
regierung hat zum Beispiel 
den Bau von kommunalen 
Nahwärmenetzen finanziell 
unterstützt oder gemeinsam 
mit dem Gemeinde- und Städ-
tebund und dem Landkreistag 
das Modellprojekt zur „Pro-
jektierung kommunaler Ener-
giegesellschaften“ durchge-
führt.  Auf meine Initiative hin 
wurde vor knapp einem Jahr 
das Landesnetzwerk Bürge-

renergiegenossenschaften 
Rheinland-Pfalz e.V.  mit zwölf 
Gründungsmitgliedern auf den 
Weg gebracht – bisher einzig-
artig in Deutschland. Heute 
sind 17 der 22 rheinland-pfäl-
zischen Energiegenossen-
schaften Mitglied. Der Ener-
giewende tut dieses direkte 
bürgerschaftlich-wirtschaftli-
che Engagement sehr gut. In 
Rheinland-Pfalz wird die Ge-
nossenschaftsidee mit neuem 
Inhalt gefüllt und setzt auf 
eine klimafreundliche und von 
Kohle und Atomkraft unab-
hängige Energieversorgung.

Mit welcher Strategie wollen 
Sie den technologischen und 
wirtschaftlichen Wandel ver-
bessern?
Wir gestalten den aktuellen 
Veränderungsprozess hin zu 
einer grünen Wirtschaft, in der 
Wachstum vom Ressourcen-
verbrauch entkoppelt ist, aktiv. 
Zu diesem Zweck entsteht eine 
Plattform, damit die rhein-
land-pfälzischen Unterneh-
men der Umwelt- und Ener-
g i e b r a n c h e  s i c h  b e s s e r 
untereinander vernetzen und 
gleichzeitig in einen struktu-
rierten Dialog mit der For-
schung treten können. Bereits 
jetzt haben wir im Bereich der 
Erneuerbaren Energien ein 
starkes Handwerk, dies wol-
len wir weiter ausbauen.

gung von Rheinland-Pfalz 
mit Strom aus Erneuerbaren 
Energien bis 2030 erreichen? 
Die zukünftige regenerative 
Stromerzeugung in Rheinland-
Pfalz wird zu etwa 90 Prozent 
auf den Säulen Windkraft und 
Sonnenenergie beruhen.

Sehen Sie noch Potenzial für 
Photovoltaik mit Ihrer Philo-
sophie: „Rauf auf Dächer und 
Flächen“?
Rheinland-Pfalz hat in den 
letzten Jahren schon sehr er-
folgreich das Potenzial ausge-
schöpft. Wir haben noch viele 
Dachflächen und werden sie in 
den nächsten Jahren sukzes-
sive nutzen. Solarkataster 
können hier eine gute Unter-
stützung bei der Ausschöpfung 
liefern.

Welche Chancen eröffnet 
die „Initiative Regenerative 
Energien und Konversion“ für 
Rheinland-Pfalz?
Flächen, die von der Bundes-
wehr, den US-amerikanischen 
oder französischen Streitkräf-
ten freigegeben wurden, bieten 
hervorragende Chancen zur 
Umsetzung der Energiewende. 
Sie sind verfügbar, groß und 
abgelegen – damit eignen sie 
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In der alten Energiewelt war Rheinland-Pfalz 
traditionell von Stromimporten aus den Nach-
barländern abhängig. Mit dem Ausbau Erneuer-
barer Energien haben sich die Koordinaten des 
Energiewirtschaftssystems jedoch verschoben. 
Die Rohstoffe Sonne, Wind, Biomasse, Wasser 
und Erdwärme sind auch zwischen Mainz und 
Trier reichlich vorhanden. 

Nach der letzten Landtagswahl wurde zwischen 
SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN vereinbart, 
dass das Land bis 2030 seinen Stromverbrauch 
bilanziell nicht nur komplett selbst, sondern 
auch zu 100 Prozent aus regenerativen Energi-
en decken wolle. Dies bedeutete eine enorme 
Steigerung des bis dato geltenden Ziels aus der 
Regierungserklärung von 2007, bis 2020 einen 
Anteil von 30 Prozent zu erreichen. 

Das Ziel einer rein regenerativen Stromver-
sorgung bis 2030 sowie einer Verringerung 
der Kohlendioxidemissionen um 40 Prozent 
bis 2020 wurde im Koalitionsvertrag der seit 
2011 amtierenden rot-grünen Regierung festge-
schrieben. Das grün geführte Wirtschafts- und 
Energieministerium veröffentlichte im Oktober 
2012 eine Roadmap Energiewende in Rhein-
land-Pfalz, in welcher Schritte zur Erreichung 
dieses Ziels beschrieben werden. Die Windkraft 
ist dabei der wichtigste Pfeiler. Sie soll zwei 
Drittel des erneuerbaren Stroms beisteuern und 
bis zum Jahr 2020 gegenüber 2011 auf dann 8,4 
Milliarden Kilowattstunden (kWh) vervierfacht 
werden. 

Um den Ausbau der Windenergie zu beschleuni-
gen, hat die Landesregierung im April 2013 eine 
Teilfortschreibung des Landesentwicklungs-
plans beschlossen. Ziel ist, dass mindestens 
2 Prozent der Landesfläche für Windenergie 
ausgewiesen werden, dabei soll explizit auch 
2 Prozent der Waldfläche in dem forstreichen 
Land einbezogen werden. Auch ein umfassen-

des Rundschreiben zum Thema wurde erarbei-
tet. Die Politik der Landesregierung zeigt hier 
schon erste Erfolge. 2012 wurde in Rheinland-
Pfalz nach den Küstenländern Niedersachen, 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpom-
mern die meiste Nennleistung an Windenergie 
neu installiert.

Wichtigste Stromerzeugungsquelle neben der 
Windenergie soll die Photovoltaik werden, die 
laut Roadmap 2030 ein Viertel des Stromver-
brauchs abdecken wird. Zwischenziel für 2020 
ist eine Verdopplung der knapp 1 Milliarden 
kWh aus dem Jahr 2011. Geothermie hat in 
Rheinland-Pfalz im Vergleich zu anderen Bun-
desländern erhebliche Potenziale. Die Stromer-
zeugung aus Biomasse und Wasserkraft von je 
circa 0,8 Milliarde kWh/a soll auf diesem Niveau 
stabilisiert werden.

Um die Energiewende im Land voranzubringen 
und das Thema Energieeinsparung und Energie-
effizienz weiter in den Fokus zu rücken, wurde 
im Sommer 2012 durch das Wirtschaftsminis-
terium eine Landesenergieagentur gegründet, 
die Kommunen und Unternehmen beraten und 
motivieren soll.

Landesenergieagentur

Energieagentur Rheinland-Pfalz
•	� www.energieagentur.rlp.de
•	� Gegründet: 2012
•	� Mitarbeiter: 40
•	� Finanzierung durch Mittel des Ministeriums  

für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und  
Landesplanung

Energiepolitik unter der Lupe: 
Rückenwind auf dem Weg zu einer rein regenerativen 
Stromversorgung
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Bereits ein Jahr nach Gründung der Energie-
agentur Rheinland-Pfalz sind die Weichen für 
die Schaffung von regionalen Energieagenturen 
gestellt. Dabei geht es darum, als lokale und re-
gionale Anlaufstellen für Informationen und Ak-
tionen rund um die Themen der Energiewende 
für die Bürger im Land präsent zu sein. Die erste 
Regionalagentur wurde Ende Juni 2013 in Alten-
kirchen im Westerwald eingerichtet. 

Während lange Zeit in der “Energieoffensive 
Rheinland-Pfalz” (EOR) ein selbstorganisierter 
Zusammenschluss von Kommunen, Energiever-

Netzwerk zur Förderung von  
Energiegenossenschaften

Rheinland-Pfalz bekennt sich zu einer regional ver-
ankerten Energiewende. Energiegenossenschaften 
sind dabei ein wichtiges Werkzeug, um eine Energie-
wende von unten voranzutreiben und die Akzeptanz 
der Menschen für diesen Prozess zu erhöhen. Um die 
Neugründung von Energiegenossenschaften zu un-
terstützen und einen Erfahrungsaustausch unter den 
bestehenden Energiegenossenschaften zu fördern, 
wurde unter Beteiligung der rheinland-pfälzischen 
Landesregierung eine Landesnetzwerk Energie-
genossenschaften gegründet, das als zentrale An-
laufstelle für alle Aspekte rund um dieses wichtige 
Thema dient.

Mehr Informationen dazu unter: www.laneg.de

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Regionale Keimzellen für die Energiewende

neun Außenstellen der Energieagentur geschaf-
fen werden, welche einerseits die Aktivitäten 
und Angebote der Zentrale in die Fläche bringen 
können, andererseits erste Ansprechpartner für 
regionale Projekte oder Ideen sind. Die Landes-
energieagentur steuert diese Aktivitäten und 
bildet auch das Scharnier zur Landespolitik und 
den weiteren relevanten landesweiten Organisa-
tionen. Durch den Aufbau der Außenstellen sol-
len auch die unterschiedlichen Strukturen in den 
rheinland-pfälzischen Regionen Berücksichti-
gung finden und maßgeschneiderte regionale 
Lösungen zum Vorantreiben der Energiewende 
sowohl für den Industriestandort Ludwigshafen, 
für den urbanen Ballungsraum rund um Mainz 
als auch für die ländlichen Gegenden wie Wes-
terwald oder Hunsrück erarbeitet werden.

sorgern und Experten bestand, der Bürgern und 
Institutionen bei den Möglichkeiten einer effizi-
enten und zukunftsfähigen Energieversorgung 
zur Seite stand, wurde mit der zum 1. Juli 2012 
gegründeten Energieagentur eine eigenständige 
und unabhängige Institution geschaffen. Dank 
der vollständigen Finanzierung durch das Wirt-
schaftsministerium kann die Energieagentur 
frei von wirtschaftlichen Interessen arbeiten und 
sich so als marktneutraler Ansprechpartner im 
Land etablieren.

Besonderheit der Rheinland-Pfälzischen Ener-
gieagentur ist die angestrebte Verankerung in 
den Regionen: Obwohl Rheinland-Pfalz nicht das 
größte Flächenland ist, wird hier die Notwen-
digkeit gesehen, nicht nur am Hauptsitz in Kai-
serslautern, sondern auch vor Ort als Ansprech-
partner zur Verfügung zu stehen und so die für 
den Umbau der Energieversorgung relevanten 
Themenaktiv zu den Menschen zu tragen. Dazu 
sollen nach aktuellem Planungsstand insgesamt 
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Saarland

Landeshauptstadt Saarbrücken

Fläche 2.568,75 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche

43,0 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche

34,0 %

Bevölkerungsdichte 2011 394 Einwohner pro km²

BIP 2012 31,71 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 6,7 %

Schulden 2011 12,3 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien CDU und SPD

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach Ergebnissen der Landtagswahl 2012

DIE LINKE 9 Sitze (16,1 %)

SPD 17 Sitze (30,6 %)

PIRATEN 4 Sitze (7,4 %)

GRÜNE 2 Sitze (5,0 %)

CDU 19 Sitze (35,2 %)

Nächste Wahl 2017

Regierungsvorsitzende Annegret Kramp- 
Karrenbauer

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Energie und Verkehr:
www.saarland.de/ministeri-
um_wirtschaft_arbeit_ener-
gie_verkehr.htm
Minister: Heiko Maas (SPD)

Das Saarland ist das kleinste Flächenland 
Deutschlands und hat nach Bremen die ge-
ringste Einwohnerzahl. Nichtsdestotrotz ist das 
im Südwesten Deutschlands liegende Bundes-
land relativ dicht besiedelt.  Es hat sogar nach 
den Stadtstaaten und Nordrhein-Westfalen die 
höchste Einwohnerdichte, wenn auch bei leicht 
rückläufigen Bevölkerungszahlen. Eine gemein-
same innerdeutsche Grenze teilt das Saarland 
nur mit Rheinland-Pfalz, von dem es nach Nor-
den und Osten vollständig umschlossen ist. Die 
restliche Grenze des Saarlandes bildet die Au-
ßengrenze zu Luxemburg und Frankreich, mit 
welchem das kleine Land eine wechselvolle 
Geschichte teilt. Das hügelige und waldreiche 
Bundesland war vor allem wegen seines Kohle-
reichtums sehr begehrt, ist aber auch für seinen 
Weinbau und die lieblichen Landschaften be-
rühmt. Die Landeshauptstadt Saarbrücken ist 
der größte Ballungsraum und spielt auch wirt-
schaftlich eine wichtige Rolle. Die Wirtschafts-
struktur ist vor allem durch Kohle und Stahl ge-
prägt. Durch das Zurückfahren des Kohleabbaus 
– die letzte Zeche wurde 2012 geschlossen – ist 
das Saarland jedoch auch einem tiefgreifenden 
Strukturwandel ausgesetzt. Durch Ansiedlung 
neuer Industrien, insbesondere aus dem Auto-
mobilbau und der angeschlossenen Zuliefer-
branche, konnte der Wirtschaftsstandard jedoch 
auf hohem Niveau gehalten werden. 

Trotz seiner Randlage ist das Saarland verkehrs-
technisch gut angebunden, was es insbesondere 
seiner frühen Industrialisierung und der Ver-
netzung der ansässigen Kohle- und Stahlindus-
trien mit den umliegenden Gebieten verdankt. 
Insbesondere der Straßenverkehr spielt eine 
große Rolle, was sich auch beim hohen Primär-
energieverbrauch von Mineralölprodukten be-
merkbar macht. Wichtigster Energieträger im 
Saarland ist jedoch die Steinkohle, welche mehr 
zum Energieverbrauch beiträgt als alle anderen 
Energieträger zusammengenommen. Die Erneu-
erbaren Energien hatten 2009 nur einen Anteil 
von 2,9 Prozent am Primärenergieverbrauch 
– so viel wie im deutschen Durchschnitt schon 
Anfang des Jahrtausends erreicht wurde. Auch 
im Strombereich wurde 2011 nur ein regenera-
tiver Anteil von nur 5,6 Prozent erreicht, wobei 
das Saarland ein relevanter Stromexporteur ist.
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Masterplan Nachhaltige Energieversorgung“ 
vom Juli 2011

Ziele Stromverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 20 %
(2008: 5,4 %)

Installierte Leistung Windenergie 500–700 MW
(2012: 131 MW) 

Installierte Leistung Photovoltaik 550 MW 
(2012: 309 MW)

Installierte Leistung Biomasse 20 MW (el) 
(2012: 10 MW(el))

Ziel Effizienz 2020

Anteil Kraft-Wärme-Kopplung an 
der Stromerzeugung

25 %

Ziel Treibhausgasemissionen 2050

Reduktion Treibhausgas
emissionen 

– 80 %
(gegenüber 2005)

Quelle: Masterplan für eine nachhaltige Energieversorgung Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.saarland.de/15214.htm

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

5,4 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2010)

3,3 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

89,8 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

131 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

3,4 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

60 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

49

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

0 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

2.440

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

71 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

138.097

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Saarland 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,27 Mio. TJ) 

462

Saarland

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,25 Mio. TJ) 

54.390
37.493

8.121

2.271

0,8 (2000)
3,3 (2010)

500

58.334
31.794

189.246

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Photovoltaik

Installierte  
Leistung pro 
1.000 km² 
„Platz ist in der kleinsten Hütte“ –  
diesen Spruch kennen die Bewohner 
des kleinsten Flächenlandes nur zu gut. 
Dass man auch mit wenig Raum viel 
machen kann, zeigen die Saarländer mit 
der nach Bayern und Baden-Württem-
berg höchsten installierten PV-Leistung 
pro km².

Ausbau Erneuerbarer  
Energien

Unterstützung 
durch die Bürger 
Das Saarland hat eine lange Tradition als 
Kohleland – nichtsdestotrotz setzen die 
Saarländer für die Zukunft auf andere 
Ressourcen. 97 Prozent und damit so 
viele wie in keinem anderen Bundesland 
wollen einen verstärkten Ausbau von 
Energie aus Sonne, Wind, Biomasse, 
Geothermie und Wasserkraft.

Elektro-Pkw 

Anzahl pro 1.000 
Pkw gesamt
Die Saarländer sind ein Volk der Auto-
fahrer. In keinem anderen Bundesland 
gibt es  so viele Fahrzeuge pro Kopf. Gut 
zu wissen, dass dies auch für zukunfts-
fähige Mobilität gilt: Mit 0,22 Elektroau-
tos pro 1.000 Pkw hat das Saarland den 
zweithöchsten Anteil der Flächenländer.

120,6 kWp
2011

97 %
2012

Saarland
Ja zum Ausbau 

Erneuerbarer Energien

0,03
 2011

0,16
 2012

0,22
 2013
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Solarthermie

Kollektorfläche 
pro km² 
Manche Unternehmen propagieren den 
Tiger im Tank, die Saarländer setzen auf 
Sonne in der Heizung: Etwa 73 m² Solar-
kollektorfläche gibt es hier pro Quadrat-
kilometer Landesfläche –  deutlich mehr 
als in vielen anderen Bundesländern. 73,53 m2

2012

Bioenergie

Wärmeerzeugung 
heute und  
in Zukunft
Die Energiewende dreht sich heute noch 
großteils um den Stromsektor. Das Saar-
land hat schon weiter gedacht und  
kümmert sich auch um die künftige Wär-
meversorgung: Laut einer Studie des 
IZES könnte allein die Bioenergie in dem 
kleinen Land im Südwesten bis 2050 
über 1,4 Milliarden Kilowattstunden  
Wärme produzieren. Schon 2020 könnten 
es mehr als eine Milliarde und damit 
mehr als doppelt so viel wie heute sein.

453.219

642.932

1.075.908

1.440.613

MWh

2011 2015 2020 Potenzial bis 2050
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Das Saarland muss als kleins-
tes Flächenland und aufgrund 
seiner kleinräumigen Struk-
tur sehr effektiv mit Fläche 
umgehen. Die schwarz-rote 
Regierung verbucht einen 
Aufwärtstrend in Sachen Er-
neuerbare Energien und sieht 
diesen vor allem im Wachstum 
der Photovoltaik auf Dächern 
und Konversionsflächen. 
Nachholbedarf gibt es jedoch 
in Bezug auf die Windkraft. 

Herr Minister Maas, noch un-
ter Ihrer Vorgängerin wurde 
ein umfassender Masterplan 
für die Energiewende im Saar-
land beschlossen – nun haben 
Sie darauf aufbauend einen 
Energiebeirat eingesetzt. Was 
resultiert daraus? 
Ergänzend zum Plenum des 
Energiebeirates sind aktuell 
insgesamt vier Arbeitsgruppen 
auf Fachebene damit beschäf-
tigt, konkrete Handlungsoptio-
nen zu erarbeiten. Unser Ziel 
ist eine sichere, bezahlbare 
und nachhaltige Energiewen-
de. Daher haben wir uns dazu 
entschlossen, den bisherigen 
Masterplan Energie weiterzu-
entwickeln und auch die aktu-
ellen bundespolitischen De-
batten und Rahmenbedingun-
gen mitzuberücksichtigen. Es 
ist geplant, bis zum Sommer 
zu Ergebnissen zu kommen, 
die dann sofor t umgesetzt 
werden. 

Nach dem Ende des Saar-
Bergbaus wollen Sie die ener-
giewirtschaftliche Nutzung 
ehemaliger Bergbauflächen 
und Anlagen vorantreiben. 
Bereits für dieses Jahr (2013) 
sind neue Photovoltaikanla-
gen auf ehemaligen Halden 
in einer Größenordnung von 
30 Megawatt geplant. Welche 
neuen Perspektiven sehen Sie 
hier?
Das Engagement der Nutzung 
von Photovoltaik auf Freiflä-
chen im Konversionsbereich 
wird weitergeführt. Hier set-
zen wir uns verstärkt auch auf 
Bundesebene für passende 
Rahmenbedingungen ein. Ein 
neues Innovations- und Ge-
schäftsfeld könnte sich künftig 
im Bereich der Energiespei-
cherung im Saarland ergeben. 
Z u n ä c h s t  d e n ke n  w i r  a n 
Pumpspeicherkraftwerke auf 
ehemaligen Haldenflächen so-
wie im Bergwerk Nord. Die 
t e c h n i s c h e  M a c h b a r ke i t 
scheint gegeben. 

Zweitens gibt es erfolgver-
sprechende Forschungsan-
sätze im Bereich der dezent-
r alen elek trochemischen 
Speicher. Und drittens haben 
wir Firmen im Land, die ein 
„intelligentes Netz“ mit Prog-
noseeinrichtungen und Last-
verschiebungen beim privaten 
sowie industriellen Verbrau-
cher im Rahmen von Feldver-

„Die Windenergie ist Motor für unsere Ziele...“

	 Interview mit Heiko Maas (SPD), Minister für  
Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr im Saarland

suchen leistungsseitig opti-
mieren. Das Land versucht, 
dies finanziell unter Beach-
tung des Wettbewerbsrechts 
zu unterstützen. 

Sie sprechen die ehemaligen 
Bergwerksanlagen als Stand-
ort für Pumpspeicherkraft-
werke an. Welche Chance ge-
ben Sie solchen Projekten?
Die technische und wirtschaft-
liche Machbarkeit prüft die 
RAG derzeit in einer Studie. 
Grundsätzlich wäre dies ein 
wichtiger Beitrag zur regene-
rativen Energiegewinnung – 
wenn er von der Investitions-
seite finanziell machbar er-
scheint. Dies ist derzeit noch 
offen. Das Preisdelta, das so-
genannte Spread, zwischen 
Entlohnung für Spitzenstrom-
arbeit und der Aufbau von Ka-
pazitäten in nachfrageschwa-
chen Zeiten ist in den letzten 
Jahren geschrumpft. Im Rah-
men der Energiewende wer-
den jedoch Kraftwerke und 
Speicher in unterschiedlicher 
Ausprägung und gerade im 
Süden der Republik benötigt. 
Die meisten Experten wollen 
dies marktkonform im Rah-
men sogenannter Kapazitäts-
märkte mit abdecken: Kraft-
werke erhalten weniger für die 
zur Verfügung gestellte Stro-
marbeit als vielmehr für die 
bereit gehaltene Stromleis-
tung einen entsprechenden 
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Bio- und Grünabfälle sowie 
Klär- und Deponiegas besser 
nutzen. Welche Art von Förde-
rung kann hier künftig statt-
finden?
Über das Interreg- Projekt 
„ARBOR“ des Instituts für Zu-
kunfts-Energiesysteme ge-
winnt die Landesregierung 
Erkenntnisse zur klimascho-
nenden Nutzung von Bioabfäl-
len und Grünschnitt. Hier geht 
es um Optimierungen im wirt-
schaftlichen und CO2-mini-
mierten Betrieb zentraler und 
dezentraler Anwendungen. 
Ergänzt wird es um Konzepti-
onen zur energetischen Alt-
holz- und Klärschlammver-
wertung in der Region. Erste 
Ergebnisse werden in der 
zweiten Jahreshälfte 2013 zu 
diskutieren sein. 

Sie kündigen für das erste 
Halbjahr 2013 zahlreiche neue 
Vorranggebiete für die Wind-
kraftnutzung an. Wie sehen 
Sie die Akzeptanz für den Aus-
bau der Windenergie im Land?
Die Windenergienutzung ist 
der Motor für die Erreichung 
des 20 Prozent-Ziels bis 2020. 
Die Landesregierung sieht 
insbesondere in der finanziel-
len Beteiligung der Bürger, sei 
es durch Fonds professionel-
ler Projektentwickler inklusi-
ve der Saarländischen Ener-
gieindustrie, aber auch neuer 
Akteure wie Bürgerenergiege-

nossenschaften, die Lösung 
für eine ganze Reihe von Ak-
zeptanzfragen. Dazu kommt, 
dass im Zuge der Errichtung 
der kommunalen Vorrangge-
biete bereits zahlreiche Öf-
fentlichkeitsveranstaltungen 
stattfanden, so dass die Bür-
ger über ihre kommunalen 
Mandatsträger die passende 
lokale Beteiligungsmöglich-
keit wahrnehmen konnten. Auf 
den regelmäßig stattfinden-
den Kommunalbörsen machen 
wir die kommunalen Akteure 
auf die Chancen der Energie-
wende aufmerksam. 

Ist das Saarland auf einem gu-
tem Weg zur Modellregion für 
nachhaltige Mobilität?
Durchaus. Wir wollen zeigen, 
dass der öffentliche Perso-
nennahverkehr und der Indivi-
dualverkehr keine Gegensätze 
sein müssen sondern in Zu-
kunft ineinanderwirken kön-
nen. Im Rahmen des Projektes 
„E-mobil Saar“ schaffen wir 
derzeit die Infrastruktur für 
ein Netz von Ladesäulen an 
ÖPNV-Knotenpunkten und 
stationieren mit unseren Pro-
jektpartnern dort auch Elekt-
romobile, die über das System 
von jedem Bürger gebucht 
werden können. Das Modell 
„Benutzen statt Besitzen“ ge-
winnt auch im Saarland damit 
immer mehr an Attraktivität.

Bonus. Die Ausgestaltung der-
ar tiger Marktinstrumente 
muss aber auf Bundesebene 
geklärt werden. 

Viele Bürger des Saarlandes 
besitzen Photovoltaik- oder 
Solarthermie-Anlagen. Wie 
unterstützen Sie diese Ener-
giewende von unten?
Das Saarland ist jetzt im drit-
ten Jahr mit einer eigenen so-
laren Landesmeisterschaft 
ergänzend zur solaren Bun-
desliga dabei, sportlich die 
Kommunen zu einem Engage-
ment der Sonnenenergienut-
zung zu motivieren. Daneben 
haben wir in unserem Breiten-
förderprogramm „Klima Plus 
Saar“ seit Oktober 2012 einen 
eigenen Fördertatbestand „so-
lare Warmwasserbereitung“ 
mit pauschal 500 Euro für Ein- 
und Zweifamilienhäuser sowie 
800 Euro für Mehrfamilienge-
bäude. Damit die Menschen im 
Land unsere gesamten För-
derinstrumente zielgerichtet 
für sich einsetzen können, wird 
die kostenlose „Energiebera-
tung Saar“ mindestens bis 
Ende 2014 weitergeführt. 

Die Landesregierung will im 
Bereich Bioenergie vor allem 
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Die Geschichte des Saarlandes ist stark durch 
die in den Landesgrenzen liegenden Steinkoh-
levorkommen geprägt. Durch Klimawandel und 
den unwirtschaftlich werdenden Kohleabbau 
erlebt das Saarland jedoch einen erheblichen 
Strukturwandel und will auch seine Energiever-
sorgung auf eine neue, zukunftssichere Basis 
stellen.

Dieser Wandel hat spätestens mit der Vorgän-
gerregierung, der bundesweit ersten schwarz-
grün-gelben Koalition begonnen. Unter Führung 
des grünen Umweltministeriums wurde ein 
Masterplan Neue Energie für den Zukunfts-
standort Saarland erarbeitet und im Juli 2011 
veröffentlicht, der detailliert Ausbaustrategien 
und –maßnahmen für die verschiedenen erneu-
erbaren Energieträger aufzeigt. Die amtierende 
schwarz-rote Regierung will die durch den Mas-
terplan geschaffenen Grundlagen übernehmen 
und auf dessen Basis ein energiepolitisches Ge-
samtkonzept erarbeiten, welches den Ausbau-
pfad präzisiert. Dazu wurde im September 2012 
ein Energiebeirat einberufen, der unter Führung 
des SPD-regierten Wirtschaftsministeriums ei-
nen Entwurf dazu erstellen soll. Erste Ergebnis-
se werden für Sommer 2013 erwartet.

Vor allem der Ausbau der Windenergie, die 
bislang nur einen sehr geringen Anteil an der 
Energieversorgung hat, soll beschleunigt wer-
den. Eine Maßnahme dazu war beispielsweise 
die Änderung des Landesentwicklungsplans, so 
dass die Kommunen nun selbst über den Bau 
von Windenergieanlagen entscheiden können 
und diese Regelung nicht mehr dem Land ob-
liegt. Auch mögliche Standorte wurden bereits 
im Rahmen der Entwicklung des Masterplans 
ermittelt und diese Informationen zur Verfügung 
gestellt. Im Frühjahr 2013 wurde zudem eine 
Verordnung zu Windenergieanlagen in Land-
schaftsschutzgebieten erlassen, um auch dort 
Windenergie zu ermöglichen. Bis 2020 wird bei 

einem ambitionierten Ausbau eine Leistung von 
500 – 700 MW Windenergie als erreichbar einge-
schätzt (2012: 131 MW).

Auch Solar-und Bioenergie sollen ambitioniert 
auf 550 MWp bzw. 20 MWel ausgebaut werden, 
auch wenn das Saarland hier schon relativ gut 
dasteht. Bis 2020 soll jeweils eine Vervielfachung 
der Stromerzeugung der einzelnen Technologi-
en erfolgen. Insgesamt soll die Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien so bis 2020 einen 
Anteil von 25 Prozent erreichen.

Auch den Verkehrssektor behandelt der umfas-
sende Masterplan. Hier wird neben der Reduzie-
rung des Verkehrsaufwands in dem mobilitäts-
intensiven Land vor allem auf Elektromobilität 
gesetzt.

Unterstützend wird die Gründung einer Klima-
schutzagentur angekündigt, welche allerdings 
bis heute nicht realisiert ist. Auch das erfolg-
reich etablierte Förderprogramm Klima Plus 
Saar trägt zum Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien bei.

Landesenergieagentur

ARGE Solar e. V.
•	 www.argesolar-saar.de
•	 Gegründet: 1992
•	� Mitglieder des Vereins sind seitdem die saarländi-

schen Energieversorger und fördernde Institutionen 
wie das Ministerium für Umwelt, die Verbraucher-
zentrale, Hochschule für Wirtschaft und Technik, 
Universität des Saarlandes, das IZES gGmbH, u. a.

Energiepolitik unter der Lupe: 
Von Kohle zu neuer Energie
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Mit dem seit Frühjahr 2011 existierenden För-
derprogramm Klima Plus Saar hat die saarlän-
dische Landesregierung ein umfassendes Inst-
rument entwickelt, das sowohl für den Ausbau 
Erneuerbarer Energien als auch für die effizi-
ente Verwendung von Strom und Wärme Anrei-
ze setzt. Das Programm richtet sich sowohl an 
Privathaushalte und Vereine, als auch an Unter-
nehmen. Es kann so helfen, Bewegung in unter-
schiedlichste Aspekte der Energiewende zu brin-
gen – und gleichzeitig den Antragstellern Geld 
sparen. Die aktuelle Landesregierung hat das 
Programm übernommen und zum Herbst 2012 
sogar um weitere Fördertatbestände erweitert.

Neben der effizienteren Nutzung vor allem von 
Heizenergie, etwa über Dämmung, den Aus-
tausch alter Heizungskessel oder von Nacht-
speicheröfen, bietet Klima Plus Saar vielerlei 
Ansatzpunkte zur Nutzung Erneuerbarer Ener-
gien. Bundesweit einzigartig ist dabei die neu 
ins Programm aufgenommene Förderung von 
Kurzumtriebsplantagen, also von schnellwach-
senden Baumarten wie Weiden, Pappeln, Birken 
o.ä., die für die energetische Nutzung als feste 
Biomasse genutzt werden. Aber nicht nur beim 
Anbau, auch bei der Nutzung wird Bioenergie 
gefördert. So können beispielsweise Vereine mit 
Unterstützung der Landesregierung Pelletkessel 
installieren und damit effizient und kostengüns-
tig die Vereinsgebäude heizen. Auch die Nutzung 
von Solarthermieanlagen von Vereinen oder Pri-
vathaushalten wird über das Programm unter-
stützt. Nah- und Fernwärmenetze und die damit 
verbundene dezentrale Energieerzeugung, bei-
spielsweise aus Biogasanlagen, können eben-
falls gefördert werden. 

Die Erzeugung von Elektrizität aus Erneuerba-
ren Energien wird zwar größtenteils über das 
EEG abgedeckt, nichtsdestotrotz gibt es auch 
hierbei noch Anwendungsfelder, deren Förde-
rung in einem an lokale Bedingungen orientier-

Solarenergie über alle Grenzen

Der Regionalverband Saarbrücken hat im Jahr 2011 
mit dem Solarkataster und einer Auswertung von 
Luftbildern einen qualitativ hochwertigen Solarat-
las vorgelegt, in dem jeder Bürger und jedes Unter-
nehmen online oder gedruckt einen ersten Eindruck 
bezüglich der Eignung der eigenen Dachfläche für 
die Photovoltaik-Nutzung erhält. Da die Region an 
Frankreich grenzt, wurde die Publikation zudem auch 
in Französisch aufgelegt und erreicht so eine noch 
größere Zielgruppe.

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Klima Plus Saar – Das Förderprogramm  
zur Beschleunigung der Energiewende

ten Programm besser aufgehoben ist. Klima 
Plus Saar bietet beispielsweise die Möglichkeit 
einen einmaligen Zuschuss zum Einsatz von 
Kleinwindanlagen zu bekommen und so die 
Windenergienutzung auch in Städten oder auf 
kleineren Betriebsgeländen zu ermöglichen. 
Auch die Nutzung von Photovoltaik-Anlagen (bis 
2 kW) wird im Rahmen besonderer architekto-
nischer Gestaltung unterstützt. Einnahmen aus 
dem EEG werden dabei gegengerechnet. Für 
Unternehmen bietet sich zudem die Möglichkeit 
Entwicklungs-, Pilot- oder Demonstrationsver-
fahren zur Nutzung Erneuerbarer Energien för-
dern zu lassen – das Programm Klima Plus Saar 
dient somit nicht nur in der Anwendung, sondern 
auch in der Forschung der Beschleunigung der 
Energiewende.
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Sachsen

Landeshauptstadt Dresden

Fläche 18.419,71 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche

55,0 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche

27,2 %

Bevölkerungsdichte 2011 225 Einwohner pro km²

BIP 2011 96,61 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 9,8 %

Schulden 2011 5,6 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien CDU und FDP

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach Ergebnissen der Landtagswahl 2009

SPD 14 Sitze (10,4 %)

DIE LINKE 29 Sitze (20,6 %)

FDP 14 Sitze (10,0 %)

GRÜNE 9 Sitze (6,4 %)

NPD 8 Sitze (5,6 %)

CDU 58 Sitze (40,2 %)

Nächste Wahl Herbst 2014

Regierungsvorsitzender Stanislaw Tillich

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Sächsisches Staatsministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr:
www.smwa.sachsen.de
Minister: Sven Morlok (FDP)

Der Freistaat Sachsen ist das östlichste Bundes-
land Deutschlands. Das ehemalige Königreich 
ist in seinen heutigen Ausmaßen eines der klei-
neren Flächenländer Deutschlands. Trotz der re-
lativ kleinen Fläche und der Randlage des Bun-
deslandes leben vergleichsweise viele Menschen 
im Freistaat, was vor allem an der Wirtschafts-
stärke des Landes liegt: Die Sachsen verfügen 
über das höchste Bruttoinlandsprodukt der ost-
deutschen Länder, insbesondere in den urbanen 
Zentren Leipzig und Dresden. Auch in der dritten 
Großstadt Chemnitz, ist eine positive Dynamik zu 
verzeichnen. Im Norden und Osten Sachsens, an 
den Grenzen zu Brandenburg und Polen, gibt es 
jedoch auch deutlich strukturschwächere Regi-
onen, die nach der Wende den Anschluss an die 
wirtschaftliche Entwicklung im Rest der Repub-
lik noch nicht geschafft haben.

Dominierende Branchen in den wirtschaftsstar-
ken Regionen Sachsens sind Maschinen- und 
Automobilbau. Auch die Mikroelektronik ist, 
insbesondere im Raum Dresden, ein wichti-
ges Standbein der sächsischen Wirtschaft. Die 
Erneuerbaren Energien haben ebenfalls ihren 
Platz in der Wirtschaftslandschaft Sachsens. 
Aber auch die konventionelle Energieerzeugung 
ist in Sachsen ein wichtiger Wirtschaftszweig, 
insbesondere der Abbau und die Verstromung 
der Braunkohle ist hier weit verbreitet. Diese 
Branche ist vor allem in den dünner besiedelten 
Regionen noch ein wichtiger Arbeitgeber, wobei 
der Strukturwandel nach der Wende die Braun-
kohleindustrie schwer getroffen hat und diese 
bei Weitem nicht mehr so viele Menschen wie 
noch vor der Deutschen Einheit beschäftigt.

Der Braunkohleabbau macht sich nicht nur in 
der Wirtschaftsstruktur bemerkbar, sondern na-
türlich auch bei der Energienutzung Sachsens. 
So ist die Braunkohle mit einem Anteil von über 
40 Prozent (2010) der wichtigste Energieträger 
beim Primärenergieverbrauch. Die Erneuerba-
ren Energien spielen eine deutlich unterdurch-
schnittliche Rolle: Auch wenn der Anteil am 
Primärenergieverbrauch in den letzten Jahren 
leicht gesteigert werden konnte, haben diese nur 
einen Anteil von 7,5 Prozent.
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Energie- und Klimaprogramm Sachsen 2012“ 
vom März 2013

Ziele Stromverbrauch 2022

Anteil Erneuerbare Energien 28 %

Wasserkraft 320 Mio. kWh 
(2012: 275 Mio. kWh)

Windenergie 2.200 Mio. kWh  
(2012: 1.700 Mio. kWh)

Solarenergie 1.800 Mio. kWh 
(2012: 900 Mio. kWh)

Bioenergie 1.800 Mio. kWh 
(2012: 1.385 Mio. kWh)

Ziel Effizienz 2020

Anteil der Kraft-Wärme-Kopp-
lung an der Stromerzeugung

30 % 

Ziel Treibhausgasemissionen 2020

Reduktion der CO2-Emissionen 
des Nicht-Emissionshandels
sektors 

– 25 % 
(gegenüber 2009) 

Quelle: Energie- und Klimaprogramm Sachsen 2012

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.energie.sachsen.de/3790.html#article3891

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch

13,6 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

7,5 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

108,3 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

1.002,54 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

9,1 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

271 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

298

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

81,7 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

18.970

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

62 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Sachsen 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,58 Mio. TJ) 

47.503

Sachsen

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,64 Mio. TJ) 

223.034
136.343

2.588

271.882

4.839
3.626

0,6 (2000)
7,5 (2010)

240.247

132.692
205.026

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Beschäftigung

Solar- 
Arbeitsplätze
Viele Sachsen haben früher im Kohle- 
abbau gearbeitet. Heute bietet die  
Branche kaum noch Menschen Lohn und 
Brot. Gut, dass es die Erneuerbaren 
Energien gibt: Allein in der Solarenergie
branche arbeiteten 2012 7.790 Menschen.

7.790
2012

Biomasse(Heiz)Kraftwerke

Leistung pro 
1.000 km2 
Die in Sachsen vielerorts abgebaute 
Braunkohle ist ja auch nur verrottetes 
Pflanzenmaterial – warum also nicht 
die heute (nach)wachsende Biomasse 
zur Energieerzeugung nehmen und da-
mit klimafreundlich heizen und Strom 
erzeugen? Diese Erkenntnis setzt sich 
auch im Freistaat immer stärker durch. 
Mit durchschnittlich 4,8 MW Kraft-
werksleistung zur Nutzung von Bio-
masse pro 1000 km² Landesfläche ist 
Sachsen ziemlich weit vorne.

3,3 %
4,8 MW

2011
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Erneuerbare Energien 

Forschungsför-
derung pro 1 Mio. 
Euro BIP 
Gut Ding will nicht nur Weile haben, 
sondern erfordert meist auch entspre-
chende Investitionen. Sachsen hat dies 
verstanden und fördert die Forschung 
zu Erneuerbaren Energien überdurch-
schnittlich – so kann der hervorragende 
Ruf des Wissenschaftsstandortes auch 
in Zukunftsbranchen aufrecht erhalten 
werden.

Erdwärme 

Anzahl der MAP-
geförderten Erd-
wärmepumpen 
Mit Energie aus der Erde kennt man 
sich in Sachsen aus, weshalb man auch  
gerne die zeitgemäßere Erdwärme für 
Heizung und Warmwasser nutzt. So 
wurden 2011 allein mit Unterstützung 
des Marktanreizprogrammes über 200 
Erdwärmepumpen installiert.

Hybridautos

Anzahl pro 1.000 
Pkw gesamt 
Sachsen ist das östlichste Bundesland 
Deutschlands - für Besuche anderer 
Teile Deutschlands sind also oft lan-
ge Wege nötig. Gut, dass die Sachsen 
nach den Brandenburgern und den  
Bewohnern der Stadtstaaten die höchste  
Quote an Hybridautos haben, um auch 
bei langen Autofahrten die Umwelt  
weniger zu belasten.

72,6

60,3
EURO Forschungsausgaben 

für Erneuerbare Energien

60,3

EURO
Forschungsausgaben 

für Erneuerbare Energien

201160,3

1,06
2011

201
2011

1,77
2013
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Sachsen hat in seinem aktu-
ellen Energie- und Klimapro-
gramm vom März 2012 einen 
Maßnahmenkatalog vorge-
legt. Unter anderem gibt es 
einen Vorschlag zur Änderung 
des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG). Die Verstro-
mung heimischer Braunkohle 
bleibt fester Bestandteil. Die 
Solarindustrie, das am wei-
testen entwickelte Branchen-
segment der Erneuerbaren 
Energien, soll weiter gestärkt 
werden. Bezüglich Windener-
gie liegt Sachsen im unteren 
Bereich im Ländervergleich.
Vergleichsweise viel Geld in-
vestiert Sachsen in die EE-
Forschung.

Herr Minister Morlok, welche 
Maßnahmen konnten aus dem 
neuen Energie- und Klima-
programm bereits in Angriff 
genommen werden? 
Zum Programm gehört ein 
Maßnahmenplan zur Umset-
zung der energie- und klima-
politischen Strategien und Zie-
le. An der Umsetzung einer 
ganzen Reihe auch längerfris-
tiger Maßnahmen wird bereits 
gearbeitet. Dazu zählt zum 
Beispiel der Vorschlag einer 
Änderung des EEG zur besse-
ren Marktintegration Erneuer-
barer Energien. Weiterhin hat 
ein Arbeitskreis „Energienet-
ze“ bereits im vergangenen 
Jahr seine Arbeit aufgenom-

men. Außerdem wurde die Er-
mittlung raumbedeutsamer 
Potenziale zur Energiespei-
cherung in Sachsen in Auftrag 
gegeben. Hinsichtlich der För-
derprogramme wird gegen-
wärtig die neue EFRE*-Struk-
turfondsperiode 2014 bis 2020 
vorbereitet. Es ist vorgesehen, 
den Katalog von Maßnahmen 
regelmäßig zu evaluieren und 
spätestens nach zwei Jahren 
fortzuschreiben. 

Worauf will sich der Freistaat 
Sachsen beim künftigen Aus-
bau Erneuerbarer Energien 
fokussieren? Wie lange bleibt 
Sachsen noch Braunkohle-
land?
Solange die Erneuerbaren 
Energien keine grundlastfähi-
ge und zugleich wirtschaftli-
che Alternative darstellen, ist 
die Verstromung der heimi-
schen Braunkohle ein fester 
Bestandteil der sächsischen 
Energiepolitik. Ihr Anteil am 
Energiemix kann deshalb nur 
in dem Maße zurückgehen, 
wie die Erneuerbaren aufho-
len. Im Übrigen reichen die 
b e k a n n t e n  g e w i n n b a r e n 
Braunkohlevorräte in Sach-
sen bei einer dem heutigen 
Niveau entsprechenden För-
derung noch für mehrere Ge-
nerationen. Entscheidend ist 
für mich, dass der weitere 
Ausbau der Erneuerbaren 
Energien mit Augenmaß er-

„Für Sachsen ist die Elektromobilität  
von besonderer Bedeutung.“

	 Interview mit Sven Morlok (FDP), Staatsminister  
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr in Sachsen

folgt, solange der Netzausbau 
no ch h inter h er h ink t  un d 
Energiespeicher unzurei-
chend entwickelt sind. In ih-
rem Energie- und Klimapro-
gramm Sachsen 2012 hat sich 
die Staatsregierung zum Ziel 
gesetzt, den Anteil der Erneu-
erbaren Energien am Brutto-
stromverbrauch in den nächs-
ten zehn Jahren auf 28 Pro-
zent zu erhöhen.

Der Freistaat Sachsen schlägt 
ein „quotenbasiertes Mengen-
modell“ zur Novellierung des 
Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG) vor. Welche Vorteile 
kann das bringen?
Sachsen hat den Vorschlag 
gemacht, die Einspeisevergü-
tung des existierenden EEG 
durch eine Quotenvorgabe zu 
ersetzen. Damit sollen die Er-
neuerbaren Energien in den 
Markt integriert werden. Das 
ist Voraussetzung für den un-
umstritten notwendigen Um-
bau unseres Stromversor-
gungssystems. Das vorge-
schlagene Quotensystem hat 
gegenüber dem bestehenden 
Fördersystem wesentliche 
Vorteile. Zum einen stehen 
dann die einzelnen Erneuer-
baren Energietechnologien 
untereinander im Wettbewerb. 
Damit wird bei regenerativ er-
zeugtem Strom an dem Ort 
und mit dem Verfahren produ-
ziert, das die geringsten Kos-
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Wir werden aussichtsreiche 
Projektvorschläge der Wis-
senschaftseinrichtungen in 
der gesamten Breite der Ener-
gietechnik unterstützen. Damit 
wollen wir den Energiefor-
schungs- und Energiewirt-
schaftsstandort Sachsen wei-
ter stärken. Deshalb werden 
beispielsweise in der gegen-
wärtigen EFRE-Förderperiode 
Projekte der anwendungsori-
entierten Forschung an inno-
vativen Energietechniken mit 
28 Millionen Euro aus EU- und 
Landesmitteln unterstützt. Die 
Forschungsschwerpunkte rei-
chen gegenwär tig von der 
Werkstoff forschung in den 
Bereichen Thermoelektrik, 
Photovoltaik und Speicher-
technik, über Vergasungsver-
fahren, den Energiemaschi-
n e n b a u  u n d  i n n o v a t i v e 
Technologien der Kernener-
gienutzung bis hin zur Bio-
energie. 

Sind Sie mit dem Bemühen um 
mehr Fläche für Windener-
gieanlagen konkret weiterge-
kommen? 
Die Staatsregierung hält es für 
möglich, dass in Sachsen in 
den nächsten zehn Jahren die 
Stromerzeugung aus Wind-
energie von 1.700 GWh/a auf 
2.200 GWh/a gesteigert wer-
den kann – im Wesentlichen 
auf den bereits durch die Regi-
onalplanung festgelegten Flä-

chen und einer moderaten Er-
weiterung dieser Flächen. 
Dabei ist es unerlässlich, dass 
die Bürger frühzeitig und um-
fassend in die Planungen ein-
bezogen werden. Eine Auswei-
tung von Windenergieanlagen 
in Waldgebiete ist momentan 
nicht notwendig.

Welche Chancen sieht Sachsen 
in einem Umstieg auf elektri-
sche Antriebe? 
Elektromobilität wird langfris-
tig eine Rolle spielen. Für 
Sachsen als traditionelles Au-
tomobilland ist die Elektromo-
bilität deshalb von besonderer 
Bedeutung. Ob die Mobilität 
der Zukunft batterieelektrisch 
oder wasserstoffbasiert sein 
wird oder auf ganz anderer 
Basis beruht, kann heute noch 
niemand voraussehen. Der 
Markt wird entscheiden, wel-
che die wirtschaftlichsten Lö-
sungen sind. Sachsen unter-
stützt in den Jahren 2013 bis 
2016 das gemeinsame baye-
risch-sächsische Schaufens-
ter „Elektromobilität verbin-
det“ mit insgesamt 15 Millionen 
Euro.

*EFRE - Wirtschaftsförderung 
mit Mitteln des Europäischen 
Fonds für Regionale Entwick-
lung

ten verursacht. Zum anderen 
kann die Geschwindigkeit des 
Ausbaus der Erneuerbaren 
Energien passgenau gesteuert 
werden. Dies wird zu mehr Ef-
fizienz beim weiteren Ausbau 
der Nutzung Erneuerbarer 
Energien führen. 

Wie kann der Solarstandort 
Sachsen erhalten oder auch 
weiter ausgebaut werden? 
Alle derzeit relevanten Zu-
kunftstechnologien der Photo-
voltaik, also kristalline, Dünn-
s c h i c h t  u n d  o r g a n i s c h e 
Photovoltaik, sind in Sachsen 
vertreten und bieten Entwick-
lungspotenziale. Sachsen un-
terstützt Initiativen zur weite-
r e n  E n t w i c k l u n g  d e r 
sächsischen Photovoltaik- und 
Solarindustrie zum Beispiel 
im Bereich Forschung- und 
Entwicklung (F&E) von Ener-
giespeichern. Ferner bestehen 
enge Kooperationen zwischen 
Photovoltaikindustrie und For-
schungsinstituten, was Sach-
sen attraktiv für die weitere 
Ansiedlung innovativer Zu-
kunftsindustrien macht.  

Welche Schwerpunkte setzen 
Sie im Bereich Energiefor-
schung?
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Schon im  Oktober 2011 und damit nur wenige 
Monate nach der Ausrufung der Energiewende 
legte die schwarz-gelbe sächsische Landeregie-
rung den Entwurf eines Energie- und Klimap-
rogramms vor, welcher die geänderten bundes-
politischen Realitäten für die Energiewirtschaft 
nach dem Unglück von Fukushima widerspie-
geln sollte.  

Endgültig wurde das Programm und ein zuge-
höriger Maßnahmenplan dann im März 2013 
vom Kabinett beschlossen. Entscheidender 
Unterschied zum ersten Entwurf ist: Das Ziel 
zum Anteil Erneuerbarer Energien am Brut-
tostromverbrauch lautet nicht mehr ein Drit-
tel wie noch im Entwurf, sondern nur noch  28 
Prozent (Zum Vergleich 2010: 15,2 Prozent). Den 
größten Beitrag zu diesem Ziel soll wie schon 
heute die Windenergie liefern, die von 1,7 Milli-
arden Kilowattstunden (kWh) 2012 auf 2,2 Milli-
arden kWh ausgebaut werden soll, während im 
Entwurf noch 3,5 Milliarden kWh angekündigt 
waren. Der Ausbau soll dabei aufgrund der ho-
hen Siedlungsdichte  durch „sensibles Repowe-
ring“ und „zurückhaltende Erschließung neuer 
Standorte“ erfolgen – insgesamt also ein sehr 
gebremster Ausbau.  In eine ähnliche Richtung 
zielt eine parallel zur Verabschiedung des Ener-
gie- und Klimaprogramms von Sachsen einge-
brachte Bundesratsinitiative zur Ergänzung des 
Baugesetzbuches: Mit dieser sollen die Länder 
ermächtigt werden zu entscheiden, ob Wind-
energie als privilegierte Vorhaben zu verwirkli-
chen sind - was eine deutliche Bremse für den 
Ausbau der Windenergie sein könnte.

Bei der Bioenergie werden noch Wachstumspo-
tenziale gesehen, wenn auch dieses wegen der 
Nutzungskonkurrenzen zwischen Energiepflan-
zen und Nahrungsmittelanbau begrenzt sei: Hier 
soll die Strommenge von knapp 1400 Milliarden 
kWh auf 1,8 Milliarden kWh steigen. Das größte 
Wachstumspotenzial wird bei der Photovoltaik 

gesehen, die ihre Stromerzeugung von heute 0,9 
Milliarden kWh auf dann ebenfalls 1,8 Milliarden 
kWh verdoppeln soll.

Bei der Wärmeerzeugung soll der Anteil der 
Erneuerbaren Energieträger, der aktuell noch 
relativ gering ist und fast ausschließlich durch 
Bioenergie bestimmt wird,  ebenfalls ausgebaut 
werden. Es  werden im Programm jedoch keine 
konkreten Zielmarken genannt. Dafür setzt sich 
Sachsen mit der Verabschiedung des Dokuments 
neue Ziele hinsichtlich der Effizienz der Ener-
gieerzeugung: So soll der Anteil von Strom aus 
Kraft-Wärme-Kopplung, bei welcher Sachsen 
schon heute Vorreiter ist, binnen Zehnjahresfrist 
von 24 auf 30 Prozent steigen.

In der Verkehrspolitik strebt Sachsen laut Ener-
gieprogramm eine deutliche Effizienzsteigerung 
und insbesondere den Einsatz von Elektromobi-
lität an, welche beispielswiese in einem Schau-
fenster-Modellprojekt gemeinsam mit Bayern 
schon großflächig getestet wird.

Insgesamt will Sachsen mit den beschriebenen 
Maßnahmen eine ambitionierte Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen von 25 Prozent gegen-
über 2009  erreichen. Allerdings bezieht sich das 
Ziel nur auf Emissionen, die nicht vom Emis-
sionshandelssystem erfasst sind – die großen 
fossilen Kraftwerke des Landes werden daher in 
der Bilanz nicht berücksichtigt. Der Einsatz der 
Braunkohle an den bisherigen Standorten soll 
langfristig weitergeführt werden.

Landesenergieagentur

Sächsische Energieagentur GmbH
•	 www.saena.de
•	 Gegründet: 2007
•	� Gesellschafteranteile der SAENA liegen beim Frei-

staat Sachsen (51 Prozent) und der Sächsischen 
Aufbaubank – Förderbank (49 Prozent).

Energiepolitik unter der Lupe: 
Erneuerbare im Kohleland
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Energiewende wird in vielen Regionen haupt-
sächlich auf den Strombereich reduziert. Nicht 
so in Sachsen: Elektromobilität und damit der 
Einsatz von Erneuerbaren Energien im Ver-
kehrssektor wird hier großgeschrieben. Das 
Bundesland kann so gleich zwei Fliegen mit 
einer Klappe schlagen. Durch Forschung an 
neuen Batterietechnologien für Elektromobi-
lität kann Sachsen erstens dazu beitragen, die 
Klimabilanz des Verkehrs zu verbessern und 
individuelle Mobilität zukunftsfähig zu machen. 
Zweitens kann das Land die Grundlagen für die 
Entwicklung neuer Speicher schaffen, die auch 

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Erneuerbare Energien in Auto und Keller 

Die Ministerpräsidenten und Wirtschaftsminister der Länder 
Bayern und Sachsen eröffnen die Schaufensterregion. 
Quelle: SAENA

zelprojekten zusammen, die in verschiedenen 
Schwerpunktthemen zusammengefasst werden. 
In Sachsen und Bayern werden dabei auch unty-
pische Themenfelder wie Langstreckenmobilität 
und ländliche Elektromobilität ausprobiert und 
erforscht. Diese zählen sonst nicht zu den pri-
mären Anwendungsfeldern von Batteriefahrzeu-
gen und sind daher eine große Entwicklungsher-
ausforderung. Darüber hinaus zeigen die beiden 
Partner eine vorbildliche länderübergreifende 
Zusammenarbeit, wie sie für ein Projekt wie die 
Energiewende notwendig ist.

Aber auch im urbanen Bereich werden Batterie-
speicher im Verkehr eingesetzt. So fahren bei-
spielsweise in Dresden und Leipzig Hybridbusse 
.In Dresden wird sogar eine rein stromgetriebene 
Buslinie eingerichtet und Elektro-Fahrzeuge für 
Müllabfuhr und Stadtreinigung entwickelt. 

Das Schaufenster kümmert sich darüber hinaus 
auch um die Schritte vor und nach der konkreten 
Anwendung im Verkehr. So wird etwa im BMW-
Werk Leipzig schon der Produktionsprozess der 
Elektrofahrzeuge auf Nachhaltigkeit getrimmt, 
beispielweise durch die Verwendung von auf dem 
Produktionsgelände erzeugtem Windstrom. Auch 
die Speicherforschung und -entwicklung wird 
gefördert: In Kamenz wurde noch im  Rahmen 
des Vorgängerprojektes eigens eine Fabrik des 
Unternehmens Li-Tec aufgebaut, die die Serien-
fertigung von Batteriespeichern nach neusten 
Produktionsmethoden ermöglicht – auch für den 
stationären Einsatz. Und auch an die Zeit nach 
der Verwendung wurde gedacht: So umfasst der 
sächsische Schaufensterteil auch die Untersu-
chung von Recyclingmöglichkeiten der Batteri-
en, damit die Speicher nicht nur während Ihrer 
Lebensdauer, sondern auch noch danach eine 
nachhaltige Zukunft fördern.

stationär eingesetzt werden und dazu beitragen 
können, die fluktuierenden Solar- und Wind-
energieangebote auszugleichen. Seine Elektro-
mobilitäts-Aktivitäten bündelt Sachsen dabei vor 
allem im Rahmen des gemeinsam mit Bayern 
durchgeführten Schaufensters Elektromobilität, 
welches auf der von 2008-2011 durchgeführten 
Modellregion Elektromobilität aufbaut. Ziel der 
vom Bund und den Ländern geförderten Schau-
fensterprojekte ist es, Elektromobilität sowohl 
auf Anbieter als auch auf Nachfrageseite zu ver-
ankern und den Markthochlauf vorzubereiten. 
Bis 2020 sollen in den kooperierenden Ländern 
Bayern und Sachsen insgesamt 250.000 Elekt-
rofahrzeuge auf die Straße gebracht werden. 
Das Schaufenster setzt sich aus über 60 Ein-
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Sachsen-Anhalt

Landeshauptstadt Magdeburg

Fläche 20.449,54 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche

61,7 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche

24,5 %

Bevölkerungsdichte 2011 113 Einwohner pro km²

BIP 2011 52,81 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 11,5 %

Schulden 2011 20,7 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien CDU und SPD

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil 
nach Ergebnissen der Landtagswahl 2011

SPD 26 Sitze (21,5 %)

DIE LINKE 29 Sitze (23,7 %)

GRÜNE 9 Sitze (7,1 %)

CDU 41 Sitze (32,5 %)

Nächste Wahl Frühjahr 2016

Regierungsvorsitzender Dr. Rainer Haseloff

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Landwirt-
schaft und Umwelt des 
Landes Sachsen-Anhalt:
www.sachsen-anhalt.de/
index.php?id=1743 
Minister: Dr. Hermann Onko 
Aeikens (CDU)

Obwohl Sachsen-Anhalt eines der wenigen Län-
der ist, das keinerlei Außengrenze zu anderen 
Staaten hat und somit relativ zentral in Deutsch-
land liegt, grenzt es nur an vier andere deutsche 
Bundesländer an. Die größte gemeinsame Gren-
ze teilt sich das Land mit Niedersachsen. Diese 
markiert auch gleichzeitig einen großen Teil der 
früheren innerdeutschen Trennlinie. Ballungs-
räume sind die Landeshauptstadt Magdeburg 
sowie das an Sachsen und die Metropolregion 
Leipzig grenzende Halle und das ebenfalls süd-
westlich gelegene Dessau. Die Einwohnerzahlen 
sind dabei auch in den letzten Jahren weiter 
leicht rückläufig, obwohl Sachsen-Anhalt nach 
dem Wirtschaftseinbruch in Folge der Deutschen 
Einheit und dem sich anschließenden Struktur-
wandel auch einige positive ökonomische Ent-
wicklungen vorweisen kann. Insbesondere die 
dominierenden Branchen der Chemie- und Ma-
schinenbauindustrie hatten nach der Wende mit 
Anpassungsschwierigkeiten zu kämpfen. Auch 
Landwirtschaft und Tourismus waren schon je-
her wichtige Branchenzweige und sind bis heute 
sehr bedeutend. Neben der Stabilisierung bzw. 
Weiterentwicklung dieser alteingesessenen 
Branchen gelang es dem Land auch neue Indus-
trien wie Automobilbau oder Biotechnologie im 
Land anzusiedeln. Eine entscheidende Rolle 
spielen auch die Erneuerbaren Energien. In kei-
nem anderen Land sind prozentual so viele Men-
schen in der Solar-, Bio- und Windenergie be-
schäftigt wie in Sachsen-Anhalt. Gleichwohl hat 
die Krise der Solarindustrie auch vor den insbe-
sondere im alten Chemiedreieck rund um Halle 
und Bitterfeld angesiedelten Photovoltaikunter-
nehmen Sachsen-Anhalts nicht halt gemacht.

Die Energieerzeugung in Sachsen-Anhalt wurde 
lange Zeit durch die im Land abgebaute Braun-
kohle dominiert. In den letzten Jahren gab es 
eine erhebliche Dynamik beim Ausbau Erneuer-
barer Energien, die 2011 schon knapp 37 Prozent 
der Bruttostromerzeugung ausmachten und da-
mit der wichtigste Energieträger bei der Strom-
produktion in Sachsen-Anhalt sind. Der Einsatz 
von Braunkohle spielt jedoch auch heute noch 
eine wichtige Rolle und wurde gegenüber dem 
Anfang des Jahrtausends sogar noch ausgebaut 
– wenn auch nicht in gleichem Ausmaß wie der 
Einsatz Erneuerbarer Energien. 
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Klimaschutzprogramm 2020“ vom Januar 2010

Ziel Primärenergieverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 20 % 
(2009: 14,8 %)

Ziel Effizienz 2020

Anteil der Kraft-Wärme-Kopp-
lung an der Stromerzeugung

25 %

Ziel Treibhausgasemissionen 2020

Reduktion  
Treibhausgasemissionen 

– 47,6%  
(gegenüber 1990)

Quelle: Klimaschutzprogramm 2020

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Elementbibliothek/
Master-Bibliothek/Landwirtschaft_und_Umwelt/K/
Klimaschutz/EE_und_Energiestruktur_LSA_12_2012.
pdf

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

41,9 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

14,5 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

247,7 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

3.810,64 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

9,9 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

82 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

121

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

278,1 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

23.870

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

63 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Sachsen-Anhalt 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,44 Mio. TJ) 

Sachsen-Anhalt

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,52 Mio. TJ) 

148.049
193.659

4.682
76.106

86.779

1,1 (2000)
14,5 (2010)

170.124
175.930

4.484
4.985

75.557

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Pelletheizungen

Leistung
Gerade im selbst ernannten  „Land der 
Frühaufsteher“ sind funktionierende  
Heizungen wichtig – schließlich will 
man es auch nach dem zurückschlagen 
der Bettdecke warm haben. Die Sach-
sen-Anhaltiner haben erkannt, dass 
man dafür kein Öl oder Gas braucht und 
setzen zunehmend auf die erprobte, 
saubere und kostengünstige Wärme-
quelle Holzpellets.

Biodiesel

Herstellungs-
kapazität
Mit der A2 und der A9 verlaufen zwei 
zentrale Autobahnachsen durch Sach-
sen-Anhalt  Sowohl  in  Nord-Süd-  
als auch in Ost-Westrichtung durchquert 
viel Straßenverkehr das Land. Mit den im 
Land installierten Produktionskapazitä-
ten für Biodiesel kann Sachsen-Anhalt 
ein Stückweit dazu beitragen, dass diese 
Verkehrsströme nachhaltiger werden.

Windenergie

Anteil an der 
Bruttostrom- 
erzeugung
Sachsen-Anhalt verfügt über erhebliche 
Produktionskapazitäten für Erneuerbare-
Energien-Anlagen, weiß diese aber auch 
selbst zu nutzen: 2011 konnte schon deut-
lich mehr als ein Viertel des im Land  
erzeugten Stroms aus Windenergie ge-
wonnen werden.

26,5 %
2011

13.732 kW

2009

17.276 kW

2010

21.528 kW

2011

1.052.000 t/a

2012
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Beschäftigung 

EE-Arbeitsplätze 
pro 1.000  
Beschäftigten
In Sachsen-Anhalt arbeiten relativ gese-
hen so viele Menschen in der Erneuerba-
ren-Energien-Branche wie in keinem 
anderen Land: Mit 26,3 Beschäftigten pro 
1.000 Arbeitnehmern ist schon mehr als 
jeder vierzigste Job in der Erneuerbaren-
Energien-Branche angesiedelt.

Beschäftigung

Arbeitsplätze 
der Biokraftstoff- 
industrie
Die Region Halle-Bitterfeld war und ist 
als Chemiestandort berühmt – und teil-
weise auch berüchtigt. Dass man dieses 
Know-how jedoch auch für saubere  
Zwecke nutzen kann, beweist Sachsen- 
Anhalt als herausragender Standort für 
die Biokraftstoffproduktion: So sind in 
dem vergleichsweise kleinen Land  
sogar in absoluten Zahlen die meisten 
Menschen in der Biokraftstoffindustrie 
beschäftigt.

4.010
2012

26,3
2012
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Sachsen-Anhalt tritt beim 
Ausbau der Erneuerbaren 
Energien laut Minister Aei-
kens in eine neue Phase ein. 
Der bisherigen reinen Zu-
bauförderung folgen nun-
mehr Fragen der Koordinie-
rung zum Netzausbau, der 
Verknüpfung mit den Energie-
versorgungssystemen und der 
zukünftigen Gestaltung des 
Gesamtsystems. 2012 erhielt 
Sachsen-Anhalt den Leitstern 
2012 als „Wirtschaftsmotor“ – 
nicht zuletzt aufgrund hoher 
Arbeitsplatzzahlen. 

Herr Minister Aeikens, Sach-
sen-Anhalt verfügt relativ zur 
Bevölkerung im Länderver-
gleich über die höchsten EE-
Arbeitsplatzzahlen. Die Solar-
industrie steckt jedoch in der 
Krise. Was kann die Landesre-
gierung hier für eine positive 
Perspektive tun? 
In der Solarindustrie muss 
stärker auf Marktentwicklun-
gen reagiert werden. Dazu ge-
hört die jetzt stattfindende 
Neuaufstellung auch in Sach-
sen-Anhalt. Die Landesregie-
rung hat besonders die Schaf-
fung von Forschungs- und 
Entwicklungskapazitäten ge-
fördert. So sind unter anderem 
4 0 Mi l l ionen Euro in  das 
Fraunhofer-Institut für Silizi-
um-Photovoltaik geflossen. 
Forschung und Entwicklung 
werden wir auch weiter unter-

stützen, damit durch Spitzen-
produkte langfristig Arbeits-
p l ä t ze  ge s ich er t  w er den 
können.  

Wie setzen Sie sich für eine 
größere Akzeptanz bei den 
Bürgerinnen und Bürgern ein?
In Sachsen-Anhalt liegt die re-
generative Stromerzeugung 
beim Doppelten des Bundes-
durchschnitts und damit hat 
Sachsen-Anhalt eine hohe 
Dichte an Anlagen. So standen 
hier Ende 2012 schon 2.412 
Windkraftanlagen und nach 
dem gegenwärtigen Planungs-
stand wird der Zubau moderat 
weitergehen. Da ist es ver-
ständlich, dass örtlich Akzep-
tanzgrenzen erreicht werden. 

Die Akzeptanzverbesserung 
durch Öffentlichkeitsarbeit 
wird eine wichtige Aufgabe der 
Landesenergieagentur LENA 
sein, die wir gerade aufbauen. 
Aber auch die Branchen der 
Erneuerbaren Energien selbst 
sind gefordert, in dem sie bei-
spielsweise stärker Bürger an 
ihren Projekten finanziell be-
teiligen. 

Gibt es bezüglich Ihrer Dia-
logplattform mit Akteuren der 
Energiewende bereits erste 
Ergebnisse?
Ich sehe den Dialog als einen 
Prozess an, bei dem wir uns 
schrittweise lösungsorientiert 

„Wir streben einen Konsens mit den  
beteiligten Gruppen im Land an.“

	 Interview mit Dr. Hermann Onko Aeikens (CDU), Minister  
für Landwirtschaft und Umwelt in Sachsen-Anhalt

nach vorn arbeiten. Nach der 
Auftaktveranstaltung im Janu-
ar kann man noch keine abre-
chenbaren Ergebnisse erwar-
t e n .  B e i  d e r  z w e i t e n 
Veranstaltung im März war 
Thema die Zukunft des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes 
und hier besonders die aktuell 
diskutierten Ansätze zur Kos-
tenbegrenzung, die ich dem 
Grunde nach für unumgänglich 
halte. Zukünftig werden wir 
über Ansätze für ein EEG-2 
sprechen und über Strom-
marktdesign. 

Im Zuge der Neufassung der 
Bauordnung des Landes Sach-
sen-Anhalt soll die Errich-
tung von Windkraftanlagen 
erleichtert werden. Wird das 
der Windenergie einen zusätz-
lichen Schub geben?
Wir werden die Bauordnung 
von Sachsen-Anhalt einfacher 
gestalten und an die Entwick-
lung anpassen. In diesem Zu-
sammenhang ist vorgesehen, 
Photovoltaik-Dachanlagen und 
Kleinwindanlagen genehmi-
gungsfrei zu stellen. Man 
muss jedoch beachten, dass 
der Bauherr oder Anlagenbe-
treiber nach wie vor für die 
Einhaltung der Forderungen 
des Baurechts verantwortlich 
ist und ohne Baugenehmigung 
ganz allein verantwortlich ist. 
Einen Schub bei Kleinwindan-
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ihre CO2-Emissionen kontinu-
ierlich senken, steigen die glo-
balen Emissionen dramatisch 
an. Wenn wir im globalen Kli-
maschutzkontext nicht den 
Emissionsanstieg aus den 
Schwellenländern einfangen 
können, wird sich diese Ent-
wicklung fortsetzen. Wir müs-
sen uns schwerpunktmäßig 
mit Fragen der Anpassung an 
den Klimawandel auseinan-
dersetzen.     

Die Landesregierung will mit 
Förderprogrammen die Erd-
wärmenutzung forcieren. Was 
genau ist vorgesehen oder be-
reits in Arbeit? 
Wir haben 2005 die Erdwärme-
potenziale in Sachsen-Anhalt 
untersucht: Das Land hat geo-
logisch bedingt keine Potenzi-
ale zur Stromerzeugung aus 
Tiefengeothermie und die tiefe 
Wärme ist von sinnvollen Wär-
menutzungsmöglichkeiten zu 
weit entfernt. Deshalb setzen 
wir einmal auf oberflächenna-
he Geothermie, fördern aber 
auch Untersuchungen für Tie-
fengeothermie. Hier hat mein 
Ministerium im vergangenen 
Jahr eine Förderrichtlinie auf-
gelegt. Antrags- und Genehmi-
gungsstelle ist die Investiti-
onsbank Sachsen-Anhalt. Ich 
möchte auch darauf hinwei-
sen, dass unser Landesamt für 
Geologie und Ber g wesen 
(LAGB) eine informative Inter-

netplattform geschaffen hat. 
Dort finden Sie einen Leitfaden 
für oberflächennahe Geother-
mie, Restriktionsflächen sind 
ausgewiesen, die Wasserbe-
hörden sind mit dem LAGB zu 
den Antragsverfahren vernetzt 
und Interessenten können sich 
in Bohrdatenbanken über die 
Eignung ihres Untergrundes 
informieren.    

Im Klimaschutzprogramm ge-
ben sie das Ziel vor: 35 Pro-
zent Erneuerbare Energien an 
der Stromerzeugung bis 2020. 
Dieses Ziel haben Sie schon 
erfüllt. Zeit für höhere Ziele?
Wir hatten im Jahr 2008 be-
reits einen Anteil der Erneuer-
baren Energien an der Netto-
stromerzeugung im Land von 
rund 34 Prozent. 2008 haben 
wir in Konformität zum Lan-
desenergiekonzept im Klima-
schutzprogramm die Zielstel-
lung verankert, bis 2020 einen 
Anteil der Erneuerbaren Ener-
gien am Primärenergiever-
brauch von 20 Prozent zu er-
reichen. Wie Ihnen vielleicht 
bekannt ist, wird derzeit das 
Landesenergiekonzept fortge-
schrieben und es werden darin 
auch Prognosen für 2030 sein. 
Die Zielstellung des neuen 
Konzepts legt aber nicht nur 
die Landesregierung fest, son-
dern wir werden einen Kon-
sens mit den beteiligten Grup-
pen im Land anstreben.

lagen erwarte ich nicht, die 
spezifischen Erträge liegen 
unter denen der modernen An-
lagen, die Sie überall in Sach-
sen-Anhalt sehen können. Sie 
dürfen nicht vergessen: Der 
Stromertrag steigt, je höher 
die Windkraftanlage ist.

Einerseits legen Sie die Fort-
führung zur Anpassungsstra-
tegie zum Klimawandel vor. 
Andererseits will Sachsen-
Anhalt sogar noch ein neues 
Kohlekraftwerk bauen. Ist das 
nicht ein Widerspruch?
Es gibt Investoren, die Braun-
kohle als einzigen Energieträ-
ger bezeichnen, bei dem der 
Preis für Strom und Dampf für 
die Zukunft sicher prognosti-
ziert werden kann. Natürlich 
ändern sich unter den Bedin-
gungen der Energiewende, 
also dem Vorrang der Erneu-
erbaren Energien, die zukünf-
tigen Laufzeiten für Kohle-
kraftwerke. Wir brauchen aber 
grundlastfähige Energieträger.

Mit unserer Anpassungsstra-
tegie zum Klimawandel hat 
das wenig zu tun, denn hier re-
agieren wir auf Auswirkungen, 
die global bedingt sind. Wäh-
rend Deutschland und die EU 
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Anteil der Erneuerbaren Energien an der Brutto-
stromerzeugung: 36,7 Prozent (2011). Anteil der 
Erneuerbaren Energien am Primärenergiever-
brauch: 14,5 Prozent (2010). Mehr als jeder 40. 
Arbeitsplatz in der Erneuerbare-Energien-Bran-
che. Diese herausragenden Werte zeigen, dass 
sich Sachsen-Anhalt nicht zu Unrecht „Land der 
Erneuerbaren Energien“ nennt. 

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien wurde 
durch die ebenfalls schwarz-rote Vorgängerre-
gierung mit einem im Jahr 2007 verabschiede-
ten „Energiekonzept der Landesregierung von 
Sachsen-Anhalt für den Zeitraum zwischen 
2007 und 2020“ begleitet und gefördert. Darin 
wird ein Anteil von 20 Prozent am Primärener-
gieverbrauch als Ziel ausgegeben. 

Das im Jahr 2010 verabschiedete Klimapro-
gramm 2020 aktualisiert einige der Ziele für die 
einzelnen Energieträger – wobei auch diese Zah-
len schon teilweise wieder übertroffen wurden 
(Photovoltaik) oder relativ problemlos erreich-
bar scheinen (Windenergie). Gemeinsam mit Ef-
fizienzmaßnahmen soll das Programm Treibh-
ausgaseinsparungen in Höhe von 47,6 Prozent 
gegenüber 1990 bis zum Jahr 2020 ermöglichen. 

Angesichts der Übererfüllung der bisherigen 
Prognosen arbeitet das Land an einer dringend 
notwendigen Aktualisierung des Energiekon-
zeptes, welches noch 2013 veröffentlicht werden 
soll. Zur Vorbereitung der Fortschreibung wurde 
eine Studie erstellt, in welcher Zukunftsszenari-
en zum Energiemix im Land bis zum Jahr 2030 
errechnet wurden. Die Windenergie könnte im 
Jahr 2030 laut Studie 8,9 Milliarden  Kilowatt-
stunden pro Jahr (kWh/a) und damit etwa ein 
Drittel der gesamten Stromerzeugung beitragen. 
Die Photovoltaik könnte sich bis 2030 auf einen 
Beitrag von dann 1,6 Mrd. kWh/a versiebenfa-
chen. Die Stromerzeugung aus Bioenergie wür-
de dementgegen zunächst sogar etwas sinken 

und sich dann bis 2030 auf dem Niveau von 2011 
(knapp über 2 Milliarden kWh/a) stabilisieren, 
stellt aber 2020 weiterhin die zweitwichtigste 
Quelle für regenerativen Strom. Der Anteil Er-
neuerbarer Energien an der Nettostromerzeu-
gung insgesamt kann demnach bis 2020 auf 44 
Prozent, bis 2030 auf 53 Prozent steigen. Ange-
sichts eines bereits 2009 erreichten Anteils von 
etwa 35 Prozent wäre dies allerdings kein son-
derlich ambitioniertes Ziel. Laut Landesverband 
Erneuerbare Energien könnte bereits 2020 ein 
Anteil von 75 Prozent erreicht werden. 

Im Wärmebereich könnten die Erneuerbaren 
Energien laut Studie kräftig zulegen und insge-
samt 2 Milliarden kWh zum Wärmeverbrauch 
beitragen – trotz einer knappen Vervierfachung 
wäre dies ein Anteil von weniger als 20 Prozent 
am gesamten Wärmeverbrauch. 

Insgesamt sei mit allen Maßnahmen eine Re-
duktion der Treibhausgasemissionen von 54 
Prozent bis 2030 zu erreichen, was im Vergleich 
zu 2020 eine kleine Verringerung bedeutet. Pro-
blematisch ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass Sachsen-Anhalt trotz der hohen Ausbaudy-
namik von Solar- und Windenergie weiter an der 
Verwendung der Braunkohle festhält. Um die 
Klimaziele nicht zu gefährden und der Selbstti-
tulierung als Land der Erneuerbaren Energien 
gerecht zu werden, sollten im Energiekonzept 
klare und ambitionierte Ziele für den Erneuer-
baren-Ausbau festgeschrieben und sich von der 
Nutzung der Braunkohle distanziert werden.

Landesenergieagentur

Energieagentur Sachsen-Anhalt GmbH
•	 www.energieagentur-lsa.de
•	 Gegründet: 1995
•	� Die Energieagentur Sachsen-Anhalt wurde vom 

Land Sachsen-Anhalt und verschiedenen Energie
dienstleistungsunternehmen gegründet und im 
Jahr 2003 privatisiert.

Energiepolitik unter der Lupe: 
Vorreiter auf Zielsuche
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Die im Jahr 2012 unter Leitung der Stiftung Bau-
haus Dessau gestartete Standort- und Informati-
onsoffensive „Energieavantgarde Region Anhalt“ 
soll die zahlreichen Energiewende-Tätigkeiten 
der Region vernetzen und neue Leuchtturmpro-
jekte entwickeln. Das Projekt soll jedoch nicht 
nur dem Wissenstransfer dienen, sondern auch 
über interessante Vorhaben Menschen und Ins-
titutionen von außerhalb neugierig machen und 
sich so neben einer Beschleunigung des Aus-
baus Erneuerbarer Energien auch positiv auf die 
Attraktivität und die Tourismusentwicklung der 
Region auswirken. Die Verbindung von Kunst 

Wasserkraft ohne Stauungen

Das Fraunhofer IFF aus Magdeburg will eine neue 
Möglichkeit zur Nutzung der Wasserkraft erforschen: 
Auf schwimmenden Kleinkraftwerken soll durch die 
Fließgeschwindigkeit von Flüssen Strom erzeugt wer-
den – und so Wasserkraft auch an ganz neuen Orten 
nutzbar gemacht werden.

Mehr Informationen unter: www.iff.fraunhofer.de

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Avantgarde im Land der Erneuerbaren Energien

Ausgemusterter Kohlebagger auf dem Ferropolis-Gelände 
Quelle: Stiftung Bauhaus Dessau

etwa das Gebäude des Umweltbundesamtes. 
Besonderes Highlight ist die Ferropolis-Arena, 
ein ehemaliges Abbaugebiet für Braunkohle, in 
der heute noch die großen landschaftszerfrä-
senden Bagger als Ausstellungsstücke zu sehen 
sind. Das Gelände, das heute als Museum und 
Open Air-Eventlocation genutzt wird, zeigt durch 
die installierten Solaranlagen eindrucksvoll den 
Übergang von alter zu neuer Energiewelt. Zu-
künftig sollen Speicher für den erzeugten Solar-
strom dafür sorgen, dass die dort veranstalteten 
Festivals sich komplett mit sauberem und vor 
Ort erzeugtem Solarstrom versorgen können 
und gleichzeitig den Besuchern einen bewussten 
Umgang mit Energie vermitteln.

Das vom Ministerium für Landesentwicklung 
geförderte Projekt soll aber nicht nur die Strahl-
kraft der Region nach außen, sondern auch nach 
innen erhöhen. Bestandteil des Energieavantgar-
de ist deswegen etwa auch ein Hochschulwett-
bewerb, in welchem innovative Lösungen für den 
effizienten Energieeinsatz in Bestandsgebäuden 
erarbeitet und ausgezeichnet werden sollen, 
und der gleichzeitig dazu beiträgt, die Attraktivi-
tät der Forschungseinrichtungen der Region zu 
erhöhen.

und Technik als eine der Grundlagen des Bau-
hauses sollen dabei knapp hundert Jahre später 
erneut Leitlinie sein und die Voraussetzung für 
neue Formen des Energie-Tourismus schaffen.

Die Energie-Avantgarde Anhalt schließt einer-
seits die zahlreichen in der Region vorhandenen 
Hersteller von Erneuerbare-Energien-Anlagen 
ein, wie etwa die Bioethanolproduktion in Zör-
bis, Komponentenhersteller für Windenergiean-
lagen in Dessau-Roßlau und insbesondere die 
im Solar Valley Mitteldeutschland zusammenge-
schlossene Solarindustrie in und um Bitterfeld. 
Andererseits sollen die schon existierenden bei-
spielgebenden Anwendungen für zukunftsfähige 
Energietechnologien in den Fokus rücken, wie 
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Schleswig-Holstein

Landeshauptstadt Kiel

Fläche 15.799,25 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche

70,0 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche

10,5 %

Bevölkerungsdichte 2011 180 Einwohner pro km²

BIP 2012 77,28 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 6,9 %

Schulden 2011 27,9 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien SPD, GRÜNE und SSW

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil  
nach Ergebnissen der Landtagswahl 2012

GRÜNE 10 Sitze (13,2 %)

FDP 6 Sitze (8,2 %)

SSW 3 Sitze (4,6 %)

CDU 22 Sitze (30,8 %)

PIRATEN 6 Sitze (8,2 %)

SPD 22 Sitze (30,4 %)

Nächste Wahl 2017

Ministerpräsident Torsten Albig

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Ministerium für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume:
http://www.schleswig-hol-
stein.de/MELUR/DE/ME-
LUR_node.html
Minister: Robert Habeck 
(Grüne)

Schleswig-Holstein ist das nördlichste der deut-
schen Bundesländer und das kleinste Flächen-
land nach dem Saarland. Prägend sind die Lage 
zwischen zwei Meeren und die damit verbunde-
nen langen Küsten. Das Land hat mit Flensburg 
im Norden, der Hauptstadt Kiel und der Han-
sestadt Lübeck nur wenige eigene Zentren, die 
allesamt an der Ostküste liegen. Neben diesen 
größeren Städten ist auch die Metropolregion um 
Hamburg urban geprägt, große Teile des Landes 
weisen demgegenüber eher ländliche Strukturen 
auf. Die Bevölkerungsdichte liegt etwa auf dem 
Niveau Bayerns.

Die wirtschaftliche Struktur ist stark durch land-
wirtschaftliche und maritime Branchen geprägt. 
Als „Energieland“ will sich der Wirtschaftsstand-
ort Schleswig-Holstein national und international 
einen Namen machen. Kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU), Hochschulen, Einrichtungen 
und Organisationen des Landes sollen deshalb 
bei der Vermarktung ihrer Produkte unterstützt 
und eine Ansiedelungsstrategie geprüft werden. 
Investitionsbank, WTSH, regionale Wirtschafts-
förderungsgesellschaften, Hanse-Office sowie 
die Messen in Husum, die Nordbau und die Norla 
in Rendsburg spielen dabei eine wichtige Rolle 
und zeigen die weiterhin starke Handelsausrich-
tung in der Tradition der alten Hansestädte. Auch 
Tourismus, der immer öfter im Einklang bzw. in 
Ergänzung zum Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien stattfindet, spielt eine große Rolle.

Die Energieversorgung in Schleswig-Holstein war 
in früheren Jahren stark von der Kernenergie 
dominiert. Gleich drei Kernkraftwerke standen 
in dem Nordland. Nach der Atomkatastrophe von 
Fukushima sind zwei der Reaktoren endgültig 
abgeschaltet – wobei durch den häufigen Still-
stand der Kraftwerke Krümmel und Brunsbüt-
tel schon in den letzten Jahren der Einfluss der 
Atomenergie immer kleiner wurde. Stattdessen 
hat die Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren 
Energien enorm an Bedeutung gewonnen. Vor 
allem die Wind- und die Bioenergie spielen hier 
eine große Rolle. Schleswig- Holstein will weiter 
Stromexportland bleiben und beispielsweise zur 
Versorgung von Hamburg beitragen. Dies soll zu-
künftig jedoch vorrangig durch Strom aus Erneu-
erbaren Energien passieren.
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Klimaschutzziele für die Zukunft
„Energiewende und Klimaschutz in Schleswig-
Holstein – Ziele, Maßnahmen und Monitoring“ 
vom Juni 2013

Ziel Endenergieverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 90 % 
(2011: 19,3 %)

Ziele Stromverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 300–400 % 
(2011: 64 %)

Ziel Wärmeerzeugung 2020 (wie Bund)

Anteil Erneuerbare Energien Mindestens 14 %

Ziel Kraftstoff 2020 (wie Bund)

Anteil Erneuerbare Energien 
am EEV Verkehr

10 %

Ziele Effizienz 2020 (wie Bund)

Reduktion Endenergiever-
brauch

– 20 %
(gegenüber 2008) 

Reduktion Primärenergiever-
brauch

– 20 %
(gegenüber 2008) 

Reduktion Stromverbrauch – 10 %
(gegenüber 2008) 

Anteil der Kraft-Wärme-Kopp-
lung am Stromverbrauch

25 %
(2008: 14,5 %) 

Ziel Treibhausgasemissionen 2020

Reduktion der Treibhaus
gasemissionen

– 40 %
(gegenüber 1990) 

Quelle: Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept

Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

http://www.schleswig-holstein.de/Energie/DE/Ener-
giewende/energiewende_node.html

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

51,3 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

12,0 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

93,4 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

3.571,42 MW

Elektrische Leistung der Biogas
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts-
fläche (2011)

23,6 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

9 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

155

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

417,7 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

15.390

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

69 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Schleswig-Holstein 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,59 Mio. TJ) 

Schleswig-Holstein

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,44 Mio. TJ) 

158.970
130.310

85.133

44.486
52.906

3.267

1,8 (2000)
12,0 (2010)

207.786
298.830

80.736
48.220

10.802
274

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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7 Mio. t
2011

Windenergie

Neu installierte 
Leistung
Schleswig-Holstein hat schon früh mit 
der Nutzung der Windenergie angefan-
gen – und hört auch nicht so schnell 
wieder auf. Trotz der schon heute  
hohen Installationszahlen und relativ  
geringen Größe des Bundeslandes war  
Schleswig-Holstein – wie übrigens auch 
schon im Jahr davor – auf Platz zwei bei 
der neu installierten Windleistung.

Erneuerbare Energien

Erreichte  
CO2-Minderung
Viele Menschen kommen wegen der gu-
ten Luft und des guten Klimas ans Meer. 
Damit das auch so bleibt und weniger 
Schadstoffe und Treibhausgase erzeugt 
werden, setzt Schleswig-Holstein auf 
Erneuerbare Energien. Mit Erfolg: Allein 
2011 konnten 7 Mio. t Treibhausgase ein-
gespart werden.

332,7 MW

2012
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Endenergieverbrauch

Anteil Erneuer-
barer Energien
Wind, Sonne, Meer, grüne Wiesen – die-
se Vorzüge Schleswig-Holsteins wissen 
nicht nur die zahlreichen Urlauber im 
Land zwischen den Meeren zu schätzen, 
sondern sie lassen sich auch hervorra-
gend für die saubere Energieerzeugung 
nutzen. Schon 2011 deckten die Erneu-
erbaren Energien knapp ein Fünftel des 
gesamten Endenergieverbrauchs. Die 
Potenziale, insbesondere der Windener-
gie, sind aber noch lange nicht ausge-
schöpft.

2,6 %
2013

70,2 %
2012

Erneuerbare-Energien- 
Unternehmen

Prozentualer  
Anteil
Schleswig-Holstein setzt auf Erneuerba-
re Energien. Dies zahlt sich nicht nur in 
Form von sauberer Energie aus, sondern 
auch wirtschaftlich: in keinem anderen 
Bundesland gibt es einen höheren Anteil 
an Erneuerbare-Energien-Unternehmen.

Akzeptanz Netzausbau

Zustimmung  
bei 100%-EE- 
Versorgung
Bis 2020 will das Land zwischen den 
Meeren 300-400 Prozent des eigenen 
Strombedarfs aus Erneuerbaren Ener-
gien produzieren – und damit auch  
erhebliche Strommengen exportieren. 
Dies fordert natürlich auch einen Aus-
bau der Netzkapazitäten. Im Gegensatz 
zur landläufigen Meinung begrüßen die 
Menschen dies aber: 70,2 Prozent der 
Schleswig-Holsteiner und damit mehr 
Menschen als in jedem anderen Bundes-
land akzeptieren den Netzausbau, wenn 
er der vollständigen Versorgung mit  
Erneuerbaren Energien dient.

19,3 %
2011
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Als Pionierland der Windener-
gie ernannte Schleswig-Hol-
stein im Juni 2012 den ersten 
Energiewende-Minister der 
Welt. Damit setzte die rot-grü-
ne Regierung ein politisches 
Zeichen. Künftig soll an und 
vor den Küsten Schleswig-Hol-
steins die Windenergie weiter 
stark ausgebaut werden. Im 
Zuge des Netzausbaus kön-
nen sich Schleswig-Holstei-
ner an der Finanzierung von 
Stromtrassen beteiligen. Bis 
2015 will das Küstenland 100 
Prozent des eigenen Strom-
verbrauchs aus Erneuerbaren 
gewinnen.

Herr Minister Habeck, Kein 
anderes Bundesland konzen-
triert die Energiewende in 
einem Amt. Was bezweckt die 
schleswig-holsteinische Re-
gierung damit? 
Wir wollen ein Kompeten-
zwirrwar vermeiden, wie wir 
es zwischen Rösler und Alt-
maier erleben. Und wenn ich 
das richtig sehe, orientiert 
sich auch die bundespolitische 
Debatte an diesem Vorbild. 
Wie immer die Bundestags-
wahl ausgeht, danach wird es 
ein Energiewendeministerium 
im Bund geben.

Bereits das Energiekonzept 
der Vorgängerregierung war 
sehr ambitioniert. Wollen Sie 

die Ziele so weiter überneh-
men?
Das Besondere an meinem 
Land ist, dass es einen Kon-
sens für die energiepolitischen 
Ziele über die Parteigrenzen 
h inw eg g ib t .  W ir  w er den 
Onshore den Ausbau der Er-
neuerbaren auf neun GW vor-
antreiben. Das haben die Grü-
nen damals in der Opposition 
mitgetragen und entsprechend 
stützen CDU und FDP jetzt die-
sen Kurs. Vielleicht unter-
scheidet sich meine Arbeit 
weniger in den Zielen als viel-
mehr in der Art der Umset-
zung, indem wir versuchen, 
die Menschen noch offener 
und offensiver zu Beteiligten 
zu machen als die Vorgänger-
regierung. 

2012 standen Sie bei etwa 
Zweidrittel des Ziels, bis 2015 
rechnerisch 100 Prozent des 
eigenen Stromverbrauchs er-
neuerbar zu gewinnen. Schaf-
fen Sie das noch?
Das hängt ja auch vom Wind 
ab. So ist das nun mal bei den 
Erneuerbaren. Aber wir haben 
die Windeignungsgebiete vor 
Weihnachten 2012 verdoppelt, 
die ersten 100 Anträge auf 
Neubau liegen vor und wenn 
uns die Bundesregierung nicht 
das EEG zerschießt, dann wird 
ab Herbst 2013 der Zubau be-
ginnen. Ich glaube, wir sind 
voll im Plan.

„Wir wollen die dritte Welle Offshore reiten…“

	 Interview mit Dr. Robert Habeck (Die Grünen), Minister für Energiewende,  
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume in Schleswig-Holstein

Der erzeugte Windstrom soll 
zunehmend exportiert wer-
den, gleichzeitig bauen andere 
Bundesländer im Binnenland 
ebenfalls erhebliche Kapazitä-
ten im Bereich der Erneuerba-
ren auf. Braucht es hier mehr 
Koordination mit den anderen 
Ländern?
Klar ist Koordination wichtig 
und ich bin klar dafür, dass 
länderübergreifende Projekte 
auch länderübergreifend ge-
plant werden oder dass es 
eine bundeseinheitliche juris-
tische Klageinstanz gibt. Aber 
das beliebte Fingerzeigen auf 
die Länder lenkt von der ei-
gentlichen Debatte ab, näm-
lich der Machtfrage! Wollen 
wir eine Energieinfrastruktur, 
die mehrheitlich auf Erneuer-
baren aufbaut? Das ist die 
Frage! Und weil sich die Bun-
desregierung nicht zu einem 
klaren Ja und entsprechen-
dem Handeln durchringen 
kann, schiebt sie den Ländern 
den schwarzen Peter zu.

Wie weit ist die Ausbaupla-
nung der Offshore-Häfen ge-
diehen? 
Die großen Hafenkapazitäten 
sind in Niedersachsen und 
Bremen entstanden, Schles-
wig-Holstein hat sich eher auf 
den Bereich Service und War-
tung konzentriert. Aber in der 
Tat wollen wir Brunsbüttel als 
zusätzlichen Offshore-Hafen 



155

Sc
hl

es
w

ig
-H

ol
st

ei
n

schädigungen zu bekommen. 
Denn dass der Netzausbau ei-
nen erheblichen Eingriff in die 
Landschaft darstellt, das kann 
keiner ignorieren. Wir versu-
chen, zusammen mit den Men-
schen in der Region auf Konfe-
renzen gemeinsam den besten 
Trassenverlauf zu finden. Bei-
spielsweise führen wir die 
Scoping-Termine öffentlich 
durch und laden dazu auch die 
kritischen Bürgerinitiativen 
ein. Durch einen Verzicht auf 
ein eigenständiges Raumord-
nungsverfahren haben wir ein 
Zeitfenster für den Dialog mit 
den Betroffenen gewonnen. 
Und durch die Prüfung der 
raumordnerischen Belange im 
Planfeststellungsverfahren 
können wir verfahrensseitig 
schneller werden. Insgesamt 
hoffen wir, dass wir die ca. 150 
km Westküstentrasse dann 
2017/18 fertig haben – dann 
wird auch der Ausbau auf rund 
4.400 Gigawatt an der West-
küste erfolgt sein. Passt also.

Im Pionierland der Windener-
gie stehen die ältesten Wind-
energieanlagen Deutschlands 
mit den niedrigsten Nabenhö-
hen. Wie kann das Repowering 
weiter gestärkt werden?
In der Tat haben unsere Wind-
räder im Durchschnitt eine ge-
ringere Höhe. Dennoch ist der 
Ertrag sehr gut. Die Höhe wird 
durch die Kommunen geregelt. 

Ich kenne derzeit noch keine 
Diskussion, die Höhenbegren-
zung aufzuheben, und sie ist 
sicher auch eine Bedingung für 
eine hohe Akzeptanz. Den Re-
powering-Bonus im EEG brau-
chen unsere Windmüller nicht 
zwingend. Über die Höhe der 
Türme wird vermutlich eine 
EEG-Novelle entscheiden. 
Wenn stärker die System-
dienstleistung als Maßgabe 
der Vergütung herangezogen 
wird, dann werden sicher auch 
höhere Türme mit kleineren 
Rotoren gebaut werden.

Ist die Bioenergie in Schles-
wig-Holstein an die Grenzen 
ihres Wachstums gestoßen? 
Bezogen auf Maisanbau ist sie 
das. Für andere organische 
Ver wer tung ist aber noch 
Platz. Wir haben durch eine 
falsche Anreizsetzung durch 
den Nawaro-Bonus* heftige 
ökologische Probleme mit 
Maismonokulturen bekom-
men. Eine zukünftige EEG-För-
derung sollte vor allem auf die 
Fähigkeit von Biogasanlagen 
abheben, dass eine bedarfsge-
rechte Stromeinspeisung mög-
lich ist. D. h. die Einspeisever-
gütung sollte daran geknüpft 
werden, dass das Netz den 
Strom aufnehmen kann bzw. 
ihn auch braucht.

* Bonus für Strom aus nach-
wachsenden Rohstoffen

aufrüsten. Ansonsten aber 
sind die spannenderen Wert-
schöpfungsketten bei uns im 
Land im Bereich der Ausbil-
dung, des Sicherheitstrai-
nings. Wenn alle Offshore-
W i n d p a r k s  w i e  g e p l a n t 
stehen, werden etwa 1000 
Menschen täglich auf hoher 
See sein. Wer bildet die aus? 
Wer sorgt für ihre Sicherheit 
oder im schlimmsten Fall für 
Bergung? Unsere Universitä-
ten und Fachhochschulen, un-
sere Betriebe haben da in den 
letzten Jahren phantastische 
Angebote geschaffen. Wir wol-
len sozusagen die dritte Welle 
Offshore reiten! 

Bei der geplanten 380-Kilo-
volt-Leitung an der Westküste 
soll noch in diesem Jahr (2013) 
eine Bürgerbeteiligung entste-
hen. Kann durch Bürgerbetei-
ligung der zügige Netzausbau 
gefährdet werden?
Nein, durch Bürgerbeteiligung 
entsteht keine Verzögerung. 
Im Gegenteil, eher eine Be-
schleunigung, wenn sie ge-
lingt. Die Bürgerleitung ist ein 
attraktives Angebot für die 
Menschen, die an der kom-
menden Trasse leben und von 
ihr betroffen sind. Sie ist auch 
eine Antwort auf den Wunsch 
der Landwirte, höhere Ent-
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Bundesländer mit neuer Energie

Schleswig-Holstein liegt nicht nur geographisch 
am oberen Ende Deutschlands, auch bei der Nut-
zung Erneuerbarer Energien ist das Land ganz 
vorne dabei. 2011 konnte schon fast ein Fünftel 
der gesamten Endenergie durch Erneuerbare 
Energien erbracht werden, vor allem aufgrund 
der großen erneuerbaren Stromerzeugung. 

Die aktuelle rot-grüne Landesregierung sieht 
die Energiewende als eines der zentralen Re-
gierungsprojekte. Im Juni 2013 hat sie mit einem 
Landtagsbericht programmatische Aussagen 
zu Schwerpunkten der Energiewende- und 
Klimaschutzpolitik vorgelegt. Er umfasst im 
Monitoringteil systematisch und zeitnah Da-
ten und Analysen zu zentralen Indikatoren der 
Energiewende- und Klimaschutzpolitik. Zudem 
werden aktuelle Schwerpunkte der neuen Lan-
desregierung sowie laufende Maßnahmen in der 
gesamten Bandbreite der Energiewende- und 
Klimaschutzpolitik (Strom, Wärme, Mobilität, 
Landwirtschaft und kommunaler Klimaschutz) 
vorgestellt. Beim Endenergieverbrauch sollen 
bis 2020 90 Prozent der erzeugten Energie er-
neuerbar gewonnen werden. Auf dem Strom-
markt kann und soll ein rechnerischer Anteil 
der Erneuerbaren am Stromverbrauch von 
300–400 Prozent erreicht werden. Damit würde 
in Schleswig-Holstein in einigen Jahren die glei-
che Strommenge erneuerbar erzeugt, die noch 
Mitte der 2000er Jahre aus Atomkraftwerken 
und fossilen Anlagen kam. Im Wärme-  und Ver-
kehrssektor sollen mindestens die Bundesziele, 
also Anteile von 14 bzw. 10 Prozent am jeweiligen 
Endenergieverbrauch der Sektoren erreicht wer-
den. Insgesamt wollen die Schleswig-Holsteiner 
damit analog zur Bundesebene eine Treibhaus-
gasminderung von 40 Prozent gegenüber 1990 
erreichen.

Wichtigste Energiequelle war 2011 die Bioener-
gie, die knapp über die Hälfte des gesamten 
erneuerbaren Energieangebots beisteuerte. Vor 

Landesenergieagentur

Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB)
•	 www.energieagentur-sh.de
•	 Gegründet: 1991
•	� Die Investitionsbank (IB) unterstützt das Land 

Schleswig-Holstein als zentrales Förderinstitut in 
der Umsetzung wirtschafts- und strukturpoliti-
scher Aufgaben und insbesondere bei der Energie-
wende, das Land ist der Träger.

Energiepolitik unter der Lupe: 
Erneuerbare Energien nicht nur für das eigene Land

allem im Wärmesektor soll die Nutzung auch 
weiter ausgebaut werden. Der Ausbau der Wind-
energie ist für Schleswig-Holstein von heraus-
ragender Bedeutung. Ende 2012 waren bereits 
2.920 Windenergieanlagen und damit rd. 3.600 
Megawatt Nennleistung installiert. Durch Be-
schluss der Landesregierung von November 2012 
wurde die Fläche, auf der in Schleswig-Holstein 
zukünftig Windkraftanlagen errichten werden 
dürfen, nahezu verdoppelt. Nunmehr stehen 1,7 
Prozent der Landesfläche für die Energiegewin-
nung aus Wind zur Verfügung. Vorbildlich war die 
Ausweisung hinsichtlich der Bürgerbeteiligung. 
Im Rahmen von Anhörungs- und Beteiligungs-
verfahren konnten verschiedenste Akteure Stel-
lung zu den Plänen nehmen und so Einfluss auf 
die schlussendliche Flächenausweisung nehmen.

Neben der Energieerzeugung engagiert sich 
Schleswig-Holstein intensiv in den Feldern Ener-
gietransport und Speicherung. Beim Netzaus-
bau versucht die Landesregierung, die Projekte 
zu beschleunigen und gleichzeitig unter Mitwir-
kung der Bürger zu realisieren. Beim Ausbau 
von Speichern wurde mit der Wiederinbetrieb-
nahme des Pumpspeicherwerks Geesthacht 2011 
ein kurzfristiger Erfolg erzielt. Die volle Einsatz-
fähigkeit wird allerdings erst bis 2014 erwartet. 
Langfristig setzt die Landesregierung auf neue 
Speicherformen, insbesondere Wasserstoff. Bis 
2020 könnten laut Energiewendeminster Habeck 
entsprechende Anlagen mit einer Gesamtleis-
tung von einem Gigawatt aufgebaut werden.



157

Sc
hl

es
w

ig
-H

ol
st

ei
n

Jahresreport Föderal-Erneuerbar 2013

Schleswig-Holstein ist bereits heute einer der 
größten Windstromproduzenten und hat Ende 
2012 seine ausgewiesenen Windeignungsflächen 
noch einmal verdoppelt. Zudem soll auch die 
Nutzung von Offshore-Windkraft deutlich inten-
siviert werden. Im Ergebnis will das Bundesland 
das Drei- bis Vierfache des eigenen Strombe-
darfs erzeugen und daher auch erheblich Strom 
exportieren. Dazu braucht es jedoch nicht nur 
den Ausbau von Erzeugungskapazität, sondern 
auch die Stromleitungen zum Sammeln und Ab-
transport der generierten Elektrizität müssen 
verstärkt und erweiter werden. Die struktur-
schwache Westküste des Landes ist besonders 
betroffen, da hier einerseits etwa die Hälfte des 
gesamten Windstroms erzeugt wird, und ande-
rerseits durch die geringe Bevölkerungsdichte 
und die wenigen Industrieansiedlungen bislang 
nur eine vergleichsweise schwache Netzinfra-
struktur vorhanden ist. Um diese Problematik zu 
bewältigen, soll zwischen Niebüll und Brunsbüt-
tel eine neue 380 Kilovolt-Hochspannungsleitung 
gebaut werden, die auch im Netzausbauplan der 
Bundesregierung eine prioritäre Rolle spielt. Um 
diese sogenannte Westküstenleitung bis zum 
geplanten Betriebsbeginn 2018 realisieren zu 
können, setzt Schleswig-Holstein gerade nicht 
auf ein Schnellverfahren unter Ausschluss der 
Bürger, sondern will die Menschen vor Ort von 
Anfang an in einem Dialogverfahren an den Pla-
nungen beteiligen.

Dabei kann das zuständige Energiewendeminis-
terium auf verschiedenen Regionalkonferenzen 
und Informationsveranstaltungen aufbauen. Die 
aktuelle Regierung will diesen Beteiligungspro-
zess aber noch einmal intensivieren, und so die 
vor Ort vorhandene Expertise nutzen und mögli-
che Konfliktstellen frühzeitig entschärfen. Dazu 
sollen in einer ersten bis Herbst 2013 laufenden 
Phase in einem informellen Dialogverfahren, an 
welchem sich alle Interessierten beteiligen kön-
nen, zunächst möglichst konfliktarme Trassen-

Bürgerwindpark mit Batteriespeicher

Um fluktuierenden Windstrom bedarfsgerecht ins 
Stromnetz einspeisen zu können, braucht es nicht 
nur Netzausbau, sondern auch Speicher. Die Robert 
Bosch GmbH will in einem Pilotprojekt 2013 gemein-
sam mit den Betreibern eines Bürgerwindparks in 
Braderup eine turnhallengroße Batterie aufbauen, 
um überschüssigen Windstrom zwischenspeichern 
und auch bei Flaute Strom liefern zu können.

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Netzausbau im Dialog

korridore identifiziert werden. Die Beteiligung 
soll dabei auf unterschiedlichsten Wegen ge-
währleistet werden: in größeren und kleinen Ver-
anstaltungen vor Ort, über Post oder E-Mail. Neu 
ist auch, dass es eine direkte Ansprechpartnerin 
im Ministerium gibt, die die Aktivitäten koordi-
niert. Das Dialogverfahren soll bis Herbst 2013 
abgeschlossen werden. Ziel ist ein gemeinsam 
mit allen Beteiligten erarbeitetes Abschluss-
dokument, welches dann als Grundlage für die 
Konkretisierung des Trassenverlaufs durch die 
Netzbetreiber sowie für das formelle Planfest-
stellungsverfahren dienen wird.

Neben dem Einbezug der Bürger am Planungs-
prozess wird auch eine finanzielle Beteiligung 
am Netzausbau selbst ermöglicht. TenneT als 
zuständiger Netzbetreiber bietet für den Bau 
der 380 kV Westküstentrasse im Rahmen eines 
Pilotprojektes erstmals eine finanzielle Beteili-
gungsmöglichkeit für Bürger an. Die Landesre-
gierung unterstützt dieses Engagement, hiermit 
neue Wege zu beschreiten, um für mehr Akzep-
tanz für den Netzausbau zu werben.

Maximal 15 Prozent des Investitionsbudgets 
von etwa 200 Millionen Euro sollen so zusam-
menkommen. Dabei sollen die von der Leitung 
betroffenen Anwohner bei der Ausgabe der An-
teilsscheine bevorzugt werden, und so auch ei-
nen direkten finanziellen Nutzen vom Bau der 
Trassen haben.
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Thüringen

Landeshauptstadt Erfurt

Fläche 16.172,50 km²

Anteil landwirtschaftliche 
Fläche

54,4 %

Anteil forstwirtschaftliche 
Fläche

32,0 %

Bevölkerungsdichte 2011 137 Einwohner pro km²

BIP 2011 49,25 Mrd. Euro

Arbeitslosenquote 2012 8,5 %

Schulden 2011 16,5 Mrd. Euro

Politik

Regierungsparteien CDU und SPD

Sitzverteilung im Landtag und Stimmenanteil  
nach Ergebnissen der Landtagswahl 2009

SPD 18 Sitze (18,5 %)

GRÜNE 6 Sitze (6,2 %)

DIE LINKE 27 Sitze (27,4 %)

FDP 7 Sitze (7,6 %)

CDU 30 Sitze (31,2 %)

Nächste Wahl Herbst 2014

Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht

Für Erneuerbare Energien 
zuständiges Ministerium

Thüringer Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie:
www.thueringen.de/th6/
tmwat/
Minister: Matthias Machnig 
(SPD)

Thüringen nimmt eine sehr zentrale Lage in 
Deutschland ein – nicht umsonst zählt das Land 
zur Region Mitteldeutschland. Wie sonst nur die 
benachbarten Flächenländer Hessen und Sach-
sen-Anhalt hat das Land daher auch keine ge-
meinsamen Grenzen mit anderen Staaten. Im 
Vergleich zu den anderen ostdeutschen Ländern 
ist Thüringen relativ dicht besiedelt, allerdings 
sind die Einwohnerzahlen pro Fläche immer 
noch unter denen der westdeutschen Länder. 
Die bevölkerungsstärksten Gebiete, die zugleich 
auch die wirtschaftlichen Zentren Thüringens 
sind, ziehen sich ziemlich genau von Ost nach 
West durch die Mitte des Landes, von Eisenach 
über Erfurt bis Gera. Insbesondere der Raum 
Erfurt-Weimar-Jena weist eine hohe wirtschaft-
liche Dynamik auf, wozu nicht zuletzt die einzige 
Volluniversität des Landes, die Friedrich-Schil-
ler-Universität Jena, als anerkannter For-
schungsstandort insbesondere im naturwissen-
schaftlichen Bereich beiträgt.

Aber nicht nur in der Forschung, sondern auch 
in der Anwendung sind technische Zweige in 
Thüringen verbreitet, vor allem die Elektroindus-
trie mit Schwerpunkten in Optik, Solar- und Me-
dizintechnik, Automobil- und Maschinenbau. 
Tourismus oder Ernährungswirtschaft spielen 
ebenfalls eine große Rolle und haben mit dafür 
gesorgt, dass die Wirtschaftsentwicklung in den 
letzten Jahren eine positive Tendenz aufweist.

Die Struktur der Energieversorgung war früher 
durch Importe geprägt. Diese Ausgangssituati-
on bildete jedoch einen hervorragenden Start-
punkt für den Ausbau Erneuerbarer Energien, 
welcher auch von den verschiedenen Landesre-
gierungen sinnvoll vorangetrieben wurde. Im 
Jahr 2011 konnten die Erneuerbaren Energien  
so bereits einen Anteil von 45 Prozent an der 
gesamten Stromerzeugung erreichen. Durch die 
gebirgige Landschaft eignet sich das Land her-
vorragend zum Bau von Pumpspeichern, wie 
nicht zuletzt an Deutschlands größtem Pump-
speicherkraftwerk Goldisthal, das 2003 in Be-
trieb genommen wurde, deutlich wird. Und auch 
die Umsetzung verschiedener Netzausbaupro-
jekte, die Thüringen wegen seiner zentralen 
Lage queren, ist ein zentrales energiepoliti-
sches Thema in Thüringen.
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Informationen der Landesregierung zum 
Ausbaustand Erneuerbarer Energien

Die in dieser Publikation verwendeten Werte stammen 
aus Quellen, die für das gesamte Bundesgebiet ein-
heitlich veröffentlicht wurden und daher untereinander 
vergleichbar sind. Die einzelnen Bundesländer haben 
aufgrund anderer Erhebungsmethoden jedoch teilwei-
se andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand der 
Erneuerbaren Energien. Offizielle Zahlen und Informa-
tionen der Landesregierung dazu finden Sie hier:

www.thueringen.de/th6/tmwat/energie/erneuerbare

Klimaschutzziele für die Zukunft
„Neue Energie für Thüringen“ vom Juni 2011

Ziele Endenergieverbrauch

Anteil Erneuerbare Energien 2020 30 %

Ziel Stromverbrauch 2020

Anteil Erneuerbare Energien 45 % 
(2010: 23,9 %)

Quellen: Energie- und Klimastrategie Thüringen 2015  
 „Neue Energie für Thüringen“. Eckpunktepapier der  
Landesregierung, Juni 2011

Übersicht ausgewählter Daten  
zu Erneuerbaren Energien im Land

Anteil der Erneuerbaren Energien  
am Bruttostromverbrauch (2010)

19,5 %

Anteil Erneuerbarer Energien am 
Primärenergieverbrauch (2009)

22,5 %

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1000 Einwohner (2012)

164,8 kWp

Installierte Leistung  
Windenergie (2012)

899,59 MW

Elektrische Leistung der Biogas­
anlagen pro 1000 km² Landwirtschafts­
fläche (2011)

11,6 MW

Stromerzeugung aus Wasserkraft 
(2011) 

116 Mio. kWh

Anzahl der durch das Marktanreiz­
programm geförderten Erd- und 
Luftwärmepumpen (2011) 

179

Fernwärme  
Erneuerbare Energien (2009)

620 Mio. kWh

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien (2012) 

13.410

Gesellschaftliche Akzeptanz  
Erneuerbarer Energien in  
der Nachbarschaft (2012) 

68 %

 Quelle: www.foederal-erneuerbar.de

Entwicklung der Erneuerbaren Energien

Primärenergieverbrauch (PEV) in Thüringen 
PEV in Terajoule (TJ) im Jahr 2000 und 2010

Anteil der Erneuerbaren Energien am PEV in Prozent

2000 (0,22 Mio. TJ) 

5.607

Thüringen

 Mineralöl und Mineralölprodukte  Gase  Braunkohle

 Erneuerbare Energien  Steinkohle  Kernenergie

Zwischen dem Gesamtwert und der Summe der einzelnen Energieträger 
ergibt sich eine Differenz. Grund hierfür sind die nicht abgebildeten 
Posten Stromexport/-import, Fernwärme und Sonstige. 
Quelle: LAK; Stand: 2013

2010 (0,26 Mio. TJ) 

79.304
80.817

815

57.589

1.165

7.784

3,5 (2000)
22,5 (2010)

5.070

98.681
83.155

Deutschland
2,9 (2000)

9,9 (2010)
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Biomasse

Anteil an der 
Bruttostrom- 
erzeugung
Der Thüringer Wald ist eigentlich ein 
Gebirge – nichtsdestotrotz ist die die-
ser Name auch als Bezeichnung für die 
großen Biomassepotenziale des Landes 
treffend. Auch der in Thüringen weithin 
präsente Ackerbau trägt einen wesent-
lichen Teil zur energetischen Nutzung 
von Biomasse bei. Schon 2011 wurden 
knapp 20 Prozent der gesamten Strom-
erzeugung aus Biomasse gewonnen, 
mehr als in jedem anderen Bundesland.

Die Nächte in Thüringen können frostig 
werden. Die dortigen Mittelgebirge gehö-
ren, insbesondere im Winter, regelmäßig 
zu den kältesten Regionen Deutsch-
lands. Trotz Minusgraden schließen sich 
mollig warme Wohnungen und ein gutes 
Klimagewissen nicht aus, beispielswei-
se über Fernwärme aus Erneuerbaren 
Energien. Diese Möglichkeit nutzen die 
Thüringer  gern und haben schon einen 
Anteil von über 14 Prozent an der gesam-
ten Fernwärmeerzeugung geschafft.

14,1%
2009

19,3 %

2011
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Erneuerbare-Energien- 
Studiengänge 

Anteil an der  
Gesamtzahl
Thüringen ist zu Recht stolz auf seine 
Universitäten. Damit die Hochschulen 
weiterhin attraktiv bleiben und zukunfts-
trächtige Themen abdecken können, 
setzt das Land wie kaum ein anderes auf 
Erneuerbare Energien als Thema in  
Bildung und Wissenschaft. Schon 3,4 
Prozent des Studienangebots hat einen 
Erneuerbare-Energien-Bezug.

3,4 %
2013

Erneuerbare Energien  

Anteil am Primär-
energieverbrauch
Nicht nur in der Mitte Deutschlands, 
sondern auch ganz oben: Kein anderes 
Bundesland hat einen höheren Anteil 
Erneuerbarer Energien am Primärener-
gieverbrauch. 2010 wurde schon fast ein 
Viertel des Verbrauchs an Strom, Wär-
me und Kraftstoffen durch regenerative 
Energieträger gedeckt – vorbildlich!

18,9 %

2008

21,2 %

2009

22,5 %

2010

Bruttobeschäftigung  
Erneuerbare Energien 

Arbeitsplätze  
pro 1.000  
Beschäftigten
Große Geister gab es in Thüringen zu-
hauf, man denke nur an die Weimarer 
Klassik. Aber auch in heutigen Zeiten 
sind Visionäre zwischen Eisenach und 
Gera zu Hause: Mit 14,6 Beschäftigten 
pro 1.000 Arbeitnehmer arbeiten hier 
mehr Menschen in der Erneuerbaren-
Energien-Branche als in vielen anderen 
Bundesländern – und helfen so auf dem 
Weg in eine saubere, günstige und global 
verfügbare Energiezukunft.

14,6 
2012
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Thüringen hat in den letzten 
Jahren beim Ausbau der Er-
neuerbaren Energien aufge-
holt, auch wenn der Bundes-
ländervergleich für Minister 
Machnig „noch nicht zufrie-
denstellend“ ausfällt, vor al-
lem im Ausbau der Windener-
gie. Das kleine Thüringen 
geht große Themen an: Mehr 
Vorranggebiete für Windkraft, 
ein neues Pumpspeicherkraft-
werk und ein Pilotprojekt in 
Sachen Tiefengeothermie.

Herr Minister Machnig, was 
muss passieren, damit Sie zu-
frieden sind mit der Entwick-
lung im Bereich der Erneuer-
baren Energien? 
S e l b s t  l a u t  a k t u e l l e m 
„Leitstern“-Ranking weist 
Thüringen den größten Erfolg 
bei der Nutzung alternativer 
Energiequellen nach Bayern 
auf. Positiv hervorgehoben 
werden auch die Anstrengun-
gen des Landes, technolo-
gisch und wirtschaftlich vom 
Energiewandel zu profitieren. 
So hat sich Thüringen bei der 
Bewertung der politischen In-
itiativen zur Förderung des 
technologischen Fortschritts 
und des w ir t schaf t l ichen 
Strukturwandels deutlich ver-
bessert.

Gleichzeitig gibt es Nachhol-
bedarf – gerade beim Ausbau 
der Windenergie. 

Die Zahl der Windräder stieg 
von 570 in 2009 gerade mal 
auf 626 Anlagen in 2011. Das 
ist ein Zuwachs von 738 auf 
rund 840 Megawatt in 2011 und 
nicht gerade eine großartige 
Entwicklung. Hier brauchen 
wir einfach mehr Tempo: Le-
diglich 0,3 Prozent der Thürin-
ger Landesfläche sind als Vor-
ranggebiete ausgewiesen. Das 
ist mager. Wenigstens ein bis 
z w ei  P r ozent  der  F l äche 
müssten für Windkraft zu-
gänglich sein. Hier wünsche 
ich mir mehr Vernunft und Of-
fenheit bei den politischen Ak-
teuren, die in jüngster Zeit viel 
von der Energiewende reden, 
aber sofor t dicht machen, 
wenn es um konkrete Maß-
nahmen gerade beim Ausbau 
der Windkraft geht. 

Über 400 Kommunen haben 
die regionale Stromversor-
gung von E.ON zurückgekauft. 
Welche Erwartungen knüpfen 
Sie daran? 
Die Rekommunalisierung der 
Energieversorgung ist ein 
Schlüsselprojekt für die Ener-
giewende in Thüringen. Die 
Überführung von E.ON Thürin-
gen in kommunale Hand ist 
eine Chance, die nicht so oft 
um die Ecke kommt. Daher hat 
die Landesregierung den Kauf 
von 43 Prozent der E.ON-An-
teile an den Kommunalen 
Energiezweckverband Thürin-

„Wärme aus großen Tiefen wichtiger  
Teil des künftigen Energiemixes...“

	 Interview mit Matthias Machnig (SPD), Minister  
für Wirtschaft, Arbeit und Technologie in Thüringen

gen von Anfang an positiv un-
terstützt. Auch die Thüringer 
Aufbaubank hat einen ent-
scheidenden Beitrag zur Fi-
nanzierung geleistet. 

Die Machbarkeit des geplan-
ten Pumpspeicherkraftwerks 
Schmalwasser wird breit dis-
kutiert. Welche Bedeutung 
hat das Projekt für die Ener-
giewende? 
Bis 2020 strebt Thüringen ei-
nen Anteil von 45 Prozent er-
neuerbarer Energien am Net-
tostromverbrauch an. Da die 
Energieerzeugung aus Photo-
voltaik und Windkraft stark 
fluktuiert, werden Speicher-
technologien benötigt. Wir ha-
ben daher einen Pumpspei-
cherkataster aufgestellt und 
mit Trianel bereits einen In-
vestor für ein Pumpspeicher-
werk in Schmalwasser gefun-
den. Es gibt ein transparentes 
Verfahren mit einem runden 
Tisch, an dem das Großprojekt 
von allen Beteiligten diskutiert 
wird. Für eine nachhaltige 
Energieversorgung wäre ein 
solches Projekt ein Meilen-
stein und die betroffene Ge-
meinde profitiert dabei auch 
noch von der Wertschöpfung.  

Mit welchen Maßnahmen un-
terstützt die Landesregierung 
die gebeutelte Solarbranche? 
Der angekündigte Rückzug 
der Robert Bosch GmbH aus 
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Brüssel für die deutsche So-
larindustrie ist dringend not-
wendig. Es wird höchste Zeit, 
dass die politischen Institutio-
nen ihre Hebel nutzen, die eu-
ropäischen und damit auch die 
deutschen Solarunternehmen 
vor unfairen Wettbewerbsbe-
dingungen zu schützen. Die 
deutsche Solarwirtschaft hat 
eine Zukunft, wenn es auf dem 
Markt faire Handels- und 
Wettbewerbsbedingungen 
gibt. Andere Länder wie die 
USA oder Kanada sind hier we-
sentlich weiter.

Welche Eckpunkte hat der An-
fang 2013 vorgelegte Entwurf 
für Ihr Erneuerbare-Wärme-
Gesetz? 
Der Anteil der Erneuerbaren 
Energien an der Wärmeerzeu-
gung für Heizung und warmes 
Wasser liegt in Thüringen ge-
rade mal bei zwölf Prozent. 
Dabei fallen gerade auf den 
Wärmebedarf rund 40 Prozent 
des Endenergieverbrauchs. 
Der Gesetzentwurf beruht da-
her auf drei Säulen: der Förde-
rung von effizienten Wärme-
versorgungskonzepten, dem 
Umbau der netzgebundenen 
Wärmeversorgung und der Er-
höhung des Anteils der Erneu-
erbaren Energien und der Stei-
gerung der Energieffizienz 
durch Maßnahmen an Gebäu-
den. Unser Koalitionspartner 
kann auch an dieser Stelle zei-
gen, wie ernst es ihm mit der 
Energiewende ist. 

Die Arbeitsgemeinschaft 
„Geothermie Thüringen“ hat 

Anfang 2013 eine Machbar-
keitsstudie für die Erdwärme-
nutzung erstellt. Welche Pers-
pektiven ergeben sich daraus?
Wärme aus großen T iefen 
kann in Thüringen als grund-
lastfähiger Energieträger ein 
wichtiger Teil des künftigen 
Energiemixes sein. Unsere 
Machbarkeitsstudie hat erge-
ben: Vor allem in Südthüringen 
– in Meiningen und Suhl – kön-
nen Tiefengeothermie-Kraft-
werke wirtschaftlich betrieben 
werden. Der Thüringer Haupt-
granit ist hierfür nahezu opti-
mal. Die Chancen stehen gut, 
bis spätestens 2015 ein erstes 
Pilotprojekt zu initiieren. Dazu 
sind wir auf der Suche nach 
Investoren. Priorität hat Mei-
ningen: Die dortigen Stadt-
werke und die Bohrtechnik-
Firma Daldrup & Söhne AG 
haben bereits ihr Interesse 
angemeldet. 

Wie erfolgreich sind die Be-
mühungen Thüringens, Unter-
nehmen aus der EE-Branche 
ins Land zu holen?
Im Bereich der Photovoltaik-
Industrie waren die Erfolge in 
der Vergangenheit hervorra-
gend. Und gerade vor kurzem 
ist es uns gelungen, den Wind-
anlagen-Hersteller Enercon 
nach Gotha zu holen. In Gotha 
hat Enercon ein Logistikzent-
rum für den weltweiten Ser-
vice mit rund 80 Arbeitsplät-
zen err ichtet . Geplant ist 
außerdem die Errichtung ei-
nes Schulungszentrums. Von 
diesen Unternehmen hätten 
wir in Thüringen gerne mehr.

dem Solargeschäf t ist ein 
schwerer Schlag für den Wirt-
schaftsstandort Arnstadt und 
insbesondere für die Beschäf-
tigten und deren Familien. Die 
Entscheidung ist wirtschaft-
lich kurzsichtig, da gerade ein 
so großer Technologiekonzern 
wie Bosch in der Lage wäre, 
eine starke Position auf dem 
Markt weiterzuentwickeln. Die 
Solarindustrie hat trotz der 
momentanen Krise eine Zu-
kunft. 

Ich habe daher Ende Februar 
zu einem Krisentreffen ins 
Wirtschaftsministerium einge-
laden. Mit dem Betriebsrat von 
Bosch Solar Energy, mit IG 
Metall und der Stadt Arnstadt 
haben wir eine gemeinsame 
Erklärung unterzeichnet: Dar-
in fordern wir Bosch auf, den 
Rückzug zu überprüfen. Au-
ßerdem fordern wir die Bun-
desregierung auf, einen natio-
n a l e n  S o l a r g i p f e l  z u 
veranstalten, der ein nachhal-
tiges Konzept für die Solar-
wirtschaft erarbeitet. Die Ent-
scheidung der Europäischen 
Kommission, Antidumpingzöl-
le auf Solarmodule aus China 
zu verhängen, begrüße ich 
sehr. Dieser Rückenwind aus 
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Beim Ausbau Erneuerbarer Energien hat die Re-
gierung sich auf ambitionierte Ziele verpflichtet: 
Noch im März 2011, kurz nach der Katastrophe 
von Fukushima, kündigte Thüringens Minister-
präsidentin Christiane Lieberknecht eine Erhö-
hung des Tempos beim Umstieg auf die Erneu-
erbaren an. Diese Beschleunigung wurde im 
Eckpunktepapier Neue Energie für Thüringen 
vom Juni 2011 konkretisiert: Ziel ist, den EE-
Anteil am Nettostromverbrauch bis 2020 auf 45 
Prozent zu erhöhen. Beim Endenergieverbrauch 
sollen mindestens 30 Prozent zum Ende der De-
kade erreicht werden. Im Eckpunktepapier wer-
den keine Vorgaben für die einzelnen Energieträ-
ger gemacht, aber Maßnahmen zum Ausbau aller 
Erneuerbaren-Technologien aufgeführt. 

Abgerundet wurden die Pläne zum Ausbau durch 
eine Potenzialanalyse. Diese zeigt, dass Thürin-
gen im Bereich der Bioenergie schon gut auf-
gestellt ist, bei der Nutzung der Wind- und der 
Solarenergie aber noch Luft nach oben hat. Die 
Studie macht auch deutlich, dass das klassische 
Stromimportland Thüringen den eigenen Elektri-
zitätsbedarf bis 2020 vollständig aus regenerati-
ven Quellen decken könnte.

Das Land kümmert sich jedoch auch um Speiche-
rung und Transport erneuerbar erzeugter Ener-
gie: Bei der Stromspeicherung geht es kurzfristig 
um den Ausbau der erprobten Pumpspeicher-
kraftwerke. Hierzu hat Thüringen ein Pumpspei-
cherkataster vorgelegt, welches die im Land vor-
handenen Potenziale für neue Anlagen detailliert 
aufzeigt. Allein an den Vorzugsstandorten wären 
demnach 4,8 GW neue Pumpspeicherleistung 
möglich –zusätzlich zu den heute installierten 1,5 
GW. Beim Netzausbau setzt sich die Landesregie-
rung für die zügige und transparente Umsetzung 
des Netzentwicklungsplans ein, auch wenn das 
Land selbst stark betroffen ist. Im Zusammen-
spiel von Speicherung und Transport sieht das 
Wirtschaftsministerium erhebliche Chancen für 

die Entwicklung von neuen Geschäftsmodellen 
und damit auch wirtschaftliche Chancen für Thü-
ringer Unternehmen und Beschäftigte.

Neben den umfassenden Aktivitäten im Strom-
sektor soll die Energiewende auch im Wärmebe-
reich beschleunigt werden. Hierfür hat die mit-
regierende SPD-Fraktion im Februar 2013 einen 
Entwurf für ein Thüringer Erneuerbare-Wärme-
Gesetz (ThEEWärmeG) vorgelegt. Dieser sieht 
neben einer Verbesserung der Effizienz auch fes-
te Ziele für die Nutzung Erneuerbarer Wärme vor. 
So sollen bis 2020 25 Prozent der Wärmeerzeu-
gung aus erneuerbaren Quellen kommen. Umge-
setzt werden soll dies u.a. mit einer ab 2025 gel-
tenden Nutzungspflicht Erneuerbarer Energien 
bei der Beheizung von Bestandsgebäuden.

Die Umsetzung der Energiewendeaktivitäten 
soll vor allem von unten geschehen. Das Wirt-
schaftsministerium unterstützt die Gemeinden 
bspw. bei der Rekommunalisierung von Ener-
gieversorgern, wie etwa bei der Übernahme 
der E.On-Thüringen-Anteile,  oder fördert die 
Gründung von Energiegenossenschaften. Auch 
die Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur 
(ThEGA) wird zu diesem Zweck ausgebaut und 
soll als zentrale Beratungs- und Anlaufstelle die 
Kommunen bei Ihren Energiewende-Anstren-
gungen unterstützen.

Landesenergieagentur

Thüringer Energie- und Greentech-Agentur ThEGA
•	 www.thega.de
•	 Gegründet: 2010
•	� Organisatorisch ist die ThEGA an die Landesent-

wicklungsgesellschaft Thüringen gebunden, die 
strategische Ausrichtung und die Arbeitsschwer-
punkte werden zusammen mit dem Thüringer  
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Technologie 
festgelegt.

Energiepolitik unter der Lupe: 
Erzeugung, Speicherung und Transport Erneuerbarer 
Energien in der Mitte Deutschlands
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Autobahnen werden unter Nachhaltigkeitsge-
sichtspunkten oftmals negativ gesehen, sie ver-
brauchen Fläche, tragen zur Verbrennung fossiler 
Energieträger bei und zerschneiden Landschaf-
ten. Thüringen, das als zentral gelegenes Land 
besonders von querenden großen Verkehrswegen 
betroffen ist, will dazu beitragen, dass die Ökobi-
lanz der Betonpisten zumindest verbessert wird 
und Autobahnen Teil einer sauberen Energiever-
sorgung der Zukunft werden können.

Die Thüringer Energie- und Greentech-Agentur 
(ThEGA) hat verschiedene Studien und Leitfäden 
veröffentlicht, wie sich die ansonsten kaum nutz-
baren Seitenstreifen der sich durchs Land win-
denden Asphaltbänder für die Installation von 

Best-Practice-Beispiel aus dem Land:
Weniger Lärm und mehr Ökostrom an Thüringens  
Autobahnen

Bestimmung des Photovoltaikpotenzials an Autobahnen – exemplarische Betrach-
tung an der Konzessionsstrecke der BAB 4 in Thüringen 
Quelle: ThINK

thematisiert, der so Kommunen und Projektiere-
ren eine umfassende Hilfestellung bei der Reali-
sierung solcher Projekte leistet. Dieser Leitfaden 
wurde mit einer im Sommer 2012 veröffentlichten 
Studie für die Realisierung von Photovoltaik an 
einem ausgesuchten Seitenstreifen neben den 
Autobahnen der quer von Ost nach West durch 
Thüringen führenden A4 ergänzt und erweitert. 
Die vom Thüringer Institut für Nachhaltigkeit und 
Klimaschutz (ThINK) im Auftrag des Ministeriums 
für Bau, Verkehr und Landesentwicklung durch-
geführte Studie zeigt, dass der überwiegende Teil 
der Randflächen im untersuchten Streckenab-
schnitt für die Installation von Photovoltaik ge-
eignet ist, über 60 Prozent sind sogar “gut” oder 
“sehr gut” geeignet. Insgesamt könnten an den 

Thüringer Autobahnstrecken 
etwa 1.700 MW Solarleistung 
installiert werden, welche dann 
13 Prozent des jährlichen Thü-
ringer Nettostromverbrauchs 
decken könnten.

Schon in dieser ersten Unter-
suchung wurde auch die Mög-
lichkeiten zur Nutzung der So-
larenergie an Bauwerken wie 
Lärmschutzwänden und -wäl-
len entlang der Strecke thema-

tisiert. In einer eigenen vom Thüringer Ministe-
rium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr 
geförderten Machbarkeitsstudie vom Februar 
2013 wird darauf aufbauend dargestellt, wie die-
ser Themenkomplex sogar noch einen zusätzli-
chen Nutzen generieren kann: Viele Autobahnen 
bringen das Problem der Lärmbelästigung mit 
sich: Durch den Aufbau von Lärmschutzwänden 
mit Photovoltaikanlagen könnten private Inves-
toren für solche Bauwerke auch an Streckenab-
schnitten gefunden werden, an denen kein recht-
licher Anspruch auf Lärmschutzwälle besteht 
– so kann Solarenergie nicht nur für saubere 
Energie, sondern auch für ruhige Nächte sorgen.

Photovoltaikanlagen nutzbar machen lassen. 
Der Ausbau an Autobahnrandflächen hat zudem 
den Vorteil, dass es trotz der Nutzung der Pho-
tovoltaik in großen Parks zu keinem zusätzlichen 
Verbrauch unberührter Naturflächen durch Frei-
flächenanlagen führt. 

Schon im November 2011 wurde dazu ein erster 
umfassender Leitfaden herausgegeben, der die 
rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen für den Bau von Solarparks an den 
insgesamt 500 Autobahnkilometern in Thürin-
gen zusammenfasst. Auch die Naturschutz- und 
Beteiligungsinteressen werden in dem Leitfaden 
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Auf den folgenden Seiten finden Sie eine Vielzahl 
von Statistiken zum Ausbaustand der Erneuer-
baren Energien in den Bundesländern. Die Daten 
sind thematisch zusammengefasst, angefangen 
bei den verschiedenen erneuerbaren Energie-
trägern über Wirtschaft und Forschung bis hin 
zu Akzeptanz-Werten. Nachfolgend werden aus-
schließlich Statistiken dargestellt, die aufgrund 
derselben Quelle, derselben Einheit und einer 
über alle Bundesländer hinweg konsistenten 
Datenerfassung einen Vergleich der Bundeslän-
der ermöglichen. 

Die einzelnen Bundesländer veröffentlichen auf-
grund anderer Erhebungsmethoden teilweise 
andere und aktuellere Werte zum Ausbaustand 
der Erneuerbaren Energien. Diese einzelnen 
Daten, die nur für das jeweilige Land  verfügbar 
sind, finden Sie auf den Seiten der zuständigen 

Landesministerien  sowie auf denen der statisti-
schen Landesämtern. Die in den Bundesländern 
erhobenen Daten werden – soweit möglich - zu-
dem im Onlineportal  www.foederal-erneuerbar.
de in der „Landesinfo“ berücksichtigt.

Aufbereitungsstand der Werte in dieser Publi-
kation ist Juni 2013. Im Onlineportal werden 
die Daten jedoch kontinuierlich aufbereitet und 
auf dem neuesten Stand gehalten. Dort können 
Sie auch unter anderem alle Grafiken und  
Tabellen dieses Statistikkapitels kostenlos he-
runterladen.

Die Sammlung und Aufbereitung der Daten 
geschieht in enger Zusammenarbeit mit dem 
Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-
Forschung Baden-Württemberg (ZSW). Weitere 
Datenhinweise nehmen wir gerne entgegen.
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Endenergie 
(in Mrd. kWh)

1990 (…) 2) 2000 (…) 2) 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Strom­
verbrauch

550,7 579,6 608,0 612,1 617,1 618,1 614,6 578,1 610,9 602,6 594,5

Wärme­
verbrauch

1.523,5 1.469,6 1.516,8 1.495,6 1.516,0 1.336,9 1.409,1 1.328,7 1.461,0 1.300,5 1.385,0

Kraftstoff­
verbrauch 1)

517,5 664,9 643,4 596,9 639,9 627,7 615,4 609,2 613,9 621,5 608,5

Endenergie­
verbrauch

2.631,2 2.565,0 2.578,8 2.535,4 2.582,5 2.443,4 2.544,1 2.406,9 2.586,0 2.429,0 2.496,2

Primärenergie (PJ)

Primärener­
gieverbrauch

14.905 14.401 14.591 14.558 14.837 14.197 14.380 13.531 14.217 13.412 13.512

1) Bis 2002 Bezugsgröße Kraftstoffverbrauch im Straßenverkehr, ab 2003 gesamter Verbrauch an Motorkraftstoff, ohne Flugbenzin
2) weitere Jahresdaten finden Sie unter www.erneuerbare-energien.de
Quelle: AGEEstat, AGEB, BAFA; Stand: Februar 2013

1990 (…) 2) 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Stromerzeugung 
(Anteile bezogen  
auf den Brutto
stromverbrauch)

17,1
3,1

39,2
6,8

39,0
6,7

45,6
7,8

45,0
7,5

56,1
9,2

62,1
10,1

71,7
11,6

88,2
14,3

93,0
15,1

94,6
16,4

104,4
17,1

123,5
20,5

136,1
22,9

Wärmebereitstellung 
(Anteile bezogen  
auf den gesamten 
Wärmeverbrauch)

32,2
2,1

57,9
3,9

65,0
4,2

64,3
4,3

76,5
5,0

83,6
5,5

89,5
6,0

93,9
6,2

98,5
7,4

106,5
7,6

118,9
8,9

151,2
10,3

135,0
10,4

144,3
10,4

Kraftstoffverbrauch 1) 
(Anteile bezogen  
auf den gesamten 
Kraftstoffverbrauch)

0 
0,0

2,7
0,4

3,8
0,6

5,9
0,9

8,5
1,4

11,3
1,8

22,4
3,7

40,3
6,3

46,2
7,4

36,7
6,0

32,8
5,4

35,4
5,8

34,2
5,5

33,5
5,5

Anteil EE am 
gesamten EEV

1,9 3,9 4,1 4,5 5,0 5,9 6,9 8,0 9,5 9,3 10,2 11,3 12,1 12,6

Primärenergieverbrauch (PEV)

Anteil EE am 
gesamten PEV

1,3 2,9 2,9 3,2 3,8 4,5 5,3 6,3 7,9 8,0 8,9 9,9 10,9 11,7

1) Bis 2002 Bezugsgröße Kraftstoffverbrauch im Straßenverkehr, ab 2003 gesamter Verbrauch an Motorkraftstoff, ohne Flugbenzin
2) weitere Jahresdaten finden Sie unter www.erneuerbare-energien.de
Quelle: AGEEstat, AGEB, BAFA; Stand: Februar 2013

Energieverbrauch in Deutschland

Energiebereitstellung  (in Mrd. kWh) und Anteile Erneuerbarer Energien (in Prozent)  
am Endenergieverbrauch in Deutschland
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Endenergie
(in Mio. kWh)

Anteil am 
Endenergieverbrauch 

(in %) 

vermiedene 
THG-Emissionen 

[in 1.000 t]

Stromerzeugung Wasserkraft 21.200 Anteil am 
Stromverbrauch

3,6 17.357

Windenergie
an Land
auf See (Offshore)

46.000 
45.325

675

7,7 
7,6

0,11

35.778 
35.253

525

Photovoltaik 28.000 4,7 19.653

biogene Festbrennstoffe 12.500 2,1 9.993

biogene flüssige Brennstoffe 1.100 0,2 677

Biogas 20.500 3,4 12.054

Klärgas 1.300 0,2 990

Deponiegas 550 0,1 419

biogener Anteil des Abfalls 4.900 0,8 3.890

Geothermie 25,4 0,004 13

Summe 136.075 22,9 100.823

Wärmebereit-
stellung

biogene Festbrennstoffe 
(Haushalte)

73.900 Anteil am EEV 
für Wärme

5,3 22.084

biogene Festbrennstoffe 
(Industrie) 

26.550 1,9 8.466

biogene Festbrennstoffe 
(HW/HKW)

7.000 0,5 2.035

biogene flüssige Brennstoffe 2.700 0,2 747

Biogas 11.300 0,8 1.928

Klärgas 1.100 0,08 308

Deponiegas 240 0,02 67

biogener Anteil des Abfalls 8.400 0,6 2.489

Solarthermie 6.050 0,4 1.339

tiefe Geothermie 340 0,02 23

oberflächennahe Geothermie 6.730 0,5 550

Summe 144.310 10,4 40.035

Kraftstoff­
bereitstellung

Biodiesel 24.041 Anteil am Kraft­
stoffverbrauch

4,0 3.416

Pflanzenöl 258 0,04 45

Bioethanol 9.205 1,5 1.206

Summe 33.504 5,5 4.667

Gesamt 313.889 12,6 145.525

Quelle: AGEE-Stat, AGEB, BAFA; Stand: Februar 2013

Beitrag Erneuerbarer Energien  
zur Energiebereitstellung in Deutschland 2012
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Primärenergieverbrauch und  
Anteile Erneuerbarer Energien
Der Primärenergieverbrauch (PEV) in den Bun-
desländern unterscheidet sich unter anderem 
auf Grund der unterschiedlichen Wirtschafts- 
und Bevölkerungsstrukturen. Dicht besiedelte 
und strukturstarke Länder, insbesondere wenn 
die Wirtschaft einen hohen Industrieanteil auf-
weist, haben dabei einen hohen Primärenergie-
verbrauch. Der Anteil Erneuerbarer Energien ist 
besonders hoch in Bundesländern mit geringem 
PEV und viel Erneuerbaren Energien. Exportiert 
ein Bundesland mehr Strom, als es importiert 
(Exportüberschuss), kann aufgrund der Art der 
statistischen Erhebung eine geringe Überschät-
zung seines Anteils Erneuerbarer Energien am 
PEV möglich sein. Bei einem Importüberschuss 
ist hingegen eine Unterschätzung möglich.

Den größten Beitrag zum PEV lieferten die Er-
neuerbaren Energien 2009 in Bayern, gefolgt von 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Ba-
den-Württemberg. Aber auch kleinere und struk-
turschwächere Länder wie Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt  haben dank eines frühzeitigen 
Ausbaus Erneuerbarer Energien hohe Beiträge 
von Sonne, Wind und Biomasse zum PEV. 

Sachsen-Anhalt und Brandenburg stehen daher 
auch bei den Anteilen Erneuerbarer Energien 
sehr gut da, werden aber noch von Mecklenburg-
Vorpommern und Thüringen überflügelt, die 
2009 schon Anteile von über 26 bzw. über 21 Pro-
zent aufwiesen. Die geringsten Anteile Erneuer-
barer Energien am PEV findet man in den dicht-
besiedelten und hochindustrialisierten Ländern 
Saarland und Nordrhein-Westfalen sowie in den 
Stadtstaaten.

Endenergieverbrauch und  
Erneuerbare Energien
Der Endenergieverbrauch (EEV) unterscheidet 
sich vom PEV durch den Abzug der Verluste im 

Energiemix

Umwandlungssektor und des nichtenergetischen 
Verbrauchs. Durch die Aufteilung des Landesar-
beitskreises Energiebilanzen (LAK) in Sektoren 
wird der Beitrag der Erneuerbaren Energien zu 
Strom und Fernwärme hier nicht berücksichtigt. 
Daher ergibt sich auch ein etwas anderes Bild: 
Den größten Beitrag zum EEV (ohne Strom und 
Fernwärme) lieferten die Erneuerbaren Energien 
mit 25 Mrd. kWh 2010 in Nordrhein Westfalen. 
Die größten Anteile wurden in Thüringen mit 18,3 
Prozent erreicht, gefolgt von Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt.

Stromerzeugung Erneuerbarer Energien
Bayern erzeugte 2011 mit knapp 25 Milliarden Ki-
lowattstunden (kWh) den meisten erneuerbaren 
Strom in Deutschland, gefolgt von Niedersach-
sen, Brandenburg und Baden-Württemberg. In 
Bayern und Baden-Württemberg fließt ein gro-
ßer Anteil aus alten Wasserkraftanlagen. Wenn 
man nur den EEG-Strom betrachtet, führt Nie-
dersachsen mit knapp 18 Milliarden kWh, vor al-
lem aus Wind- und Bioenergie. Bei den Anteilen 
Erneuerbarer Energien an der Bruttostromer-
zeugung erreicht Mecklenburg-Vorpommern mit 
knapp 58 Prozent den höchsten Wert, gefolgt von 
Thüringen (44,9 Prozent) und Schleswig-Holstein 
(37,6 Prozent).

Fernwärme Erneuerbarer Energien
Den größten Beitrag zur Fernwärmeerzeugung 
liefern die Erneuerbaren Energien in Süd-
deutschland, so wurden in Baden-Württemberg 
2009 knapp 2,5 Milliarden kWh und in Bayern 
mehr als 2 Milliarden kWh erneuerbar, dabei 
vorwiegend aus Biomasse, erzeugt. Die größten 
Anteile Erneuerbarer Energien an der gesamten 
Fernwärmeerzeugung weisen Mecklenburg-Vor-
pommern, Bremen und Hamburg auf, dort wird 
auch mit deutlichem Abstand zum Rest der Bun-
desländer pro Kopf die meiste erneuerbare 
Fernwärme produziert.
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2003 (…)1) 2006 2007 2008 2009 2010

BW 19,9 35,0 38,6 39,3 40,1 k.A.

BY 38,1 52,8 57,3 57,5 59,6 74,8

B 0,6 1,5 1,7 2,1 2,8 k.A.

BB 9,0 19,4 24,6 23,7 25,4 k.A.

HB 1,1 1,6 1,7 1,9 2,1 2,3

HH 2,2 2,3 2,5 3,2 3,4 3,1

HE 8,7 14,1 14,1 14,6 14,7 18,9

MV 3,4 7,7 9,8 12,9 13,5 k.A.

NI k.A. 31,9 k.A. 42,0 44,3 k.A.

NRW 13,9 38,8 48,4 47,5 46,4 50,9

RLP 4,0 12,6 15,2 14,9 15,8 17,7

SL 0,9 1,8 2,1 2,3 1,9 2,3

SN 2,4 8,7 10,4 10,9 11,8 13,2

ST k.A. 14,1 18,2 19,8 20,5 21,1

SH 4,9 8,5 10,6 11,3 12,0 14,7

TH 7,7 10,8 13,0 13,1 14,5 16,0

Nicht für alle Bundesländer liegen für alle Jahre Daten vor.
1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de  
– auch zum Download – bereit.
Quelle: LAK (2013)

2003 (…)1) 2006 2007 2008 2009 2010

BW 4,4 7,4 8,7 8,7 9,3 k.A.

BY 6,9 9,2 10,4 10,1 10,7 12,9

B 0,7 1,8 2,3 2,6 3,6 k.A.

BB 5,2 10,4 13,4 13,2 14,7 k.A.

HB 2,3 3,8 3,8 4,3 4,9 4,9

HH 3,3 3,6 4,0 5,1 5,3 4,4

HE 3,1 4,8 5,7 5,0 6,0 6,8

MV 7,1 15,2 20,3 24,1 26,5 k.A.

NI k.A. 7,9 k.A. 10,3 11,1 k.A.

NRW 1,1 3,4 4,1 4,1 4,0 4,2

RLP 2,2 6,9 8,5 8,0 9,2 9,5

SL 1,2 2,3 2,5 2,9 2,9 3,3

SN 1,4 4,8 6,0 6,2 6,8 7,5

ST k.A. 10,0 13,2 14,2 14,9 14,5

SH 3,1 5,2 7,8 9,3 10,2 12,0

TH 11,1 15,5 19,3 18,9 21,2 22,5

Nicht für alle Bundesländer liegen für alle Jahre Daten vor. 
1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de  
– auch zum Download – bereit. 
Quelle: LAK (2013)

Primärenergieverbrauch Erneuerbare Energien
(in Mrd. kWh)

Anteil Erneuerbarer Energien  
am Primärenergieverbrauch
(in %)

Primärenergieverbrauch Erneuerbare Energien
2009

Anteil Erneuerbarer Energien 
am Primärenergieverbrauch
2009

Quelle: LAK (2013)

Quelle: LAK (2013)
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Beitrag Erneuerbarer Energien 
am Endenergieverbrauch
(in Mrd. kWh)

CO2-Emissionen
(in  Mio t)

Anteil Erneuerbarer Energien am Endenergie-
verbrauch (ohne Strom und Fernwärme)
2009

Quelle: LAK (2013)

2003 (…)1) 2006 2007 2008 2009 2010

BW 11,3 16,8 17,4 17,6 17,0 k.A.

BY 16,9 18,2 16,7 16,7 16,9 32,5

B 0,0 1,0 1,1 0,9 0,9 k.A.

BB 2,7 8,1 9,6 9,2 8,9 k.A.

HB 0,4 0,3 0,4 0,3 0,3 0,4

HH 0,9 1,0 1,1 0,9 1,0 0,9

HE 5,3 8,4 8,6 8,3 8,2 10,4

MV 0,5 2,4 2,0 2,5 2,6 k.A.

NI k.A. 11,3 k.A. 11,4 11,2 k.A.

NRW 3,9 15,7 24,3 22,7 20,2 25

RLP 1,2 7,1 8,1 7,6 7,6 9,1

SL 0,1 1,0 1,1 1,0 1,0 1,4

SN 0,5 4,5 4,7 4,7 5,0 6,2

ST k.A. 6,5 7,2 6,8 7,6 8,5

SH 0,6 2,3 2,6 2,7 2,7 3,6

TH 4,8 6,5 6,9 6,2 7,2 8,5

Nicht für alle Bundesländer liegen für alle Jahre Daten vor.
1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de  
– auch zum Download – bereit.
Quelle: LAK (2013)

2000 (…)1) 2007 2008 2009 2010

BW 74,94 70,95 72,56 66,15 k.A.

BY 88,71 74,97 80,43 77,93 80,02

B 23,66 17,47 18,6 18,03 k.A.

BB 60,56 58,17 56,59 52,96 k.A.

HB 14,08 13,65 13,06 12,53 13,78

HH k.A. 10,94 10,89 10,98 11,68

HE 56,01 50,91 52,16 49,13 k.A.

MV 10,26 10,08 10,87 9,51 k.A.

NI 74,23 k.A. 69,4 k.A. k.A.

NRW 294 289,56 286,19 260,67 275,3

RLP 28,85 25,6 27,45 26,18 27,34

SL 23,46 25,71 22,96 18,38 19,12

SN 41,55 46,85 46,93 47,98 48,74

ST 26,3 26,48 26,97 26,77 27,38

SH 21,38 17,03 18,69 18,43 19,04

TH 12,06 10,42 10,91 10,53 10,77

Nicht für alle Bundesländer liegen für alle Jahre Daten vor.
1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de  
– auch zum Download – bereit.
Quelle: LAK (2013)

CO2-Emissionen pro Kopf
2009

Quelle: LAK (2013), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2011a)
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Stromerzeugung aus  
Erneuerbaren Energien pro Kopf
2011

Stromerzeugung aus  
Erneuerbaren Energien (ohne Abfall)
(in Mio. kWh)

Anteil der Erneuerbaren Energien an der  
Bruttostromerzeugung und am Bruttostrom
verbrauch (in %)

Quelle: BDEW (2013), StaBA (2012), Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder (2011b)

2004 2008 2009 2010 2011

BW 4.868 8.788 8.902 10.415 10.922

BY 13.794 18.381 18.687 21.978 24.624

B 4 156 145 163 213

BB 3.719 8.042 8.158 8.515 11.302

HB 66 151 162 179 303

HH 126,3 259 251 246 262

HE 951 1.767 1.985 2.352 3.118

MV 2.075 3.829 3.781 4.017 5.007

NI 6.226 14.644 14.947 15.334 19.591

NRW 1.989 7.669 8.064 8.348 10.500

RLP 1.460 3.709 4.609 3.961 4.542

SL 252 385 394 419 505

SN 1.520 2.646 2.792 3.055 3.778

ST 3.104 6.507 7.017 6.970 8.501

SH 3.470 6.268 6.237 6.688 8.795

TH 1011 2.427 2.807 2.707 3.198

Quelle: BDEW (2013)

Anteil der Erneuerbaren Energien 
an der Bruttostromerzeugung
2011

Quelle: BDEW (2013), AGEB (2013), Statistische Landesämter

 Bruttostromerzeugung Bruttostromverbrauch 

2009 2010 2011 2008 2009 2010

BW 13,6 15,8 18,3 11,6 12,3 k.A.

BY 20,7 23,9 27,6 22,6 24,6 k.A.

B 1,8 1,9 2,6 1,8 2,8 k.A.

BB 17,4 17,6 24,1 39,8 43,0 k.A.

HB 2,1 2,3 4,0 5,7 5,2 6,3

HH 9,3 8,5 9,4 3,0 2,9 2,6

HE 12,2 7,8 16,2 5,5 6,5 7,8

MV 49,8 44,8 57,7 52,3 54,7 k.A.

NI 20,5 20,5 27,1 26,2 27,0 k.A.

NRW 4,9 4,5 5,8 4,7 8,0 7,9

RLP 29,8 24,0 28,4 13,0 14,4 15,2

SL 4,5 4,5 5,6 4,2 4,0 5,4

SN 7,6 8,2 10,4 12,0 13,2 13,6

ST 32,7 32,9 36,7 39,0 42,3 41,9

SH 25,9 27,7 37,6 45,1 47,7 51,3

TH 40,4 36,8 44,9 18,0 19,8 19,5

Quelle: BDEW (2013), AGEB (2013), LAK (2013), StaBA (2012), Berech-
nungen durch ZSW
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2003 (…)1) 2007 2008 2009 2010

BW 1.232,2 2395 2.392,5 2.498,1 k.A.

BY 1.342,3 1.627,6 1.856,7 2.046,7 1.656,9

B 289,8 367,6 401,1 701,5 k.A.

BB 37,9 39,2 253,3 374,4 k.A.

HB 186,9 313,9 369,5 337 364,7

HH 605,3 520 537,6 709,2 541,9

HE 419,2 614,7 670 642,2 1.005,6

MV 198,2 910,8 988,5 962,2 k.A.

NI k.A. k.A. 487,2 819,5 k.A.

NRW 593,1 1.453,1 1.810,3 1.506,1 1.390,6

RLP 27,4 689,6 665,4 986,8 835,6

SL 34,7 35,8 60 34,2 40,3

SN 16,4 80,8 83,9 81,7 125,8

ST 108,1 303,1 368,3 278,1 715,3

SH 259,7 479,9 524,8 417,7 469,7

TH 203,5 388,1 487,8 620 528,3

Nicht für alle Bundesländer liegen für alle Jahre Daten vor.
1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de 
– auch zum Download – bereit. Quelle: LAK (2013) 

2003 (…)1) 2007 2008 2009 2010

BW 8,7 16 15,7 17,1 k.A.

BY 10,1 12,3 13,6 14,9 10,6

B 2,4 3,5 3,7 6,1 k.A.

BB 0,6 0,7 4,5 5,8 k.A.

HB 12,8 23,1 26,4 22,6 21,1

HH 10,2 9,8 13,8 17,8 9,5

HE 4,7 7 7,7 7,2 9,9

MV 5,9 28,9 29,5 29,7 k.A.

NI k.A. k.A. 6,8 10,6 k.A.

NRW 2,5 4 5,3 4,1 3,6

RLP 0,5 10 9,1 16,7 17,1

SL 2,1 3,7 4 2,3 3,1

SN 0,2 1 1,1 1 1,4

ST 1,1 3,7 4,3 3,2 7,5

SH 4,6 9,4 8,9 6,9 6,8

TH 4,9 9,6 11,7 14,1 11,6

Nicht für alle Bundesländer liegen für alle Jahre Daten vor.
1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de 
– auch zum Download – bereit. Quelle: LAK (2013)

Fernwärme Erneuerbare Energien
(in Mio. kWh)

Anteil der Erneuerbaren Energien 
an der Fernwärmeerzeugung
(in %)

Fernwärme aus Erneuerbaren  
Energien pro Kopf
2009

Anteil der Erneuerbaren Energien 
an der Fernwärmeerzeugung
2009

Quelle: LAK (2013), LAK (2012), Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder (2011a)

Quelle: LAK (2013)
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Stromerzeugung aus Windenergie
Der meiste Windstrom wurde in Deutschland 2011 
in Niedersachsen erzeugt, mit über 12 Milliarden 
Kilowattstunden (kWh) nimmt das nordwestliche 
Bundesland eine deutliche Spitzenposition vor 
den folgenden Bundesländern Brandenburg (ca. 
7,9 Milliarden kWh) und Schleswig-Holstein bzw. 
Sachsen-Anhalt (6,2 und 6,1 Milliarden kWh) ein. 
Diese vier Länder produzierten damit fast zwei 
Drittel der gesamten deutschen Windstromer-
zeugung von knapp 49 Milliarden kWh.

Natürlich sind diese Länder auch beim Wind-
strom-Anteil an der gesamten Stromerzeugung 
vorne vertreten. Spitzenreiter ist hier jedoch 
Mecklenburg-Vorpommern, das 2011 bereits ei-
nen Wert von über 35 Prozent erreichte. Neben 
den Küstenländern Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen kommen auch die Binnenländer 
Sachsen-Anhalt, Thüringen und Rheinland-Pfalz 
auf hohe Anteile bei der Windstromerzeugung 
und zeigen, dass diese Energieform nicht nur für 
Meeresanrainer nutzbar ist.

Dies zeigt sich auch beim Anteil der Windenergie 
an der Stromerzeugung im jeweiligen Land: 
Während die höchsten Prozentzahlen zwar im 
Norden erreicht werden, sinken diese dort auf-
grund der Diversifizierung der Ökostromerzeu-
gung tendenziell. Im Süden steigen dagegen die 
Wind-Anteile langsam – auch wenn die riesigen 
dort vorhandenen Potenziale noch lange nicht 
ausgeschöpft sind.

Installierte Leistung Windenergie
Primus bei der installierten Windleistung ist Nie-
dersachsen mit über 7.300 MW 2012. Auf den 
Plätzen folgen die Binnenländer Brandenburg 
und Sachsen-Anhalt mit rund 4.800 bzw. 3.800 
MW. Wenn man jedoch die Leistung relativ zur 
Fläche betrachtet, steht ein Bundesland ganz 
oben, in dem man aufgrund der starken Verdich-
tung kaum mit viel Windenergie gerechnet hätte: 

Windenergie

Mit rund 355 kW/km² zeigt der Stadtstaat Bre-
men, dass es auch in urbanen Räumen ausrei-
chend Platz für die Windenergienutzung gibt. 

Bei der Leistung, der in 2012 neu installierten 
Windenergieanlagen, gehen die ersten drei Plät-
ze zwar auch an die drei Küstenländer Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern, dahinter zeigt Rheinland-Pfalz mit 
knapp 288 MW neuer Windleistung aber, dass 
der Aufholprozess der Südländer begonnen hat. 
Auch die Entwicklung in Bayern verdeutlicht 
dies: Wurden 2010 gerade einmal 52 MW neu in-
stalliert, hat sich dieser Wert in 2012 auf über 
200 MW fast vervierfacht. Anhand der durch-
schnittlichen Leistungszahlen neu installierter 
Anlagen kann man die Fortentwicklung der 
Windenergie ablesen: Diese konnten in den letz-
ten Jahren im bundesdeutschen Schnitt kontinu-
ierlich erhöht werden. Die leistungsfähigsten 
neuen Anlagen wurden 2012 in Bremen und 
Rheinland-Pfalz mit durchschnittlich 2,9 MW pro 
Anlage errichtet.

Anzahl Windenergieanlagen
Analog zur höchsten Leistung sind in Nieder-
sachsen auch die meisten (5.500) Windenergie-
anlagen installiert. Auch die meisten neuen An-
lagen 2012 konnte Niedersachsen für sich 
verzeichnen. Dabei ist in dem großen Land noch 
viel Platz für weitere Anlagen: Mit einer Dichte 
von 115 Anlagen pro 1000 km² Landesfläche liegt 
das Land an der Nordsee auf dem vierten Platz, 
in Schleswig-Holstein oder Bremen stehen mit 
über 185 bzw. über 182 Anlagen pro 1000 km² 
deutlich mehr der sauberen Stromerzeuger. Die 
Anlagendichte zeigt auch das große verbleibende 
Ausbaupotenzial der Windenergie in anderen 
Ländern: So sind in Bayern und Baden-Württem-
berg nur 8 bzw. 11 Windenergieanlagen auf 
1.000 km² erbaut – weniger gibt es nur in Berlin, 
wo gerade mal eine Anlage in den Landesgren-
zen steht.
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2001 2002 2003 2004 2005 2006 2008 2009 2010 2011

BW 93 99 77 114 304 397 605 552 549 595

BY 55 132 142 214 229 356 553 557 602 811

B 0 0 0 0 0 0 2 5 5 6

BB 770 1.327 2.042 3.080 3.510 4.261 6.123 6.061 6.225 7.889

HB 13 13 13 44 70 100 147 156 163 257

HH 39 46 46 k.A. 45 59 68 47 59 81

HE 274 415 194 486 501 586 681 662 647 886

MV 695 1.131 1.293 1.702 1.751 1.767 2.596 2.440 2.518 3.080

NI 2.744 4.152 4.322 5.049 5.918 8.179 10.453 9.840 9.204 12.145

NRW 951 1.899 1.851 956 2.774 3.450 4.385 4.140 3.665 4.883

RLP 381 540 717 369 1.002 1.323 1.694 1.699 1.646 2.105

SL 21 25 43 59 73 104 182 182 177 220

SN 527 1.591 758 1.133 1.144 1.255 1.460 1.363 1.336 1.660

ST 925 925 1.990 2.895 3.164 3.582 5.070 4.791 4.891 6.143

SH 2.124 2.855 2.770 3.393 3.549 4.039 5.308 5.013 4.902 6.190

TH 268 354 428 742 781 929 1.247 1.093 1.031 1.351

BRD 9.878 15.504 16.686 20.237 24.816 30.387 40.574 38.637 37.793 48.883

Beim Gesamtwert für Deutschland fließt neben den Erzeugungsmengen aus den Bundesländern auch die Stromerzeugung aus Offshore-Windenergie 
mit ein, weshalb der Deutschland-Wert die Summe der Bundesländer-Werte übersteigen kann.  
Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012), BWE (2012), BDEW (2011), BDEW (2010a), BDEW (2009), BDEW (2007), BDEW (2006), VDEW (2005), VDEW (2004), 
VDEW (2003), VDEW (2002)

Stromerzeugung aus Windenergie
(in Mio. kWh)

Quelle: BDEW (2013)

Potenzielle Stromerzeugung der Windenergie bei Nutzung von 2 Prozent 
der Landesfläche. Die hohe Flächendiversifizierung der Stadtstaaten ist 
berücksichtigt, weshalb dort geringere Potenziale als bei einer reinen 
Zugrundelegung von 2 Prozent der Landesfläche errechnet wurden.
Quelle: BDEW (2013), Fraunhofer IWES/BWE (2011)

Stromerzeugung aus Windenergie 
2011

Realisiertes und gesamtes Potenzial 
Stromerzeugung aus Windenergie
2011

Realisiertes Potenzial
Gesamtes Potenzial
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an der Bruttostromerzeugung an der gesamten erneuerbaren Stromerzeugung

20042) 2010 2011 20042) 2010 2011

BW 0,2 0,8 1,0 2,3 5,3 5,4

BY 0,3 0,7 0,9 1,6 2,7 3,3

B 0,0 0,1 0,1 0,0 3,1 2,8

BB 6,8 12,8 16,8 82,8 73,1 69,9

HB 0,6 2,1 3,4 67,0 90,9 84,8

HH1) 2,2 2,1 2,9 35,6 24,0 30,9

HE 1,5 2,1 4,6 51,1 27,5 28,4

MV 24,7 28,1 35,5 82,0 62,7 61,5

NI 7,6 12,3 16,8 81,1 60,0 62,0

NRW 0,5 2,0 2,7 48,1 43,9 46,5

RLP 3,5 10,0 13,1 25,3 41,6 46,3

SL 0,5 1,9 2,5 23,4 42,2 43,6

SN 3,1 3,6 4,6 74,6 43,7 43,9

ST 17,5 23,1 26,5 93,3 70,2 72,3

SH 9,4 20,3 26,5 97,8 73,3 70,4

TH 12,7 14,0 19,0 73,4 38,1 42,2

1) Da für Hamburg keine Daten bezüglich 2004 vorliegen, wird statt dessen die Angabe für das Jahr 2005 wiedergegeben.
2) Die Daten für das Jahr 2004 stammen aus einer anderen Quelle als jene ab 2009. Somit kann es zu leichten Abweichungen kommen.
Quelle: BDEW (2013), Statistische Ländesämter (2013), BDEW (2012), BDEW (2011), LAK (2011), BDEW (2010a), VDEW (2005)

Anteil Windstromerzeugung 
(in %)

Quelle: BDEW (2013)

Anteil Windenergie an der Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien
2011 

Anteil der Windstromerzeugung  
an der Bruttostromerzeugung 
2011

Quelle: BDEW (2013), AGEB (2013), Statistische Landesämter (2013)
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2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

BW 61 108 180 209 249 263 325 404 422 452 467 486,4

BY 68 100 152 189 224 258 339 387 411 467 521 683,6

B 0 0 0 0 0 0 0 0 2 2 2 2,0

BB 442 769 1.272 1.807 2.179 2.620 3.128 3.359 3.767 4.170 4.393 4.600,5

HB 13 13 35 35 47 52 64 72 88 95 121 140,9

HH 24 24 30 32 34 34 34 34 34 46 51 53,4

HE 212 254 314 348 401 426 450 476 509 534 589 687,1

MV 456 682 789 927 1.018 1.095 1.233 1.327 1.431 1.498 1.554 1.627,3

NI 1.759 2.427 3.325 3.922 4.471 4.905 5.283 5.647 6.028 6.407 6.647 7.039,4

NRW 644 1.010 1.445 1.822 2.053 2.226 2.392 2.558 2.677 2.832 2.928 3.070,9

RLP 251 373 514 602 704 811 992 1.122 1.207 1.301 1.421 1.662,6

SL 13 18 24 35 57 57 57 69 77 83 111 127,0

SN 300 416 534 615 667 703 769 808 851 901 943 975,8

ST 494 796 1.294 1.632 1.854 2.201 2.533 2.786 3.014 3.354 3.509 3.642,3

SH 1.178 1.555 1.799 2.007 2.174 2.275 2.391 2.522 2.694 2.859 3.003 3.271,2

TH 181 210 294 427 497 502 632 677 692 717 754 801,3

BRD 6.095 8.754 12.001 14.609 16.629 18.428 20.622 22.247 23.903 25.777 27.014 29.075,0

Die Differenz zwischen der installierten Leistung in den Bundesländern und der Gesamtleistung in Deutschland ist durch die offshore installierte 
Leistung zu erkleären, die keinem Bundesland zugeschlagen wird. Im Jahr 2011 waren 155 MW in der Nordsee und 48,3 MW in der Ostsee installiert.
Quelle: BWE/VDMA (2013), DEWI (2012), DEWI (2011), DEWI (2010), DEWI (2009), DEWI (2008), DEWI (2007), DEWI (2006), DEWI (2005), DEWI (2004), 
DEWI (2003), DEWI (2002), DEWI (2002), DEWI (2001)

Installierte Leistung Windenergie
(in MW)

Neu installierte Leistung Windenergie 
2012

Quelle: BWE/VDMA (2013)

Realisiertes und absolutes Potenzial  
Windenergie-Leistung
2012

Das Leistungs-Potenzial ist errechnet auf der Grundlage der Nutzung 
von max. 2 Prozent der Landesfläche für die Installation von Windener-
gieanlagen. Die hohe Flächendiversifizierung der Stadtstaaten ist 
berücksichtigt, weshalb dort geringere Potenziale als bei einer reinen 
Zugrundelegung von 2 Prozent der Landesfläche errechnet wurden. 
Quelle: BWE/VDMA (2013), Fraunhofer IWES/BWE (2011)

Realisiertes Potenzial
Gesamtes Potenzial
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Quelle: BWE/VDMA (2013)

Die Daten zeigen die Dichte der Windenergieanlagen pro 1.000 Quadrat-
kilometer in den jeweiligen Bundesländern. Hinweis: In den Stadtstaa-
ten ist die wirkliche Anzahl der Windenergieanlagen kleiner als die hier 
angegebene Dichte, da die Fläche dieser Länder kleiner als der Bezugs-
wert 1.000 km2 ist. Die wirkliche Anzahl der Windenergieanlagen in den 
Bundesländern können Sie nebenstehender Tabelle entnehmen. 
Quelle: BWE/VDMA (2013)

Durchschnittliche Leistung  
aller Windenergieanlagen 
2012

Windenergieanlagen  
pro 1.000 km2 Landesfläche
2012

Anzahl Windenergieanlagen
(in MW)

2000 (…)1) 2009 2010 2011 2012

BW 98 360 368 378 382

BY 113 384 412 486 559

B 0 1 1 1 1

BB 617 2.853 2.952 3.053 3.135

HB 27 60 67 73 76

HH 44 59 61 60 58

HE 356 592 613 665 705

MV 703 1.336 1.356 1.385 1.507

NI 2.572 5.268 5.365 5.501 5.479

NRW 1.192 2.770 2.820 2.881 2.899

RLP 374 1.021 1.086 1.177 1.243

SL 21 67 80 89 103

SN 413 800 821 838 844

ST 551 2.238 2.304 2.352 2.413

SH 2.056 2.784 2.675 2.705 2.926

TH 222 559 581 601 641

BRD 9.359 21.164 21.562 22.297 23.040

1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de 
– auch zum Download – bereit.  
Quelle: BWE/VDMA (2013)

Durchschnittliche Leistung  
der neu installierten Windenergieanlagen 
2012

Quelle: BWE/VDMA (2013)
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Stromerzeugung aus Photovoltaik 
Den meisten Solarstrom im Jahr 2011 hat Bayern 
mit knapp 7,2 Milliarden kWh erzeugt. Dies ist 
mehr als doppelt so viel als im zweitplatzierten 
Land Baden-Württemberg, das knapp 3,3 Milli-
arden kWh Strom aus Photovoltaik generierte, 
und bedeutet einen Anteil von 37 Prozent an der 
gesamten deutschen Solarstromproduktion.

Aber dass sich die Solarstromerzeugung auch 
im Norden Deutschlands lohnt, zeigen die Zu-
wachsraten etwa in Schleswig-Holstein oder 
Mecklenburg-Vorpommern: In beiden Ländern 
hat sich die Solarstromerzeugung allein zwi-
schen 2009 und 2011 etwa verfünffacht. Auch der 
abnehmende Anteil Bayerns an der gesamten 
Solarstromerzeugung zeigt, dass die Photovolta-
ik in ganz Deutschland eine immer wichtigere 
Rolle einnimmt.

Im bundesdeutschen Schnitt deckte die Photo-
voltaik 2011 bereits 3,2 Prozent der gesamten 
Stromerzeugung, Spitzenreiter unter den Bun-
desländern ist hierbei Bayern mit 8 Prozent ge-
folgt von Rheinland-Pfalz mit 5,9 Prozent. Die 
Bedeutung des Solarstromanteils für die Strom-
erzeugung aus Erneuerbaren Energien ist im 
Saarland am höchsten, wo die Sonne 35 Prozent 
zum gesamten Ökostromangebot beisteuert. 
Auch Hessen und Baden-Württemberg haben 
mit je 30 Prozent einen relativ hohen Solar-Anteil 
an der erneuerbaren Stromerzeugung.

Installierte Leistung Photovoltaik
Die Photovoltaik-Leistung in Deutschland hat 
sich in den letzten Jahren sehr dynamisch ent-
wickelt. Spitzenreiter unter den Bundesländern 
ist Bayern, gefolgt von Baden-Württemberg, 
NRW, Niedersachsen und Brandenburg. Auch 
relativ zur Fläche behält Bayern den Spitzen-
platz, liegt aber mit 136 kWp pro 1000 km² nur 

Solarenergie

knapp vor den folgenden Bundesländern Ba-
den-Württemberg (123 kW/km²) und Saarland 
(121 kWp/km²). In allen Bundesländern bietet 
das vorhandene technische Potenzial aber noch 
große Räume zum weiteren Ausbau der Photo-
voltaik.

Wärmeerzeugung aus Solarthermie
Wie schon bei der Photovoltaik, sind auch bei der 
Solarthermie Bayern und Baden-Württemberg 
die größten Energieerzeuger für diese Nutzungs-
form der Solarenergie. In den beiden Südländern 
wird über die Hälfte der solarthermischen Wär-
me produziert. Allein Bayern ist mit über 2.000 
kWh für etwa ein Drittel der solarthermischen 
Wärmeerzeugung 2012 verantwortlich. Im Ge-
gensatz zur Photovoltaik ist die Steigerungsrate 
bei der Solarthermie deutlich langsamer, auch 
wenn kontinuierlich mehr Wärme durch die Kraft 
der Sonne erzeugt wird.

Kollektorfläche Solarthermie.
Es verwundert nicht, dass Bayern in absoluten 
Zahlen mit über 5 Millionen m² auch die größte 
Kollektorfläche zur Nutzung der Solarthermie 
erreicht. Wenn man die auf den Dächern instal-
lierten Kollektoren jedoch in den Vergleich zur 
Landesfläche setzt, ergibt sich ein anderes Bild: 
Bezogen auf die Fläche, sind in den Stadtstaaten 
die meisten Kollektoren installiert, dabei führt 
mit Hamburg sogar der nördlichste Vertreter vor 
den beiden anderen Stadtstaaten Berlin und Bre-
men. In den Flächenländern wird die Solarther-
mie in Baden-Württemberg am intensivsten ge-
nutzt, gefolgt vom Saarland und dann erst von 
Bayern. Aber selbst in den Ländern mit einer 
fortgeschrittenen Nutzung der sauberen und 
kostengünstigen Wärmequelle Solarenergie ist 
bislang nur ein Bruchteil des möglichen Poten-
zials realisiert, im Schnitt sind es gerade einmal 
2 Prozent. 
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2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

BW 23,2 20,0 31,9 78,2 369,8 343 834 1.245 1.772 2.943 3.747 4.402

BY 47,6 91,9 161,0 435,9 802,8 1.103 1.632 2.359 3.955 6.438 8.109 9.624

B 3,5 4,0 4,6 5,4 6,0 6 8 11 19 39 82 98

BB 1,7 2,5 3,5 5,1 12,6 21 40 72 219 521 1.620 2.591

HB 0,9 0,0 0,9 1,2 1,7 2 3 4 5 14 25 33

HH 2,2 2,7 0,9 k.A. 3,2 4 5 7 9 27 35 43

HE 7,0 12,1 12,4 47,8 86,7 133 203 350 549 872 1.178 1.500

MV 1,9 3,4 4,4 5,7 12,6 19 27 48 88 252 533 984

NI 7,1 13,2 18,2 43,1 108,9 174 256 352 709 1.476 2.253 3.009

NRW 16,8 39,8 44,7 51,3 171,3 248 405 617 1.046 1.941 2.776 3.573

RLP 3,5 8,4 10,5 18,2 73,0 122 226 332 504 843 1.149 1.519

SL 1,6 1,8 2,0 58,0 12,3 17 36 67 100 164 219 310

SN 1,8 2,9 3,1 12,8 27,2 50 96 168 288 453 890 1.338

ST 0,9 0,9 1,9 11,3 18,4 29 48 94 181 404 898 1.471

SH 2,9 3,5 4,3 7,3 38,8 102 104 159 310 704 974 1.240

TH 2,4 3,1 3,6 7,1 16,4 32 53 95 159 307 549 915

BRD 125 210 308 788 1.762 2.405 3.977 5.979 9.914 17.399 25.039 32.648

Vereinzelnd führen die unterschiedlichen Quellen und die Datenqualität zu einer Abnahme der installierten Leistung zwischen zwei Jahren.
Quelle: Bundesnetzagentur (2013), Bundesnetzagentur (2012), BWE (2012), ZSW (2011), Bundesnetzagentur (2011b), Bundesnetzagentur (2010),  
Bundesnetzagentur (2009), BDEW (2007), BDEW (2006), VDEW (2005), VDEW (2004), VDEW (2003), VDEW (2002)

Installierte Leistung Photovoltaik
(in MWp)

Neu installierte Leistung Photovoltaik
2012

Quelle: BNetzA (2013)

Neu installierte Leistung Photovoltaik 
pro 1.000 Einwohner
2012

Quelle: BNetzA (2013)
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2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

BW 14,0 12,0 26,0 51,0 247,0 426 675 946 1.366 2.077 3.272

BY 27,0 69,0 120,0 227,0 535,0 968 1.315 1.837 2.605 4.524 7.161

B 2,1 2,8 3,5 3,6 3,3 4 5 7 11 19 36

BB 0,8 1,3 2,2 3,0 7,7 14 23 42 109 290 775

HB 0,7 0,0 0,6 0,7 0,7 1 2 2 4 7 13

HH 1,1 1,5 0,7 k.A. 2,3 3 3 4 6 9 13

HE 3,3 7,1 9,4 26,0 64,0 109 141 257 353 596 944

MV 0,3 1,8 3,3 3,1 7,8 13 19 28 51 112 265

NI 2,7 6,9 13,0 20,0 56,0 104 200 239 413 897 1.486

NRW 9,1 20,0 34,0 30,0 108,0 178 274 413 636 1.237 2.021

RLP 1,7 6,2 7,0 11,0 44,0 90 152 223 361 615 941

SL 0,9 1,1 1,6 2,3 9,0 15 21 47 72 112 178

SN 0,6 1,4 1,7 5,7 15,0 43 58 110 197 336 637

ST 0,4 0,5 1,4 4,0 12,0 18 32 59 111 232 523

SH 2,5 1,3 2,1 6,1 23,0 47 77 152 190 440 735

TH 0,8 1,7 2,6 3,5 8,7 20 33 54 91 177 341

BRD 68,0 135,0 228,0 398,0 1143,0 2.054 3.032 4.420 6.578 11.683 19.340

Quelle: BDEW (2013), ZSW (2011), Bundesnetzagentur (2011b), Bundesnetzagentur (2010), Bundesnetzagentur (2009), BDEW (2007), BDEW (2006),  
VDEW (2005), VDEW (2004), VDEW (2003), VDEW (2002)

Stromeinspeisung Photovoltaik
(in Mio. kWh)

Stromeinspeisung Photovoltaik 
2012

Technisches Potenzial Photovoltaik 

Quelle: BDEW (2013) Quelle: EuPD (2008)
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Anteil der Solarstromerzeugung 
(in %)

an der Bruttostromerzeugung an der gesamten erneuerbaren Stromerzeugung

20042) 2010 2011 2004 2010 2011

BW 0,07 3,1 5,5 1,0 20,0 30,0

BY 0,29 4,9 8,0 1,6 20,6 29,1

B 0,04 0,2 0,4 100,0 11,8 16,9

BB 0,01 0,6 1,6 0,1 3,4 6,9

HB 0,01 0,1 0,2 1,1 4,1 4,3

HH1) 0,11 0,3 0,5 1,8 3,7 5,0

HE 0,08 2,0 4,9 2,8 25,4 30,3

MV 0,05 1,3 3,1 0,1 2,8 5,3

NI 0,03 1,2 2,1 0,3 5,8 7,6

NRW 0,02 0,7 1,1 1,5 14,8 19,2

RLP 0,10 3,7 5,9 0,7 15,5 20,7

SL 0,02 1,2 2,0 0,9 27,0 35,2

SN 0,02 0,9 1,8 0,4 11,0 16,9

ST 0,02 1,1 2,3 0,1 3,3 6,2

SH 0,02 1,8 3,1 0,2 6,6 8,4

TH 0,06 2,4 4,8 0,3 6,5 10,7

1) Da für Hamburg keine Daten bezüglich 2004 vorliegen, wird statt dessen die Angabe für das Jahr 2005 wiedergegeben.
2) Die Daten zur Stromerzeugung für das Jahr 2004 stammen aus einer anderen Quelle als jene ab 2008. Somit kann es zu leichten Abweichungen kommen.
Quelle: BDEW (2013), Statistische Landesämter (2013), BAFA (2012) , ZSW (2011), Bundesnetzagentur (2011b), Bundesnetzagentur (2010), Bundesnetzagentur 
(2009), BDEW (2007), BDEW (2006), VDEW (2005), VDEW (2004), VDEW (2003), VDEW (2002)

Anteil Photovoltaikstromerzeugung 
an der Bruttostromerzeugung 
2011

Anteil Solarstrom an der Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien 
2011

Quelle: BDEW (2013), AGEB (2013), Statistische Landesämter (2013) Quelle: BDEW (2013)
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2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

BW 1.207.419 1.360.228 1.611.648 1.787.687 2.138.949 2.445.050 2.692.773 2.928.384 3.146.700

BY 2.243.321 2.559.032 2.932.860 3.173.690 3.765.365 4.164.336 4.453.795 4.810.325 5.120.000

B 29.340 33.527 39.234 43.454 51.999 60.102 66.139 72.247 76.550

BB 152.413 158.366 180.820 201.773 233.269 258.099 278.271 301.103 322.800

HB 9.880 10.990 14.183 16.045 19.344 24.220 27.622 29.735 31.700

HH 23.447 26.650 31.705 39.551 51.101 63.796 71.715 77.189 81.650

HE 359.464 437.458 551.710 623.875 766.603 885.692 955.882 1.033.095 1.106.900

MV 48.806 56.363 67.142 75.933 89.245 101.508 112.074 122.821 132.900

NI 482.037 584.959 740.005 835.966 1.029.998 1.214.928 1.325.742 1.434.503 1.522.800

NRW 511.466 625.169 778.857 895.115 1.112.677 1.350.097 1.501.858 1.632.567 1.748.400

RLP 301.558 357.091 441.307 490.324 592.862 684.721 744.805 805.911 861.700

SL 64.483 76.391 96.741 106.716 130.132 157.338 171.739 187.722 204.300

SN 365.569 384.865 454.352 497.740 560.654 581.120 637.170 695.411 748.400

ST 111.891 127.243 160.963 183.702 219.971 248.027 266.817 293.675 318.900

SH 97.852 129.595 174.591 203.547 258.292 315.948 348.057 378.175 403.200

TH 142.053 171.073 224.881 261.882 310.540 354.019 389.541 431.136 473.100

BRD 6.151.000 7.099.000 8.501.000 9.437.000 11.331.000 12.909.000 14.044.000 15.234.000 16.300.000

Quelle: BMU (2013), BAFA (2012), BMU (2012), BAFA (2011), BMU (2010)

Solarthermie Kollektorfläche
(in m²)

Solarthermie Kollektorfläche 
2012

Quelle: BMU (2013)

Solarthermie Kollektorfläche  
pro km2 Landesfläche
2012

Quelle: BMU (2013)
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Solarthermie Wärmeerzeugung 
2012

Quelle: BMU (2013)

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

BW 543 612 725 804 963 1.100 1.212 1.190 1.280

BY 974 1.111 1.273 1.377 1.634 1.807 1.933 1.890 2.020

B 11 13 15 17 20 23 25 25 27

BB 58 60 69 77 89 99 106 100 110

HB 4 4 5 6 7 9 10 10 11

HH 9 10 12 15 19 24 27 26 28

HE 144 175 221 250 307 354 382 370 400

MV 19 22 26 30 35 40 44 43 47

NI 179 217 275 310 382 451 492 480 520

NRW 196 240 299 344 427 518 577 570 610

RLP 124 146 181 201 243 281 305 300 320

SL 26 31 40 44 53 65 70 69 75

SN 143 150 177 194 219 227 248 240 260

ST 42 48 61 69 83 94 101 99 110

SH 36 48 65 75 96 117 129 130 140

TH 54 65 85 100 118 135 148 150 160

BRD 2.562 2.953 3.528 3.912 4.694 5.341 5.809 5.600 6.100

Berechnung des ZSW Baden-Württemberg nach Leistungsangaben aus Bafa (2011) / BMU (2010). Annahme der Vollaststunden nach ffu (2007). Da die 
Werte errechnet sind, ergeben sich Differenzen von der Summe dieser Werte zu in anderen Publikationen (bspw. AGEE-Stat) angebenen Werten für 
Gesamtdeutschland. 
Quelle: BMU (2013), BAFA (2012), BMU(2012), BAFA (2011), BMU (2010), Forschungsstelle für Umweltpolitik (2007)

Solarthermie-Wärmeerzeugung
(in Mio. kWh/a)

Realisiertes Potenzial Dachflächen- 
Nutzung für Solarthermie
2012

Quelle: BMU (2013), Kaltschmitt/Wiese (1993)
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Stromerzeugung aus Biomasse
Der meiste Strom aus Biomasse (ohne Abfall) 
wird in den Ländern Bayern, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen produziert. Diese Länder 
verfügen gleichzeitig auch über die größten Land-
wirtschaftsflächen. Mit rund 5,9 Milliarden kWh 
Biomassestrom 2011 ist Bayern dabei nur knapp 
Spitzenreiter vor Niedersachsen mit 5,7 Milliar-
den kWh. Der größte Anteil von Biomasse-Strom 
wurde in Thüringen erreicht, hier wird bereits 
knapp ein Fünftel der gesamten Elektrizitätser-
zeugung aus Biomasse gewonnen. Die meiste 
Biomasse-Leistung ist in Bayern und Nieder-
sachsen installiert, relativ zur Fläche setzt Ham-
burg jedoch deutlich am stärksten auf die Bio-
massenutzung zur Stromerzeugung.

Die meisten mit Biomasse betriebenen (Heiz-)
Kraftwerke stehen in Bayern, mit 62 Anlagen ist 
etwa ein Viertel der deutschen Anlagen im Süd-
osten konzentriert. Die aggregierte Leistung der 
Anlagen ist jedoch kaum größer als in Nord-
rhein-Westfalen, wo mit etwa der Hälfte der An-
lagen fast genausoviel Biomassekraftwerksleis-
tung (196 zu 190 MW) vorhanden ist. 

Biogas 
In Bayern befindet sich mit über 2.300 Biogas-
anlagen (2011) etwa ein Drittel aller deutschen 
Anlagen, die allerdings im Schnitt eine deutlich 
geringere Leistung haben als etwa die Anlagen 
in Mecklenburg-Vorpommern oder Branden-
burg. Die größte installierte Leistung ist daher 
mit knapp 7.500 MW auch in Niedersachsen zu 
finden. Im Nordwesten Deutschlands wird daher 
auch der meiste Strom aus Biogas erzeugt, etwa 
4,2 Milliarden kWh werden hier produziert. Beim 
Anteil an der gesamten Stromerzeugung ist 
Mecklenburg-Vorpommern am weitesten, hier 
wurden 2011 14,3 Prozent des Stroms aus Biogas 
und damit deutlich mehr als in den folgenden 
Ländern Thüringen (8,3 Prozent) und Schleswig-
Holstein (6 Prozent) erzeugt.

Bioenergie

Pelletheizungen
Mit etwa 1.600 Millionen kWh wird weit über ein 
Drittel der deutschen Wärmeerzeugung aus 
Pellets in Bayern generiert. Über 12 Prozent der 
Bevölkerung besitzen hier eine solche regene-
rative Heizungsanlage. Neben Bayern sind Pel-
letheizungen auch in anderen waldreichen 
Bundesländern verbreitet, insbesondere in Ba-
den-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Hessen 
wird diese klimaschonende Art der Wärmeer-
zeugung genutzt. Aber auch in anderen Ländern 
wurden die Vorteile von Holz als Wärmelieferan-
ten erkannt, insbesondere in Thüringen und 
Sachsen-Anhalt wurden die Leistungszahlen von 
Pelletheizungen zwischen 2010 und 2012 beson-
ders stark gesteigert.

Biokraftstoffe
Das Zentrum der deutschen Biokraftstoffproduk-
tion ist Sachsen-Anhalt: Mit einer Produktions-
kapazität von 630.000 m³ Ethanol und über 1 Mil-
lionen Tonnen Biodiesel im Jahr 2012 ist das 
Land bei beiden Biokraftstoffvarianten Primus in 
Deutschland. Während Sachsen-Anhalt beim 
Bioethanol alleine über die Hälfte der gesamt-
deutschen Produktionskapazität stellt, und dar-
über hinaus nur in Niedersachsen und Branden-
burg ebenfalls größere Anlagen existieren, ist die 
Lage beim Biodiesel etwas diversifizierter: Hier 
macht der sachsen-anhaltinische Anteil etwa ein 
Fünftel der gesamtdeutschen Produktionskapa-
zität aus, und in 13 der 16 Bundesländer gibt es 
Anlagen von relevanter Größe. 

Die beste Ausgangsbedingungen zum Verbrauch 
von Bioethanol hat Niedersachsen, hier waren 
Anfang 2013 über 80 Tankstellen mit entspre-
chendem Angebot vorhanden. Aber auch in Bay-
ern, Nordrhein-Westfalen und Hessen gibt es 
relativ viele Bioethanoltankstellen, wobei die 
Tankstellendichte mit Bioethanolangebot relativ 
zur Landesfläche in den Stadtstaaten am höchs-
ten ist.
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Stromerzeugung aus Biomasse (ohne Abfall)
(in Mio. kWh)

Installierte Leistung Biomasse (ohne Abfall)
(in MW(el))

2001 (…)1) 2008 2009 2010 2011

BW 170 2.138 2.618 2.747 2.867

BY 355 4.105 4.634 5.079 5.927

B 0 147 129 139 171

BB 160 1.703 1.820 1.830 2.463

HB 18 0 0 7 32

HH 0 185 197 176 166

HE 94 461 637 734 920

MV 186 1.146 1.241 1.341 1.621

NI 164 3.681 4.334 4.830 5.679

NRW 340 2.113 2.634 2.794 3.029

RLP 35 592 689 674 693

SL 22 46 42 49 47

SN 78 756 908 1.009 1.166

ST 60 1.243 1.578 1.682 1.676

SH 164 754 992 1.309 1.838

TH 104 1.004 1.447 1.319 1.374

BRD 1.950 20.074 23.902 k.A. k.A.

1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de 
– auch zum Download – bereit.
Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012), BDEW (2011), BDEW (2010), BDEW 
(2007), BDEW (2006), VDEW (2005), VDEW (2004), VDEW (2003), VDEW 
(2002)

2001 (…)1) 2008 2009 2010 2011

BW 45,2 443 511 491 625

BY 105 749 831 927 1.066

B 0 22 22 45 23,9

BB 52,8 270 288 322 368

HB 5,9 0 0 6 7

HH 0 30 31 33 32,6

HE 25,7 100 125 144 176

MV 33,9 192 207 230 280

NI 58,5 633 715 820 988

NRW 85,4 423 447 504 576

RLP 10,2 127 143 135 142

SL 5,3 10 12 12 12,6

SN 24,6 155 173 195 224

ST 27,6 221 259 297 353

SH 43,6 124 155 220 312

TH 19,8 198 187 218 252

BRD 543,4 3.698 4.107 4.598 k.A.

1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de 
– auch zum Download – bereit.  
Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012), BDEW (2011a), BDEW (2010a), 
BDEW (2009), BDEW (2007), VDEW (2002)

Anteil der Biomasse-Stromerzeugung  
an der Bruttostromerzeugung 
2011

Quelle: BDEW (2013), Statistische Landesämter (2013), AGEB (2013)

Anteil Biomasse an der Stromerzeugung 
aus Erneuerbaren Energien 
2011

Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012)



188

St
at

is
ti

k
Bundesländer mit neuer Energie

Stromerzeugung aus Biogas
(in Mio. kWh)

2007 2008 2009 2010

BW 632,9 729,9 729,5 914,9

BY 1.533,8 2.168,3 2.168,3 2.802,8

B 0 0 0 0

BB 506,8 506,8 579,2 620,6

HB 0 0 0 0

HH 5,2 5,2 5,2 5,2

HE 137,3 170,4 170,4 185,5

MV 429,3 654,3 654,3 811,6

NI 1.481,7 1.489,8 1.859,2 2.273,2

NRW 509,9 637,4 637,4 764,8

RLP 105,8 105,8 162,9 177,8

SL 11,5 18,3 18,3 18,3

SN 281,4 336,4 336,4 424,2

ST 547,1 701,6 701,6 706,5

SH 600,9 741,9 772,8 939,7

TH 370,1 402,3 438,8 516,1

Berechnung des ZSW nach Leistungsangaben aus DBFZ 2009, 2010  
und 2011. Annahme der Vollaststunden nach ffu 2007. Da die Werte 
errechnet sind, ergeben sich Differenzen von der Summe dieser Werte 
zu in anderen Publikationen (bspw. AGEE-Stat) angebenen Werten für 
Gesamtdeutschland.  
Quelle: DBFZ (2012), DBFZ (2011), DBFZ (2010), DBFZ (2009), FFU (2007)

Realisiertes und absolutes Potenzial  
Biogas-Stromerzeugung
2011

Quelle: DBFZ (2012), IE (2007)

Installierte Aufbereitungskapazität Biogas  
2011

Quelle: DBFZ (2012)

Anteil Biogas-Stromerzeugung  
an der Bruttostromerzeugung 
2011

Quelle: AGEB (2013), Statistische Landesämter (2013), ZSW (2011)
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Installierte Leistung (el) Biogas
(in MW(el))

2005 2008 2009 2010 2011

BW 75,1 140,3 161,7 202,8 255,9

BY 123,0 k.A. 424,1 548,2 674,0

B 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

BB 27,3 98,0 112,0 120,0 158,0

HB 0,0 0,0 0,0 0,0 1,0

HH 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0

HE 14,0 27,4 34,0 37,0 61,2

MV 23,9 76,7 116,9 145,0 164,3

NI 250,0 367,0 458,0 560,0 743,0

NRW 57,9 100,0 125,0 150,0 215,0

RLP 18,0 25,0 38,5 42,0 48,0

SL 1,3 2,2 3,5 3,5 3,8

SN 27,9 54,2 64,8 81,7 91,9

ST 16,0 88,2 113,1 113,9 125,0

SH 12,0 97,2 125,0 152,0 261,0

TH 17,3 59,8 70,9 83,4 102,3

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2013), DBFZ 
(2012), ML/MU Niedersachsen (2012)

Installierte Leistung (el) Biogas  
pro km2 Landwirtschaftsfläche
2011

Anzahl Biogasanlagen
2011

Quelle: ML/MU Niedersachsen (2012), DBFZ (2012)

Biogasanlagen pro 1.000 km2  
Landwirtschaftsfläche
2011

Hinweis: In Hamburg ist die wirkliche Anzahl der Biogasanlagen kleiner 
als die hier angegebene Dichte, da die Landwirtschaftsfläche des 
Stadtstaates kleiner als der Bezugswert 1.000 km2 ist. 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2013), ML/MU 
Niedersachsen (2012), DBFZ (2012)

Quelle: DBFZ (2012), DBFZ (2011), DBFZ (2010), DBFZ (2009),  
Forschungsstelle für Umweltpolitik (2007)
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Biomasse-(Heiz)Kraftwerke Leistung
(in MW)

2008 2009 2010 2011

BW 119 125 128,3 144

BY 177 202 189,7 196

B 20 20 20 20

BB 117 147 168 163

HB 0 0 0 0

HH 22 22 21,7 22

HE 39 71 71,6 71

MV 45 46 52,4 52

NI 100 111 122,1 121

NRW 164 190 188,4 190

RLP 57 69 70,7 69

SL 3 5 4,2 4

SN 67 78 81,3 89

ST 35 41 39,2 39

SH 11 11 11,5 11

TH 61 74 68,5 69

BRD 1.040 1.211 1.236 1.260

Quelle: DBFZ (2012), DBFZ (2011), DBFZ (2010), DBFZ (2009)

Leistung Biomasse-(Heiz)Kraftwerke  
pro 1.000 km2 
2011

Quelle: DBFZ (2012), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2011b)

Anzahl Biomasse-(Heiz)Kraftwerke  
2011

Durchschnittliche Leistung  
der Biomasse-(Heiz)Kraftwerke   
2011

Quelle: DBFZ (2012) Quelle: DBFZ (2012)
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Pelletheizungen Leistung
(in kW)

2004 (…)1) 2010 2011 2012

BW 95.651 417.426 477.097 593.600

BY 312.575 937.812 1.031.514 1.214.500

B 292 6.549 7.553 9.200

BB 4.540 15.363 18.204 23.300

HB 499 2.915 3.210 3.840

HH 630 6.510 7.330 8.420

HE 35.575 196.608 221.452 276.200

MV 806 8.014 9.705 8.420

NI 28.501 150.331 168.177 276.200

NRW 60.978 280.675 314.202 12.850

RLP 27.580 160.162 181.465 202.500

SL 4.481 33.521 38.584 380.500

SN 12.194 42.612 51.460 231.400

ST 3.176 17.276 21.528 48.600

SH 5.390 45.631 51.765 74.850

TH 5.561 23.526 29.136 31.100

BRD 598.429 2.344.930 2.632.382 65.100

1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de 
– auch zum Download – bereit.  
Quelle: DEPI (2013), BAFA (2011), DEPV (2011)

Pelletheizungen Wärmeerzeugung
(in Mio. kWh/a)

2004 (…)1) 2010 2011 2012

BW 130 550 630 790

BY 410 1.240 1.370 1.610

B 0 9 10 12

BB 6 20 24 31

HB 1 4 4 5

HH 1 9 10 11

HE 47 260 290 370

MV 1 11 13 17

NI 38 200 220 270

NRW 81 370 420 500

RLP 37 210 240 310

SL 6 44 51 64

SN 16 56 68 99

ST 4 23 29 41

SH 7 60 69 86

TH 7 31 39 55

BRD 790 3.110 3.490 4.260

1) Werte weiterer Jahrgänge stehen unter www.foederal-erneuerbar.de 
– auch zum Download – bereit.
Quelle: DEPI (2013)

Pelletheizungen Wärmeerzeugung
2012

Besitz von Erneuerbare-Energien-Anlagen 
oder -Beteiligungen – Holzpelletheizung
2011

Quelle: DEPI (2013)

Quelle: TNS (2011)
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Biodiesel Herstellungskapazität
2012

Bioethanol Herstellungskapazität
2012

Quelle: FNR (2012)

Quelle: FNR (2012)

Biodiesel Herstellungskapazität
(in t/a)

Bioethanol Herstellungskapazität
(in m3/a)

2009 2010 2011 2012

BW 0 0 100.000 100.000

BY 324.000 324.000 332.500 332.500

B 0 0 0 0

BB 767.000 767.000 735.000 735.000

HB 0 0 0 0

HH 580.000 580.000 580.000 580.000

HE 35.000 35.000 335.000 335.000

MV 423.000 423.000 489.000 489.000

NI 285.000 285.000 285.000 285.000

NRW 610.000 610.000 817.000 817.000

RLP 275.000 275.000 275.000 275.000

SL 0 0 0 0

SN 106.000 106.000 106.000 106.000

ST 763.000 763.000 1.052.000 1.052.000

SH 165.000 165.000 165.000 165.000

TH 73.500 73.500 162.500 162.500

BRD 4.406.500 4.406.500 5.434.000 5.434.000

Quelle: FNR (2012)

2009 2010 2011 2012

BW 5.000 5.000 5.000 5.000

BY 0 0 0 0

B 0 0 0 0

BB 230.000 230.000 380.000 380.000

HB 0 0 0 0

HH 0 0 0 0

HE 0 0 0 0

MV 55.000 55.000 55.000 55.000

NI 120.000 120.000 206.000 206.000

NRW 60.000 60.000 0 0

RLP 0 0 0 0

SL 0 0 0 0

SN 10.000 10.000 26.000 26.000

ST 599.900 599.900 629.900 629.900

SH 0 0 0 0

TH 0 0 0 0

BRD 1.079.900 1.079.900 1.301.900 1.301.900

Quelle: FNR (2012)
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Bioethanol-Tankstellen pro 1.000 km2 
2013

Quelle: BDBe (2013)

Anzahl Biodieselanlagen
2012

Quelle: FNR (2012)

Anzahl Biodiesel- und 
Bioethanolanlagen

Biodieselanlagen Bioethanolanlagen 

2010 2011 2012 2010 2011 2012

BW 0 1 1 1 1 1

BY 3 4 4 0 0 0

B 0 0 0 0 0 0

BB 6 6 6 1 2 2

HB 0 1 0 0 0 0

HH 1 2 1 0 0 0

HE 1 8 2 0 0 0

MV 6 4 8 1 1 1

NI 4 5 4 2 2 2

NRW 4 1 5 1 0 0

RLP 1 1 1 0 0 0

SL 0 0 0 0 0 0

SN 4 4 4 1 2 2

ST 5 7 7 5 5 5

SH 2 2 2 0 0 0

TH 5 6 6 0 0 0

BRD — 51 51 — 13 13

Quelle: FNR (2012)

Anzahl Bioethanoltankstellen

2009 2010 2011 2012 2013

BW 26 33 35 37 34

BY 29 37 37 38 42

B 4 7 7 7 7

BB 6 6 6 4 3

HB 1 2 2 2 2

HH 5 5 5 5 5

HE 20 36 36 36 35

MV 4 7 8 6 6

NI 64 81 87 84 81

NRW 28 40 41 38 37

RLP 12 18 18 17 17

SL 4 3 3 4 3

SN 7 21 22 22 22

ST 5 9 9 14 8

SH 9 14 14 15 16

TH 17 15 17 17 14

BRD 241 334 347 346 332

Stand: März 2013; Quelle: BDBe (2013), BDBe (2011), BDBe (2010), 
poel-tec.com (2011), Pflanzenöl-Tankstelle (2010)
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Stromerzeugung
Der Großteil der deutschen Stromerzeugung aus 
Wasserkraft wird in Bayern produziert. Trotz 
wetterbedingter Schwankungen konnte das Land 
im Südosten in den letzten Jahren jeweils mehr 
als die Hälfte zur gesamten Wasserstromerzeu-
gung beitragen, insgesamt werden fast 13 Pro-
zent des Stroms im Land so generiert. Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz sind weitere 
große Wasserstromerzeuger, die Wasserkraft 
macht hier 7 bzw. 12 Prozent der gesamten Brut-
tostromerzeugung 2011 aus. In den meisten an-
deren Ländern ist der Wasserstromanteil nur 
sehr gering und überschreitet meist nicht die 
1-Prozent-Grenze. Das sich der Ausbau der Was-
serkraft trotzdem trotz kleiner gesamter Erzeu-
gungsmengen lohnen kann, zeigt das Beispiel 
Schleswig-Holstein: Hier konnte die Wasser-
stromerzeugung von 4 Millionen kWh 2009 auf 9 
Millionen kWh 2011 mehr als verdoppelt werden.

Wasserkraft

Installierte Leistung
Dass die Nutzung der Wasserkraft selbst in Bay-
ern mit seinen vielen großen alten Anlagen noch 
Potenzial hat, zeigt ein Blick auf die installierte 
Leistung, welche auch in Bayern in den letzten 
Jahren kontinuierlich weiter ausgebaut werden 
konnte und 2011 einen Wert von über 2.700 MW 
erreicht hat. Neben Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz sind darüber hinaus in Nord-
rhein-Westfalen, Hessen, Niedersachsen und 
Sachsen relevante Wasserkraftkapazitäten ins-
talliert. Der Großteil der Anlagen sind Altanla-
gen, das EEG hat jedoch neuen Schwung in die 
Nutzung der Wasserkraft gebracht: So sind bei-
spielswiese allein Sachsen 91 MW Wasserkraft-
leistung installiert, die über das EEG gefördert 
werden.
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Anteil Wasserkraft an der EE-Stromerzeugung 
2011

Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012), BDEW (2011)

Anteil Wasser an Bruttostromerzeugung
2011

Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012), BDEW (2011), Wagner (2008)

2008 2009 2010 2011

BW 5.023 4.310 4.979 4.133

BY 11.809 10.842 11.738 10.693

B 0 0 0 0

BB 15 15 20 17

HB 0 0 0 0

HH 1 1 1 1

HE 250 217 264 247

MV 7 5 7 9

NI 196 295 324 227

NRW 541 468 477 414

RLP 1.159 1.824 990 772

SL 108 97 80 60

SN 260 274 328 271

ST 79 77 93 82

SH 7 4 8 9

TH 100 157 165 116

BRD 19.555 18.586 — 18.074

Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012), BDEW (2011), BDEW (2010a), BDEW 
(2010b)

Stromerzeugung aus Wasserkraft
(in Mio. kWh)

Anteil der verwirklichten Stromerzeugung 
aus Wasserkraft am möglichen Potenzial
2011

Die in der Quelle (Wagner 2008) aufgeführten Potenzialdaten sind eher 
konservativ errechnet und können in der Realität sogar übertroffen 
werden.
Quelle: BDEW (2013), BDEW (2012), BDEW (2011), Wagner (2008)
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Installierte Leistung Wasserkraft pro km2

2011
Installierte Leistung Wasserkraft  
pro 1000 Einwohner 2011

Quelle: BDEW (2013), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2011b)

Quelle: BDEW (2013), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2011b)

Installierte Leistung Wasserkraft
2011

EEG-vergütete installierte Leistung  
Wasserkraft
2011

Quelle: BDEW (2013)Quelle: BDEW (2013)
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Tiefe Geothermie
Die Nutzung der Erdwärme zur Stromerzeugung 
steht noch relativ am Anfang, der Durchbruch ist 
erst in den kommenden Jahren zu erwarten. Vie-
le Projekte sind noch in der Planungs- oder Bau-
phase. Am weitesten sind die Länder Rheinland-
Pfalz und Bayern. Mit 8,4 bzw. 3,6 MW installierter 
elektrischer Leistung vereinigen sie mehr als 90 
Prozent der Gesamtleistung auf sich. Die Pro-
jektgröße unterscheidet sich dabei deutlich: 
Während in Rheinland-Pfalz zwei große Projekte 
vorhanden sind, verteilt sich die Stromerzeugung 
aus Geothermie in Bayern auf 12 kleinere Anla-
gen. Weitere Projekte gibt es in Baden-Württem-
berg und Mecklenburg-Vorpommern.

Bei den im Bau befindlichen Projekten ist Bayern 
Primus, von den 18 aktuell in der Realisierungs-
phase befindlichen Anlagen stehen zwölf im 
Südosten der Republik. Weitere Projekte werden 
aktuell in Baden-Württemberg, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen und Brandenburg angegangen. 
Aber auch in anderen Ländern wird die Nutzung 
geothermischer Stromerzeugung geplant. Ne-
ben den genannten Ländern, die sich wegen ih-
rer geografischen Lage besonders eignen, gibt 
es auch in Niedersachsen, Hamburg, Berlin, 
Sachsen und im Saarland Planungen für geo-
thermische Kraftwerke.

Geothermie

Oberflächennahe Erd- und Umweltwärme
Bei der Wärmeerzeugung mittels Erd- und Um-
weltwärme zeigt sich ein anderes Bild, die Wär-
mepumpen-Technologie ist ausgereift und wird 
vielerorts eingesetzt. Bayern und Nordrhein-
Westfalen vermelden hierbei die höchsten Leis-
tungszahlen. Beide Länder zusammen hatten 
2011 einen Anteil von deutlich mehr als der Hälf-
te an der Leistung der durch das Marktanreiz-
programm (MAP) der Bundesregierung geför-
derten Erdwärmepumpen. Gemessen an der 
Wohnfläche setzt Brandenburg am stärksten auf 
Erdwärme als Wärmequelle, hier wurden über 
133 kW pro km² Wohnfläche installiert.

Die Zahl der durchs MAP geförderten Wärme-
pumpen ist 2011 im Vergleich zu den Vorjahren 
stark zurückgegangen, da durch einen kurzzeiti-
gen Stopp des Programms im Jahr 2010 erhebli-
che Verunsicherung im Markt ausgebrochen ist. 
Der Gesamtabsatz an Wärmepumpen ist zwar 
weiter gestiegen, viele Nutzer haben aber die 
Förderung durch das MAP nicht mehr in An-
spruch genommen.
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Installierte eletrische 
Leistung in MW (el)

Installierte thermische 
Leistung in MW (therm) 

2011 2012 2013 2011 2012 2013

BW 0,55 0,55 0,55 5,5 5,5 5,5

BY 3,36 3,36 3,36 111,8 161,8 191,2

B 0 0 0 0 0 0

BB 0 0 0 2,4 2,6 2,25

HB 0 0 0 0 0 0

HH 0 0 0 0 0 0

HE 0 0 0 0 0 0

MV 0,2 0,2 0,2 12,1 12,1 12,1

NI 0 0 0 0 0 0

NRW 0 0 0 0 0,35 0,35

RLP 3 7,8 8,4 4,5 4,5 5

SL 0 0 0 0 0 0

SN 0 0 0 0 0 0

ST 0 0 0 0 0 0

SH 0 0 0 0 0 0

TH 0 0 0 0 0 0

BRD 7,11 11,91 12,51 136,3 184,3 216,4

Installierte Leistung von tiefen 
Geothermieprojekten im Jahr 2011

in Betrieb im Bau in Planung

BW 1 1 7

BY 13 11 21

B 0 0 1

BB 2 1 0

HB 0 0 0

HH 0 0 1

HE 0 1 2

MV 3 0 3

NI 0 1 2

NRW 1 1 4

RLP 2 0 8

SL 0 0 1

SN 0 0 1

ST 0 0 0

SH 0 0 0

TH 0 0 0

BRD 21 15 51

Anzahl tiefer Geothermieprojekte in Betrieb, 
im Bau und in der Planung im Jahr 2013

Anzahl tiefe Geothermieprojekte in Betrieb 
2013

Quelle: GtV (2013) 

Installierte elektrische Leistung der tiefen 
Geothermie-Projekte
2013

Die Angaben für 2012 sind Stand Oktober 2012, und nicht zu allen 
Projekten sind vollständige Angaben verfügbar. Die realen Werte 
können daher leicht über den hier angegebenen Werten liegen.  
Quelle: GtV (2013) Stand: Mai 2013; Quelle: GtV (2013), GtV (2012) 

Stand: Mai 2013; Quelle: GtV (2013)
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2009 2010 2011

BW 20.582 16.783 6.842

BY 39.490 32.052 12.809

B 2.002 1.697 355

BB 8.669 7.483 2.681

HB 244 187 40

HH 1.265 1.786 393

HE 6.695 5.420 3.251

MV 3.290 2.624 772

NI 15.342 12.297 3.483

NRW 40.683 38.926 11.407

RLP 8.032 5.613 1.223

SL 920 790 410

SN 9.199 7.841 2.341

ST 3.366 3.101 951

SH 6.929 5.737 1.170

TH 3.186 2.441 1.288

BRD 169.894 144.778 49.416

Neu installierte Leistung der durch das  
MAP geförderten Erdwärmepumpen 
in kW 

Anzahl der durch das MAP geförderten Erd- und Luftwärmepumpen 2009–2011

2009 2010 2011

Erd- und 
Luft

wärme-
pumpen1)

Erd- und 
Luft

wärme-
pumpen1)

Erd
wärme-
pumpen 
gesamt2)

davon Erd- und 
Luft

wärme-
pumpen1)

Erd
wärme-
pumpen 
gesamt2)

davon

Sole-
Wasser-

EWP

Wasser-
Wasser 

EWP

Sole-
Wasser-

EWP

Wasser-
Wasser 

EWP

BW 3.955 3.270 1.398 1.219 179 987 413 356 57

BY 5.693 4.870 3.080 1.654 1.426 1.253 878 385 493

B 318 283 190 188 2 53 30 30 0

BB 1.292 1.128 915 910 5 257 199 194 5

HB 40 26 20 18 2 6 3 3 0

HH 169 222 152 151 1 29 24 22 2

HE 1.749 1.288 501 472 29 307 132 117 15

MV 550 474 307 304 3 122 74 73 1

NI 2.187 1.819 1.310 1.271 39 384 270 249 21

NRW 6.056 5.084 3.572 3.334 238 1.257 840 744 96

RLP 1.943 1.374 596 587 9 289 104 99 5

SL 339 214 79 76 3 49 25 22 3

SN 1.564 1.208 815 775 40 298 201 184 17

ST 577 441 265 259 6 121 106 73 33

SH 979 843 655 647 8 155 216 105 111

TH 770 594 272 237 35 179 273 68 205

BRD 28.181 23.138 14.127 12.102 2.025 5.746 3.788 2.724 1.064

Der Datensatz zeigt nur die neu installierte Leistung der durchs Marktanreizprogramm (MAP) geförderten Erdwärmepumpen.
Quelle: 1) BAFA (2012), 2) erdwärmeLIGA (2012), BAFA (2011), erdwärmeLIGA (2011) 

Neu Installierte Leistung der durch das MAP
geförderten Erdwärmepumpen  
pro 1000 Einwohner 2011

Quelle: erdwärmeLIGA (2012), StaBa (2012)Da nicht für alle verbauten Erdwärmepumpen das MAP in Anspruch 
genommen wird, liegt die Zahl der gesamten neu installierten Leistung 
noch höher. Quelle: Erdwärmeliga (2012)
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Zahlungsströme des EEG
Durch die Nutzung der Erneuerbaren Energien 
werden Importe und Umweltschäden vermieden. 
Zudem lösen Erneuerbare Energien Wertschöp-
fungseffekte aus, beginnend bei der Rohstoffför-
derung über die Produktion der Anlagen bis hin 
zu Montage, Betrieb sowie Wartung und Instand-
haltung der Anlagen. Die Wertschöpfungskette 
gipfelt in den Investitionen des Anlagenbetrei-
bers, der diese über die Fördersummen des 
EEGs amortisiert. Auf Bundesländerebene wur-
den die Wertschöpfungseffekte noch nicht für 
alle Länder einheitlich erforscht. Die Nutzensei-
te kann deshalb in einer Kosten-Nutzen-Bilanz 
nur unvollständig abgebildet werden. Lediglich 
die von dem Erneuerbaren-Energie-Mix im je-
weiligen Bundesland  abhängige Höhe der EEG-
Fördersumme, ist bekannt. Bundesländer mit 
einer Vielzahl von EEG-Anlagen im Allgemeinen 
und im Besonderen mit vielen Photovoltaikanla-
gen erhalten vergleichsweise hohe Fördersum-
men. Diesen Fördersummen kann man die Kos-
ten gegenüberstellen, die durch die EEG-Umlage 
entstehen. Der BDEW hat hierfür den Stromver-
brauch der einzelnen Bundesländer herangezo-
gen und die Verteilung des privilegierten Letzt-
verbrauchs, der nur mit der begrenzten 
EEG-Umlage in Höhe von 0,05 ct/kWh belegt 
wird, abgeschätzt. Die resultierenden EEG-Zah-
lungen werden dann von der EEG-Fördersumme 
abgezogen, um das „EEG-Saldo“ zu erhalten. 

Während die Höhe der absoluten Zahlen noch re-
lativ groß ist, wird beim Vergleich der Zahlungs-
ströme pro Kopf deutlich, dass die Unterschiede 
zwischen den Ländern gar nicht so groß sind.

Beschäftigung
Bayern ist Spitzenreiter bei den durch den Aus-
bau der Erneuerbaren Energien ausgelösten 
Jobs: Mehr als 66.000 Jobs sind hier durch die 
energetische Nutzung von Sonne, Wind, Wasser, 
Biomasse und Geothermie entstanden. Aber 

Wirtschaft

auch die Arbeitsmärkte in Niedersachsen oder 
Nordrhein-Westfalen konnten erheblich vom 
Ausbau Erneuerbarer Energien profitieren.

Die größte Bedeutung für den Arbeitsmarkt ha-
ben die Erneuerbaren Energien jedoch in den 
ostdeutschen Ländern: In diesen eher struktur-
schwachen Regionen ist mit dem Ausbau der 
Erneuerbaren eine neue, zukunftsorientierte In-
dustrie entstanden. Spitzenreiter in dieser Wer-
tung ist Sachsen-Anhalt, wo mehr als jeder vier-
zigste Arbeitnehmer bereits in der Branche 
arbeitet. Aber auch in Brandenburg oder in 
Mecklenburg-Vorpommern ist die Relevanz der 
Erneuerbaren Energien als Arbeitsplatzfaktor 
besonders hoch.

Unternehmen und Umsätze
2010 wurden in Deutschland Umsätze mit Kli-
maschutzbezug in Höhe von über 42 Mrd. Euro 
generiert, was eine deutliche Zunahme gegen-
über dem Vorjahr darstellt. Den größten Anteil 
hieran hatte Bayern mit rund 12,6 Mrd. Euro und 
Niedersachen  mit 4,6 Mrd. Euro.  Bezogen auf 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Land war die 
Umwelttechnologie-Branche  am stärksten in 
Mecklenburg-Vorpommern, pro 1.000 Euro BIP 
wurden hier über 50 Euro Umsatz mit Klima-
schutzbezug gemacht.

Im Frühjahr 2013 gab es  über 34.500 Unterneh-
men der Erneuerbare-Energien-Branche in 
Deutschland, wobei Bayern das Bundesland mit 
den meisten entsprechenden Unternehmen ist. 
Der Anteil an Branchenunternehmen  war in 
Schleswig-Holstein am höchsten, gefolgt von 
Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen.
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Biomasse  
(in MW)

Windenergie 
(in MW)

Solarenergie 
(in MW)

Wasserkraft 
(in MW)

Gesamt  
(in MW)

EEG-Strommenge  
(Mio. kWh)

EEG-Vergütung  
(in Mio. Euro)

BW 623,0 524,0 3.579,0 352,0 5.117 6.579 1.900

BY 1.066,0 594,0 7.921,0 580,0 10.202 14.021 4.080

B 23,9 2,0 51,0 0,0 77 112 23

BB 368,0 4.539,0 1.520,0 5,0 6.495 9.336 1.165

HB 7,0 160,0 30,4 10,0 209 277 32

HH 32,6 53,7 25,2 0,1 112 242 28

HE 176,0 650,0 1.174,0 63,0 2.092 2.685 609

MV 280,0 1.643,0 482,0 3,0 2.422 4.645 640

NI 988,0 6.962,0 2.062,0 62,0 10.106 17.947 2.655

NRW 556,0 2.978,0 2.607,0 117,0 6.541 9.091 1.683

RLP 142,0 1.598,0 1.124,0 34,0 2.911 3.601 667

SL 12,6 154,0 218,0 11,0 450 418 99

SN 224,0 1.000,0 860,0 91,0 2.188 3.353 567

ST 333,0 3.708,0 823,0 25,0 4.905 7.585 934

SH 312,0 3.164,0 992,0 4,0 4.490 8.026 1.170

TH 232,0 838,0 494,0 32,0 1.602 2.737 425

BRD 5.377 28.564 23.962 1.389 60.077 91.225 16.760

Quelle: BDEW (2013)

Installierte EEG-vergütete Leistung, 
EEG-Strommenge und EEG-Vergütung 2011

Saldo der EEG-Zahlungsströme
2012

Saldo der EEG-Zahlungsströme pro Kopf
2012

Saldo = EEG-induzierter Mittelzufluss (Vergütungssumme abzgl. Wert 
des erzeugten Stroms) – EEG-induzierter Mittelabfluss (Summe der 
geleisteten EEG-Zahlungen)
Quelle: BDEW (2013)

Quelle: BDEW (2013)
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Bruttobeschäftigung Erneuerbare Energien  
pro 1000 Arbeitnehmer
2012

Bruttobeschäftigung Erneuerbare Energien 
pro 1000 Arbeitnehmer – Produktion und  
Installation von Anlagen 2012

Quelle: GWS (2013), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2013)

Quelle: GWS (2013), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2013)

Produktion und  
Installation von Anlagen

Betrieb und Wartung Brenn- und Kraftstoff
bereitstellung

Insgesamt

2011 2012 2011 2012 2011 2012 2011 2012

BW 29.260 26.170 9.580 9.960 4.060 4.930 42.910 41.060

BY 41.800 36.630 17.470 18.360 9.420 11.430 68.690 66.430

B 5.930 5.400 820 880 90 110 6.840 6.400

BB 11.690 9.820 4.300 4.630 5.220 5.650 21.220 20.100

HB 3.430 4.930 380 340 30 30 3.840 5.300

HH 5.490 6.030 740 790 880 870 7.110 7.690

HE 14.780 13.540 4.060 4.270 2.420 2.650 21.250 20.460

MV 5.780 5.960 2.050 2.370 4.030 4.090 11.860 12.420

NI 30.500 32.470 10.250 11.150 6.990 7.670 47.730 51.290

NRW 36.610 33.380 10.620 11.030 5.520 6.170 52.740 50.570

RLP 6.990 6.330 3.530 3.760 2.120 2.500 12.640 12.600

SL 1.490 1.560 550 580 240 310 2.290 2.440

SN 14.000 12.870 2.840 3.120 2.690 2.990 19.530 18.970

ST 16.090 14.710 3.190 3.510 5.430 5.660 24.710 23.870

SH 8.390 9.060 3.320 3.630 2.740 2.700 14.450 15.390

TH 9.760 8.240 2.060 2.280 2.330 2.880 14.150 13.410

BRD 242.000 227.100 75.800 80.700 54.200 60.600 372.000 368.400

Ohne Arbeitplätze in Verwaltung oder öffentlich geförderter Forschung. Durch Rundungen ergibt die Summe über alle Bundesländer nicht genau 
den Wert für Deutschland; Quelle: DLR/DIW/ZSW/GWS/Prognos (2013), GWS (2013)

Bruttobeschäftigung Erneuerbare Energien 
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www.foederal-erneuerbar.deQuelle: GWS 2013, DLR/DIW/ZSW/GWS/Prognos 2013, Stand: 06/2013

Bruttobeschäftigung in der Erneuerbare-Energien-Branche

  

 Windkraft

 Photovoltaik/Solarthermie 

 Bioenergie
 (Biomasse fest, Biogas, Biokraftstoffe)

 Wasserkraft
 Geothermie

Bruttobeschäftigung
insgesamt*

23.870Sachsen-
Anhalt

 10.040
6.050
7.450

60
270

 

12.420Mecklenburg-
Vorpommern

 4.760
 1.850

5.680
20

 110

 
 

15.390Schleswig-
Holstein

8.160
1.590
5.400

30
210

 

W

P

G

B
(

W
G

5.300Bremen

4.800
260
190

20
30

 

6.400Berlin

 2.680
2.640

 900
30

 140

 
 

51.290Niedersachsen

 26.390
 7.460

16.140
210

 1.110

 

7.690Hamburg 

 4.880
 1.140

1.470
30

 160

 
 

18.970Sachsen 

377.800Deutschland
gesamt**

 4.810
 7.790

5.750
180

 450

  
  

117.900

 100.500

128.900

7.200

13.900

  

  

20.100Brandenburg 

 5.080
6.680
7.960

40
340

 
 

13.410Thüringen

 1.910
 6.520

4.680
80

 230

 
 
 

66.430Bayern

 11.900
 18.610

28.610
2.720

 4.580
 
 
 41.060Baden-

Württemberg

9.220
 12.870

14.460
2.530

 1.970

 
 
 

2.440Saarland 

  920
 610

790
50
80

 
 

20.460Hessen 

 4.030
8.640
6.750

270
 760

 
 12.600Rheinland-Pfalz 

 3.680
 2.960

5.010
240

 700

 
 

50.570Nordrhein-
Westfalen 

14.600
14.870
17.700

650
2.740

* Die Summe der einzelnen Tätigkeits-
schwerpunkte unterscheidet sich aufgrund 
von Rundungen teilweise vom Gesamt-
ergebnis eines Bundeslandes.

** inkl. Bruttobeschäftigung im
     öffentlichen Sektor (2012: 9.400)

Quelle: GWS (2013), DLR/DIW/ZSW/GWS/Prognos (2013)
Stand: 06/2013
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Umsätze mit Klimaschutzbezug
(in Mio. Euro)

Umsätze mit Klimaschutzbezug 
pro 1000 Euro Bruttoinlandsprodukt 
2010 

Quelle: destatis (2013), Statistisches Bundesamt (2012), Statistisches 
Bundesamt (2011b), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2011b)

Anzahl Energiegenossenschaften
2011

Anteil der Energiegenossenschaften an der Ge-
samtzahl der eingetragenen Genossenschaften
2011

Quelle: KNI (2012) Quelle: KNI (2012)

2008 2009 2010

BW 1.946 3.269 4.810

BY 4.741 4.187 12.613

B 125 91 203

BB 881 944 1.497

HB 142 366 392

HH 218 171 373

HE 1.135 1.704 2.892

MV 1.215 1.181 1.753

NI 3.879 3.762 4.599

NRW 3.862 3.517 2.725

RLP 1.934 1.875 2.079

SL 14 71 101

SN 1.931 2.072 2.518

ST 2.020 1.543 2.144

SH 823 1.385 1.813

TH 1.029 1.192 1.740

BRD 25.895 27.330 42.258

Quelle: destatis (2013) 
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2009 2010 2011 2012 2013

BW 2.523 3.141 3.481 3.763 4.227

BY 4.478 5.452 6.247 6.632 7.377

B 671 877 991 1.077 1.178

BB 831 972 1.052 1.145 1.219

HB 138 162 181 199 216

HH 456 561 670 771 812

HE 1.155 1.395 1.556 1.688 1.915

MV 571 704 814 909 1.033

NI 2.733 3.573 3.961 4.352 4.625

NRW 2.598 3.219 3.557 3.860 4.179

RLP 811 943 1.161 1.301 1.451

SL 168 197 203 208 230

SN 948 1.162 1.272 1.432 1.600

ST 595 655 727 763 849

SH 1.352 1.908 2.127 2.376 2.550

TH 627 799 884 928 1.024

BRD 20.655 25.720 28.884 31.425 34.514

Stand: April 2013
Quelle: Firmenwissen (2013), Creditreform (2011), Creditreform (2010)

Anzahl der Unternehmen der Erneuerbare-Energien-Branche

Anzahl der Unternehmen der  
Erneuerbare-Energien-Branche
2013

Anteil der Unternehmen der Erneuerbare-
Energien-Branche an der Gesamtzahl
2013

Stand: April 2013; Quelle: FW (2013) Stand: April 2013; Quelle: FW (2013)



206

St
at

is
ti

k
Bundesländer mit neuer Energie

Forschungsförderung
Die größten Forschungsausgaben für Erneuer-
bare Energien im Jahr 2010 verzeichneten laut 
einer Erhebung des Projektträgers Jülich die 
Bundesländer im Nordwesten Deutschlands: 
Niedersachsen mit rund 15 Millionen Euro und 
Nordrhein-Westfalen mit rund 12 Millionen Euro 
gaben deutlich am meisten Geld für dieses zu-
kunftsträchtige Thema aus. Die drittmeisten 
Forschungsmittel wurden in Baden-Württem-
berg investiert, gefolgt von den kleinen und 
strukturschwächeren Ländern Sachsen-Anhalt 
und Sachsen. 

Wie stark sich die Länder in der Forschung an 
Erneuerbare-Energien-Technologien engagie-
ren, wird deutlich, wenn man die Forschungsgel-
der in Bezug zum jeweils erwirtschafteten 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) setzt: Hier ist Sach-
sen-Anhalt im Jahr 2010 mit über 120 Euro For-
schungsförderung pro 1 Millionen Euro BIP ganz 
vorne. Ebenfalls eine starke Förderung gibt es in 
Mecklenburg-Vorpommern, Bremen, Nieder-
sachsen und Sachsen. Die geringste Förderung, 
sowohl in absoluten als auch in relativen Zahlen, 
ist in Hamburg zu verzeichnen.

Erneuerbare-Energien-Studiengänge
Neben der Unterstützung der etablierten For-
schung, ist es auch wichtig Nachwuchs für Er-
neuerbare Energien zu begeistern und diesem 
entsprechende Ausbildungsmöglichkeiten zu ge-
ben. Mit dem Spitzenwert von 125 Solarschulen 
(2013) und der relativ hohen Anzahl von Studien-
gängen im Bereich Erneuerbare Energien agiert 
Bayern hier vorbildlich. Aber auch NRW (81 So-
larschulen/43 Erneuerbare-Energien(EE)-Studi-

Forschung

engänge), Baden-Württemberg (68 Solarschu-
len/35 EE-Studiengänge) oder Niedersachsen 
(105 Solarschulen/37 EE-Studiengänge) zeigen 
sich bei der Förderung des Nachwuchses im Be-
reich Erneuerbare Energien engagiert.

Im Vergleich zur Gesamtzahl der angebotenen 
Studiengänge ist das Thema Erneuerbare Ener-
gien in Schleswig-Holstein, Thüringen und Bran-
denburg am stärksten vertreten, mit Anteilen von 
3,9, 3,4 und 3 Prozent sind entsprechende Studi-
enmöglichkeiten in diesen Ländern deutlich 
stärker ausgeprägt als anderswo.

Patente im Bereich Erneuerbare Energien
Dass sich Forschungsförderung und Bildungsan-
gebote zum Thema Erneuerbare Energien aus-
zahlen, zeigt sich mit einem Blick auf relevante 
Patentanmeldungen aus dem Sektor. Jeweils 
über einen Zeitraum von drei Jahren betrachtet, 
konnte die Anzahl an Erneuerbare-Energien-
Patenten in den letzten Jahren kontinuierlich 
gesteigert werden. Zwischen 2009 und 2012 gab 
es immerhin schon knapp 1.700 Patentanmel-
dungen. Spitzenreiter war dabei das klassische 
Tüftlerland Baden-Württemberg, ganz knapp vor 
Bayern. Viele relevante Patente gab es zudem in 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen.
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2009 2010 2012 2013

BW 33 39 33 35

BY 26 28 28 27

B 10 13 13 12

BB 9 9 10 10

HB 6 6 8 8

HH 9 10 16 16

HE 19 25 19 19

MV 5 6 4 4

NI 30 35 36 37

NRW 37 47 41 43

RLP 13 15 15 15

SL 1 1 3 3

SN 21 27 16 18

ST 8 9 9 10

SH 14 14 15 16

TH 11 15 14 15

BRD 252 299 280 288

Durch einen Wechsel in der Quelle sind die Werte von 2009 und 2010 
nicht komplett mit den späteren Angaben vergleichbar 
Quelle: SEE (2013), SEE (2012), WiLa Bonn (2010), WiLa Bonn (2009)

2010 2011 2012 2013

BW 35 44 59 68

BY 95 98 120 125

B 17 22 44 57

BB 14 17 21 23

HB 6 7 9 9

HH 22 22 24 29

HE 46 49 60 61

MV 12 12 13 13

NI 70 76 100 105

NRW 51 58 72 81

RLP 47 51 55 57

SL 6 6 6 6

SN 8 8 11 15

ST 6 6 7 7

SH 29 29 35 40

TH 15 16 20 40

BRD 484 522 657 721

Quelle: Klimaschutzschulenatlas (2013), Klimaschutzschulenatlas 
(2012), Klimaschutzschulenatlas (2011)

Anzahl der Studiengänge 
im Bereich Erneuerbare Energien

Solarschulen

Anzahl der Erneuerbaren-Energien-Studien-
gänge an der Gesamtzahl
2013

Anteil der Solarschulen an der Gesamtzahl
2011

Quelle: SEE (2013), HRK (2013)

Quelle: Klimaschulenatlas (2012), Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder (2012)
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Forschungsausgaben der Länder 
für Erneuerbare Energien relativ zum BIP
2010

Forschungsausgaben der Länder 
für Erneuerbare Energien
2010

Quelle: PTJ (2012)

Anzahl der Patente im Bereich  
Erneuerbare Energien
2009–2012

Quelle: DPMA (2013)

Weitere Informationen
 
Der ForschungsVerbund Erneuerbare Energien (FVEE) 
ist das größte koordinierte Forschungsnetzwerk für 
Erneuerbare Energien in Europa. Die Mitglieder er-
forschen und entwickeln Techniken für Erneuerbare 
Energien und deren Integration in Energiesysteme, 
für Energieeffizienz und für Energiespeicherung. Mit 
etwa 2.800 Mitarbeitenden repräsentiert der FVEE 
rund 80 Prozent der Forschungskapazität für Erneu-
erbare in Deutschland.

www.fvee.de
 

Ergebnisse von Forschungsberichten zum Thema 
Erneuerbare Energien finden Sie in der Online-Bib-
liothek des BMU-geförderten Projektes „Forschungs-
radar Erneuerbare Energien“. Die Methodik, zentrale 
Annahmen und wichtige Ergebnisse werden kompakt 
erläutert und durch Grafiken ergänzt.

www.energie-studien.de

Quelle: PTJ (2012), Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2011b)
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Zustimmung zum Ausbau  
Erneuerbarer Energien
Die allgemeine Akzeptanz Erneuerbarer Energi-
en ist sehr hoch. Im Schnitt 93 Prozent der Deut-
schen schätzen den Ausbau und die verstärkte 
Nutzung der Erneuerbaren Energien laut einer 
Umfrage im Auftrag der Agentur für Erneuerbare 
Energien als wichtig bis außerordentlich wichtig 
ein. Ähnlich hohe Zustimmungsraten wurden 
auch schon in den Vorjahren gemessen. Zwischen 
den Bundesländern gibt es dabei nur geringe Un-
terschiede. Der höchste Zustimmungswert wurde 
2012 mit 97 Prozent im Saarland ermittelt.

Selbst bei der Abfrage der Zustimmung zu Erneu-
erbare-Energien-Anlagen in der eigenen Nach-
barschaft finden sich regelmäßig deutliche Mehr-
heiten. Insgesamt unterstützen mehr als zwei 
Drittel der Deutschen einen Ausbau der Erneuer-
baren Energien auch im Umkreis des eigenen 
Wohnortes. Hier sind zwar größere Unterschiede 
zwischen den Bundesländern zu notieren, diese 
haben jedoch wenig mit der Situation vor Ort zu 
tun: So ist in Bayern oder Rheinland-Pfalz trotz 
schon starker Nutzung der Erneuerbaren Energi-
en eine sehr hohe Zustimmung zu EE-Anlagen in 
der Nachbarschaft zu verzeichnen, in Niedersach-
sen ist diese – trotz auch hier vorhandener mehr-
heitlicher Zustimmung – unterdurchschnittlich. 

Akzeptanz für Netzausbau
Die Netzausbaupläne werden in den Medien rela-
tiv kontrovers diskutiert, oft wird auf Widerstände 
vor Ort verwiesen. Eine Umfrage von TNS Infra-
test im Auftrag der Agentur für Erneuerbare 
Energien von 2012 zeigt jedoch, dass die Men-
schen auch bereit sind Netzausbau zu akzeptie-
ren, sofern dieser für die Energiewende notwen-
dig ist. Knapp 63 Prozent der Bürger akzeptieren 
Netzausbau, wenn dieser dem Abtransport von 
regional erzeugtem Ökostrom dient. Ein Prozent-
punkt mehr ist es sogar, wenn der Netzausbau 
Voraussetzung für eine Vollversorgung mit Er-

Akzeptanz

neuerbaren Energien ist. Hierbei ist bemerkens-
wert, dass die Bürger Schleswig-Holsteins, ob-
wohl  besonders betrof fen,  d ie  höchste 
Zustimmung zeigen. Thüringen als weiteres stark 
betroffenes Land hat zwar im Vergleich relativ 
niedrige Zustimmungsraten, selbst hier findet 
sich mit 56 Prozent noch eine Mehrheit.

Energiegenossenschaften
Dass die Energiewende ein in der Bevölkerung 
verankertes Projekt ist, merkt man auch beim – 
nicht zuletzt finanziellen – Engagement der Men-
schen: So war 2012 knapp die Hälfte der Gesamt-
leistung der in Deutschland installierten 
Erneuerbare-Energien-Anlagen in der Hand von 
Privatleuten oder Landwirten. Ein beliebtes Mit-
tel, wie Bürger entsprechende Anlagen realisie-
ren, sind Energiegenossenschaften, die dement-
sprechend in den letzten Jahren einen enormen 
Aufschwung erlebt haben. Allein von 2010 auf 
2011 wuchs die Anzahl der Energiegenossen-
schaften um etwa die Hälfte auf dann 586. Der 
Großteil der Genossenschaften war in Bayern, 
Baden-Württemberg und Niedersachsen aktiv. 
Niedersachsen hat auch, gefolgt von Bremen, 
den größten Anteil an Genossenschaften, die sich 
mit der Projektierung von Erneuerbare-Energi-
en-Anlagen beschäftigen.

Haushalte mit Ökostrombezug
Auch durch die Nutzung von Ökostrom können 
die Bürger die Energiewende vorantreiben – 
schon 2011 nutzte knapp ein Fünftel der deut-
schen Haushalte diese Möglichkeit. Spitzenreiter 
hierbei war Hessen, wo über 28 Prozent der 
Haushalte auf einen Ökostromtarif setzten. Aber 
auch in Bayern, Baden-Württemberg oder Berlin 
gab es besonders viele Ökostromnutzer. Bemer-
kenswerterweise verzeichnen mit Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein zwei Länder mit 
hohen Anteilen Erneuerbarer Energien bei der 
Stromerzeugung die geringsten Anteile an Haus-
halten mit Ökostrombezug. 
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Befürwortung des Ausbaus Erneuerbarer  
Energien
2012

Prozentsatz der Antworten „wichtig“, „sehr wichtig“ und „außerordent-
lich wichtig“ auf die Frage, wie  wichtig der Ausbau und die verstärkte 
Nutzung Erneuerbarer Energien ist. 
Quelle: TNS (2012)

2010 2011 2012

BW 97 97 94

BY 95 94 94

B 95 96 96

BB 93 98 87

HB 96 97 96

HH 95 96 95

HE 98 98 93

MV 94 94 89

NI 96 94 93

NRW 94 93 94

RLP 94 97 94

SL 96 97 97

SN 96 92 93

ST 95 95 94

SH 96 96 95

TH 95 93 90

BRD 95 95 93

Durch einen Wechsel in der Quelle sind die Werte von 2009 und 2010 
nicht komplett mit den späteren Angaben vergleichbar 
Quelle: TNS (2012), TNS (2011), Forsa (2010)

Gesamt Solar Windenergie Biomasse

oVe1) mVe2) oVe1) mVe2) oVe1) mVe2)

BW 69 74 84 65 93 48 66

BY 75 78 82 68 86 42 59

B 64 78 92 53 64 33 86

BB 61 76 82 53 65 29 50

HB 65 73 85 62 72 25 52

HH 68 80 98 65 86 31 63

HE 67 77 86 65 69 43 61

MV 70 77 82 64 73 38 67

NI 62 74 89 61 70 32 40

NRW 68 75 97 63 80 36 52

RLP 73 83 97 66 76 36 45

SL 71 79 71 63 80 38 76

SN 62 75 77 51 61 31 44

ST 63 71 75 53 57 27 55

SH 69 82 90 66 76 33 49

TH 68 79 84 58 73 39 59

BRD 67 77 84 61 73 36 54

1) ohne Vorerfahrung; 2) mit Vorerfahrung; Prozentualer Anteil der Antworten „finde ich gut“ und „finde ich sehr gut“ auf die Frage nach Erneuerbare-
Energien-Anlagen in der Nachbarschaft; Quelle: TNS (2012)

Befürwortung des Ausbaus Erneuerbarer 
Energien 
(in Prozent)

Gesellschaftliche Akzeptanz Erneuerbarer Energien in der Nachbarschaft 2012
(in Prozent)
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Anteil der Haushalte mit Ökostrom-
bezug
2011

Einstellung gegenüber einer EEG-
Umlage von rd. 5 Cent/kWh
2013 

Akzeptanz von Netzausbau als Voraussetzung 
für eine Versorgung mit 100% Erneuerbaren 
Energien 2012

Akzeptanz von Netzausbau für den Abtransport 
regionalen EE-Stroms 2012

Quelle: TNS (2011) Prozentualer Anteil der Antworten „zu niedrig“ und „angemessen“ auf 
die Frage, wie eine (im Rahmen der Umfrage prognostizierte) Erhöhung 
der EEG-Umlage, die zur Förderung Erneuerbarer Energien über den 
Strompreis erhoben wird, eingeschätzt wird. 
Quelle: TNS (2012)

Quelle: TNS (2012) Quelle: TNS (2012)
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Weitere Informationen

Agentur für Erneuerbare Energien (AEE): www.unendlich-
viel-energie.de

Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB): Daten, 
www.ag-energiebilanzen.de

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA): Er-
neuerbare Energien, www.bafa.de/bafa/de/energie/erneuerba-
re_energien/index.html

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (BMELV): Energetische Nutzung nachwach-
sender Rohstoffe, http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/
Nachwachsende-Rohstoffe/Bioenergie/Bioenergie_node.html

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU): Erneuerbare Energien, www.erneuerbare-
energien.de

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi): 
Energiestatistiken, www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/
energiestatistiken.html

Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE): www.bee-ev.
de

Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW): 
Informationen zur Umsetzung des EEG und des KWK-G. Jah-
resabrechnung, www.bdew.de/bdew.nsf/id/DE_EEG__KWK-G

European Energy Exchange AG (eex): Strom, www.eex.de

Europäische Kommission: 
Eurostat: Europäische Statistik, www.epp.eurostat.ec.europa.
eu/portal/page/portal/eurostat/home

Eurostat: Energy Statistics: gas and electricity prices, http://
epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_SDDS/en/nrg_pc_esms.
htm

Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe (FNR): Nachwach-
sende Rohstoffe, http://www.fnr.de/basisinfo-nachwachsende-
rohstoffe/ueberblick/

Forschungsradar Erneuerbare Energien: Energiewirtschaftli-
che Studiendatenbank, www.energie-studien.de

Länderarbeitskreis (LAK) Energiebilanzen: /www.lak-ener-
giebilanzen.de/

Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Energie- und 
Wasserversorgung, http://www.statistik-portal.de/Statistik-
Portal/de_inhalt13.asp 

Statistisches Bundesamt Deutschland (Destatis): Energie, 
www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/
DE/Navigation/Statistiken/Energie/Energie.psml

Informationen der Landesregierungen  
zum Ausbaustand der Erneuerbaren Energien

Baden-Württemberg
http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/101787/
http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/UmweltVer-
kehr/

Bayern
http://www.stmwivt.bayern.de/energie-rohstoffe/
https://www.statistik.bayern.de/statistik/energie/

Abruf: 20. Juni 2013
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Berlin
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt/energie/index.
shtml
https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/grundlagen/
Energie-undWasserversorgung.asp?Ptyp=50&Sageb=430&cre
g=BBB&anzwer=0

Brandenburg
www.energie.brandenburg.de/‎
https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/grundlagen/
Energie-undWasserversorgung.asp?Ptyp=50&Sageb=430&cre
g=BBB&anzwer=0

Bremen
http://www.umwelt .bremen.de/de/detai l .php?gsid= 
bremen179.c.4321.de
http://www.statistik.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid= 
bremen65.c.1914.de

Hamburg
http://www.hamburg.de/energiewende/
http://www.statistik-nord.de/daten/verkehr-umwelt-und-ener-
gie/energie/

Hessen
http://www.energieland.hessen.de/
http://www.statistik-hessen.de/themenauswahl/industrie-
bau-handwerk-energie/index.html

Mecklenburg-Vorpommern
http://www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/
Regierungsportal/de/vm/Themen/Energie/index.jsp
http://www.statistik-mv.de/cms2/STAM_prod/STAM/de/uve/
index.jsp

Niedersachsen
http://www.umwelt.niedersachsen.de/energie/
http://www.lskn.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_
id=25703&article_id=87638&_psmand=40

Nordrhein-Westfalen
http://www.umwelt.nrw.de/klima/
http://www.it.nrw.de/statistik/h/daten/eckdaten/r522energie.
html

Rheinland-Pfalz
http://www.mwkel.rlp.de/Klimaschutz,-Energie/
http://www.statistik.rlp.de/wirtschaft/energie/

Saarland
http://www.saarland.de/energie.htm
http://www.saarland.de/5669.htm

Sachsen
http://www.energie.sachsen.de/
http://www.statistik.sachsen.de/html/499.htm#article1378

Sachsen-Anhalt
https://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=50298
http://www.stala.sachsen-anhalt.de/Internet/Home/Daten_
und_Fakten/4/43/index.html

Schleswig-Holstein
http://www.schleswig-holstein.de/Energie/DE/Energie_node.
html
http://www.statistik-nord.de/daten/verkehr-umwelt-und-ener-
gie/energie/

Thüringen
http://www.thueringen.de/th6/tmwat/energie/
http://www.tls.thueringen.de/Themennavi.asp?sg=43
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Die Agentur für Erneuerbare Energien wird  
getragen von Unternehmen und Verbänden der 
Erneuerbaren-Energien-Branche und gefördert 
durch die Bundesministerien für Umwelt und 
für Landwirtschaft.

Aufgabe ist es, über die Chancen und Vorteile  
einer nachhaltigen Energieversorgung auf  
Basis Erneuerbarer Energien aufzuklären – 
vom Klimaschutz über eine sichere Energiever-
sorgung bis zu Arbeitsplätzen, wirtschaftlicher 
Entwicklung und Innovationen. Die Agentur für 
Erneuerbare Energien e. V. arbeitet bundesweit 
partei- und gesellschaftsübergreifend.
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